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 Vorwort

Mit der 23. überarbeiteten Auflage von "Das Einmaleins der Entgeltabrechnung
2026" erhalten Sie eine umfassend aktualisierte Ausgabe dieses bewährten Stan-
dardwerks. Die Inhalte sind klar strukturiert und praxisnah aufbereitet, um Ihnen eine
schnelle Orientierung und eine effiziente Unterstützung im Arbeitsalltag zu bieten.
Wichtige Informationen und spezielle Hinweise sind durch folgende Symbole ge-
kennzeichnet:

Wichtig

Zeigt Ihnen, was Sie unbedingt beachten müssen.

Vorsicht

Darstellungen mit besonderer Aussagekraft oder Stolperfallen in der Praxis.

Tipp

Hier erhalten Sie nützliche Tipps für die tägliche Arbeit.

Hinweis

Besondere Hinweise und Anmerkungen.

Beispiel

Eine Vielzahl von praktischen Beispielen soll Ihnen das Verständnis erleichtern.

Aufgabe

Hier sind Sie gefordert – im praktischen Teil des Buches.

Das "Einmaleins der Entgeltabrechnung" richtet sich an Fachkräfte der Entgelt-
abrechnung und des Personalwesens und beantwortet in klarer, verständlicher Spra-
che zahlreiche Fragen, die im beruflichen Alltag auftauchen – vom Eintritt eines Mit-
arbeiters bis zu dessen Austritt oder Übergang in den Ruhestand. Zu den zentralen
Themen gehören:

• Welche rechtlichen und administrativen Vorgaben müssen bei der Einstellung
oder beim Austritt eines Mitarbeiters beachtet werden?
15



Vorwort
• Wie wird das Bruttoentgelt berechnet, und welche Einflussfaktoren spielen dabei
eine Rolle?

• Welche Abgaben sind zu entrichten, und wie erfolgt deren Berechnung?
• Welche Schritte sind nach der Entgeltabrechnung erforderlich, und welche Be-

hörden oder Institutionen müssen informiert werden?

Neben Grundlagenwissen behandelt das Werk auch spezielle Themen wie Minijobs,
betriebliche Altersversorgung und vieles mehr. Zahlreiche Praxisbeispiele und Mus-
terlösungen erleichtern das Verständnis und die Anwendung.

Das Buch eignet sich gleichermaßen für Neueinsteiger und erfahrene Praktiker, die ihr
Wissen auffrischen oder vertiefen möchten. Es ist nicht nur eine wertvolle Unterstüt-
zung für die Fachkräfte der Payroll, sondern bietet auch Mitarbeitenden aus der IT-Ab-
teilung wichtige Einblicke. Moderne Entgeltabrechnungssysteme erfordern oft individu-
elle Anpassungen, die unter Berücksichtigung gesetzlicher und tariflicher Vorgaben
vorgenommen werden müssen. Beispielhaft sei hier die Umsetzung eines Schichtplans
unter Berücksichtigung von Nacht- und Feiertagsarbeit sowie die Anwendung komple-
xer steuerlicher Regelungen, wie § 3b des Einkommensteuergesetzes, genannt.

Auch Personalbetreuer und -verwalter profitieren von diesem Standardwerk. Ob bei
Bonuszahlungen, Sachleistungen oder Änderungen im Beschäftigtenstatus – stets
müssen steuer- und sozialversicherungsrechtliche Vorgaben beachtet werden. "Das
Einmaleins der Entgeltabrechnung" liefert hierfür die nötigen Informationen.

Die Inhalte werden jährlich aktualisiert und durch Online-Updates ergänzt, sodass
Sie stets auf dem neuesten Stand sind. Das Buch eignet sich sowohl für das Selbst-
studium als auch als Begleitung zu Seminaren.

Entgeltabrechnung bleibt ein anspruchsvolles Fachgebiet, das qualifizierte und moti-
vierte Mitarbeiter erfordert. Ihr Engagement trägt entscheidend zum Erfolg und zur
Atmosphäre im Unternehmen bei. Mit diesem Standardwerk sowie weiteren Veröf-
fentlichungen aus dem Hause DATAKONTEXT, wie der Fachzeitschrift "LOHN+GE-
HALT", sind Sie bestens für Ihre Aufgaben gerüstet.

In der aktuellen Auflage sind die Änderungen zum Jahreswechsel 2025/2026 voll-
ständig berücksichtigt. Diese umfassen beispielsweise die Anpassung des Grund-
freibetrags, neue Rechengrößen in der Sozialversicherung. Auch aktuelle Änderun-
gen aus dem SGB VI-Anpassungsgesetz oder auch die Aktivrenten werden
dargestellt.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung aller Ge-
schlechterformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleicherma-
ßen für alle Geschlechter. Diese redaktionelle Entscheidung beinhaltet keine Wertung.

Für Druck- und Rechenfehler wird keine Haftung übernommen. Trotz sorgfältiger
Überarbeitung bitten wir etwaige Unstimmigkeiten zu entschuldigen.

Ich wünsche Ihnen viel Freude mit diesem Buch und freue mich über Ihre Anregungen.

Syke, den 05.01.2026 Markus Stier
16



 Abkürzungsverzeichnis

A

B

D

E

F

G

H

AAG Aufwendungsausgleichs-
gesetz

AE Arbeitsentgelt
AG Arbeitgeber
AltEinkG Alterseinkünftegesetz
AN Arbeitnehmer
AO Abgabenordnung
AOK Allgemeine Ortskranken-

kasse
ArEV Arbeitsentgeltverordnung
ATE Auslandstätigkeitserlass
ATZ Altersteilzeit
AV Arbeitslosenversicherung
Azubi Auszubildende(r)

BAB Betriebsabrechnungsbogen
bAV Betriebliche Alters-

versorgung
BBG Beitragsbemessungsgrenze
BDA Bundesverband der 

Arbeitgeberverbände
BEEG Bundeserziehungsgeld- und 

Elternzeitgesetz
BetrAVG Betriebliches Alters-

vermögensgesetz
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGRS Beitragsgruppenschlüssel
BKK Betriebskrankenkasse
BMG Bemessungsgrundlage
BSG Bundessozialgericht
BFH Bundesfinanzhof
BUrlG Bundesurlaubsgesetz
BVerG Bundesverfassungsgericht

BVV Beitragsverfahrens-
verordnung

DEÜV Datenerfassungs- und 
-übermittlungsverordnung

d. h. das heißt
DV Direktversicherung

EAE Einzelarbeitsentgelt
EB Einmalbezug
EFZG Entgeltfortzahlungsgesetz
EK Ersatzkasse
ELStAM Elektronische Lohn-

steuerabzugsmerkmale
ELSTER-
DB

ELSTER-Datenbank

EStG Einkommensteuergesetz

F Faktor

GAE Gesamtarbeitsentgelt
GoBD Grundsätze der Prüfbarkeit 

digitaler Unterlagen
GewStG Gewerbesteuergesetz
ggf. gegebenenfalls
GKV Gesetzliche Kranken-

versicherung

HGB Handelsgesetzbuch
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Abkürzungsverzeichnis
I

J

K

L

M

P

R

S

T

U

V

Z

IKK Innungskrankenkasse
i. V. m. in Verbindung mit

JAE Jahresarbeitsentgelt
JAEG Jahresarbeitsentgeltgrenze

KV Krankenversicherung

LJ Lebensjahr
LStDV Lohnsteuerdurch-

führungsverordnung
LStR Lohnsteuerrichtlinien

MuSchG Mutterschutzgesetz

PKV Private Kranken-
versicherung

PV Pflegeversicherung

RV Rentenversicherung
Rz. Randziffer

SFN Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtzuschläge

SGB Sozialgesetzbuch
SolZ Solidaritätszuschlag
St-Tage Steuertage
SV Sozialversicherung
SvEV Sozialversicherungs-

entgeltverordnung
SV-Tage Sozialversicherungstage

TN Teilnehmer

u. a. unter anderem
UStG Umsatzsteuergesetz
usw. und so weiter
U1 Umlage 1
U2 Umlage 2

VermBG Vermögensbildungsgesetz
VFB Versorgungsfreibetrag

z. B. zum Beispiel
ZPO Zivilprozessordnung
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 1 Überblick Neuerungen 2026

Jährlich müssen die Basiswerte auch zum 01.01. wieder angepasst werden. Steuer-
lich sind dies u. a.:

• Altersentlastungsbetrag,
• Versorgungsfreibetrag und Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag,
• Entgeltumwandlung nach § 3 Nr. 63 EStG.

Sozialversicherungsrechtlich wurden u. a. geändert:

• Beitragsbemessungsgrenzen,
• Jahresarbeitsentgeltgrenzen,
• Arbeitgeberzuschuss zu KV und PV,
• sonstige Rechengrößen,
• einige Beitragssätze,
• Sachbezugswerte.

1.1 Änderungen bzw. wichtige Grunddaten für 
das Jahr 2026 und notwendige Aktionen

Änderungen Aktionen

Beitragsbemessungsgrenzen
RV/AV: 101.400 €
KV/PV: 69.750 €

Rechenwerte werden von den 
Systemen aktualisiert

Beiträge
RV: 18,6 %
AV: 2,6 %
PV: 3,6 %
KV: 14,6 %

Rechenwerte werden von den 
Systemen aktualisiert, Netto-
lohnhochrechnungen anpassen

Jahresarbeitsentgeltgrenze
für am 31.12.2002 privat Versicherte: 69.750 €
Sonstige privat Versicherte: 77.400 €

Bei der Prüfung auf KV-Freiheit 
beachten, ggf. Reports oder 
Programme anpassen

Beitragszuschuss zur
privaten KV, allgemein: 508,59 €
privaten KV, ohne Krankengeldanspruch: 491,16 €
privaten PV: 104,63 €
privaten PV, Sachsen: 75,56 €

Rechenwerte in den Systemen 
aktualisieren



1 Überblick Neuerungen 2026
Sachbezugswerte u. a.
Frühstück: 2,37 €
Mittagessen: 4,57 €
Abendessen: 4,57 €

Lohnarten anpassen

KV für Studenten und Praktikanten ab 
01.08.2024: 87,38 € zzgl. des kassenindividuel-
len Zusatzbeitrags

Lohnarten anpassen

PV für Studenten und Praktikanten ab 
01.01.2025: 30,78 €
ohne Kinder ab 01.01.2025: 35,91 €

Lohnarten anpassen

KV-Anwartschaftsversicherung: 57,74 € zzgl. des 
kassenindividuellen Zusatzbeitrags

Lohnarten anpassen

PV-Anwartschaftsversicherung: 14,24 € Lohnarten anpassen

Entgeltumwandlung gemäß Betriebsrentenstär-
kungsgesetz (§ 3 Nr. 63 EStG)
Höchstbetrag: 8.112 €/Jahr bzw. 676 €/Monat

Lohnarten anpassen;
evtl. erhöhen die Mitarbeiter ih-
ren Vertrag

Altersentlastungsbetrag 12,8 %, max. 608 €/Jahr Lohnarten anpassen

Versorgungsfreibetrag 12,8 %, max. 960 €/Jahr Lohnarten anpassen

Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag max. 
288 €/Jahr

Lohnarten anpassen

Schwerbehindertenausgleichsabgabe
155 € bei 3 bis 5 %
275 € bei 2 bis 3 %
405 € bei unter 2 %

815 € bei gar keiner Beschäftigung von Schwer-
behinderten (Sonderregelungen für kleinere Un-
ternehmen beachten).

Anpassung

Pfändungsfreigrenzen
für den Schuldner: 1.555,00 €/Monat
für den ersten Unterhaltsberechtigten: 585,23 €/
Monat
für den zweiten bis fünften Unterhaltsberechtig-
ten: 326,04 €/Monat
Absolute Höchstgrenze gemäß § 850c Abs. 2 
Satz 2 ZPO: 4.766,99 €/Monat

Tabelle seit 01.07.2025

Neue Tabelle zum 01.07.2026 
(Werte bei Druck noch nicht be-
kannt)

Änderungen Aktionen
22



1.2 Rechengrößen 2026
1.2 Rechengrößen 2026
Name bundesweit

Beitragsbemessungsgrenze RV und AV
jährlich

101.400 €
+ 4.800 €

Beitragsbemessungsgrenze RV und AV
monatlich

8.450 €
+ 400 €

Beitragsbemessungsgrenze KV und PV
jährlich

69.750 €
+ 3.600 €

Beitragsbemessungsgrenze KV und PV
monatlich

5.812,50 €
+ 300 €

Jahresarbeitsentgeltgrenze für KV
(allgemein)

77.400 €
+ 3.600 €

Jahresarbeitsentgeltgrenze für KV
(PKV-Versicherte am 31.12.2002)

69.750 €
+ 3.600 €

Bezugsgröße jährlich (RV) 47.460 €
+ 2.970 €

Geringverdienergrenze (monatlich) 325 €

Geringfügigkeitsgrenze (monatlich) 603 €

Faktor (Übergangsbereich) 0,6619

Sachbezugswert
Frühstück
Mittag- und Abendessen

2,37 €
4,57 €

Rentenversicherung 18,6 %

Knappschaftliche Rentenversicherung 24,7 %

Arbeitslosenversicherung 2,6 %

Pflegeversicherung 3,6 %

Allgemeiner Beitragssatz der gesetzlichen KV 14,6 %

Ermäßigter Beitragssatz der gesetzlichen KV 14,0 %

Durchschnittlicher Zusatzbeitrag 2,9 %

Künstlersozialversicherung 4,9 %

Insolvenzschutzabgabe 0,15 %
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1 Überblick Neuerungen 2026
1.3 Mindestlohn und Anpassung seit 
01.01.2026

Am 01.01.2015 ist das Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie, das sog. Mindest-
lohngesetz (MiLoG), in Kraft getreten.

Hier ein Überblick über die wichtigsten Eckpunkte im Gesetz:

Höchstbeitragszuschuss für privat Krankenversicherte 508,59 €

Höchstbeitragszuschuss für privat Krankenversicherte 
(ohne Krankengeldanspruch)

491,16 €

Höchstbeitragszuschuss für private Pflegeversicherung 104,63 €

Höchstbeitragszuschuss für private Pflegeversicherung 
(nur für Sachsen)

75,56 €

KV für Studenten und Praktikanten ab 01.08.2022 zzgl. des kas-
senindividuellen Zusatzbeitrags

87,38 €

PV für Studenten und Praktikanten ab 01.01.2025 30,78 €

PV für Studenten und Praktikanten ab 01.01.2025 – kinderlose 35,91 €

KV-Anwartschaftsversicherung
10 % der Bezugsgröße: 395,50 € x allgemeiner Beitragssatz der 
Krankenkasse 14,6 % zzgl. des kassenindividuellen Zusatzbei-
trags

57,74 €

PV-Anwartschaftsversicherung
10 % der Bezugsgröße: 395,50 € x allgemeiner Beitragssatz in 
der Pflegeversicherung 3,6 %

14,24 €

Hinzuverdienstgrenze für Rentner (2026) keine

Einkommensgrenze für Familienversicherung 565,00 €

Einkommensgrenze für Familienversicherung mit geringfügiger 
Beschäftigung

603,00 €

Gesetzlicher Mindestlohn
ab 01.01.2026 pro Zeitstunde (brutto) 13,90 €

Grenze für Betriebsprüfungen der Unfallversicherung 711,90 €
24



1.3 Mindestlohn und Anpassung seit 01.01.2026
1.3.1 Höhe des Mindestlohns und 
Ausnahmeregelungen

Wichtig
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie (Mindestlohngesetz) wurde seit
dem 01.01.2015 ein flächendeckender Mindestlohn in Höhe von 8,50 € in
Deutschland eingeführt.

Mit dem Gesetz zur Anpassung der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns wurde
die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns ab dem 01.01.2022 beschlossen.
Zum 01.01.2026 wurde der gesetzliche Mindestlohn zuletzt auf 13,90 € ange-
hoben. Die Anpassung erfolgt nach Vorgabe des Mindestlohngesetzes alle zwei
Jahre durch die Mindestlohnkommission.

Der Mindestlohn ist auf alle in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer anzuwen-
den, unabhängig davon, ob der Arbeitgeber seinen Firmensitz im Inland oder Aus-
land hat. Fällig ist der Mindestlohn spätestens am letzten Bankarbeitstag des Mo-
nats, der auf den Monat folgt, in dem der Arbeitnehmer die Arbeitsleistung
erbracht hat. Allerdings sind eine Vielzahl von Ausnahmeregelungen zu beachten,
bei denen der gesetzliche Mindestlohn keine Anwendung findet.

Vom Mindestlohn ausgeschlossen sind beispielsweise Auszubildende in der Be-
rufsausbildung. Auch Ehrenamtliche haben keinen Anspruch auf Mindestlohn –
letztendlich eine logische Schlussfolgerung, denn ein ehrenamtlich Tätiger ohne Ent-
gelt kann keinen Anspruch auf einen Mindestlohn geltend machen. Kinder und Ju-
gendliche bis 18 Jahre haben keinen Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn,
wenn sie noch keine Berufsausbildung abgeschlossen haben. Praktikanten werden
dagegen umfangreicher im Mindestlohngesetz geregelt. Grundsätzlich will der Ge-
setzgeber einen Missbrauch von Praktikanten verhindern, deshalb spricht er ihnen
auch den gesetzlichen Mindestlohn zu. Allerdings mit Ausnahmen:

• Pflichtpraktika und
• Orientierungspraktika/begleitende Praktika von bis zu drei Monaten sind vom

Mindestlohn ausgeschlossen.
• Ebenfalls vom Mindestlohn ausgeschlossen sind sog. begleitende Praktika, wenn

bei dem gleichen Arbeitgeber nicht bereits vorher ein solches Praktikumsverhält-
nis bestand.

• Letzte Ausnahme bei den Praktikanten sind Praktika in den Fällen des § 54 SGB
III (sog. Einstiegsqualifizierungen) oder Praktika in den Fällen der §§ 68 bis 70
Berufsbildungsgesetz (sog. Berufsausbildungsvorbereitung).

Tipp

Arbeitgeber sollten ihre firmeninternen Regelungen zum Thema Praktikanten
überprüfen, denn nicht überall, wo Praktikant draufsteht, steht auch wirklich ein
Praktikum dahinter!
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1 Überblick Neuerungen 2026
Langzeitarbeitslose erhalten in den ersten sechs Monaten ihrer Beschäftigung kei-
nen Mindestlohn. Danach haben sie Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn.
Die Regelung soll eine verbesserte Möglichkeit zur Rückkehr in den Arbeitsmarkt er-
möglichen.

Eine weitere besondere Gruppe im Mindestlohngesetz ist die der Zeitungszusteller.
Für diese gilt der Mindestlohn im Rahmen einer stufenweisen Anpassung. Somit er-
halten Zeitungszusteller:

• ab dem 01.01.2015 75 % des Mindestlohns (6,38 €),
• ab dem 01.01.2016 85 % (7,23 €) und
• ab dem 01.01.2017 den Mindestlohn in Höhe von 8,50 € und
• seit dem 01.01.2018 den gesetzlichen Mindestlohn nach Beschluss der Mindest-

lohnkommission. Somit sind hier keine abweichenden Werte zu berücksichtigen.

Wichtig

Dabei ist zu beachten, dass die Erhöhung des Mindestlohns zum 01.01.2017 für
die Gruppe der Zeitungszusteller tatsächlich erst ab dem 01.01.2018 zur Anwen-
dung gekommen ist (siehe Kap. 1.3.2.).

1.3.2 Tarifverträge mit Übergangsregelung
Im Mindestlohngesetz ist in § 24 neben der Sonderregelung für Zeitungszusteller
eine Übergangsregelung für die Jahre 2015 bis Ende 2017 vorgesehen. Diese Über-
gangsregelung war für Tarifverträge anzuwenden, bei denen abweichend von der
gesetzlichen Mindestlohnregelung eine Vereinbarung unter 8,84 € getroffen wurde.
Diese abweichende Regelung für Tarifverträge und Vereinbarungen nach dem Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) und Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG)
sieht seit dem 01.01.2017 eine Lohnuntergrenze von 8,50 € und seit dem
01.01.2018 den tatsächlichen Mindestlohn in Höhe von 8,84 € vor. Somit ist seit
dem 01.01.2018 jedem Arbeitnehmer pro Zeitstunde der gesetzliche Mindest-
lohn zu zahlen.

1.3.3 Arbeitszeitkonto
Arbeitnehmer, die Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn haben, während die-
ser jedoch durch die Zahlung des verstetigten Arbeitseinkommens nicht erfüllt ist,
können Überstunden auf ein Arbeitszeitkonto einstellen. Dieses Arbeitszeitkonto
muss dann innerhalb von 12 Kalendermonaten nach der jeweiligen Erfassung durch
bezahlte Freistellung oder Auszahlung der Überstunden ausgeglichen werden. Die
eingestellte Arbeitszeit darf 50 % der vereinbarten Arbeitszeit nicht übersteigen.
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1.3 Mindestlohn und Anpassung seit 01.01.2026
1.3.4 Aufzeichnungspflichten

Wichtig

Ein wichtiger Punkt im Mindestlohngesetz ist die Regelung zur Aufzeichnung der
Arbeitszeit.

Das Mindestlohngesetz verweist an dieser Stelle auf den § 2a des Gesetzes zur Be-
kämpfung der Schwarzarbeit und die darin genannten Arbeitnehmer. Zusätzlich
werden aber auch die geringfügig Beschäftigten genannt, bei denen der Be-
ginn, die Dauer und das Ende der täglichen Arbeitszeit aufgezeichnet werden
müssen. Diese Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren und
müssen spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung fol-
genden Kalendertages erfolgen. Für Entleiher, dem ein Verleiher eine/n oder meh-
rere Arbeitnehmerin/nen und Arbeitnehmer zur Verfügung stellt, gelten diese Rege-
lungen parallel.

Hinweis

Arbeitgeber müssen nach der Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung (Mi-
LoDokV) vom 29.07.2015 keine Arbeitszeiten mehr für ihre Arbeitnehmer aufzeich-
nen, wenn das regelmäßige Bruttoarbeitsentgelt des Arbeitnehmers mehr als
2.974 € beträgt und das Entgelt jeweils für die letzten 12 Monate nachweisbar aus-
gezahlt wurde. Keine Arbeitszeiten müssen aufgezeichnet werden, wenn das re-
gelmäßige Bruttoarbeitsentgelt des Arbeitnehmers mehr als 4.461 € beträgt. Beide
Regelungen bleiben parallel bestehen und können jeweils angewendet werden.

Wichtig

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit Urteil vom 13.09.2022 (Aktenzeichen 1
ABR 22/21) entschieden, dass auch in Deutschland die gesamte Arbeitszeit der
Arbeitnehmer aufzuzeichnen ist. Der Arbeitgeber hat nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) ein System einzuführen, mit dem die von den Ar-
beitnehmern geleistete Arbeitszeit erfasst werden kann. Konsequenzen aus die-
sem Urteil müssen ggf. von einem Fachanwalt geprüft werden.

1.3.5 Bürgenhaftung
Ein weiterer sehr wichtiger Punkt im Mindestlohngesetz ist die Bürgenhaftung. Der
Gesetzgeber ahndet Verstöße mit sehr hohen Geldbußen von bis zu 500.000 €. Ge-
meint ist die Haftung des Auftraggebers von Werk- oder Dienstleistungen in dem
Fall, dass ein Sub- oder Nachunternehmer oder aber auch ein von diesem beauf-
tragtes Unternehmen seinen Arbeitnehmern im Rahmen der Arbeitnehmerüberlas-
sung nicht den gesetzlichen Mindestlohn zahlt. Der Auftraggeber haftet in diesen
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Fällen wie ein Bürge für die Einhaltung der Mindestlohnregelungen für die Arbeitneh-
mer. Der Gesetzgeber verstärkt mit dieser Regelung die Wirksamkeit des Mindest-
lohns. In der Praxis wird sich noch herausstellen müssen, inwieweit die Auftraggeber
vollumfänglich ihrer Kontrollpflicht nachkommen können.

1.3.6 Anrechenbarkeit auf den Mindestlohn
Aufgrund fehlender gesetzlicher Klarstellung hat die Bundesregierung in einer Ant-
wort (BT-Drucksache 18/1558, Seite 84) auf die Stellungnahme des Bundesrates
(BT-Drucksache 18/1558, Seite 74) auf die Urteile des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) vom 14.04.2005 (Aktenzeichen C-341/02) und 07.11.2013 (Aktenzeichen C-
522/12) verwiesen. Nach den beiden Urteilen sind Zulagen nur dann Bestandteil des
Mindestlohns, wenn sie nicht das Verhältnis zwischen der Leistung des Arbeitneh-
mers und der von ihm erhaltenen Gegenleistung verändern und somit ihrem Zweck
nach die eigentliche Arbeitsleistung mit dem Mindestlohn entgelten sollen. Danach
ist ein Weihnachtsgeld oder Urlaubsgeld nur dann anrechenbar, wenn es zum maß-
geblichen Fälligkeitstermin des Mindestlohns gezahlt wird.

Hinweis

Werden Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld vom Arbeitgeber
über das Jahr verteilt und vorbehaltlos und unwiderruflich monatlich jeweils mit 1/
12 gezahlt, sind diese Zahlungen auf den gesetzlichen Mindestlohn anrechenbar.
Die Revision einer Arbeitnehmerin vor dem BAG blieb erfolglos. Das BAG hat mit
Urteil vom 25.05.2016 (Aktenzeichen 5 AZR 135/16) die Vorinstanz bestätigt.

Der Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz wird als Brutto-Stundenlohn je Zeit-
stunde festgesetzt. Das Gesetz macht den Anspruch nicht von der zeitlichen Lage
der Arbeit oder den mit der Arbeitsleistung verbundenen Umständen oder Erfolgen
abhängig. Der Anspruch auf den Mindestlohn ist dann erfüllt, wenn dieser dem Ar-
beitnehmer endgültig zur freien Verfügung übereignet oder überwiesen ist.

Alle im Austauschverhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer stehenden
Geldleistungen des Arbeitgebers sind geeignet, den Mindestlohnanspruch des Ar-
beitnehmers zu erfüllen. Von den im arbeitsvertraglichen Austauschverhältnis er-
brachten Entgeltzahlungen des Arbeitgebers fehlt nur solchen die Erfüllungswirkung,
die der Arbeitgeber ohne Rücksicht auf eine tatsächliche Arbeitsleistung erbringt
oder die auf einer besonderen gesetzlichen Zweckbestimmung beruhen (siehe auch
BAG-Urteil vom 17.01.2018, Aktenzeichen 5 AZR 69/17).

Zu den berücksichtigungsfähigen Zulagen und Zuschlägen gehören u. a.:

• Zulagen und Zuschläge, mit denen lediglich die regelmäßige und dauerhaft ver-
traglich geschuldete Arbeitsleistung vergütet wird,

• Akkordprämien,
• Qualitätsprämien,
• Überstundenvergütungen für tatsächlich geleistete Überstunden,
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• Sonn- und Feiertagszuschläge,
• Schmutz- und Gefahrenzulage.

Nicht zu berücksichtigen sind u. a.:

• Nachtarbeitszuschläge,
• Beiträge zur betrieblichen Altersvorsorge,
• Beiträge zu vermögenswirksamen Leistungen,
• Aufwandsentschädigungen.

Hinweis

Weitere Informationen zur Anrechenbarkeit von Lohnbestandteilen zur Erfüllung
des gesetzlichen Mindestlohnanspruchs finden Sie auf der Internetseite der Zoll-
behörde (www.zoll.de) unter der Rubrik Mindestlohn nach dem Mindestlohnge-
setz.
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 2 Grundlagen der 
Entgeltabrechnung

2.1 Aufgaben der Entgeltabrechnung
Im Rahmen der Entgeltabrechnung fallen eine Vielzahl von Aufgaben an.

Dazu gehören in erster Linie:

• Feststellung der Arbeitnehmereigenschaft,
• Festlegung des Arbeitslohns unter Beachtung der rechtlichen und vertraglichen

Ansprüche,
• Berechnung der Lohn- und Kirchensteuer,
• Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge,
• Berücksichtigung von Nettobe- und -abzügen,
• Führen von Lohnkonten und Lohnjournalen,
• Anmeldung und Abführung der steuerrechtlichen und sozialversicherungsrechtli-

chen Abzüge,
• Meldepflichten in der Sozialversicherung,
• Buchen und Verteilen des Personalaufwands im Rahmen des betrieblichen

Rechnungswesens,
• Erstellen von Bescheinigungen und Statistiken,
• Beachtung der Arbeitgeberfürsorgepflichten.

2.2 Arbeitnehmereigenschaft
Vor der Durchführung der Entgeltabrechnungen ist zunächst zu prüfen, ob arbeits-
rechtlich ein Arbeits- oder Dienstverhältnis vorliegt oder ob es sich um eine freiberuf-
liche bzw. selbständige Tätigkeit handelt.

Nur für nichtselbständige Arbeitnehmer erstellt der Arbeitgeber die Abrechnungen
und ermittelt die gesetzlichen Abzüge. Selbständige und Freiberufler tragen selbst
Verantwortung für die korrekte Abführung der Steuer- und Sozialversicherungsbei-
träge.

2.3 Arbeitnehmerbegriff
Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Vorschriften definieren den Arbeitnehmer-
begriff. Nach § 1 der Lohnsteuerdurchführungsverordnung (LStDV) handelt es sich
bei Arbeitnehmern um Personen, die aus einem aktiven oder früheren Dienstverhält-
nis Arbeitslohn beziehen. Im Unterschied zur Sozialversicherung liegt die Arbeitneh-
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mereigenschaft auch dann vor, wenn aus einem früheren Dienstverhältnis Arbeits-
lohn bezogen wird.

Ein Dienstverhältnis besteht, wenn der Arbeitnehmer weisungsgebunden und in die
Organisation des Betriebs eingegliedert ist. Grundsätzlich gibt es eine weitgehende
Übereinstimmung zwischen dem steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen
Arbeitnehmerbegriff. Ausnahmen bestehen z. B. bei Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rern einer GmbH. Steuerrechtlich handelt es sich hierbei um Arbeitnehmer, sozial-
versicherungsrechtlich im Regelfall nicht.

Folgende Kriterien sprechen für eine Eingliederung des Arbeitnehmers in die Organi-
sation des Betriebs und lassen somit eine nichtselbständige Tätigkeit, also Arbeit-
nehmereigenschaft, vermuten:

• persönliche und wirtschaftliche Abhängigkeit,
• genau geregelte Arbeitszeiten,
• ein vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellter fester Arbeitsplatz,
• Urlaubsanspruch und Überstundenvergütung,
• Fortzahlung der Vergütung im Urlaubs- oder Krankheitsfall,
• Einbeziehung in die Sozialleistungen des Betriebs,
• Weisungsgebundenheit.

Mit dem Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer
Gesetze führte der Gesetzgeber zum 01.04.2017 den § 611a BGB ein. Mit diesem
wird die gesetzliche Definition des Begriffs „Arbeitnehmer“ zur Abgrenzung von Ar-
beitsverträgen zu Werkverträgen im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) ergänzt.

Wichtig

Unabhängig von der Bezeichnung liegt ein Arbeitsvertrag vor, wenn sich dies aus
der tatsächlichen Durchführung des Vertragsverhältnisses ergibt. Dabei kommt es
auf die tatsächliche Bezeichnung im Vertrag nicht an.

Dabei sind die im § 611a BGB genannten Kriterien nicht neu. Die o. g. Aufzählung
beinhaltet u. a. auch im neuen Paragrafen genannte Punkte wie z. B. Weisungsge-
bundenheit, persönliche Abhängigkeit etc.

2.4 Arbeitslohn
Obwohl im allgemeinen Sprachgebrauch die Bezeichnung „Entgelt“ verwendet wird,
differenziert das Steuerrecht den Begriff des „Arbeitslohns“.

Das Einkommensteuergesetz definiert in § 8 Abs. 1 EStG in Verbindung mit § 19
Abs. 1 EStG Arbeitslohn als alle Einnahmen, die einem Arbeitnehmer oder seinem
Erben aus einem gegenwärtigen oder früheren Dienstverhältnis zufließen. Als Ein-
nahmen zählen nicht nur Geld, sondern auch Sachbezüge und geldwerte Vorteile
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(z. B. Firmenwagen zur privaten Nutzung, verbilligter Einkauf von Waren und Dienst-
leistungen).

Leistungen, die der Arbeitgeber im allgemeinen betrieblichen Interesse erbringt,
wie beispielsweise die Bereitstellung von Aufenthaltsräumen, gehören dagegen nicht
zum Arbeitslohn. Sogenannte Aufmerksamkeiten (z. B. die Bereitstellung von Ge-
tränken in Besprechungsräumen, Geschenke im Wert von bis zu 60 € an den Arbeit-
nehmer aufgrund eines persönlichen Ereignisses) fallen ebenso nicht unter den Ar-
beitslohnbegriff.

Grundsätzlich unterliegt Arbeitslohn im steuerrechtlichen Sinne der Lohnsteuer. Be-
stimmte Einnahmen sind jedoch steuerfrei. Dazu zählen z. B. Beitragsleistungen zur
betrieblichen Altersversorgung und Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeit.

2.5 Arbeitsentgelt
Arbeitsentgelt ist ein Begriff aus der Sozialversicherung. Zum Arbeitsentgelt gehö-
ren alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig,
ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder
in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung
oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden.

2.6 Laufende Bezüge und Einmalbezüge
In der Abrechnungspraxis führen die unterschiedlichen Bruttobezüge zum steuer-
pflichtigen Arbeitslohn und sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt. In EDV-
Programmen erfolgt deren Abbildung über sogenannte Lohnarten. Die verschiede-
nen Bruttobezüge (Lohnarten) unterteilen sich in laufende Bezüge und Einmalbe-
züge.

Typische laufende Bezüge sind:

• Gehälter,
• Monatslöhne,
• Stundenlöhne,
• vermögenswirksame Leistungen (AG-Anteile),
• Schichtzulagen,
• Nachzahlungen und Vorauszahlungen, wenn sich diese ausschließlich auf Lohn-

zahlungszeiträume beziehen, die im Kalenderjahr der Zahlung enden,
• Arbeitslohn für Lohnzahlungszeiträume des abgelaufenen Kalenderjahres, der in-

nerhalb der ersten drei Wochen des Folgejahres zufließt.

Laufende Bezüge werden regelmäßig bezahlt. Die Versteuerung erfolgt über die Ta-
ges-, Wochen- oder Monatslohnsteuertabelle.
33



2 Grundlagen der Entgeltabrechnung
Als häufige Einmalbezüge kommen vor:

• Weihnachtsvergütungen,
• Urlaubsgelder,
• Umsatzprovisionen,
• Tantiemen,
• Abfindungen.

Einmalbezüge werden nicht monatlich, sondern nur gelegentlich für einen ganz be-
stimmten Zweck vergütet. Die steuerrechtliche Bezeichnung für solche Einmalbe-
züge lautet sonstige Bezüge.

Sonstige Bezüge werden generell über die Jahreslohnsteuertabelle versteuert.

2.7 Lohnzahlungszeitraum/-Lohnabrech-
nungszeitraum

Der Lohnzahlungszeitraum ist der Zeitraum, für den Arbeitslohn bzw. Arbeitsentgelt
gezahlt wird. Der Lohnabrechnungszeitraum bezieht sich hingegen auf den Zeit-
raum, für den Arbeitslohn und Arbeitsentgelt abgerechnet werden. In der Praxis stim-
men Lohnzahlungszeitraum und Lohnabrechnungszeitraum in aller Regel überein.
Üblicherweise werden Löhne und Gehälter pro Kalendermonat bezahlt und abge-
rechnet.

Leistet der Arbeitgeber für den Lohnabrechnungszeitraum lediglich eine Abschlags-
zahlung und erfolgt die eigentliche Lohnabrechnung erst später, kann er nach § 39b
Abs. 5 EStG den Lohnzahlungszeitraum als Lohnabrechnungszeitraum behandeln
und die Lohnsteuer erst bei der Lohnabrechnung einbehalten.

Hinweis

Diese Regelung gilt jedoch nicht, wenn der Lohnabrechnungszeitraum fünf Wo-
chen übersteigt oder die Lohnabrechnung nicht innerhalb von drei Wochen nach
dessen Ablauf erfolgt.

2.8 Zufluss- und Entstehungsprinzip
2.8.1 Lohnsteuer
Nach § 38 Abs. 2 EStG entsteht die Lohnsteuerschuld, sobald der Arbeitslohn dem
Arbeitnehmer zufließt. Dies ist der Zeitpunkt, zu dem der Arbeitgeber den Arbeits-
lohn an den Arbeitnehmer ausbezahlt und zu dem dieser wirtschaftlich darüber ver-
fügen kann. Bei Überweisung der Löhne und Gehälter erfolgt der Zufluss im Moment
der Kontogutschrift.
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2.8 Zufluss- und Entstehungsprinzip
§ 38a EStG regelt ergänzend dazu, dass laufende Bezüge in dem Kalenderjahr zu-
fließen, in dem der Lohnzahlungszeitraum endet. In diesem Sonderfall wird also das
eigentliche Zuflussprinzip in der Steuer durchbrochen. Dagegen gelten sonstige Be-
züge immer zum Zeitpunkt des Zuflusses als bezogen.

Beispiel 1

Ein Arbeitgeber zahlt monatlich die Löhne und Gehälter aus. Für den Monat De-
zember des laufenden Jahres erfolgt die Auszahlung des Arbeitslohns erst im Ja-
nuar des Folgejahres.

In diesem Fall gilt der Arbeitslohn noch als im Dezember des laufenden Jahres
zugeflossen.

Beispiel 2

Werden im obigen Fall Weihnachtsgelder mit ausbezahlt, fließen diese im Januar
des neuen Jahres zu und müssen der Januarabrechnung zugeordnet werden.
Eine gemeinsame Abrechnung mit den laufenden Bezügen für Dezember wäre
nicht möglich. Um dem zu entgehen, sollte man die Dezemberlöhne noch im De-
zember überweisen. Dann gelten auch sonstige Bezüge noch im alten Jahr als zu-
geflossen und können gemeinsam mit den laufenden Bezügen mit der Dezember-
abrechnung versteuert werden.

2.8.2 Sozialversicherung
Im Sozialversicherungsrecht galt in der Vergangenheit für die Beitragserhebung so-
wohl für laufende Bezüge als auch für einmalige Zuwendungen (Einmalbezüge) ein-
heitlich das Entstehungsprinzip. § 22 Abs. 1 SGB IV besagt, dass Beiträge dann
fällig werden, wenn der Anspruch des Arbeitnehmers auf das Arbeitsentgelt entstan-
den ist.

Diese Regelung hat zur Konsequenz, dass Beiträge bereits dann anfallen, wenn der
Arbeitslohn geschuldet wird. Auf die tatsächliche Auszahlung kommt es nicht an.

Derartig unterschiedliche Regelungen des Steuer- und Sozialversicherungsrechts,
nämlich auf der einen Seite das Zuflussprinzip und auf der anderen Seite das Ent-
stehungsprinzip, verursachten regelmäßig Probleme und Unsicherheiten.

Hinweis

Seit dem 01.04.2003 gilt in der Sozialversicherung für Einmalbezüge das Zu-
flussprinzip. Für laufende Bezüge ist in der Sozialversicherung jedoch weiterhin
das Entstehungsprinzip anzuwenden.
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 3 Ein- und Austritt von 
Arbeitnehmern

3.1 Neueintritt Arbeitnehmer
Beim Neueintritt eines Arbeitnehmers sind unter anderem folgende Aufgaben vom
Arbeitgeber zu erfüllen (als Hilfestellung finden Sie in Kap. 14 eine Checkliste zu die-
sem Thema):

• Einbehaltung der Arbeitspapiere (siehe Kap. 3.1.3);
• Feststellung steuer- und sozialversicherungsrechtlicher Merkmale aus den Ar-

beitspapieren;
• Feststellung der Beitragspflicht in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung

– hier ist vor allem zu entscheiden, ob Versicherungsfreiheit oder Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung besteht (siehe Kap. 5.5.3);

• seit dem 01.01.2005 ist darauf zu achten, ob für den Arbeitnehmer ein sog. Kin-
derlosenzuschlag ab 01.07.2023 in Höhe von 0,6 % in der Pflegeversicherung bei
Kinderlosigkeit zu erheben ist. Ab dem zweiten Kind, das das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat oder vollendet hätte, wird ein Beitragsabschlag berück-
sichtigt (siehe Kap. 5.6.2.5);

• Anmeldung des Arbeitnehmers bei der zuständigen Krankenkasse;
• Festlegung der Entlohnungshöhe und eventueller Zulagen.

3.1.1 Anmeldung
Der Arbeitgeber muss den neuen Arbeitnehmer mithilfe des Formulars Meldung zur
Sozialversicherung mit dem Meldegrund „10“ bei seiner Krankenkasse anmelden.

Hinweis

Seit 2006 gilt eine einheitliche Meldefrist für alle meldepflichtigen Tatbestände (mit
Ausnahme der Jahresmeldung).

Demnach müssen die Meldungen mit der nächsten Abrechnung durchgeführt wer-
den, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach Eintritt. Für die Jahresmeldun-
gen ist der 15.02. des Folgejahres als spätester Meldezeitpunkt zu beachten.

Seit 2006 gilt die gesetzliche Verpflichtung zur elektronischen Durchführung aller
Meldetatbestände.
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3.1.2 Zuständige Krankenkasse

Wichtig

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme
seiner Beschäftigung dem Arbeitgeber die gewählte Krankenkasse mitzuteilen.

Unterlässt er dies, hat der Arbeitgeber ihn bei der Krankenkasse anzumelden, bei
der er zuletzt versichert war. Ansonsten kann der Arbeitgeber die Krankenkasse frei
wählen (§ 175 Abs. 3 SGB IV).

Bei einem privat krankenversicherten Arbeitnehmer geht die Meldung an eine belie-
bige gesetzliche Krankenkasse, die der Arbeitnehmer auch im Falle einer Versiche-
rungspflicht wählen könnte.

Folgende Daten sind zu melden:

• Versicherungsnummer (dem Versicherungsnummernnachweis zu entnehmen
oder elektronische abzurufen),

• Personalnummer (Angabe ist freiwillig),
• Name und Anschrift des Arbeitnehmers,
• Grund der Abgabe (Anmeldung Meldeschlüssel 10),
• Beginn der Beschäftigung (TT.MM.JJJJ),
• Betriebsnummer des Arbeitgebers (Betriebsnummer wird vom Arbeitsamt zu-

geteilt),
• Personengruppe (Mithilfe des Personengruppenschlüssels werden den Arbeit-

nehmern bestimmte Sozialversicherungsmerkmale zugeordnet. Kommen meh-
rere Möglichkeiten infrage, ist stets der niedrigste Schlüssel anzugeben.),

• Beitragsgruppen (Der Beitragsgruppenschlüssel drückt aus, ob bzw. in welcher
Form in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung Versicherungspflicht be-
steht.),

• Tätigkeitsschlüssel (Die Agentur für Arbeit hat ein Verzeichnis mit allen Schlüs-
seln im Internet bereitgestellt bzw. im Lohnprogramm ist diese hinterlegt.),

• Staatsangehörigkeitsschlüssel (Die Krankenkassen veröffentlichen Listen aller
Staatsangehörigkeitsschlüssel.).

3.1.3 Übersicht Arbeitspapiere und weitere 
Angaben

Der Arbeitnehmer legt bei Beginn einer neuen Beschäftigung seine Arbeitspapiere
vor.
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3.1 Neueintritt Arbeitnehmer
Eine Übersicht wichtiger Arbeitspapiere:

• Aufenthaltserlaubnis und Arbeitserlaubnis bei ausländischen Arbeitnehmern,
• Nachweis der Staatsangehörigkeit,
• Urlaubsbescheinigung,
• Bildungsurlaubsbescheinigung,
• Bescheinigung über bereits genommene Elternzeit,
• Bescheinigung über private Krankenversicherung,
• Bescheinigung der Krankenkasse über private Mitgliedschaft,
• Nachweis über vermögenswirksame Leistungen,
• Schwerbehindertenausweis (freiwillige Angabe).

Der Arbeitgeber hat die Arbeitspapiere ordnungsgemäß für die Dauer des Dienstver-
hältnisses aufzubewahren. Bei Ende der Beschäftigung hat der Arbeitgeber die Ar-
beitspapiere umgehend dem Arbeitnehmer auszuhändigen.

Zusätzlich hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber weitere Angaben mitzuteilen. Ein
gesonderter Nachweis ist dafür nicht notwendig:

• Versicherungsnummer der Deutschen Rentenversicherung (Rentenversiche-
rungsnummer), falls keine Rentenversicherungsnummer bei der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund elektronisch abgefragt werden kann (alternativ kann auch
eine Anmeldung ohne Rentenversicherungsnummer erfolgen),

• gesetzliche Krankenkassen,
• Steuer-Identifikationsnummer,
• Geburtsdatum,
• Haupt- oder Nebenarbeitgeber (für ELStAM-Anmeldung).

3.1.4 Lohnsteuerabzugsmerkmale
Die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) werden für alle unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer erstellt, das sind solche Arbeit-
nehmer, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. Das Ein-
kommensteuerrecht definiert den Wohnsitz dort, wo der Steuerpflichtige auf Dauer
eine Wohnung bzw. Haus tatsächlich nutzt.

Ein mindestens sechsmonatiger Inlandsaufenthalt führt zu einem gewöhnlichen Auf-
enthalt. Anderen Arbeitnehmern, die ihren Wohnsitz im Ausland haben und dort ge-
meldet sind, stellt das Finanzamt eine Bescheinigung über die für den Lohnsteuerab-
zug maßgeblichen Daten aus (Ersatzbescheinigung nach § 39 EStG). Diese
Arbeitnehmer werden als „beschränkt steuerpflichtig“ bezeichnet.

3.1.4.1 Steuer-Identifikationsnummer
Im Zuge des Projekts „ELSTER II“ wurde jedem Steuerpflichtigen im Jahr 2008 eine
neue Steuer Identifikationsnummer zugeteilt. Diese hat die eTIN mit Wirkung zum
01.01.2010 ersetzt.
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Wichtig

Der Arbeitnehmer muss dem Arbeitgeber seine Steuer-Identifikationsnummer
(Steuer-ID) mitteilen, da nur die persönlich bekannt gegebene Steuer-ID zur Nut-
zung der ELStAM-Datenbank berechtigt. Eine durch ein Konzernunternehmen
rechtmäßig erhobene Steuer-ID eines Arbeitnehmers kann auch durch eine zum
selben Konzern gehörende Stelle verwendet werden (§ 139b Abs. 2 Nr. 4 AO).

3.1.4.2 Bedeutung der Lohnsteuerabzugsmerkmale
Der Arbeitgeber ruft die Lohnsteuerabzugsmerkmale von der ELStAM-Datenbank
ab. Die bereitgestellten Lohnsteuerabzugsmerkmale sind unbedingt einzuhalten.
Weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer dürfen eigenständig Veränderungen daran
vornehmen.

Zum Jahresende bzw. bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses erstellt der Arbeitge-
ber die sogenannte Lohnsteuerbescheinigung (siehe Kap 4.9). Sinn und Zweck dieser
Bescheinigung bestehen darin, das Finanzamt über die gezahlten Bruttobezüge, an-
gefallene Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag usw. zu informieren. Die
Lohnsteuerbescheinigung dient als Grundlage für die Einkommensteuererklärung. 

Arbeitgeber, die maschinell abrechnen, müssen die Lohnsteuerbescheinigung ab
dem Jahr 2005 elektronisch erstellen.

Wichtig

Die Lohnsteuerbescheinigung muss vom Arbeitgeber spätestens bis zum letzten
Tag des Monats Februar des Folgejahres an die Finanzverwaltung übermittelt
werden (auch bei unterjährigem Austritt). Für das Kalenderjahr 2025 bedeutet
dies, dass die Übermittlung bis spätestens 28.02.2026 erfolgen muss. Dies gilt so-
wohl für unbeschränkt als auch für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer.
Nach der Übermittlung ist das Verarbeitungsprotokoll abzurufen, und im Ausdruck
der Lohnsteuerbescheinigung muss das Transferticket der Datenübermittlung an-
gegeben werden. Die Arbeitnehmer erhalten eine Kopie der Lohnsteuerbescheini-
gung (DIN-A4-Format).

3.1.4.3 Verwendung der Lohnsteuerabzugsmerkmale
Maschinelle Bereitstellung der Daten (ELStAM): Seit dem 01.01.2013 muss der Ar-
beitgeber die Lohnsteuerabzugsmerkmale aus der ELStAM-Datenbank abrufen.

3.1.4.4 Arbeitnehmer bleibt „Herr seiner Daten“
Damit der Arbeitnehmer „Herr seiner Daten“ bleibt, war es notwendig, ihm eine Mög-
lichkeit zu geben, eine Zuordnung in der Datenbank vorzunehmen. Dies wird durch
drei Zugriffsmöglichkeiten umgesetzt:
40



3.1 Neueintritt Arbeitnehmer
1. Vollsperrung für alle Arbeitgeber: Ob dies eine sinnvolle Möglichkeit ist, bleibt
offen. Alle Arbeitgeber, die die Lohnsteuerdaten abrufen, erhalten die Meldung
„keine Zugriffsberechtigung“.

2. Negativliste für Arbeitgeber: In diesem Fall lässt der Arbeitnehmer konkrete Ar-
beitgeber für den Abruf sperren. Die Zuordnung zu dem Arbeitgeber erfolgt an-
hand der Steuernummer. Der Arbeitnehmer kann dann alle seine Arbeitgeber
sperren, die nicht die Hauptarbeitgebereigenschaft erhalten sollen.

3. Positivliste für Arbeitgeber: Der gemeldete Arbeitgeber erhält die Hauptarbeit-
gebereigenschaft, alle anderen Arbeitgeber erhalten die Meldung „keine Zugriffs-
berechtigung“. Der Arbeitnehmer hat die Möglichkeit, bis zu zehn Arbeitgeber zu
melden.

Ist der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer gesperrt worden oder nicht in der Positivliste
vorhanden, wird sein Zugriff abgelehnt. Es werden keine ELStAM übermittelt, auch
nicht die Lohnsteuerklasse VI. Der Arbeitgeber muss dann reagieren und beim Ar-
beitnehmer nachfragen, warum er abgelehnt wird.

Hinweis

Einige Softwaresysteme werden in diesen Fällen automatisch die Lohnsteuer-
klasse VI setzen und eine entsprechende Meldung herausgeben.

3.1.4.5 Authentifizierung
Für den Datenabruf ist die Authentifizierung im ELSTER-Online-Portal zwingend er-
forderlich. Das seit 2009 notwendige Zertifikat für die Übermittlung der Lohnsteuer-
bescheinigung ist nur drei Jahre gültig und muss dann verlängert werden. Evtl. muss
der Arbeitgeber vor dem Abruf der ELStAM-Daten eine Verlängerung beantragen.

Wird die Entgeltabrechnung durch einen Dienstleister vorgenommen, muss vor dem
Initiallauf die Berechtigung des Dienstleisters für den Datenabruf geklärt werden. In
der ELSTER-Datenbank (DB) muss der Arbeitgeber den Dienstleister für den Daten-
abruf autorisieren. Der Dienstleister ruft die Daten seinerseits mithilfe der Steuer-ID
des Arbeitgebers und seiner eigenen Steuer-ID ab. Bei einem Wechsel des Dienst-
leisters muss der Arbeitgeber dies in der ELSTER-DB eintragen. Der alte Dienstleis-
ter ist dann gesperrt und kann keine Daten mehr abrufen. Diese Regelungen sind
auch bei einer betriebs- oder konzerninternen Dienstleistung zu beachten.

3.1.4.6 Notwendige Abrufdaten
Für den Abruf sind die folgenden Daten vom Arbeitgeber vorzugeben:

• Steuer-ID des Arbeitnehmers,
• Kennzeichen Hauptarbeitgeber,
• melderechtliches Geburtsdatum,
• zu berücksichtigender Freibetrag (bei St-Kl. VI mit Freibetrag),
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3 Ein- und Austritt von Arbeitnehmern
• Datum für ELStAM-Anmeldung ohne Eintritt,
• Datum für ELStAM-Abmeldung ohne Austritt,
• Referenzdatum Arbeitgeber (Datum, ab wann dem AG die ELStAM geliefert wer-

den sollen).

3.1.4.6.1 Steuerliche ID-Nummer
Grundsätzlich muss der Arbeitnehmer seine Erlaubnis zum Datenabruf geben. Dafür
genügt die Bekanntgabe der steuerlichen ID-Nr. Sollte der Arbeitgeber die ID-Nr.
nicht vom Arbeitnehmer erhalten, darf er die Daten auch dann nicht abrufen, wenn er
die ID-Nr. kennt. Beim Initiallauf kann davon ausgegangen werden, dass alle gespei-
cherten Arbeitnehmer die Erlaubnis gegeben haben.

3.1.4.6.2 Kennzeichen Hauptarbeitgeber
Das Feld „Hauptarbeitgeber“ oder „1. Arbeitgeber“ signalisiert dem System, dass die
Hauptlohnsteuerklasse vergeben werden muss. Die ELSTER-Datenbank nimmt
keine inhaltliche Prüfung des angemeldeten Sachverhaltes vor. Ist kein Hauptarbeit-
geber vorhanden und die Anmeldung ohne das Kennzeichen erfolgt, wird die LSt-
Klasse VI vergeben. Alle weiteren ELStAM werden mit übersandt.

Wichtig

Der Arbeitgeber muss die übermittelten ELStAM so verwenden, wie sie bereitge-
stellt werden. Er muss dies auch tun, wenn ihm die Daten suspekt vorkommen,
der Arbeitnehmer z. B. LSt-Klasse I hat, obwohl er verheiratet ist. Hierbei muss
berücksichtigt werden, dass der Arbeitnehmer sich durchaus ungünstigere Steu-
ermerkmale eintragen lassen kann.

3.1.4.6.3 Melderechtliches Geburtsdatum

Vorsicht

Das Geburtsdatum muss das gleiche sein, das im Personalausweis oder im Pass
steht. Es kann sein, dass der Arbeitnehmer ein Fantasiegeburtsdatum in seinen
Personaldokumenten stehen hat, z. B. 00.00.JJJJ oder 30.02.JJJJ oder
TT.MM.2099. In diesen Fällen ist das Geburtsdatum nicht bekannt. Um eine Sozi-
alversicherungsnummer zu erhalten, müsste in der DEÜV aber ein „echtes“ Ge-
burtsdatum eingegeben werden, z. B. 01.01.JJJJ. Wird der Abruf mit diesem Da-
tum aus dem Stammsatz vorgenommen, kommt es zu einer Fehlermeldung. Evtl.
muss im ELStAM-Verfahren ein abweichendes steuerliches Geburtsdatum ver-
wendet werden.

3.1.4.6.4 Zu berücksichtigender Freibetrag bei LSt-Klasse VI
Da die Lohnsteuer nur der Abschlag auf die Einkommensteuer ist, sollten die monat-
lichen Lohnsteuerbeträge in einem Jahr möglichst nahe an die Einkommensteuer
herankommen. Die Lohnsteuerklasse VI wird allerdings ohne Freibeträge gerechnet,
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3.1 Neueintritt Arbeitnehmer
so dass es zu einer zu hohen Steuer kommen kann. Um diesen Nachteil bereits bei
der monatlichen Entgeltabrechnung auszugleichen, konnte bei LSt-Klasse VI ein
Freibetrag eingetragen werden, jeweils in Höhe des zu versteuernden Einkommens,
und bei LSt-Klasse I wurde ein entsprechender Hinzurechnungsbetrag eingetragen.
Im ELStAM-Verfahren wird dieser Freibetrag nicht automatisch übermittelt. Er wird
vom Finanzamt in einer Summe eingetragen und der Arbeitgeber muss beim Abruf
der ELStAM mit angeben, wie hoch der abzurufende Freibetrag sein soll. Diese In-
formation muss er vom Arbeitnehmer bekommen. Alternativ können Arbeitnehmer
der Finanzbehörde mitteilen, welcher Arbeitgeber den Freibetrag in der Steuerklasse
VI erhalten soll. Somit entfällt die Notwendigkeit, dass der Arbeitnehmer seinen Ar-
beitgeber über den Freibetrag informieren muss und dieser eine Ab- und Anmeldung
zum Abruf des Freibetrags vornehmen muss.

Vorsicht

Diese Regelung gilt nur bei LSt-Klasse VI, bei allen anderen LSt-Klassen wird der
Freibetrag automatisch mitgeliefert.

3.1.4.6.5 Datum für ELStAM-Anmeldung ohne Eintritt
Dieses Datum wird benötigt, um Arbeitnehmer anzumelden, die vorher keinen ech-
ten Austritt hatten. Dies kann z. B. dann der Fall sein, wenn der Arbeitnehmer wäh-
rend der Elternzeit bei einem anderen Arbeitgeber arbeitet.

3.1.4.6.6 Datum für ELStAM-Abmeldung ohne Austritt
Dieses Datum wird benötigt, um Arbeitnehmer steuerlich abzumelden, bei denen das
arbeitsrechtliche Beschäftigungsverhältnis jedoch bestehen bleibt. Dies kann z. B.
dann der Fall sein, wenn der Arbeitnehmer während der Elternzeit bei einem ande-
ren Arbeitgeber arbeitet.

3.1.4.6.7 Referenzdatum
Das Referenzdatum ist ein Datenfeld zur Identifikation des Datenabrufs. Über dieses
Datum wird bei einer Abmeldung der Bezug zum richtigen Datensatz hergestellt.
Beim Einstieg in das Verfahren muss das aktuelle Datum als Referenzdatum mit an-
gegeben werden. Nach dem Start des Verfahrens ist das Referenzdatum immer das
Eintrittsdatum.

Für weitere Meldungen wird auf der Datenbank eine 1:1-Beziehung hergestellt.

3.1.4.7 Bildung der ELStAM
Grundlage für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale sind die von den Melde-
behörden mitgeteilten melderechtlichen Daten, wobei die Finanzverwaltung grund-
sätzlich an diese melderechtlichen Daten gebunden ist.

Zuständig für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale ist in der Regel das
Wohnsitzfinanzamt des unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmers.
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3 Ein- und Austritt von Arbeitnehmern
Ändert sich der Familienstand eines Arbeitnehmers, z. B. durch Eheschließung, Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft, Tod des Ehegatten/Lebenspartners oder
Scheidung, führt dies automatisch dazu, dass die nach Landesrecht für das Melde-
wesen zuständigen Behörden die melderechtlichen Änderungen des Familienstan-
des an die Finanzverwaltung übermitteln.

3.1.4.8 Rückmeldung der ELStAM
Der ELStAM-Datensatz beinhaltet folgende Informationen:

• Steuer-ID des Arbeitnehmers,
• Datum der Bereitstellung,
• Datum „gültig ab“,
• Steuerklasse,
• bei Anwendung des Faktorverfahrens den Minderungsfaktor zur Steuerklasse IV,
• Religion des Steuerpflichtigen,
• ggf. auch Religion des Ehegatten/Lebenspartners,
• Freibetrag/Hinzurechnungsbetrag,
• Anzahl Kinderfreibeträge.

Nach erfolgreichem ELStAM-Abruf hat der Arbeitgeber die abgerufenen ELStAM
grundsätzlich für die nächste auf den Abrufzeitpunkt folgende Lohnabrechnung an-
zuwenden und im Lohnkonto aufzuzeichnen.

Der Datensatz enthält nur dann ein Kirchensteuermerkmal, wenn in dem Bundesland
des Arbeitgebers Kirchensteuer einbehalten werden muss.

3.1.4.9 Aktionen beim Eintritt
Aktionen beim Eintritt eines Arbeitnehmers:

1. Der Arbeitnehmer muss dem Arbeitgeber seine Steuer-ID und sein amtliches Ge-
burtsdatum (aus dem Personaldokument) nennen. Die Daten werden in dem
System gespeichert. Hat der Arbeitnehmer eine Positivliste auf der ELSTER-Da-
tenbank eingerichtet, muss er den Arbeitgeber zulassen.

2. Eine Anmeldung kann erst nach dem Eintrittsdatum erfolgen. Evtl. ist ein Wieder-
vorlagedatum zu erfassen. In Zukunft soll es möglich sein, die Anmeldung vorher
durchzuführen (Zukunftsmeldung).

3. Der Arbeitgeber meldet den Mitarbeiter auf der ELSTER-Datenbank an und über-
mittelt die Steuer-ID und das Geburtsdatum des Arbeitnehmers sowie die Steuer-
nummer des Arbeitgebers. Sollte ein Dienstleister die Payroll ausführen, ist des-
sen Steuernummer zu melden. Dabei ist zu beachten, dass Unternehmen häufig
mehrere Steuernummern erhalten (für Umsatzsteuer, für Lohnsteuer, für Körper-
schaftssteuer). Für die Teilnahme an ELStAM muss die Steuernummer verwen-
det werden, mit der auch die Lohnsteueranmeldung (siehe Kap. 6.2.2.1) übermit-
telt wird.
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3.1 Neueintritt Arbeitnehmer
4. Der Arbeitgeber (Dienstleister) erhält eine E-Mail, dass die Daten bereitstehen.
5. Der Arbeitgeber ruft die Daten ab und spielt sie in sein System ein.

In der ELStAM-Datenbank kann eine falsche Anmeldung (derzeit) nicht storniert wer-
den. Um eine mit falschem Datum vorgenommene Anmeldung zurückzunehmen, ist
gegenwärtig nur der Weg über eine Abmeldung am gleichen Tag möglich. In diesem
Fall wird aber in der Datenbank ein steuerliches Arbeitsverhältnis von einem Tag ge-
speichert. Hierbei ist allerdings zu beachten, dass mit der Anmeldung automatisch
beim alten Arbeitgeber eine Abmeldung vorgenommen wird. Diese muss korrigiert
werden.

Beispiel

Arbeitnehmer soll zum 01.04. eingestellt werden.

Neuer AG – meldet den AN zum 01.04. an und erhält LSt-Klasse I

Alter AG – hat noch nicht abgemeldet und erhält für April die LSt-Klasse VI

Neuer AG – Personalabteilung informiert, dass AN erst am 01.05. beginnt

Neuer AG – Abmeldung des AN zum 01.04. – damit Arbeitsverhältnis von 1 Tag

Alter AG – meldet den AN zum 01.04. ab

Alter AG – meldet den AN zum 02.04. an – bekommt LSt-Klasse I

3.1.5 Sozialversicherungsnachweis
3.1.5.1 Allgemeines
Der Rentenversicherungsträger verschickt an alle Versicherten einen Nachweis mit
der Sozialversicherungsnummer (ehemals SV-Ausweis). Dieser enthält die Versi-
cherungsnummer und die persönlichen Daten des Arbeitnehmers. Mit dem 8. SGB
IV-Änderungsgesetz wurde der Sozialversicherungsausweis in seiner bisherigen
Form abgeschafft und durch den Sozialversicherungsnummernnachweis ersetzt.
Diesen stellt weiterhin die Deutsche Rentenversicherung aus.

Abbildung 3.1: Muster eines Sozialversicherungsnachweises
45



3 Ein- und Austritt von Arbeitnehmern
Seit 2005 wird die Rentenversicherungsnummer bereits mit der Geburt zugeteilt, weil
sie zur Bildung der Krankenversichertennummer verwendet wird. Die Rentenversi-
cherungsnummer wird also bereits Neugeborenen von der Deutschen Rentenversi-
cherung zugeteilt und schriftlich mitgeteilt.

Dies erfolgte bis zum Jahr 2011 durch den, von der Bundesdruckerei hergestellten
SV-Ausweis. Seit 2012 wird die Versicherungsnummer hingegen im Rahmen eines
schlichten Anschreibens der Deutschen Rentenversicherung mitgeteilt. Mit Wirkung
zum 01.01.2023 wird dieses Schreiben gesetzlich in Versicherungsnummernnach-
weis umbenannt.

Bis 31.12.2022 mussten Beschäftigte ihrem Arbeitgeber bei Beschäftigungsauf-
nahme den SV-Ausweis vorlegen, damit eine Aufnahme in die Entgeltunterlagen er-
folgen und die Nummer für das DEÜV-Meldeverfahren verwendet werden kann.

Der Sozialversicherungsausweis enthielt die in § 18h Abs. 1 Satz 1 SGB IV be-
stimmten sowie zusätzlichen Angaben:

1. den Aufdruck „Sozialversicherungsausweis“ (mehrsprachig),
2. die Versicherungsnummer,
3. den Familiennamen,
4. den Geburtsnamen,
5. den Vornamen,
6. den Aufdruck „Deutsche Rentenversicherung“,
7. das Ausstellungsdatum und
8. die Nummern 2 bis 5 und 7 codiert aufgebracht.

Bereits seit mehreren Jahren gibt es aber auch ein elektronisches Abfrageverfahren,
mit dem die Arbeitgeber die Versicherungsnummer direkt bei der Datenstelle der
Rentenversicherung anfordern können.

Arbeitgeber rufen die Versicherungsnummer über ihr Entgeltabrechnungsprogramm
bei der Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) ab. Dieses Verfahren ist für Ar-
beitgeber verpflichtend. Nur wenn keine Versicherungsnummer zurückgemeldet wer-
den kann, müssen Beschäftigte ihren Versicherungsnummernnachweis vorlegen.
Wurde noch gar keine RV-Nummer vergeben, stoßen Arbeitgeber die Vergabe einer
Versicherungsnummer über das Meldeverfahren an.

Die Datenstelle der Rentenversicherung übermittelt dem Arbeitgebenden daraufhin
unverzüglich die Versicherungsnummer zurück – oder den Hinweis, dass die Ver-
gabe der Versicherungsnummer mit der DEÜV-Anmeldung erfolgt.

In einigen Branchen müssen die Beschäftigten ständig ein Dokument bei sich führen,
mit dem sie sich gegenüber dem Zoll ausweisen können. Früher war das der Sozial-
versicherungsausweis. Heute reicht ein Personalausweis, Pass, Passersatz oder
Ausweisersatz. Dieses Dokument müssen Beschäftigte auf Verlangen dem Zoll bei
einer Kontrolle vorlegen.
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3.1.6 Mitführungspflicht von Personaldokumenten
Der SV-Ausweis war für eine Prüfung nicht ausreichend und wurde daher nicht für
Prüfungszwecke herangezogen.

Arbeitnehmer, die in den nachstehend genannten Branchen arbeiten, müssen Per-
sonaldokumente mitführen. Dies kann der Personalausweis oder der Pass sein. Ein
Führerschein wird nicht akzeptiert.

Der Arbeitgeber muss seine betroffenen Arbeitnehmer über die Mitführungs- und
Vorlagepflicht informieren. Der Nachweis über die Information ist den Lohnunterla-
gen beizulegen.

Unterlässt der Arbeitgeber die Information oder kann er sie nicht nachweisen, kön-
nen Bußgelder erhoben werden (bis 1.000 €). Haben Arbeitnehmer ihre Personalpa-
piere nicht dabei, kann ihnen ein Bußgeld (bis 5.000 €) drohen. Branchen, in denen
die Arbeitnehmer ihre Personaldokumente mitführen müssen, sind:

• Bau,
• Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe,
• Personenbeförderung,
• Speditions-, Transport- und damit verbundene Logistikgewerbe,
• Schaustellergewerbe,
• Friseur- und Kosmetikgewerbe,
• Gebäudereinigung,
• Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen,
• Fleischwirtschaft.

3.2 Ende der Beschäftigung
3.2.1 Tätigkeiten bei Austritt
Beim Austritt eines Arbeitnehmers hat der Arbeitgeber eine Reihe von Pflichten zu
erfüllen (als Hilfestellung finden Sie in Kap. 14 eine Checkliste zu diesem Thema).

Dazu gehören z. B.:

• Abschluss des Lohnkontos,
• elektronische Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung,
• Abmeldung des Arbeitnehmers bei der zuständigen Krankenkasse,
• Bescheinigung über den bereits gewährten bzw. abgegoltenen Urlaub,
• Bescheinigung über bereits genommene Elternzeit,
• Ausstellung eines qualifizierten Arbeitszeugnisses,
• Übermittlung der sogenannten Arbeitsbescheinigung, die der Agentur für Arbeit zur

Berechnung eines eventuellen Arbeitslosengeldes dient (nur auf Anforderung).
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Hinweis

Über die Besonderheiten, die sich bei einem Austritt oder auch Eintritt während
des Monats, also nicht zum Monatsletzten bzw. Monatsersten, ergeben, gibt das
Kap. Teillohnzahlungszeitraum (siehe Kap. 7) Auskunft.

3.2.2 Abmeldung ausgeschiedener Arbeitnehmer
3.2.2.1 ELStAM
Aktionen beim Austritt eines Arbeitnehmers:

1. Die Daten werden in dem System gespeichert.
2. Der Arbeitgeber meldet den Mitarbeiter bei der ELStAM-Datenbank ab. Bei einer

Nachzahlung von laufenden Bezügen (z. B. Mehrarbeit) muss nach den Merkma-
len des Austrittsmonats abgerechnet werden. Da im System die ELStAM bis zum
Austrittsdatum gespeichert sind, erfolgt die Rückrechnung problemlos. Werden
„sonstige Bezüge“, also einmalige Zahlungen, vorgenommen, muss sich der Ar-
beitgeber erneut anmelden. Je nach Status erfolgt die Abrechnung mit der LSt-
Klasse VI (Nebenarbeitgeber) oder LSt-Klasse I bis V (Hauptarbeitgeber).

3.2.2.2 Sozialversicherung
Ausgeschiedene Mitarbeiter müssen bei ihrer Krankenkasse abgemeldet werden.
Als Abgabegrund ist der Meldeschlüssel 30 (Ende einer versicherungspflichtigen Be-
schäftigung) anzugeben. Die Abmeldung ist mit der nächsten Entgeltabrechnung an
die Krankenkasse zu entrichten, bei welcher der Arbeitnehmer versichert ist bzw. an
welche die Beiträge für ihn abgeführt wurden.

3.2.2.3 Meldung Unfallversicherung
Seit dem Meldejahr 2015 ist erstmals die UV-Jahresmeldung (Meldegrund 92) zu er-
stellen. Diese Meldung ist auch beim Austritt des Arbeitnehmers neben der Meldung
zur Sozialversicherung abzusetzen.

Hinweis

Eine Übersicht über die verschiedenen Meldegründe, die nach der DEÜV (Date-
nerfassungs- und übermittlungsverordnung) anzugeben sind, befindet sich im An-
hang dieses Buches (siehe Kap. 13.6).
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 4 Steuerrechtliche Abzüge

4.1 Rechtsgrundlagen
Die nachstehende Auflistung zeigt einige für das Steuerrecht relevante Rechtsgrund-
lagen:

• Einkommensteuergesetz (EStG),
• Gewerbesteuergesetz (GewStG),
• Umsatzsteuergesetz (UStG),
• Vermögensbildungsgesetz (VermBG),
• Abgabenordnung (AO),
• Alterseinkünftegesetz (AltEinkG),
• Lohnsteuerdurchführungsverordnung (LStDV),
• Lohnsteuerrichtlinien (LStR),
• Amtliche Hinweise zu den Lohnsteuerrichtlinien (LStH),
• Solidaritätszuschlagsgesetz (SolZG),
• BMF-Schreiben,
• Erlasse der Finanzministerien der Länder,
• Auslandstätigkeitserlass (ATE),
• Doppelbesteuerungsabkommen (DBA),
• Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern,

Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff
(GoBD),

• Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) und der Finanzgerichte (FG).

4.2 Lohnsteuer
4.2.1 Lohnsteuer als Teil der Einkommensteuer
Der Einkommensteuer unterliegen nach § 2 Abs. 1 EStG folgende Einkünfte:

• Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG),
• Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG),
• Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 18 EStG),
• Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG),
• Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG),
• Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG),
• sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG (z. B. Renten).
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Die Lohnsteuer ist eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer und somit
keine eigene Steuerart. Lohnsteuer fällt für Arbeitslohn an. Arbeitslohn gehört zu den
Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Lohnsteuer richtig zu berechnen und fristgerecht
an das Finanzamt abzuführen. Für falsch abgeführte Lohnsteuerbeträge kann er in
Haftung genommen werden.

In der Einkommensteuer gibt es nur zwei Berechnungsmethoden, die „Grundtabelle“
für Ledige und die „Splittingtabelle“ für Verheiratete/Lebenspartnerschaften. Grund-
sätzlich kann davon ausgegangen werden, dass die Einkommensteuer in der Split-
tingtabelle (wenn beide Ehepartner/Lebenspartner ein Einkommen haben) mit der
Einkommensteuer in der Grundtabelle identisch ist, wenn beide Ehepartner/Le-
benspartner einzeln betrachtet werden. Die nachstehende Tabelle soll dies verdeutli-
chen:

4.2.2 Berechnung der steuerlichen Abzüge
Die Ausgangsbasis für die Berechnung der Lohnsteuer bildet das Steuerbrutto. Es
ermittelt sich aus dem Gesamtbrutto (Summe aller Bruttobezüge) abzüglich steuer-
freier und pauschalierter Bezüge.

Verdienst Grundtabelle Splittingtabelle

20.000 € 1.570 € 0 €

30.000 € 4.217 € 870 €

40.000 € 7.209 € 3.140 €

50.000 € 10.548 € 5.700 €

60.000 € 14.233 € 8.434 €

70.000 € 18.264 € 11.340 €

80.000 € 22.716 € 14.418 €

20.000 € + 40.000 € 14.233 € 8.434 €

20.000 € + 60.000 € 22.716 € 14.418 €

30.000 € + 30.000 € 14.233 € 8.434 €

30.000 € + 50.000 € 22.716 € 14.418 €

40.000 € + 40.000 € 22.716 € 14.418 €

Tabelle 4.1: Vergleich Einkommensteuer – Lohnsteuer; 
Basis ist die am 01.01.2026 verfügbare Lohnsteuerberechnung.
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4.2 Lohnsteuer
Der Abzug eventueller Freibeträge bzw. die Addition von Hinzurechnungsbeträgen
ergibt die Bemessungsgrundlage (Berechnungsgröße) für die Lohnsteuerermittlung.

Steuerbrutto

– monatliche persönliche Freibeträge

+ monatliche persönliche Hinzurechnungsbeträge

– zu berücksichtigende Beiträge zu KV und PV

– monatliche allgemeingültige Freibeträge

____________________________________________

= Bemessungsgrundlage für die Steuerberechnung

4.2.3 Steuertarif
Der Steuertarif unterteilt sich in mehrere Tarifzonen:

Tarifzone 1 (Nullzone): Ist das zu versteuernde Einkommen (zvE) pro Jahr nicht hö-
her als 12.348 €, fällt keine Einkommensteuer an.

Tarifzone 2 (Progressionszone 1): Erst wenn das (abgerundete) zvE 12.349 €
übersteigt, fällt Einkommensteuer an. Im Eingangsbereich der Tarifzone 2 gilt ein
Grenzsteuersatz von 14 % (Eingangssteuersatz). Danach steigt der Grenzsteuersatz
bis zu einem zvE von 17.799 € linear auf rund 24 % an.

Tarifzone 3 (Progressionszone 2): Ab einem zvE von 17.800 € bis zu 69.878 €
steigt der Grenzsteuersatz dann ebenfalls linear, aber nicht mehr so steil wie in Tarif-
zone 2, von 24 % bis auf 42 % an.

Tarifzone 4 (Proportionalzone 1): Ab einem zvE von 69.879 € bleibt der Grenz-
steuersatz konstant bei 42 %; d. h., von jedem Euro, um den sich das zvE in dieser
Zone erhöht, wird – ohne Berücksichtigung der Rundungsregelung – eine Steuer von
0,42 € fällig. Dies gilt bis zu einem Betrag von 277.825 € für Ledige bzw. 555.650 €
für Verheiratete/Lebenspartnerschaften.

Tarifzone 5 (Proportionalzone 2): Diese zweite Proportionalzone wird als soge-
nannte „Reichensteuer“ bezeichnet. Ab einem zvE von 277.826 € (Ledige) bzw.
555.652 € (Verheiratete/Lebenspartnerschaften) beträgt der Grenzsteuersatz 45 %,
d. h., von jedem Euro, um den sich das zvE in dieser Zone erhöht, wird – ohne Be-
rücksichtigung der Rundungsregelung – eine Steuer von 0,45 € fällig.
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Abbildung 4.1: Steuertarif

Hinweis

Die vorstehend genannten Werte beziehen sich auf die Grundtabelle. In der Split-
tingtabelle sind die Eurowerte zu verdoppeln.

Hinweis

Der Grundfreibetrag wurde für 2026 auf 12.348 € erhöht.

4.2.3.1 Unterschiedliche Formen
Zu unterscheiden sind die allgemeine Lohnsteuertabelle und die besondere Lohn-
steuertabelle. Mit dem Begriff „Tabelle“ ist eine besondere Berechnungsformel ge-
meint, da durch den Formeltarif keine Tabellen mehr veröffentlicht werden.

Im Normalfall ist für Beschäftigte in der Privatwirtschaft die allgemeine Lohnsteuerta-
belle anzuwenden.

Die besondere Lohnsteuertabelle berücksichtigt solche Arbeitnehmer, die keinen ei-
genen Anteil zur Rentenversicherung bezahlen müssen (z. B. Gesellschafter-Ge-
schäftsführer, Beamte, weiterbeschäftigte Altersrentner mit Vollrente).

Für diese Beschäftigten wird nur eine gekürzte Vorsorgepauschale gewährt, die in
die besondere Lohnsteuertabelle eingearbeitet ist. Somit ergibt sich aus der beson-
deren Lohnsteuertabelle eine höhere Lohnsteuer. Sowohl die allgemeine als auch
die besondere Lohnsteuertabelle unterteilen sich in die:

• Monatslohnsteuertabelle für den laufenden Arbeitslohn,
• Jahreslohnsteuertabelle für sonstige Bezüge,
• Tageslohnsteuertabelle für Teillohnzahlungszeiträume.

45 %
42 %

24 %

14 %

Mittelstandsbauch
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4.2 Lohnsteuer
Der Lohnsteuerabzug erfolgt entsprechend den über das ELStAM-Verfahren gemel-
deten steuerrechtlichen Merkmalen (Steuerklasse, Kinderfreibeträge, Konfession,
Freibeträge).

Laufende Bezüge, die dem Arbeitnehmer gemäß LStR 39b.2 regelmäßig fortlaufend
zufließen, wie beispielsweise:

• Monatsgehälter,
• Monatslöhne,
• Mehrarbeitsvergütungen,
• Zuschläge,
• geldwerte Vorteile aus der ständigen Überlassung von Dienstwagen zur privaten

Nutzung,
• Nachzahlungen und Vorauszahlungen für das laufende Kalenderjahr,
• Arbeitslohn für Lohnzahlungszeiträume des abgelaufenen Kalenderjahres, der in-

nerhalb der ersten drei Wochen des nachfolgenden Kalenderjahres zufließt,

werden für die Berechnung der Lohnsteuer den Lohnzahlungszeiträumen zugerech-
net, für die sie geleistet werden. Die Lohnsteuer errechnet sich dabei aus der Mo-
nats-, Wochen- oder Tagestabelle.

Die Tagestabelle kommt dann zum Einsatz, wenn ein sogenannter Teillohnzah-
lungszeitraum entsteht, z. B. beim Eintritt oder Austritt während des Monats.

Sonstige Bezüge bilden den Gegensatz zum laufenden Arbeitslohn. Beispiele dafür
sind:

• Urlaubsgelder,
• Weihnachtsgelder,
• Abfindung,
• Tantieme,
• Nachzahlung von Arbeitslohn für das Vorjahr.

Solche Bezüge werden nicht regelmäßig, sondern meistens nur einmal im Jahr
zweckgebunden und zusätzlich zum laufenden Arbeitslohn vergütet (LStR 39b.2).
Sonstige Bezüge sind unter Anwendung eines besonderen Berechnungsverfahrens
nach der Lohnsteuerjahrestabelle in dem Monat zu versteuern, in dem sie dem Ar-
beitnehmer zufließen (Zuflussprinzip).

4.2.4 Steuerklassen
Steuerklassen dienen zur Erleichterung des Lohnsteuerabzugs durch den Arbeitge-
ber. Der Gesetzgeber hat die verschiedenen Frei- und Pauschbeträge des Einkom-
mensteuerrechts bereits in die Lohnsteuertabellen, die nach Steuerklassen unterteilt
sind, eingearbeitet. Somit werden diese bereits beim monatlichen Lohnsteuerabzug
berücksichtigt.
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Es gibt sechs verschiedene Steuerklassen:

• Steuerklasse I:
– ledige oder geschiedene Arbeitnehmer,
– Verheiratete, aber dauernd getrennt Lebende oder Ehegatte/Lebenspartner

im Ausland lebend,
– Verwitwete (Ausnahme im Todesjahr und im darauffolgenden Jahr, dann LSt-

Klasse III).
• Steuerklasse II:

– die unter Steuerklasse I genannten Arbeitnehmer, in deren Wohnung mindes-
tens ein Kind gemeldet ist, für welches sie einen Kinderfreibetrag erhalten. Es
wird den sogenannten echten Alleinerziehenden ein Entlastungsbetrag in
Höhe von 4.260 € jährlich bzw. 355 € monatlich gewährt. Alleinerziehende Ar-
beitnehmer, in deren Wohnung noch andere Erwachsene (außer eigenen Kin-
dern, für die noch Kindergeld gezahlt wird) mit Haupt- oder Nebenwohnsitz
gemeldet sind, erhalten den Entlastungsbetrag grundsätzlich nicht.

Hinweis

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde der Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende ab dem 01.01.2023 um 252 € auf 4.260 € erhöht.

• Steuerklasse III:
– verheiratete Arbeitnehmer/Lebenspartnerschaften, die im Inland nicht dau-

ernd getrennt leben und deren Ehegatte/Lebenspartner keinen Arbeitslohn
bezieht oder in Steuerklasse V eingereiht ist,

– verwitwete Arbeitnehmer, deren Ehegatte/Lebenspartner am bzw. nach dem
01.01. des Vorjahres verstorben ist. Diese Arbeitnehmer bleiben im Todesjahr
des Ehegatten/Lebenspartners und ein Jahr danach noch in Steuerklasse III
(Gnadensplitting). Erfüllen diese Arbeitnehmer die Voraussetzungen für die
Steuerklasse II (Alleinerziehende), können sie sich den Entlastungsbetrag in-
nerhalb der Steuerklasse III als Freibetrag eintragen lassen.

• Steuerklasse IV:
– verheiratete Arbeitnehmer/Lebenspartnerschaften, die beide Arbeitslohn be-

ziehen, nicht dauernd getrennt leben und im Inland wohnen.
– Hinweis: Eine zusätzliche Option ist Steuerklasse IV mit einem Faktor (siehe

Kap. 4.2.4.2).
• Steuerklasse V:

– verheiratete Arbeitnehmer/Lebenspartnerschaften, bei denen der Ehegatte/
Lebenspartner bereits Arbeitslohn in Steuerklasse III bezieht.

• Steuerklasse VI:
– wenn ein Arbeitnehmer gleichzeitig in mehreren Arbeitsverhältnissen steht,
– bei schuldhafter Nichtvorlage der steuerlichen ID-Nummer.
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4.2 Lohnsteuer
4.2.4.1 Steuerklassenwahl bei Ehegatten/
Lebenspartnerschaften

Arbeiten beide Ehegatten/Lebenspartner, erfolgt grundsätzlich eine gemeinsame Be-
steuerung. Beim Lohnsteuerabzug eines Ehegatten/Lebenspartners wird nur dessen
eigener Arbeitslohn zugrunde gelegt.

Die Zusammenführung der Arbeitseinkünfte beider Ehegatten/Lebenspartner wird am
Jahresende im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer vorgenommen. Erst
dann ergibt sich die maßgebliche Jahressteuer. Es lässt sich deshalb nicht vermei-
den, dass im Laufe des Jahres zu viel oder zu wenig Lohnsteuer einbehalten wird.

Um das Jahresergebnis möglichst genau im Voraus zu berechnen, können die Ehe-
gatten/Lebenspartner zwischen zwei Steuerklassenkombinationen wählen:

• Steuerklasse III/V:
Diese Kombination ist so gestaltet, dass die Summe der Steuerabzüge für beide
Ehegatten/Lebenspartner in etwa der gemeinsamen Jahressteuer entspricht,
wenn der in Steuerklasse III eingestufte Ehegatte/Lebenspartner ca. 60 % und
der in Steuerklasse V eingestufte Ehegatte/Lebenspartner ca. 40 % des gemein-
samen Arbeitslohns bezieht.

• Steuerklasse IV/IV:
Diese Kombination geht davon aus, dass beide Ehegatten/Lebenspartner etwa
gleich viel verdienen.
Eine optionale Erweiterung ist seit 2010 möglich. Ehegatten/Lebenspartner kön-
nen sich einen Faktor in ihren persönlichen ELStAM eintragen lassen, der dann
in Kombination mit Steuerklasse IV/IV wirkt.

4.2.4.2 Faktorverfahren
Ab dem 01.01.2010 können Ehegatten/Lebenspartner das Faktorverfahren für ihre
Lohnsteuerberechnung wählen. Dabei werden die Einkommen der Ehegatten/Le-
benspartner im Rahmen einer Verhältnisberechnung addiert. Auf der Grundlage die-
ses Gemeinschaftseinkommens wird dann die zu erwartende Einkommensteuer be-
rechnet und wiederum ins Verhältnis zu der zu erwartenden Jahreslohnsteuer
gestellt. Ist der sich hieraus ergebende Faktor kleiner als 1, wird in den ELStAM bei-
der Ehepartner/Lebenspartner ein Faktor eingetragen. 

Die Lohnsteuer wird dann auf der Basis der Steuerklasse IV berechnet und mit dem
Faktor multipliziert. Dieses Faktorverfahren ist optional und kann zukünftig neben
den alten Lohnsteuerkombinationen III/V und IV/IV genutzt werden.

Die Daten der geänderten ELStAM (Lohnsteuerklasse und Faktor) müssen in dem
EDV-System gespeichert werden. Das Programm errechnet die Lohnsteuer auf der
Grundlage der Lohnsteuerklasse IV und multipliziert den Betrag mit dem Faktor.

4.2.4.2.1 Beispiel für die Ermittlung des Faktors
Die Arbeitnehmer-Ehegatten/-Lebenspartner beantragen das Faktorverfahren bei ih-
rem zuständigen Finanzamt. Für die Ermittlung des maßgeblichen Faktors sind die
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4 Steuerrechtliche Abzüge
voraussichtlichen Arbeitslöhne des laufenden Jahres aus den ersten Dienstverhält-
nissen anzugeben. Auf dieser Grundlage wird

• die voraussichtliche gemeinsame Einkommensteuer nach dem Splittingtarif er-
mittelt (Y) und

• die Summe der voraussichtlichen Lohnsteuer beider Ehegatten/Lebenspartner in
der Steuerklasse IV (X) ermittelt.

Der Faktor wird aus Y:X berechnet und – wenn er kleiner als 1 ist – neben der Steu-
erklasse IV in den ELStAM mit drei Nachkommastellen eingetragen.

Beispiel 1

Basis Januar 2026

Bei der Lohnsteuerklassenkombination III/V hätten die Ehepartner/Lebenspartner im
Jahresverlauf 63 € zu viel bezahlt. Diese Differenz wird bei der Einkommensteuerer-
klärung erstattet.

Beispiel 2

Basis Januar 2026

Bei der Lohnsteuerklassenkombination III/V hätten die Ehepartner/Lebenspartner im
Jahresverlauf 1.266 € zu wenig bezahlt. Diese Differenz würde bei der Einkommen-
steuererklärung nachgefordert. Das Finanzamt kann bei einer Nachforderung von
mehr als 400 € eine Einkommensteuervorauszahlung ansetzen.

Stpfl. 1 = 30.000 € – LSt-Kl. IV = 2.406,00 €
Stpfl. 2 = 10.000 € – LSt-Kl. IV = 0,00 €
Einkommensteuer nach Splitting (v. Finanzamt ausgerechnet) = 888,00 €
Faktor = 888 : 2.406 = 0,369
Neu:
Stpfl. 1 = 30.000 € – LSt-Kl. IV mit Faktor = 

(zum Vergleich mit LSt-Klasse III = 0,00 €)
887,00 €

Stpfl. 2 = 10.000 € – LSt-Kl. IV mit Faktor = 
(zum Vergleich mit LSt-Klasse V = 951,00 €)

0,00 €

Stpfl. 1 = 40.000 € – LSt. IV = 4.462,00 €
Stpfl. 2 = 20.000 € – LSt. IV = 430,00 €
Einkommensteuer nach Splitting (v. Finanzamt ausgerechnet) = 4.776,00 €
Faktor = 4.776 : 5.072 = 0,941
Neu:
Stpfl. 1 = 40.000 € – LSt-Kl. IV mit Faktor =

(zum Vergleich mit LSt-Klasse III = 1.162,00 €)
4.368,00 €

Stpfl. 2 = 20.000 € – LSt-Kl. IV mit Faktor =
(zum Vergleich mit LSt-Klasse V = 2.348,00 €)

404,00 €
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4.2 Lohnsteuer
Basis ist die ab 01.01.2026 verfügbare Lohnsteuerberechnung. Es wurde kein Zu-
satzbeitrag in der gesetzlichen Krankenversicherung berücksichtigt.

Wichtig

Aufgrund des zum Zeitpunkt der Drucklegung nicht veröffentlichten endgültigen
Programmablaufplans kommt es zu Abweichungen in der Steuerberechnung.

Hinweis

Die Faktorberechnung kann unter www.bmf-steuerrechner.de selbst durchgeführt
werden.

4.2.4.2.2 Auswirkungen auf Entgeltersatzleistungen
Die geänderten Nettobeträge haben Auswirkungen auf die Lohnersatzleistungen:

• Arbeitslosengeld,
• Mutterschaftsgeld,
• Krankengeld,
• Elterngeld,
• Altersteilzeit (ATZ)-Aufstockung.

Durch die Nutzung des Faktorverfahrens kann es zu einem erhöhten Netto kommen.
Dies wirkt sich bei der Berechnung des Zuschusses zum Krankengeld oder Mutter-
schaftsgeld sowie bei der ATZ-Berechnung aus.

Bei der Pfändungsberechnung kann das Faktorverfahren vom Schuldner genutzt wer-
den, um seine Steuerbelastung zu erhöhen und damit sein Netto zu verringern. Dies
kann sich auf die Höhe des pfändbaren Betrags auswirken. Da die Anwendung des
Faktorverfahrens legitim ist, muss der Arbeitgeber dies in der Pfändungsberechnung
umsetzen. Der Gläubiger kann eine evtl. Einkommensteuerrückzahlung pfänden.

4.2.4.3 Beispiele Steuerklassenkombination Ehegatten/
Lebenspartnerschaften

Die Beispiele beziehen sich auf die Jahreslohnsteuer. Der sich ergebende Vorteil ist
nur während des laufenden Jahres interessant. In der Einkommensteuerveranlagung
kann es in den Steuerklassen III/V und IV/IV zu Nach- oder Rückzahlungen kom-
men. Bei der Nutzung des Faktorverfahrens wird die Lohnsteuer an die Einkommen-
steuer angelehnt. Eine Nach- oder Rückzahlung kann vorkommen, wenn Faktoren
zu berücksichtigen sind, die bei der Faktorermittlung nicht bekannt waren.

Auf der Internetseite des Bundesministeriums der Finanzen (www.bmf-steuerrech-
ner.de) ist ein Berechnungsprogramm vorhanden.
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Beispiel 1

Basis Januar 2026

Einkommensteuer nach Splitting: 12.142 € – Faktor: 0,998

Basis ist die am 01.01.2026 verfügbare Lohnsteuerberechnung. Es wurde kein Zu-
satzbeitrag in der gesetzlichen Krankenversicherung berücksichtigt.

Wichtig

Aufgrund des zum Zeitpunkt der Drucklegung nicht veröffentlichten endgültigen
Programmablaufplans kommt es zu Abweichungen in der Steuerberechnung.

4.3 Beitrag zur Kranken- und Pflegever-
sicherung

4.3.1 Bürgerentlastungsgesetz
Nach altem Recht konnten steuerpflichtige Arbeitnehmer im Jahr max. 1.500 € für
Versicherungsbeiträge bei der Einkommensteuer geltend machen. Diese Regelung
wurde vom Bundesverfassungsgericht am 13.02.2008 (2 BvL 1/06) als nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar bewertet. Das BVerfG forderte die Bundesregierung auf, bis
spätestens 01.01.2010 eine gesetzliche Änderung vorzunehmen und die volle Ab-
setzbarkeit der Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung zu regeln. Diese Vor-
gabe wurde im „Bürgerentlastungsgesetz“ umgesetzt.

Nach dem Urteil des BVerfG müssen Kranken- und Pflegeversicherungsbeträge voll-
ständig als Sonderausgaben abziehbar sein. Allerdings werden nur Beiträge berück-
sichtigt, die das vergleichbare Leistungsspektrum eines Sozialhilfeempfängers abde-
cken. Mit dem Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung wird u. a. Krankengeld
finanziert. Dieser Anteil ist herauszurechnen und deshalb wird in der gesetzlichen

Steuerpflichtiger 1 Einkommen: 
48.000,00 €

Steuerpflichtiger 2 Einkommen: 
42.000,00 €

Steuer-
pflichti-
ger

St-
Kl.

Lohn-
steuer 
in €

Steuer-
pflichti-
ger

St-
Kl.

Lohn-
steuer 
in €

Summe 
in €

Diff. zur Ein-
kommen-
steuer in €

1 III 2.660,00 2 V 9.702,00 12.362,00 670,00

1 IV 6.597,00 2 IV 5.117,00 11.714,00 22,00

1 IV F 6.583,00 2 IV F 5.106,00 11.689,00 –3,00
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4.3 Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung
Krankenversicherung (GKV) der ermäßigte Beitragssatz von 14,0 % angewendet –
allerdings nur im Lohnsteuerabzugsverfahren, bei der Berechnung der Einkommen-
steuer wird dagegen der allgemeine Beitragssatz genommen und der sich erge-
bende Betrag um 4 % gekürzt.

Bei Mitgliedern der privaten Krankenversicherung (PKV) ist der berücksichtigungsfä-
hige Beitrag zu ermitteln. Dies ist im Allgemeinen der Basistarif. Bei der Einkommen-
steuerveranlagung wird aber der tatsächlich gezahlte Beitrag genommen und um die
nicht berücksichtigungsfähigen Anteile gekürzt. Hierfür gibt es eine eigene „Kranken-
versicherungsbeitragsanteils-Ermittlungsverordnung“.

4.3.2 Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung

Bei Arbeitnehmern in der GKV wird für die Lohnsteuerberechnung der ermäßigte
Beitragssatz angewendet. Dies ist notwendig, da nur der Beitrag berücksichtigt wer-
den darf, der Leistungen an einen Sozialhilfeempfänger abdeckt. Da ein Sozialhilfe-
empfänger kein Krankengeld bekommt, muss der Anteil von 0,6 % vom allgemeinen
Beitragssatz (14,6 %) abgezogen werden. Dies ergibt den ermäßigten Beitragssatz
von 14,0 %. Im Lohnsteuerverfahren werden Rückzahlungen nicht berücksichtigt.
Dies muss im Rahmen der Einkommensteuererklärung gemacht werden. Der rech-
nerische Beitrag wird um einen fiktiven Arbeitgeberanteil von 7 % gekürzt, somit ist
ein Beitragssatz von 7,0 % zuzüglich des evtl. kassenindividuellen Zusatzbeitrags
ansetzbar.

Die Berechnung erfolgt nach folgendem Schema:

1. Berechnung der Vorsorgepauschale = 12 % des (steuerlichen) Bruttolohns, aber
max. 1.900 € (Steuerklasse III: 3.000 €),

2. mindestens jedoch der vom Arbeitnehmer getragene Kranken- und Pflegeversi-
cherungsbeitrag = (steuerlicher) Bruttolohn, max. bis zur Bemessungsgrenze zur
KV x 7,0 % (für KV) und dem Beitrag für die soziale PV (halber Beitragssatz plus
evtl. Kinderlosenbeitrag, Sonderrecht in Sachsen beachten).

4.3.3 Mitglieder der privaten Krankenversicherung
Bei privat versicherten Arbeitnehmern kann nur der Teil angesetzt werden, der auch
für die Sozialhilfe anzuwenden wäre. Da der Arbeitgeber aber aus dem Beitrags-
nachweis der PKV nicht erkennen kann, wie sich der Beitrag auf unterschiedliche
Versicherungsleistungen verteilt, muss die PKV eine entsprechende Bescheinigung
ausstellen. Dieser von der PKV bescheinigte Beitrag ist dem EDV-System vorzuge-
ben. Hiervon wird ein fiktiver Arbeitgeberzuschuss von 7 % abgezogen. Der tatsäch-
lich gezahlte Arbeitgeberzuschuss wird an dieser Stelle nicht berücksichtigt.

Der Versicherte kann die Zustimmung zur Datenmeldung durch die PKV verweigern.
Bei Nichtvorlage einer Bescheinigung des berücksichtigungsfähigen Betrags gilt die
Mindestvorsorgepauschale. Für die Pflegeversicherung werden die tatsächlich ge-
zahlten Beiträge verwendet.
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Die Berechnung erfolgt nach folgendem Schema:

1. Berechnung der Vorsorgepauschale = 12 % des (steuerlichen) Bruttolohns, aber
max. 1.900 € (Steuerklasse III: 3.000 €),

2. mindestens jedoch der von der PKV bescheinigte steuerlich berücksichtigungsfä-
hige Beitrag abzgl. eines fiktiven Arbeitgeberzuschusses von 7 %.

4.3.4 Bescheinigungspflichten
Die Arbeitnehmerbeiträge müssen einzeln bescheinigt werden. Hierfür gibt es auf
der Lohnsteuerbescheinigung folgende Zeilen:

• Zeile 25: gesetzliche Krankenversicherung (der echte Beitrag, der vom Arbeit-
nehmer gezahlt wurde),

• Zeile 26: soziale Pflegeversicherung (der echte Beitrag, der vom Arbeitnehmer
gezahlt wurde),

• Zeile 27: Arbeitslosenversicherung,
• Zeile 28: nachgewiesene Beiträge zur privaten KV und PV (der echte Beitrag, der

vom Arbeitnehmer gezahlt wurde).

4.3.5 Mindestvorsorgepauschale
Ab dem Jahr 2026 ist die bisherige Mindestvorsorgepauschale abgeschafft. Diese
betrug bislang 12 % des Arbeitslohns, höchstens jedoch 3.000 € in der Steuerklasse
III und 1.900 € in den übrigen Steuerklassen. Stattdessen wird ein elektronischer Da-
tenaustausch zwischen den privaten Krankenversicherungsunternehmen, der Fi-
nanzverwaltung und den Arbeitgebern eingeführt. Dabei werden zwei neue elektroni-
sche Lohnsteuerabzugsmerkmale berücksichtigt: die Höhe der monatlichen Beiträge
für private Kranken- und Pflegepflichtversicherungen, die für einen steuerfreien Ar-
beitgeberzuschuss infrage kommen, sowie die Höhe der Beiträge, die nach Abzug
eines steuerfreien Arbeitgeberzu-schusses bei der Vorsorgepauschale zu berück-
sichtigen sind. Diese Daten werden in die ELStAM-Datenbank übermittelt, es sei
denn, der Versicherungsnehmer widerspricht der Datenübermittlung. In diesem Fall
können die entsprechenden Beiträge nicht im Lohnsteuerabzugsverfahren berück-
sichtigt werden.

4.4 Freibeträge
Die Steuerlast wird durch eine Reihe von Freibeträgen gemindert. Diese können all-
gemeingültig sein oder individuell. Zu den Freibeträgen, die jeder Arbeitnehmer auto-
matisch erhält, zählen u. a. der Grundfreibetrag und der Arbeitnehmerpauschbetrag.
Diese Freibeträge sind bereits in den lohnsteuerlichen Programmablaufplan eingear-
beitet und müssen nicht explizit beantragt werden.

Individuelle Freibeträge müssen vom Steuerpflichtigen beim Finanzamt beantragt
werden und werden in der ELStAM-Datenbank eingetragen. Da sie nicht automa-
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tisch berücksichtigt werden, müssen die Daten in das Entgeltabrechnungsprogramm
übernommen werden.

4.4.1 Kinderfreibeträge
Jeder Elternteil hat Anspruch auf die Hälfte des Kinderfreibetrags. Wenn die Eltern
zusammenleben, erhalten sie gemeinsam den vollen Kinderfreibetrag.

Der Kinderfreibetrag beträgt im Jahr 2026:

Zu halben Kinderfreibeträgen kommt es bei Kindern aus geschiedenen und dauernd
getrenntlebenden Ehen sowie bei nichtehelichen Kindern. Eine Übertragung eines
halben Kinderfreibetrags auf den anderen Elternteil ist unter bestimmten Umständen
möglich.

Hinweis

In den Steuerklassen V und VI können keine Kinderfreibeträge eingetragen werden.

Für Kinder bis 18 Jahre wurden die Kinderfreibeträge bereits in der ELStAM-Daten-
bank eingetragen. Für Kinder über 18 Jahren erfolgt der Eintrag auf Antrag durch
das Finanzamt.

Neben dem Kinderfreibetrag wurde 2002 auch ein neuer einheitlicher Freibetrag für
Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf eingeführt.

Der Kinderfreibetrag und der Betreuungsfreibetrag wirken sich umfassend nur bei der
Einkommensteuerberechnung aus. Im Rahmen der Lohnsteuerberechnung haben
die Freibeträge keine Bedeutung, reduzieren aber die Bemessungsgrundlage für die
Berechnung der Kirchensteuer und des Solidaritätszuschlags. Bei der Steuerberech-
nung werden die beiden Freibeträge im Allgemeinen zusammengefasst und auch zu-
sammen als „Kinderfreibetrag“ bezeichnet. Dieser beträgt dann in Summe 9.756 €.

Kinderfreibeträge wirken sich im Rahmen des monatlichen Lohnsteuerabzugs nicht
mindernd auf die Lohnsteuer, aber auf die Kirchensteuer und den Solidaritätszu-
schlag (Annexsteuern) aus.

Anstelle des bis 31.12.1995 im Lohnsteuertarif enthaltenen Kinderfreibetrags wird
dem Arbeitnehmer während des Jahres ein Kindergeld gewährt. Das Finanzamt prüft
im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer, ob die steuerliche Berücksichti-
gung von Kinderfreibeträgen günstiger ist als während des Kalenderjahres gezahltes
Kindergeld.

halber Kinderfreibetrag 3.414 € ganzer Kinderfreibetrag 6.828 €

halber Betreuungsfreibetrag 1.464 € ganzer Betreuungsfreibetrag 2.928 €
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Falls ja, wird dem Steuerpflichtigen die Differenz erstattet. Andernfalls bleibt es bei
dem im Voraus gezahlten Kindergeld. Für die Berechnung von Kirchensteuer und So-
lidaritätszuschlag wurden die Kinderfreibeträge sowie der Betreuungs-, Erziehungs-
und Ausbildungsfreibetrag bereits in den Lohnsteuertarif eingearbeitet. Somit mindern
Kinderfreibeträge die Höhe der Kirchensteuer und des Solidaritätszuschlags. Auf die
Höhe der Lohnsteuer haben sie beim Lohnsteuerabzug keine Auswirkung.

4.4.1.1 Kindergeld
Seit dem 01.01.1996 wirkt sich der Kinderfreibetrag nicht mehr mindernd auf die Lohn-
steuer, sondern nur noch auf die Kirchensteuer und den Solidaritätszuschlag aus.

Monatlich wird folgendes Kindergeld gezahlt:

Das Kindergeld wird von der Familienkasse direkt an die Berechtigten überwiesen.
Ausgenommen davon sind Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die ihr Kinder-
geld im Rahmen der Entgeltabrechnung ausbezahlt bekommen. Der Arbeitgeber
verrechnet die Vorauszahlungen mit seiner Lohnsteuerschuld.

4.4.1.2 Anspruch auf Kinderfreibeträge und Kindergeld
Ohne jede weitere Voraussetzung wird sowohl das Kindergeld als auch der Kinder-
freibetrag für Kinder bis zum 18. Lebensjahr gewährt. Für arbeitslose Kinder findet
die Berücksichtigung bis zum 21. Lebensjahr statt.

Bis zum 25. Lebensjahr werden Kinder berücksichtigt, die sich in einer Berufs- oder
Schulausbildung befinden. Geistig und körperlich behinderte Kinder werden unter
bestimmten Voraussetzungen ohne Altersbegrenzung berücksichtigt.

Generell gibt es für Kinder über 18 Jahren nur dann Kindergeld, wenn eine erstma-
lige Berufsausbildung oder ein Erststudium vorliegt. Nach Abschluss einer erstmali-
gen Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird das Kindergeld weitergezahlt,
wenn sich das Kind in einer weiteren Berufsausbildung befindet und tatsächlich kei-
ner (schädlichen) Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit ist unschädlich,
wenn die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit nicht mehr als 20 Stunden beträgt.

4.4.2 Bereits eingearbeitete Freibeträge
Bestimmte Freibeträge sind in Ableitung aus dem Einkommensteuertarif bereits in
den Lohnsteuertarif eingearbeitet. Sie werden somit beim Lohnsteuerabzug, je nach
Steuerklasse in unterschiedlicher Höhe, automatisch berücksichtigt und mindern die
Lohnsteuerschuld (§ 38c EStG).

Dazu gehören u. a.:

• der Grundfreibetrag (12.348 € bei Ledigen bzw. 24.696 € bei Verheirateten/Le-
benspartnerschaften),

• je Kind 259 €
62



4.4 Freibeträge
• der Arbeitnehmerpauschbetrag (1.230 € nur in Steuerklasse I bis V),
• die Vorsorgepauschale.

Zur Berechnung der Vorsorgepauschale werden die Beiträge zur Sozialversicherung
berücksichtigt. Bei der Rentenversicherung werden ab dem Jahr 2006 (beginnend
mit 10 %) jedes Jahr 4 % mehr berücksichtigt. Seit dem 01.01.2023 können 100%
der Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung als Vorsorgeaufwand im Lohn-
steuerabzugsverfahren berücksichtigt werden (siehe Jahressteuergesetz 2022).

4.4.3 Individuelle Freibeträge
Der Arbeitnehmer kann sich auf Antrag beim Finanzamt steuerlich abziehbare Auf-
wendungen als Freibetrag in seinen ELStAM eintragen lassen (§ 39a EStG).

Als abziehbare Aufwendungen sind u. a. zu benennen:

• Sonderausgaben (z. B. Spenden für gemeinnützige Vereinigungen),
• außergewöhnliche Belastungen (z. B. Scheidungskosten),
• Werbungskosten, d. h. durch den Beruf veranlasste Aufwendungen (z. B. Fahr-

ten Wohnung – erste Tätigkeitsstätte),
• Pauschbeträge für Behinderte.

Hinweis

Für die Änderungen der Lohnsteuerklassen ist das Wohnsitzfinanzamt zuständig.
Ein Antrag auf die Änderung der Lohnsteuerklasse ist über das Formular „Antrag
auf Steuerklassenwechsel bei Ehegatten/Lebenspartnern“ (www.formulare-
bfinv.de) möglich. Seit Oktober 2021 kann für einen Steuerklassenwechsel das
elektronische Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren (ELeV) über Mein ELSTER
unter www.elster.de genutzt werden. Neben der neu eingeführten Möglichkeit der
elektronischen Antragstellung kann der Steuerklassenwechsel weiterhin auf Pa-
pier beim Finanzamt beantragt werden. Die Finanzämter empfehlen jedoch, be-
vorzugt von der elektronischen Antragstellung Gebrauch zu machen, weil so eine
schnelle und medienbruchfreie Bearbeitung möglich ist.

4.4.4 Hinzurechnungsbeträge
Seit 01.01.2000 können nicht nur Freibeträge, sondern auch Hinzurechnungsbe-
träge eingetragen werden (§ 39c Abs. 7 EStG). Ein solcher Hinzurechnungsbetrag
wirkt sich gegenteilig wie ein Freibetrag aus, da er die Bemessungsgrundlage für die
Lohnsteuer erhöht.

Es kommt häufig vor, dass bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie z. B. Studenten,
Auszubildende und Rentner, mehrere Arbeitsverhältnisse mit geringem Arbeitslohn
wahrnehmen.

Dabei übernimmt der Hauptarbeitgeber die Hauptlohnsteuerklasse I bis V. Aufgrund
des niedrigen Arbeitslohns wird oftmals der steuerliche Grundfreibetrag, der bereits
63



4 Steuerrechtliche Abzüge
in die Steuertabellen eingearbeitet ist, nicht voll ausgeschöpft. Dennoch fällt beim
zweiten Arbeitgeber, der die Steuerklasse VI abrechnen muss, Lohnsteuer an, ob-
wohl das gesamte zu versteuernde Einkommen des Arbeitnehmers unter dem steu-
erlichen Grundfreibetrag liegt.

Die dadurch zu viel abgeführte Lohnsteuer wird dem Arbeitnehmer erst nach Ablauf
des Kalenderjahres im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung erstattet. In sol-
chen Fällen kann sich der Arbeitnehmer für die Lohnsteuerklasse VI einen Freibetrag
und gleichzeitig für die Hauptlohnsteuerklasse I bis V einen Hinzurechnungsbetrag in
gleicher Höhe eintragen lassen.

Diese Vorgehensweise verhindert oder reduziert zumindest den Lohnsteuerabzug in
Steuerklasse VI, so dass nicht zunächst Lohnsteuer abgeführt und dann erst später
im Zuge der Veranlagung wieder erstattet wird. Die steuerliche Entlastung zeigt sich
sofort bei der monatlichen Lohnabrechnung.

Beispiel

Hinzurechnungsbetrag

Ein Azubi erhält eine monatliche Ausbildungsvergütung von 620 €. Nebenbei ar-
beitet er als Barkeeper in einer Diskothek. Für diese Tätigkeit bezieht er eine Ver-
gütung von 400 € im Monat. Der Hauptarbeitgeber ruft die Lohnsteuerklasse I bis
V ab. In der Diskothek wird die Steuerklasse VI abgerufen. Die beiden Arbeitgeber
nehmen folgende Abzüge vor:

Das Beispiel dient zur Darstellung. Die Werte sind daher nicht mit dem aktuellen
Steuertarif gerechnet.

Der Auszubildende zahlt monatlich Steuern, obwohl sein jährlich zu versteuerndes
Einkommen steuerfrei bleibt. Die abgeführte Lohnsteuer erstattet das Finanzamt im
Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer.

Um die monatlichen Abzüge im Voraus zu vermeiden, kann sich der Auszubildende
bei der Steuerklasse VI einen Freibetrag sowie gleichzeitig bei der Steuerklasse I
einen Hinzurechnungsbetrag in gleicher Höhe eintragen lassen. Wählt er z. B. einen
Betrag von 400 €, so ergibt sich folgendes Bild:

Arbeitslohn Lohnsteuer Kirchen-
steuer (9 %)

Solidaritätszu-
schlag (5,5 %)

AG 1 (I) 620,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

AG 2 (VI) 400,00 € 45,83 € 4,12 € 0,00 €

Summe Abzüge 45,83 € 4,12 € 0,00 €
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Durch den eingetragenen Hinzurechnungsbetrag bei der Steuerklasse I ist nun die
Lohnsteuer bei einem Betrag von 1.020 € (620 € Arbeitslohn + 400 € Hinzurech-
nungsbetrag) abzulesen. Auch bei 1.020 € monatlich fällt in der Lohnsteuerklasse I
noch keine Lohnsteuer an.

Der zweite Arbeitgeber hat keine Lohnsteuer zu berechnen, da der Freibetrag in
Höhe von 400 € zu einer Bemessungsgrundlage von 0,00 € führt (400 € Arbeitslohn
– 400 € Freibetrag). Der Arbeitnehmer hat den Vorteil, dass nicht vorweg Lohnsteuer
anfällt, die dann erst im Rahmen der persönlichen Einkommensteuerveranlagung
wieder zu erstatten ist.

Arbeitnehmer, die Arbeitslohn aus mehreren Dienstverhältnissen nebeneinander be-
ziehen, können bei dem Dienstverhältnis mit der Steuerklasse VI bis zur Höhe der
nachfolgend aufgeführten Beträge einen Freibetrag ermitteln und als Elektronisches
Lohnsteuerabzugsmerkmal (ELStAM) bilden lassen. In gleicher Höhe wird bei dem
ersten Dienstverhältnis (Steuerklassen I bis V) jedoch ein Hinzurechnungsbetrag er-
mittelt und als ELStAM gebildet, der ggf. mit einem bereits ermittelten oder noch zu
ermittelnden und als ELStAM gebildeten Freibetrag zu verrechnen ist.

4.4.5 Nicht eingetragene Freibeträge
Neben den bisher genannten Freibeträgen kommen auch noch solche hinzu, die
nicht individuell beantragt werden können und auch keine Berücksichtigung im Lohn-
steuertarif finden. Dabei handelt es sich um den Altersentlastungsbetrag und den
Versorgungsfreibetrag.

4.4.5.1 Altersentlastungsbetrag
Unbeschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer, die vor Beginn des Kalenderjahres das
64. Lebensjahr vollendet haben, erhalten den Altersentlastungsbetrag (gemäß
§ 24a EStG).

abzulesen 
bei

Lohn-
steuer

Kirchen-
steuer (9 %)

Solidaritätszu-
schlag (5,5 %)

AG 1 (I) Hinzurech-
nungsbetrag von 400 €

1.020,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

AG 2 (VI) Freibetrag 
von 400 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Summen 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Steuerklasse I oder IV Steuerklasse II Steuerklasse III Steuerklasse V

13.614 € 17.874 € 25.962 € 1.266 €
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Im Jahr 2026 beträgt der Altersentlastungsbetrag 12,8 % (2005: 40 %) des Arbeits-
lohns, sofern es sich nicht um Versorgungsbezüge handelt, höchstens jedoch 608 €
(2005: 1.900 €). Bei monatlicher Lohnzahlung ist 1/12 davon zu berücksichtigen. Der
Arbeitgeber hat anhand des Geburtsdatums selbständig zu prüfen, ob der Altersent-
lastungsbetrag abzuziehen ist. In der Praxis wird diese Prüfung normalerweise auto-
matisch durch die EDV-Systeme vorgenommen.

Durch das ab 01.01.2005 in Kraft getretene Alterseinkünftegesetz und das dadurch
eingeführte Prinzip der nachgelagerten Versteuerung von Rentenleistungen wird der
Altersentlastungsbetrag langfristig abgebaut. Der Prozentsatz verringert sich

• in den Jahren 2006 bis 2020 um jeweils 1,6 %,
• in den Jahren 2021 bis 2039 um jeweils 0,8 %,
• ab dem Jahr 2040 auf 0 %.

Ebenso reduziert sich der Höchstbetrag

• in den Jahren 2006 bis 2020 um jeweils 76 €,
• in den Jahren 2021 bis 2039 um jeweils 38 €,
• ab dem Jahr 2040 auf 0 €.

Wichtig

Mit dem Wachstumschancengesetz sind auch Änderungen beim Altersentlas-
tungsbetrag beschlossen worden. Der verlangsamte Anstieg des Besteuerungs-
anteils der Rente wird im Bereich des Altersentlastungsbetrags ebenfalls nach-
vollzogen. Mit der Anpassung wird ab dem Jahr 2023 der anzuwendende
Prozentsatz nicht mehr in jährlichen Schritten von 0,8 Prozentpunkten, sondern
von 0,4 Prozentpunkten verringert. Der Höchstbetrag wird nun beginnend mit dem
Jahr 2023 um jährlich 19 € anstatt bisher 38 € sinken.

4.4.5.2 Versorgungsfreibetrag
Versorgungsbezüge sind Bezüge, die aufgrund früherer Dienstverhältnisse als Ent-
gelt für die frühere Dienstleistung gewährt werden. Typische Versorgungsbezüge
sind sogenannte Betriebsrenten der Werkspensionäre und Ruhegehälter der Beam-
tenpensionäre. Diese Bezugsvariante ist grundsätzlich steuerpflichtig, wobei aller-
dings unter Umständen ein Versorgungsfreibetrag zu berücksichtigen ist.

Für Versorgungsbezüge, die wegen des Erreichens einer Altersgrenze bezahlt wer-
den, wird der Freibetrag erst ab dem 63. Lebensjahr gewährt, bei Schwerbehinder-
ten bereits ab dem 60. Lebensjahr.

Für Versorgungsbezüge, die wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit oder als Hinter-
bliebenenbezüge gezahlt werden, ist für die Berücksichtigung des Versorgungsfrei-
betrags keine Altersgrenze maßgebend.

Im öffentlichen Dienst erfolgt die Gewährung des Versorgungsfreibetrags generell
unabhängig vom Lebensalter. Im Jahr 2026 beträgt der Versorgungsfreibetrag
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12,8 % der Versorgungsbezüge, maximal jedoch 960 € (2005: 3.000 €). Bei monat-
licher Zahlung ist der Versorgungsfreibetrag mit höchstens 1/12 vom Jahreshöchst-
betrag anzusetzen.

Ähnlich wie beim Altersentlastungsbetrag ergeben sich auch beim Versorgungsfreibe-
trag Änderungen durch das Alterseinkünftegesetz. Der Gesetzgeber hat im Rahmen
des Alterseinkünftegesetzes beschlossen, den Ertragsanteil für die Versteuerung der
gesetzlichen Renten bis zum Jahr 2040 schrittweise auf 100 % anzuheben. Versor-
gungsbezüge werden bereits voll, d. h. nicht nur mit ihrem Ertragsanteil, versteuert.

Da das Alterseinkünftegesetz die Gleichheit der Versteuerung von gesetzlichen Ren-
ten und Versorgungsbezügen vorsieht, wird der Versorgungsfreibetrag schrittweise
abgebaut. Im Jahre 2040 werden die Renten voll versteuert, gleichzeitig wird es ab
diesem Zeitpunkt keinen Versorgungsfreibetrag mehr geben. Nach § 19 EStG ermä-
ßigt sich der Versorgungsfreibetrag

• in den Jahren 2006 bis 2020 um jeweils 1,6 %,
• in den Jahren 2021 bis 2039 um jeweils 0,8 %,
• ab dem Jahr 2040 auf 0,0 %.

Gleichzeitig sinkt der Höchstbetrag

• in den Jahren 2006 bis 2020 um jeweils 120 €,
• in den Jahren 2021 bis 2039 um jeweils 60 €,
• ab dem Jahr 2040 auf 0 €.

Nach § 19 Abs. 2 Satz 4 EStG wird der Versorgungsfreibetrag ab 2005 folgenderma-
ßen berechnet:

• Bildung des voraussichtlichen Jahresversorgungsbezugs auf Basis des Versor-
gungsbezugs des ersten vollen Monats unter Einrechnung voraussichtlicher Ein-
malzahlungen. Versorgungsbezüge, deren Beginn vor 2005 liegt, sind so zu be-
handeln wie Versorgungsbezüge, die im Januar 2005 neu gewährt werden.

• Multiplikation des voraussichtlichen Jahresversorgungsbezugs mit dem Prozent-
satz des Erstjahres.

Seit 01.01.2005 wird neben dem herkömmlichen Versorgungsfreibetrag noch ein zu-
sätzlicher Versorgungsfreibetrag in Höhe von 900 € auf Versorgungsbezüge ge-
währt. Für die Gewährung gelten die gleichen Voraussetzungen wie beim eigent-
lichen Versorgungsfreibetrag.

Dieser Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag wurde als Ersatz für die Reduzierung
der Werbungskostenpauschale für Versorgungsbezüge eingeführt. Durch das Alter-
seinkünftegesetz wurde die Werbungskostenpauschale für Versorgungsbezüge von
920 € auf 102 € gesenkt. Somit existiert nun sowohl für Versorgungsbezüge als auch
für gesetzliche Renten (sonstige Einkünfte) eine einheitliche Werbungskostenpau-
schale von jeweils 102 €.

Analog zum Versorgungsfreibetrag ermäßigt sich auch der Zuschlag zum Versor-
gungsbetrag in den nächsten Jahren. Die Reduzierung beträgt
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• von 2006 bis 2020 jeweils 36 €,
• von 2021 bis 2040 jeweils 18 €.

Für beide Freibeträge gilt die sogenannte Kohortenversteuerung. Das heißt, dass
die zu Beginn des Versorgungsbezugs festgelegten Versorgungsfreibeträge auf
Dauer gelten.

Bezieht beispielsweise ein Arbeitnehmer im Jahre 2026 das erste Mal eine Betriebs-
rente, wird ihm darauf ein Versorgungsfreibetrag von 12,8 %, maximal 960 €, sowie
ein Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag in Höhe von 288 € gewährt.

Diese beiden Freibeträge werden im Erstjahr gebildet und dem Arbeitnehmer für die
gesamte Dauer des Versorgungsbezugs unverändert zugeschrieben. Zukünftige
Rentenerhöhungen – auch im Erstjahr – verändern daran nichts mehr.

Wichtig

Mit dem Wachstumschancengesetz wurden auch Änderungen beim Altersentlas-
tungsbetrag beschlossen. Nach § 19 Abs. 2 EStG bleiben von Versorgungsbezü-
gen ein nach einem Prozentsatz ermittelter und auf einen Höchstbetrag begrenz-
ter Versorgungsfreibetrag sowie ein Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag
(Freibeträge für Versorgungsbezüge) steuerfrei. Beginnend mit dem Jahr 2023 ist
der anzuwendende Prozentwert zur Bemessung des Versorgungsfreibetrags nicht
mehr in jährlichen Schritten von 0,8 Prozentpunkten, sondern nur noch in jährli-
chen Schritten von 0,4 Prozentpunkten verringert. Der Höchstbetrag ist ab dem
Jahr 2023 um jährlich 30 € und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag um jähr-
lich 9 € verringert.

Beispiel 1

Betriebsrente ab 2008

Ein Werkspensionär erhält ab Januar 2008 eine Betriebsrente von 700 €. Außer-
dem besteht Anspruch auf Zahlung eines Weihnachtsgeldes in Höhe einer Mo-
natsrente. Der Pensionär hat zum Zeitpunkt der ersten Zahlung das 63. Lebens-
jahr vollendet.

Ermittlung Versorgungsfreibetrag 2008

Betriebsrente im ersten vollen Monat: 700 € x 12 8.400,00 €

Sonderzahlung 700,00 €

Jahresbetrag 9.100,00 €

Versorgungsfreibetrag des Jahres 2008, 35,2 % von 9.100 € 
(= 3.203,20 €), maximal 2.640 €

2.640,00 €

Zusätzlicher Versorgungsfreibetrag 2008 792,00 €
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Die beiden Versorgungsfreibeträge von insgesamt 3.432 € werden diesem Arbeit-
nehmer lebenslang zugeordnet.

Beispiel 2

Erhöhung der Betriebsrente

Die Betriebsrente des Werkspensionärs aus Beispiel 1 wird ab 2026 auf 9.500 €/
Jahr erhöht.

Der Versorgungsfreibetrag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag ermäßigen
sich für jeden vollen Kalendermonat, für den die Betriebsrentenzahlung nicht stattfin-
det, um ein Zwölftel (§ 19 Abs. 2 Satz 12 EStG).

Beispiel 3

Betriebsrente ab 2026

Ein Arbeitnehmer bezieht ab 01.07.2025 eine monatliche Betriebsrente von 500 €.
Es ergibt sich folgende Berechnung des Versorgungsfreibetrags und des zusätzli-
chen Versorgungsfreibetrags:

Summe der Versorgungsfreibeträge 3.432,00 €

Jahresbetriebsrente 9.100,00 €

abzgl. Versorgungsfreibeträge –3.432,00 €

abzgl. Werbungskostenpauschale –102,00 €

zu versteuern 5.566,00 €

Ermittlung Versorgungsfreibetrag 2026

Jahresbetriebsrente 9.500,00 €

abzgl. Versorgungsfreibetrag (aus 2008) –2.640,00 €

abzgl. Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag –792,00 €

abzgl. Werbungskostenpauschale –102,00 €

zu versteuern 5.966,00 €

Ermittlung Versorgungsfreibetrag 2026

Betriebsrente im ersten vollen Monat: 500 € x 12 6.000,00 €

Versorgungsfreibetrag des Jahres 2026, 12,8 % von 6.000 € 
(= 768 €), maximal 960 €

768,00 €
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Die Summe der Freibeträge von 1.056 € wird lebenslang festgeschrieben. Im Jahr
2026 ergibt sich ein anteiliger Freibetrag von 6/12, also 528 €. Bei monatlicher Zah-
lung der Betriebsrente sind die Versorgungsfreibeträge nur monatlich zu berücksich-
tigen. Daher führt dies automatisch zur richtigen Berechnung:

§ 39b Abs. 3 EStG sagt aus, dass der Versorgungsfreibetrag und der zusätzliche
Versorgungsfreibetrag bei Versteuerung eines sonstigen Bezugs in besonderer
Weise zu berücksichtigen sind.

Die beiden Freibeträge dürfen nur in dem Maße berücksichtigt werden, wie sie bei
der Ermittlung des voraussichtlichen Arbeitslohns noch nicht berücksichtigt wurden
und soweit sie nicht bereits bei der Besteuerung eines früher im Kalenderjahr ge-
zahlten sonstigen Bezugs berücksichtigt worden sind (LSR 39b.3).

4.4.5.3 Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflichten
Im Zusammenhang mit der Kohortenversteuerung von Versorgungsbezügen erge-
ben sich besondere Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflichten. In § 4 Abs. 1 Nr. 4
LStDV ist vorgeschrieben, dass im Lohnkonto der Monat und das Kalenderjahr des
Versorgungsbeginns und die für die Festschreibung der Versorgungsfreibeträge er-
rechnete Bemessungsgrundlage zu dokumentieren sind.

Im Lohnkonto aufgezeichnete Angaben müssen in die Lohnsteuerbescheinigung
übertragen werden. Folgende Zeilen sind ggf. zu bescheinigen:

• Zeile 29: Bemessungsgrundlage für den Versorgungsfreibetrag,
• Zeile 30: Kalenderjahr des Versorgungsbeginns,

Zusätzlicher Versorgungsfreibetrag 2026 288,00 €

Summe der Versorgungsfreibeträge 1.056,00 €

Jahresbetriebsrente 6.000,00 €

abzgl. Versorgungsfreibeträge –1.056,00 €

abzgl. Werbungskostenpauschale –102,00 €

zu versteuern 4.842,00 €

monatliche Betriebsrente 2026 500,00 €

Versorgungsfreibetrag monatlich 12,8 % von 500 € (= 64 €), 
maximal 80 €

64,00 €

Zusätzlicher Versorgungsfreibetrag monatlich (288 € : 12 = 24 €) 24,00 €

Summe der monatlichen Versorgungsfreibeträge 88,00 €
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4.4 Freibeträge
• Zeile 31: bei unterjähriger Zahlung: erster und letzter Monat, für den Versor-
gungsbezüge gezahlt wurden,

• Zeile 32: Sterbegeld, Kapitalauszahlungen/Abfindungen und Nachzahlungen von
Versorgungsbezügen.

4.4.5.4 Mehrere Versorgungsbezüge
Der Versorgungsfreibetrag und der zusätzliche Versorgungsfreibetrag werden im
Falle des mehrfachen Bezugs (bei verschiedenen Arbeitgebern) von Betriebsrenten
ggf. mehrfach berücksichtigt. Der Ausgleich erfolgt in diesen Fällen über eine Pflicht-
veranlagung zur Einkommensteuer (§ 46 Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Erhält ein Arbeitnehmer mehrere Versorgungsbezüge mit unterschiedlichen Kohor-
ten (z. B. Witwenrente des verstorbenen Ehegatten und eigene Rente) von ein und
demselben Arbeitgeber, so sind dabei Besonderheiten zu beachten. In diesem Fall
muss jeder Versorgungsbezug mit den Freibeträgen seiner jeweiligen Kohorte be-
rücksichtigt werden. Insgesamt sind allerdings die Versorgungsfreibeträge auf die
Höchstbeträge der ältesten Kohorte zu begrenzen.

Beispiel
Unterschiedliche Versorgungsbezüge
Das Ehepaar Christoph und Claudia Müller erhält von der Firma Lohnfix GmbH je-
weils unterschiedliche Versorgungsbezüge. Herr Müller bezieht bereits seit 2015
eine Betriebsrente in Höhe von 500 €, Frau Müller erst ab 2016 eine Betriebsrente
in Höhe von 400 €. Im Jahre 2021 verstirbt Herr Müller.

Für die eigenen Versorgungsbezüge der Ehefrau berechnen sich die Versor-
gungsfreibeträge nach dem Erstbezugsjahr 2016. Dies ergibt einen Versorgungs-
freibetrag von 22,4 % von 4.800 € (400 € x 12 Monate) = 1.075 € sowie einen Zu-
schlag zum Versorgungsfreibetrag von 504 €.

Frau Müller erhält nun neben ihrer eigenen Rente eine Witwenrente aus den Ver-
sorgungsbezügen ihres verstorbenen Mannes in Höhe von 250 €. Für die Berech-
nung der Versorgungsfreibeträge der Witwenrente sind die Beträge des Jahres
2015 (Erstbezugsjahr des Versorgungsbezugs ihres Mannes) zugrunde zu legen.
Somit beträgt der Versorgungsfreibetrag für die Witwenrente 24 % von 3.000 €
(250 € x 12 Monate) = 720 € und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag 540 €.

Die Summe der Versorgungsfreibeträge ab 2021 beträgt 1.795 € (1.075 € +
720 €). Allerdings wird der Versorgungsfreibetrag maximal als Höchstbetrag des
ältesten Versorgungsbezugs des Ehemannes aus dem Jahr 2015 berücksichtigt
(1.800 €). Mit 1.795 € liegt dieser allerdings unter dem Höchstbetrag und wird so-
mit nicht begrenzt. Die Summe der Zuschläge zum Versorgungsfreibetrag beträgt
1.044 € (540 € + 504 €). Auch hier findet die Begrenzung auf den Betrag aus dem
Jahre 2015 statt, also auf 540 €.

Diese Berechnungsweise kann allerdings so nicht im Zuge der Lohnabrechnung
durchgeführt werden, weil der amtliche Programmablaufplan dies nicht vorsieht.
Daher sind im Rahmen der Lohnabrechnung bei beiden Versorgungsbezügen von
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Frau Müller die Versorgungsbezüge nach den Beträgen der ältesten Kohorte zu
berücksichtigen und zu begrenzen. Auf dieses Beispiel bezogen also mit jeweils
24 %, maximal insgesamt 1.800 € sowie insgesamt 540 €.

Die richtige Berechnung (mit unterschiedlichen Kohorten) kann erst durch die
Steuerveranlagung vom Finanzamt vorgenommen werden. Dazu muss der Arbeit-
geber allerdings die Zeilen 29 bis 32 (Bemessungsgrundlage, maßgebliches Ka-
lenderjahr, bei unterjähriger Zahlung den ersten und letzten Monat) auf der Lohn-
steuerbescheinigung je Versorgungsbezug getrennt ausweisen. In der Praxis
kann dies durch den Ausdruck einer zweiten Lohnsteuerbescheinigung erfolgen.

Es wäre somit zu bescheinigen:
Für die eigene Rente von Frau Müller

Zeile 29: 4.800 € (400 € x 12), Zeile 30: Jahr 2016

Für ihre Witwenrente

Zeile 29: 3.000 € (250 € x 12), Zeile 30: Jahr 2015 (Erstbezugsjahr der Rente ih-
res Mannes)

4.5 Kirchensteuer
Die Kirchensteuer wird prozentual von der angefallenen Lohnsteuer erhoben. In den
einzelnen Bundesländern bestehen unterschiedlich hohe Prozentsätze. Maßgebend
für die Höhe ist der Sitz der lohnsteuerlichen Betriebsstätte. Für einen Arbeitneh-
mer, der z. B. in Rheinland-Pfalz wohnt und bei einem Arbeitgeber beschäftigt ist,
dessen lohnsteuerliche Betriebsstätte in Baden-Württemberg liegt, hat der Arbeitge-
ber den Kirchensteuersatz von Baden-Württemberg, also 8 %, abzuführen.

Bundesland Kirchensteuer Mindestkirchensteuer*

Baden-Württemberg 8 %

Bayern 8 %

Berlin 9 %

Brandenburg 9 %

Bremen 9 %

Hamburg 9 %

Hessen 9 %

Mecklenburg-Vorpommern 9 %

Tabelle 4.2: Kirchensteuersätze
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4.5 Kirchensteuer
* Zuletzt wurde noch in Sachsen-Anhalt eine Mindestkirchensteuer erhoben. Seit
dem 01.01.2018 wird in der Regel keine Mindestkirchensteuer mehr erhoben.

4.5.1 Kappung der Kirchensteuer
Kappung ist eine gesetzlich vorgeschriebene Begrenzung der Kirchensteuer. Sie
tritt in folgenden Bundesländern auf:

• In Berlin, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Hol-
stein wird die Kirchensteuer auf 3 % des auf das zu versteuernde Einkommen be-
grenzt.

• In Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen (evangelische Kirche), Hessen
(evangelische Kirche), Rheinland-Pfalz (evangelische Kirche), Saarland (evange-
lische Kirche), Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen wird die Kirchensteuer
auf 3,5 % des auf das zu versteuernde Einkommen begrenzt.

• In Baden-Württemberg wird die Kirchensteuer auf 2,75 % (evangelische Kirche
Württemberg) bzw. auf 3,5 % (evangelische Kirche Baden und katholische Kir-
che) des auf das zu versteuernde Einkommen begrenzt.

• In den Ländern Hessen (katholische Kirche), Nordrhein-Westfalen (katholische
Kirche), Rheinland-Pfalz (katholische Kirche) und Saarland (katholische Kirche)
wird die Kirchensteuer auf 4 % des auf das zu versteuernde Einkommen begrenzt.

• In den Ländern Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und Saarland muss die Kappung der Kirchensteuer beantragt werden.

• Im Bundesland Bayern gibt es keine Kappung der Kirchensteuer.

4.5.2 Kirchensteuerberechtigte Konfessionen
Kirchensteuer fällt nur für bestimmte erhebungsberechtigte Religionsgemeinschaften an.
Diese werden in ELStAM durch folgende entsprechende Abkürzungen ausgewiesen:

Niedersachsen 9 %

Nordrhein-Westfalen 9 %

Rheinland-Pfalz 9 %

Saarland 9 %

Sachsen 9 %

Sachsen-Anhalt 9 %

Schleswig-Holstein 9 %

Thüringen 9 %

Bundesland Kirchensteuer Mindestkirchensteuer*

Tabelle 4.2: Kirchensteuersätze (Forts.)
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Für einzelne Länder sind noch weitere Abkürzungen zugelassen. Gehört der Arbeit-
nehmer einer nicht kirchensteuerberechtigten Konfession bzw. keiner Religionsge-
meinschaft an, wird von ELStAM kein Kennzeichen geliefert. In diesem Fall ist keine
Kirchensteuer zu berechnen.

4.5.3 Berücksichtigung von Kinderfreibeträgen
Seit 1996 finden Kinderfreibeträge bei der Berechnung der Lohnsteuer keine Berück-
sichtigung mehr. Sie mindern allerdings noch den Solidaritätszuschlag und die Kir-
chensteuer.

4.5.4 Konfessionsverschiedene 
Ehen/Lebenspartnerschaften

Wenn die Ehegatten/Lebenspartner unterschiedlichen Konfessionen angehören, ist
die Kirchensteuer in den meisten Bundesländern jeweils zur Hälfte zwischen diesen
Konfessionen aufzuteilen.

Die Bundesländer Bayern, Niedersachsen und Bremen weichen von diesem Halb-
teilungsgrundsatz ab. Hier geht die volle Kirchensteuer an die Religionsgemein-
schaft, welcher der Arbeitnehmer angehört.

Gehört nur der Ehegatte/Lebenspartner des Arbeitnehmers einer kirchensteuerbe-
rechtigten Religionsgemeinschaft an, wird die Konfession des Ehegatten/Le-
benspartners nicht in den ELStAM weitergegeben. Für den Arbeitnehmer fällt keine
Kirchensteuer an.

rk = römisch-katholisch

ev = evangelisch, evangelisch-lutherisch, evangelisch-reformiert, französisch-
reformiert

ak = altkatholisch

is = israelitisch

fb = freireligiöse Landesgemeinde Baden

ib = israelitische Religionsgemeinschaft Baden

iw = israelitische Religionsgemeinschaft Württembergs

fg = freireligiöse Landesgemeinde Pfalz

fm = freireligiöse Gemeinde Mainz

fa = freie Religionsgemeinschaft Alzey

Tabelle 4.3: Kirchensteuerberechtigte Konfessionen
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4.5 Kirchensteuer
Gehört der Ehegatte/Lebenspartner des Arbeitnehmers der gleichen Konfession an
oder ist er glaubenslos, darf aus datenschutzrechtlichen Gründen nur die Konfession
des Arbeitnehmers in den ELStAM weitergegeben werden.

Nur bei konfessionsverschiedenen Ehen/Lebenspartnerschaften, bei denen mit Aus-
nahme der Länder Bayern, Bremen und Niedersachsen der Halbteilungsgrundsatz
anzuwenden ist, wird die Konfession des Ehegatten/Lebenspartners in den ELStAM
weitergegeben. Die folgende Auflistung zeigt beispielhaft mögliche Konstellationen
bei Ehegatten/Lebenspartnern und die dazugehörende Aufteilung und Abführung der
Kirchensteuer:

4.5.5 Pauschale Kirchensteuer
Wird die Lohnsteuer pauschaliert, z. B. bei Aushilfen, fällt grundsätzlich auch pau-
schale Kirchensteuer an. Diese ist je nach Bundesland unterschiedlich hoch. Basis
für die Berechnung ist immer die pauschale Lohnsteuer.

Die Aufteilung basiert unabhängig davon, welcher Konfession der Arbeitnehmer tat-
sächlich angehört, auf einem festgelegten Verteilungsschlüssel zwischen der rö-
misch-katholischen und der evangelischen Kirche.

Die unterschiedlichen prozentualen Sätze und Verteilungsschlüssel in den einzelnen
Bundesländern können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

Konfession 
Arbeitnehmer

Konfession Ehegatte/
Lebenspartner

Eintragung in 
ELStAM

Abführung 
Kirchensteuer

ev ev ev ev: 100 %

rk rk rk rk: 100 %

ev rk ev/rk ev: 50 %, rk: 50 %

rk ev rk/ev rk: 50 %, ev: 50 %

rk - rk rk: 100 %

ev - ev ev: 100 %

- rk - keine

- ev - keine

- - - keine

Tabelle 4.4: Eintragungen der Konfession
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Findet eine Pauschalierung der Lohnsteuer für beschränkt steuerpflichtige Arbeit-
nehmer statt, entfällt die Kirchensteuer.

4.6 Solidaritätszuschlag
4.6.1 Höhe des Solidaritätszuschlags
Bemessungsgrundlage für den Solidaritätszuschlag (SolZ) ist die Lohnsteuer aus
laufendem Arbeitslohn (unter Berücksichtigung der Kinderfreibeträge) sowie die
Lohnsteuer von sonstigen und pauschal versteuerten Bezügen.

Bundesland Prozentsatz bei 
Pauschalierung

Aufteilung nach Konfessionen

ev rk

Baden-Württemberg 5 % 50 %1 50 %

Bayern 7 % 30 % 70 %

Berlin 5 % 70 % 30 %

Brandenburg 5 % 70 % 30 %

Bremen 7 % 80 % 20 %

(Stadt Bremerhaven) 7 % 90 % 10 %

Hamburg 4 % 70 % 29,5 %2

Hessen 7 % 50 %1 50 %

Mecklenburg-Vorpommern 5 % 90 % 10 %

Niedersachsen 6 % 73 % 27 %

Nordrhein-Westfalen 7 % 40,97 %3 58,92 %

Rheinland-Pfalz 7 % 50 %1 50 %

Saarland 7 % 25 % 75 %

Sachsen 5 % 85 % 15 %

Sachsen-Anhalt 5 % 73 % 27 %

Schleswig-Holstein 6 % 85 % 15 %

Thüringen 5 % 73 % 27 %
1) Die Aufteilung ist je nach Region unterschiedlich geregelt. Im Zweifelsfall gilt 
50 %/50 %.
2) Für die jüdische Gemeinde 0,5 %.
3) Für die jüdischen Kultusgemeinden 0,07 %, für die altkatholische Kirche 0,04 %.

Tabelle 4.5: Prozentsätze bei Pauschalierung der Kirchensteuer
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4.6 Solidaritätszuschlag
Hinweis

Pflichtig sind alle Arbeitnehmer, auch die beschränkt steuerpflichtigen Personen.

Seit dem 01.01.1995 wird in allen Bundesländern ein Solidaritätszuschlag erhoben.
Er beträgt 5,5 % der Lohnsteuer.

Wichtig

Mit dem Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags11  wird der Solidari-
tätszuschlag ab 2021 schrittweise abgebaut.

4.6.2 Freigrenze
Es wird kein SolZ erhoben, wenn die Lohnsteuer aus laufenden Bezügen in der
Steuerklasse III nicht mehr als 3.391,67 € monatlich bzw. in den Steuerklassen I,
II, IV, V und VI nicht mehr als 1.695,83 € monatlich beträgt.

Hinweis

Die Freigrenze (auch sog. Nullzone) wurde zum 01.01.2026 erneut angehoben.

4.6.3 Milderungszone
Der volle Zuschlag von 5,5 % der Bemessungsgrundlage wird erst dann erhoben,
wenn 11,9 % des Unterschiedsbetrags zwischen Bemessungsgrundlage (Lohn-
steuer) und der Freigrenze keinen niedrigeren SolZ ergeben:

Beispiel

Gemilderter Solidaritätszuschlag

Gehalt 10.500 €, Steuerklasse III/0

Gehalt 13.500 €, III/0

1 Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 10.12.2019 (BGBl 2019 Teil I vom 
12.12.2019, Seite 2115)

Lohnsteuer in Steuerklasse III = 2.180,66 €

Solidaritätszuschlag = 0,00 €

Lohnsteuer in Steuerklasse III = 3.392,66 €

Solidaritätszuschlag = 0,11 €
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(3.392,66 € – 3.391,67 € = 0,99 €)

(0,99 € x 11,9 % = 0,11 €)

zum Vergleich:

(5,5 % x 3.392,66 € = 186,59 €)

Die Vergleichsberechnung zeigt, dass 5,5 % der Lohnsteuer (= 186,59 €) mehr
ergibt als 11,9 % des Unterschiedsbetrags zwischen Lohnsteuer und Freigrenze
(= 0,11 €). Der niedrigere Betrag ist maßgeblich. Somit beträgt der SolZ 0,11 €. Die
Freigrenzen kommen beim Steuerabzug von der Pauschalierung der Lohnsteuer
nicht zum Tragen. In diesen Fällen wird der SolZ generell mit 5,5 % von der Lohn-
steuer berechnet. Bei sonstigen Bezügen findet die Milderungszone weiterhin keine
Anwendung. Bei der Berechnung des Solidaritätszuschlags von einem sonstigen Be-
zug beträgt dieser auch nach dem 01.01.2021 unverändert 5,5 %.

Der Solidaritätszuschlag wird bei der Berechnung stets auf den Cent genau berech-
net, wobei Bruchteile eines Cents außer Betracht bleiben. Das bedeutet, dass der
Solidaritätszuschlag immer abgerundet wird.

4.7 Progressionsvorbehalt
Viele Entgeltersatzleistungen sind im Grunde steuerfrei, unterliegen aber dem Pro-
gressionsvorbehalt. Die Anwendung des Progressionsvorbehalts erfolgt im Rahmen
der persönlichen Veranlagung zur Einkommensteuer. Der Arbeitgeber muss Zeiten
ohne Entgelt von mindestens fünf Tagen dem Finanzamt melden. Dies wird in Zeile 2
der Lohnsteuerbescheinigung durch die Angabe eines „U“ gemacht. Damit wird dem
Finanzamt angezeigt, dass der Arbeitnehmer evtl. eine Entgeltersatzleistung bekom-
men hat und dies zu prüfen ist. In der Folge wird der Arbeitnehmer zur Einkommen-
steuer zwangsveranlagt. Im Rahmen der Einkommensteuerberechnung wird die Ent-
geltersatzleistung dem zu versteuernden Einkommen zugeschlagen und zu diesem
Gesamtbetrag die Einkommensteuer ermittelt. Wichtig ist aber nur der Prozentsatz,
da hiermit das Einkommen ohne die Entgeltersatzleistungen multipliziert wird.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Entgeltersatzleistungen (z. B. Kranken- oder Kurzar-
beitergeld) in der Zeile 15 der Lohnsteuerbescheinigung anzudrucken (siehe Kap. 4.9).

Beispiel
Progressionsvorbehalt
Herr Schulze verdient im Jahr 2025 40.000 €. Außerdem bezieht er Kurzarbeiter-
geld in Höhe von 10.000 €.

Lösung: zu versteuerndes Einkommen 40.000,00 €
Kurzarbeitergeld 10.000,00 €

50.000,00 €
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4.8 Pauschalierung von Arbeitslohn
4.8 Pauschalierung von Arbeitslohn
4.8.1 Grundsätzliches zur Pauschalierung
Normalerweise ist steuerpflichtiger Arbeitslohn individuell, d. h. aufgrund der EL-
StAM, durch den Arbeitnehmer zu versteuern. In bestimmten Fällen können Arbeits-
lohn oder Teile davon auch vom Arbeitgeber lohnsteuerlich pauschaliert werden.

Bei der Pauschalierung wendet der Arbeitgeber vom Gesetzgeber vorgegebene pro-
zentuale Steuersätze an. Grundsätzlich sind zusätzlich zur pauschalen Lohnsteuer
die Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag abzuführen.

Pauschaliert werden können z. B.

• Fahrtkostenzuschüsse 15 %
• Direktversicherungen 20 %
• Essenszuschüsse 25 %
• geringfügig entlohnte Beschäftigte 2 % bzw. 20 %
• kurzfristig Beschäftigte 25 %
• Sachgeschenke an Mitarbeiter bzw. Betriebsfremde 30 %

Einkommensteuer nach Splitting aus 
fiktivem Einkommen

10.691,00 €

dies entspricht einem Prozentsatz von 21,3820 % 10,691,00 €
x 100 /

50.000,00 €

zu versteuerndes Einkommen 40.000 € x 21,3820 % = 8.552,00 €
Berechnung der höheren Steuer:

Einkommensteuer für 40.000 € nach Splitting 7.320,00 €
Mehrbelastung 1.232,00 €
entspricht einem Prozentsatz für das Kurzarbeitergeld 12,3200 %

Pauschalierungsfähige 
Zuwendungen

Pauschal-
steuersatz

Rechts-
grundlage

Sozialversicherungs-
rechtliche Behandlung

Gewährung von sonsti-
gen Bezügen in einer grö-
ßeren Zahl von Fällen 
von nicht mehr als 
1.000 € im Kalenderjahr

zu berechnen 
nach den steu-
erlichen Ver-
hältnissen der 
Arbeitnehmer

§ 40 Abs. 1 
Satz 1 
Nr. 1 EStG

beitragspflichtig

Tabelle 4.6: Übersicht Pauschalierungsmöglichkeiten
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Nachforderung von Lohn-
steuer in einer größeren 
Zahl von Fällen durch das 
Finanzamt

zu berechnen 
nach den steu-
erlichen Ver-
hältnissen der 
Arbeitnehmer

§ 40 Abs. 1 
Satz 1 
Nr. 2 EStG

beitragspflichtig

Gewährung oder Bezu-
schussung von arbeits-
täglichen Mahlzeiten

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 1 EStG

beitragsfrei

Gewährung von Erho-
lungsbeihilfen, im Kalen-
derjahr 156 € für den AN, 
104 € für Ehegatte und 
52 € für jedes Kind

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 3 EStG

beitragsfrei

Zuwendungen aus An-
lass von Betriebsveran-
staltungen

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 2 EStG

beitragsfrei

steuerpflichtiger Verpfle-
gungskostenersatz bis 
100 % der steuerfreien 
Pauschbeträge

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 4 EStG

beitragsfrei

Übereignung von Daten-
verarbeitungsgeräten bzw. 
Telekommunikationsge-
räten und Internetzugang

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 5 EStG

beitragsfrei

Übereignung von Lade-
vorrichtungen zum Auf-
laden von Elektro- oder 
Hybridfahrzeugen (be-
fristet bis 31.12.2030)

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 6 EStG

beitragsfrei

Zuschuss eines AG an 
den AN für Kosten des 
Erwerbs einer Ladeein-
richtung für Elektro- oder 
Hybridfahrzeuge (befris-
tet bis 31.12.2030)

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 6 EStG

beitragsfrei

Übereignung von betrieb-
lichen Fahrrädern

25 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 7 EStG

beitragsfrei

Pauschalierungsfähige 
Zuwendungen

Pauschal-
steuersatz

Rechts-
grundlage

Sozialversicherungs-
rechtliche Behandlung

Tabelle 4.6: Übersicht Pauschalierungsmöglichkeiten (Forts.)
80



4.8 Pauschalierung von Arbeitslohn
* Arbeitgeber können die Beiträge für eine Gruppenunfallversicherung mit einem
Pauschsteuersatz von 20 Prozent erheben, wenn der steuerliche Durchschnittsbe-
trag ohne Versicherungssteuer 100 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser Grenz-
betrag soll mit dem geplanten Wachstumschancengesetz aufgehoben werden.

Damit können Beiträge zu einer Gruppenunfallversicherung pauschal versteuert wer-
den, unabhängig davon, wie hoch der Beitrag tatsächlich ist.

Die Regelung soll erstmals für den Lohnsteuerabzug 2024 gelten. Zum Zeitpunkt der
Drucklegung war das Gesetz noch nicht abschließend beraten.

Zuschüsse für Fahrten 
Wohnung/Arbeitsstätte 
mit Pkw sowie Sach-
bezüge aus Firmen-Pkw 
für diese Fahrten

15 % § 40 Abs. 2 
Satz 2 EStG

beitragsfrei

Arbeitslohn von kurzfristig 
Beschäftigten

25 % § 40a 
Abs. 1 EStG

versicherungsfrei, wenn 
Kriterien der Kurzfristig-
keit erfüllt sind

geringfügig entlohnte Be-
schäftigung 

2 % § 40a 
Abs. 2 EStG

AN versicherungsfrei
AG zahlt 13 % KV, 
15 % RV

kurzfristig im Inland be-
schäftigte beschränkt 
steuerpflichtige AN, die 
einer ausländischen Be-
triebsstätte zugeordnet 
sind

30 % § 40a 
Abs. 7 EStG

beitragspflichtig

Beiträge zu einer Direkt-
versicherung und Zuwen-
dungen in eine Pensions-
kasse bis 1.752 €/Jahr

20 % § 40b 
Abs. 1 EStG 
a. F.

beitragsfrei, wenn zu-
sätzlich zum Arbeitslohn 
oder aus Einmalzahlun-
gen, sonst beitrags-
pflichtig

Beiträge zu einer Grup-
penunfallversicherung

20 % § 40b 
Abs. 3 EStG

beitragsfrei, wenn zu-
sätzlich zum Arbeitslohn 
oder aus Einmalzahlun-
gen, sonst beitrags-
pflichtig

sonstige Sachleistungen 
an den AN oder an Dritte

30 % § 37b EStG volle Beitragspflicht nur 
bei den eigenen Arbeit-
nehmern

Pauschalierungsfähige 
Zuwendungen

Pauschal-
steuersatz

Rechts-
grundlage

Sozialversicherungs-
rechtliche Behandlung

Tabelle 4.6: Übersicht Pauschalierungsmöglichkeiten (Forts.)
81



4 Steuerrechtliche Abzüge
4.8.2 Pauschalierung der Kirchensteuer
Pauschale Lohnsteuer verursacht generell pauschale Kirchensteuer. Diese wird in
den einzelnen Bundesländern unterschiedlich hoch erhoben. Eine Besonderheit
stellt die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer nach verschiedenen Verteilungs-
schlüsseln zwischen evangelischer und römisch-katholischer Konfession dar. Die
folgende Tabelle gibt einen Überblick über die jeweiligen Regelungen in den einzel-
nen Bundesländern.

Hier eine Übersicht über die je nach Bundesland verschieden hohen Pauschalie-
rungssätze in der Kirchensteuer:

Bundesland Regel-
kirchen-
steuer

Kirchen-
steuer bei 
Pauschalie-
rung

Aufteilung der 
pauschalen 
Kirchensteuer nach 
Konfessionen

ev rk

Baden-Württemberg 8 % 5 % 50 % 50 %

Bayern 8 % 7 % 30 % 70 %

Berlin 9 % 5 % 70 % 30 %

Brandenburg 9 % 5 % 70 % 30 %

Bremen 9 % 7 % 80 % 20 %

(Stadt Bremerhaven) 9 % 7 % 90 % 10 %

Hamburg 9 % 4 % 70 % 30 %

Hessen 9 % 7 % 50 % 50 %

Mecklenburg-Vorpommern 9 % 5 % 90 % 10 %

Niedersachsen 9 % 6 % 73 % 27 %

Nordrhein-Westfalen 9 % 7 % 50 % 50 %

Rheinland-Pfalz 9 % 7 % 50 % 50 %

Saarland 9 % 7 % 25 % 75 %

Sachsen 9 % 5 % 85 % 15 %

Sachsen-Anhalt 9 % 5 % 73 % 27 %

Schleswig-Holstein 9 % 6 % 85 % 15 %

Thüringen 9 % 5 % 73 % 27 %

Tabelle 4.7: Pauschale Kirchensteuersätze (ohne detaillierte Landesregelungen)
82



4.9 Elektronische Lohnsteuerbescheinigung
4.8.3 Wahlrecht bei Kirchensteuer-Pauschalierung
Der Arbeitgeber kann die pauschale Kirchensteuer nach unterschiedlichen Verfah-
ren erheben:

• Vereinfachungsverfahren,
• Nachweisverfahren.

4.8.4 Vereinfachungsverfahren
Hier pauschaliert der Arbeitgeber die Kirchensteuer grundsätzlich für alle Arbeitneh-
mer, unabhängig davon, ob diese einer kirchensteuerberechtigten Konfession ange-
hören oder nicht. Als Kirchensteuersatz ist stets der ermäßigte Satz des jeweiligen
Bundeslandes anzuwenden.

4.8.5 Nachweisverfahren
Der Arbeitgeber pauschaliert die Kirchensteuer nur bei denjenigen Arbeitnehmern,
die tatsächlich einer kirchensteuerberechtigten Konfession angehören. Für diese Ar-
beitnehmer ist dann jedoch der Regelkirchensteuersatz anzusetzen.

Von Arbeitnehmern ohne ELStAM muss sich der Arbeitgeber eine schriftliche Erklä-
rung über die Nichtzugehörigkeit zu einer kirchensteuerberechtigten Konfession aus-
händigen lassen und diese den Lohnunterlagen beifügen.

Ausführliche Erläuterungen zu Pauschalierungsformen, wie z. B. bei Minijobs, be-
trieblicher Altersversorgung, Sachbezügen usw., finden sich in den entsprechenden
Kapiteln zu diesen Themen.

4.9 Elektronische 
Lohnsteuerbescheinigung

Die Aufgaben von Lohnkonten werden in Kap. 6.2.1.1 besprochen. Das Lohnkonto
bildet die Basis für die Lohnsteuerbescheinigungen, die beim Austritt bzw. am Jah-
resende erfolgen.

Die Lohnsteuerbescheinigung enthält steuerrelevante Abrechnungsdaten, die als
Grundlage für die persönliche Einkommensteuererklärung des Arbeitnehmers die-
nen. Sie wird bei Austritten und am Jahresende für alle Arbeitnehmer erstellt.

Die Lohnsteuerbescheinigungen sind elektronisch an das Bundesfinanzministerium
zu übermitteln (Ausnahme Privathaushalte, die nur Aushilfen beschäftigen). Der Ar-
beitnehmer erhält einen Ausdruck der elektronisch übermittelten Daten im DIN-A4-
Format. Ab dem 01.11.2010 ist die Verwendung der Steuer-ID zwingend vorge-
schrieben.

Die Daten werden beim Bundesfinanzministerium unter der Steuer-ID gespeichert.
Der Arbeitnehmer gibt seine Steuer-ID in der „Anlage N“ der Formulare für die Ein-
kommensteuererklärung an.
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Abbildung 4.2: Ausdruck elektronische Lohnsteuerbescheinigung für 2026
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4.9 Elektronische Lohnsteuerbescheinigung
4.9.1 Auszug der wichtigsten Felder
Im Wesentlichen sind folgende Daten zu bescheinigen.

Zeile 1: Bescheinigungszeitraum
Hier wird immer nur der Zeitraum des laufenden Kalenderjahres bescheinigt. Das
Vorjahr wurde im Zuge der Lohnsteuerbescheinigung am Jahresende gemeldet, die
für alle Arbeitnehmer grundsätzlich auszustellen ist.

Zeile 2: Anzahl der Unterbrechungen
Liegt eine Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses von mindestens fünf aufeinander-
folgenden Arbeitstagen vor, ist dieser Sachverhalt dem Finanzamt mitzuteilen. Da-
durch erfährt das Finanzamt, dass evtl. der Progressionsvorbehalt zu beachten ist.
Außerdem sind in Zeile 2 (untere Hälfte) noch weitere Angaben vorzunehmen:

S ist einzutragen, wenn die Lohnsteuer von einem sonstigen Bezug im ersten
Dienstverhältnis berechnet wurde und dabei der Arbeitslohn aus früheren Dienst-
verhältnissen des Kalenderjahres außer Betracht geblieben ist.
M ist grundsätzlich einzutragen, wenn dem Arbeitnehmer anlässlich oder wäh-
rend einer beruflichen Auswärtstätigkeit oder im Rahmen einer beruflichen dop-
pelten Haushaltsführung vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von
einem Dritten eine nach § 8 Abs. 2 Satz 8 EStG mit dem amtlichen Sachbezugs-
wert zu bewertende Mahlzeit zur Verfügung gestellt wurde. Die Eintragung hat
unabhängig davon zu erfolgen, ob die Besteuerung der Mahlzeit nach § 8 Abs. 2
Satz 9 EStG unterbleibt, der Arbeitgeber die Mahlzeit individuell oder nach § 40
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a EStG pauschal besteuert hat. Im Übrigen sind für die Be-
scheinigung des Großbuchstabens M auch die Ausführungen des Einführungs-
schreibens zur Reform des steuerlichen Reisekostenrechts ab dem 01.01.2014
zu beachten.
F ist einzutragen, wenn eine steuerfreie Sammelbeförderung gemäß § 3 Nr. 32
EStG erfolgte.
FR ist für französische Grenzgänger einzutragen, bei denen nach dem Doppelbe-
steuerungsabkommen (DBA) Deutschland/Frankreich eine Bescheinigung nach
§ 39 Abs. 4 Nr. 5 EStG ausgestellt wurde und auf Grundlage der Bescheinigung
keine Lohnsteuer einzubehalten ist. Die Buchstabenkombination FR ist um das
Bundesland zu ergänzen, in dem der Grenzgänger im Bescheinigungszeitraum
zuletzt tätig war. FR1 ist für das Bundesland Baden-Württemberg, FR2 für das
Bundesland Rheinland-Pfalz und FR3 für das Bundesland Saarland zu bescheini-
gen.

Zeile 3: Bruttoarbeitslohn
Zu bescheinigen ist das im Kalenderjahr gezahlte Steuerbrutto einschließlich Sach-
bezügen. Das Steuerbrutto darf nicht um eventuelle Freibeträge gemindert werden.
Ermäßigt besteuerter Arbeitslohn ist nicht in Zeile 3, sondern extra in Zeile 9 auszu-
weisen. Versorgungsbezüge für mehrere Jahre, die ermäßigt besteuert wurden, sind
ausschließlich in Zeile 9 zu bescheinigen.
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4 Steuerrechtliche Abzüge
Zeile 4: Einbehaltene Lohnsteuer
In dieser Zeile wird die einbehaltene Lohnsteuer des Steuerbruttos aus Zeile 3 aus-
gewiesen.

Zeile 5: Einbehaltener Solidaritätszuschlag
Hier ist analog der Lohnsteuer der einbehaltene Solidaritätszuschlag zu bescheinigen.

Zeile 6 und 7: Einbehaltene Kirchensteuer
Gehört der Ehegatte/Lebenspartner des Arbeitnehmers keiner anderen Konfession
an, ist in Zeile 6 die gesamte einbehaltene Kirchensteuer des Arbeitnehmers zu be-
scheinigen. Bei konfessionsverschiedenen Ehen/Lebenspartnerschaften (z. B. Ehe-
mann/Lebenspartner ev, Ehefrau/Lebenspartner rk) ist der auf den Ehegatten/Le-
benspartner entfallende Teil der Kirchensteuer unter Zeile 7 oder Zeile 14 des
Ausdrucks anzugeben (Halbteilung der Lohnkirchensteuer). Diese Halbteilung der
Lohnkirchensteuer kommt in Bayern, Bremen und Niedersachsen nicht in Betracht,
deshalb ist in diesen Ländern die einbehaltene Kirchensteuer immer nur unter Zeile
6 oder Zeile 13 einzutragen.

Zeile 9: Versorgungsbezüge für mehrere Kalenderjahre
Zeile 10: Arbeitslohns für mehrere Kalenderjahre und Entschädigungen 
(z. B. Abfindungen)
Zeile 15: Lohnersatzleistungen
Die hier aufzuführenden Leistungen stellen Lohnersatzleistungen dar und führen zur
Anwendung des Progressionsvorbehalts durch das Finanzamt.

Zeile 15a: (Saison-)Kurzarbeitergeld
Das in Zeile 15 enthalten Saison- bzw. Kurzarbeitergeld.

Zeile 16: Doppelbesteuerungsabkommen
Hier ist der nach einem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) oder Auslandstätig-
keitserlass steuerfreie Arbeitslohn getrennt auszuweisen.

Zeile 17: Steuerfreie Arbeitgeberleistungen Fahrten Wohnung/Betrieb
Ein vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewähr-
tes bzw. unentgeltlich oder bezuschusstes bzw. vergünstigtes Jobticket für öffent-
liche Verkehrsmittel im Linienverkehr ist seit dem 01.01.2019 steuerfrei. Bis zum
31.12.2018 konnte für Jobtickets die Pauschalierung nach § 40 Abs. 2 EStG oder die
Sachbezugsfreigrenze angewandt werden. Sofern der Wert die Sachbezugsfrei-
grenze monatlich nicht überschritten hat, musste der steuerfreie geldwerte Vorteil
ebenfalls eingetragen werden. Auch wenn der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber
geldwerte Vorteile, die bis zur Höhe von 1.080 € (Rabattfreibetrag) steuer- und sozi-
alversicherungsfrei sind, erhält (z. B. Arbeitnehmer eines Verkehrsbetriebes), kann
dieser zur Anwendung kommen. In diesen Fällen ist der überlassene Wert in Zeile 17
genau auszuweisen.
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4.9 Elektronische Lohnsteuerbescheinigung
Zeile 18: Pauschal versteuerte Fahrtkostenzuschüsse
Fahrtkostenzuschüsse für Pkw sind steuerpflichtig. Solche Leistungen können je-
doch mit 15 % pauschal versteuert werden. Eventuell pauschal versteuerte Beträge
müssen in Zeile 18 dokumentiert werden, da sie die Werbungskosten des Arbeitneh-
mers mindern.

Zeile 20: Steuerfreie Verpflegungszuschüsse bei Auswärtstätigkeit
Hier sind die steuerfreien Verpflegungszuschüsse bei beruflich veranlassten Aus-
wärtstätigkeiten zu bescheinigen. Die unentgeltliche Gewährung von Mahlzeiten so-
wie die Zuzahlung des Arbeitgebers zu Mahlzeiten sind nicht zu berücksichtigen.

Sofern das Betriebsstättenfinanzamt nach § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 LStDV für steuer-
freie Vergütung für Verpflegung eine andere Aufzeichnung als im Lohnkonto zuge-
lassen hat, ist eine Bescheinigung dieser Beträge nicht zwingend erforderlich.

Zeile 22 und 23: Zukunftssicherungsleistungen
Der Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung und an berufsständische
Versorgungseinrichtungen ist jeweils gesondert unter 22a bzw. 22b anzugeben,
Analoges gilt für den Arbeitnehmeranteil in den Zeilen 23a und 23b. Werden von
ausländischen Sozialversicherungsträgern Globalbeiträge erhoben, ist eine Auftei-
lung vorzunehmen: In diesen Fällen ist in Zeile 22a und 23a der auf die Rentenversi-
cherung entfallende Teilbetrag zu bescheinigen. Die für die Aufteilung maßgebenden
staatenbezogenen Prozentsätze werden für den Veranlagungszeitraum 2024 durch
ein gesondertes BMF-Schreiben bekannt gegeben. Rentenversicherungsbeiträge
des Arbeitgebers, die im Zusammenhang mit nach § 3 Nr. 2 EStG steuerfreiem Kurz-
arbeitergeld stehen, sind nicht zu bescheinigen.

Zeile 24: Steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse zur KV und PV
Steuerfreie Zuschüsse des Arbeitgebers zur gesetzlichen Krankenversicherung bei
freiwillig versicherten Arbeitnehmern – soweit der Arbeitgeber zur Zuschussleistung
gesetzlich verpflichtet ist – sind in Zeile 24a einzutragen. Arbeitgeberzuschüsse zu
privaten Krankenversicherungen sind in der Zeile 24b zu bescheinigen. Zeile 24c er-
fasst die steuerfreien Arbeitgeberzuschüsse zur sozialen Pflegeversicherung wie zur
privaten Pflege-Pflichtversicherung. Bei Beziehern von Kurzarbeitergeld ist der ge-
samte vom Arbeitgeber gewährte Zuschuss zu bescheinigen. Nicht einzutragen ist
der Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Kranken- und sozialen Pflegeversicherung bei
pflichtversicherten Arbeitnehmern.

Zeile 25 und 26: Arbeitnehmerbeitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung 
und zur sozialen Pflegeversicherung
Der Arbeitnehmerbeitrag zur inländischen gesetzlichen Krankenversicherung ist bei
pflichtversicherten Arbeitnehmern in Zeile 25 einzutragen. Es sind die an die Kran-
kenkasse abgeführten Beiträge zu bescheinigen, d. h. gegebenenfalls mit Beitrag-
santeilen für Krankengeld. Zahlt der Arbeitnehmer kassenindividuelle einkommens-
abhängige Zusatzbeiträge nach § 242 SGB V, sind diese ebenfalls zu bescheinigen.
Arbeitnehmerbeiträge zur inländischen sozialen Pflegeversicherung sind in Zeile 26
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4 Steuerrechtliche Abzüge
einzutragen. Bei freiwillig versicherten Arbeitnehmern ist in den Zeilen 25 und 26 je-
weils der gesamte Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung bzw. zur sozialen
Pflegeversicherung zu bescheinigen – wenn der Arbeitgeber die Beiträge an die
Krankenkasse abführt (sog. Firmenzahler). Arbeitgeberzuschüsse sind nicht von den
Arbeitnehmerbeiträgen abzuziehen, sondern gesondert in Zeile 24 zu bescheinigen.
In Fällen, in denen der freiwillig versicherte Arbeitnehmer und nicht der Arbeitgeber
die Beiträge an die Krankenkasse abführt (sog. Selbstzahler), sind in Zeile 25 und 26
keine Eintragungen vorzunehmen. Arbeitgeberzuschüsse sind unabhängig davon in
Zeile 24 einzutragen.

Zeile 27: Arbeitnehmerbeitrag zur Arbeitslosenversicherung
Arbeitnehmerbeiträge zur Arbeitslosenversicherung sind in Zeile 27 des Ausdrucks
zu bescheinigen.

Hinweis

In den Zeilen 22 bis 27 dürfen keine Beiträge oder Zuschüsse bescheinigt werden,
die mit steuerfreiem Arbeitslohn in einem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusam-
menhang stehen. Gleiches gilt in den Fällen, in denen Beiträge oder Zuschüsse
des Arbeitgebers nicht nach § 3 Nr. 62 EStG, sondern nach einer anderen Vor-
schrift steuerfrei sind. Deshalb sind Beiträge, die auf den nach § 3 Nr. 63 Satz 3
EStG steuerfreien Arbeitslohn oder auf den im Zusammenhang mit nach § 3
Nr. 56 EStG steuerfreiem Arbeitslohn stehenden Hinzurechnungsbetrag nach § 1
Abs. 1 Satz 3 und 4 Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) entfallen, nicht
zu bescheinigen, weil sie nicht als Sonderausgaben abziehbar sind.

Zeile 28: Unbesetzt
Ab dem Jahr 2026 ist die Zeile 28 der Lohnsteuerbescheinigung unbesetzt. Dies liegt
daran, dass die Bescheinigung der Beiträge zur privaten Kranken- und Pflege-
Pflichtversicherung oder der Mindestvorsorgepauschale in der bisherigen Zeile 28
entfällt. Stattdessen wird der Arbeitgeber ab 2026 die für den letzten Lohnzahlungs-
zeitraum zugrunde gelegten Beiträge zur privaten Kranken- und Pflege-Pflichtver-
sicherung gesondert angeben, und zwar für die Gewährung des steuerfreien Arbeit-
geberzuschusses sowie für die Berücksichtigung bei der Vorsorgepauschale im
Lohnsteuerabzugsverfahren. Diese Änderungen sind Teil der neuen Regelungen,
die mit der Einführung eines elektronischen Datenaustauschs einhergehen.

Zeile 29 bis 32: Eintragungen für Versorgungsbezüge
Für die Ermittlung des bei Versorgungsbezügen nach § 19 Abs. 2 EStG zu berück-
sichtigenden Versorgungsfreibetrags sowie des Zuschlags zum Versorgungsfreibe-
trag (Freibeträge für Versorgungsbezüge) sind die Bemessungsgrundlage des Ver-
sorgungsfreibetrags, das Jahr des Versorgungsbeginns und, bei unterjähriger
Zahlung von Versorgungsbezügen, der erste und letzte Monat, für den Versorgungs-
bezüge gezahlt werden, maßgebend.
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4.9 Elektronische Lohnsteuerbescheinigung
Sterbegelder und Kapitalauszahlungen/Abfindungen von Versorgungsbezügen so-
wie Nachzahlungen von Versorgungsbezügen, die sich ganz oder teilweise auf vor-
angegangene Kalenderjahre beziehen, sind als eigenständige zusätzliche Versor-
gungsbezüge zu behandeln. Für diese Bezüge sind die Höhe des gezahlten
Bruttobetrags im Kalenderjahr und das maßgebende Kalenderjahr des Versorgungs-
beginns anzugeben. In diesen Fällen sind die maßgebenden Freibeträge für Versor-
gungsbezüge in voller Höhe und nicht zeitanteilig zu berücksichtigen (Rz. 72, 74, 76
und 77 des BMF-Schreibens vom 24.02.2005, a. a. O.).

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die für die Berechnung der Freibeträge für Versor-
gungsbezüge erforderlichen Angaben für jeden Versorgungsbezug gesondert im
Lohnkonto aufzuzeichnen (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LStDV i. V. m. Rz. 79 des BMF-Schrei-
bens vom 24.02.2005, a. a. O.). Die so für das Lohnkonto festgelegten Angaben zu
Versorgungsbezügen sind in dem Ausdruck wie folgt anzugeben (§ 41b Abs. 1
Satz 2 EStG):

a) Versorgungsbezug, der laufenden Arbeitslohn darstellt
In der Zeile 29 des Ausdrucks ist die nach § 19 Abs. 2 Sätze 4 bis 11 EStG ermittelte
Bemessungsgrundlage für den Versorgungsfreibetrag (das 12-Fache des Versor-
gungsbezugs für den ersten vollen Monat zuzüglich voraussichtlicher Sonderzahlun-
gen) einzutragen.

In Zeile 30 ist das maßgebende Kalenderjahr des Versorgungsbeginns (vierstellig)
zu bescheinigen.

In der Zeile 31 ist nur bei unterjähriger Zahlung eines laufenden Versorgungsbe-
zugs der erste und letzte Monat (zweistellig mit Bindestrich, z. B. „02 – 12“ oder „01 –
08“), für den Versorgungsbezüge gezahlt wurden, einzutragen.

b) Versorgungsbezug, der einen sonstigen Bezug darstellt
Sterbegelder, Kapitalauszahlungen/Abfindungen von Versorgungsbezügen und die
als sonstige Bezüge zu behandelnden Nachzahlungen von Versorgungsbezügen,
die in den Zeilen 3 und 8 des Ausdrucks enthalten sind, sind in Zeile 32 gesondert zu
bescheinigen.

Nach § 34 EStG ermäßigt zu besteuernde Versorgungsbezüge für mehrere Kalen-
derjahre sind dagegen nur in Zeile 9 des Ausdrucks zu bescheinigen. Zusätzlich ist
zu den in den Zeilen 9 oder 32 bescheinigten Versorgungsbezügen jeweils in Zeile
30 des Ausdrucks das Kalenderjahr des Versorgungsbeginns anzugeben.

c) Mehrere Versorgungsbezüge
Fällt der maßgebende Beginn mehrerer laufender Versorgungsbezüge in dasselbe
Kalenderjahr (Zeile 30 des Ausdrucks), kann der Arbeitgeber in Zeile 29 des Aus-
drucks die zusammengerechneten Bemessungsgrundlagen dieser Versorgungsbe-
züge in einem Betrag bescheinigen (Rz. 67 des BMF-Schreibens vom 24.02.2005,
a. a. O.). In diesem Fall sind auch in Zeile 8 die steuerbegünstigten Versorgungsbe-
züge zusammenzufassen.
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Bei mehreren als sonstige Bezüge gezahlten Versorgungsbezügen mit maßgeben-
dem Versorgungsbeginn in demselben Kalenderjahr können die Zeilen 8 und/oder 9
sowie 28 und 30 zusammengefasst werden. Gleiches gilt, wenn der Versorgungsbe-
ginn laufender Versorgungsbezüge und als sonstige Bezüge gezahlte Versorgungs-
bezüge in dasselbe Kalenderjahr fallen.

Bei mehreren laufenden Versorgungsbezügen und als sonstige Bezüge gezahlten
Versorgungsbezügen mit unterschiedlichen Versorgungsbeginnen nach § 19 Abs. 2
Satz 3 EStG sind die Angaben zu den Zeilen 8 und/oder 9 sowie 30 bis 32 jeweils
getrennt zu bescheinigen (Rz. 79 des BMF-Schreibens vom 24.02.2005, a. a. O.).

Zeile 33: unbesetzt
Die Angabe des vom Arbeitgeber ausgezahlten Kindergelds in der Zeilte 33 ist nicht
mehr zulässig (Aufhebung von § 72 EStG zum 01.01.2024).

Zeile 34: Freibetrag DBA Türkei
In der Zeile 34 ist seit dem 01.01.2016 der für Versorgungsbezüge beim Lohnsteuer-
abzug verbrauchte Betrag nach Artikel 18 Abs. 2 DBA zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Türkei zu bescheinigen.

Gemäß dem DBA Türkei erhalten Firmenrentner einen Freibetrag von 10.000 € jähr-
lich und einen besonderen Steuertarif.

4.10 Reisekostenrecht
Seit dem 01.01.2014 ist das Reisekostenrecht reformiert. Folgende Begriffe werden
im Zusammenhang mit dem Reisekostenrecht verwendet:

• erste Tätigkeitsstätte,
• Verpflegungsmehraufwendungen,
• Dreimonatsfrist,
• Mahlzeiten,
• Unterkunft.

4.10.1 Erste Tätigkeitsstätte
Der bisher verwendete Begriff regelmäßige Arbeitsstätte wird durch den Begriff
erste Tätigkeitsstätte ersetzt.

Entsprechend der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist dabei höchstens noch
eine Tätigkeitsstätte je Dienstverhältnis mit beschränktem Werbungskostenabzug
(Entfernungspauschale, keine Verpflegungspauschalen, Unterkunftskosten in der
Regel nur im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung) vorgesehen. Die Bestim-
mung dieser einen Tätigkeitsstätte erfolgt vorrangig anhand der arbeits- oder dienst-
rechtlichen Festlegungen sowie der diese ausfüllenden arbeits- oder dienstrechtli-
chen Weisungen/Verfügungen, hilfsweise mittels quantitativer Kriterien. Im Zweifel
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4.10 Reisekostenrecht
ist die räumliche Nähe zur Wohnung des Steuerpflichtigen maßgebend. Dabei ist
nicht die Regelmäßigkeit des Aufsuchens von Bedeutung, erheblich sind vielmehr
vorrangig die Festlegungen des Arbeitgebers.

Eine erste Tätigkeitsstätte ist eine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers
und der Arbeitnehmer muss dieser dauerhaft zugeordnet sein (qualitative Kriterien).

Somit müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

• ortsfeste Einrichtung des Arbeitgebers,
• dauerhafte Zuordnung,
• arbeits- und dienstrechtliche Festlegung,
• alternativ quantitative Kriterien.

4.10.1.1 Ortsfeste Einrichtung
Eine ortsfeste Einrichtung kann bestehen beim:

• eigenen Arbeitgeber,
• im Konzern des Arbeitgebers,
• bei einem Kunden,
• in einem großflächigen Werksgelände.

Nicht ortsfest sind:

• mobile Einrichtungen des Arbeitgebers (Auto, Schiff u. Ä.).

4.10.1.2 Dauerhafte Zuordnung
Die Prüfung erfolgt immer aufgrund einer Prognose, also für die Zukunft. Kriterien für
eine dauerhafte Zuordnung sind:

Der Arbeitnehmer ist dem Ort

• unbefristet,
• länger als 48 Monate,
• für die Dauer des Arbeitsvertrags

zugeordnet.

Kettenabordnungen werden nicht zusammengerechnet, sondern jeweils extra be-
wertet.

4.10.1.3 Keine erste Tätigkeitsstätte
ist:

• eine ortsfeste betriebliche Einrichtung, an der der Arbeitnehmer tatsächlich nicht
tätig werden soll,

• Treffen an einem Sammelpunkt,
• ein Homeoffice,
• Beschäftigung in einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet.
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Vorsicht

Fahrten von der Wohnung zu einem Sammelpunkt sind zwar keine Reisekosten,
werden aber steuerlich wie „Fahrten von der Wohnung zur ersten Tätigkeitsstätte“
bewertet (siehe auch BMF-Schreiben vom 25.11.2020).

4.10.1.4 Festlegung der „ersten Tätigkeitsstätte“
1. Stufe der Prüfung – arbeitsrechtlich
Der Arbeitgeber kann von sich aus die erste Tätigkeitsstätte bestimmen, muss es
aber nicht. Hierbei geht es nur um eine arbeitsrechtliche Festlegung ohne besondere
Berücksichtigung qualitativer oder quantitativer Merkmale. Arbeitnehmerbezogene
Besonderheiten können berücksichtigt werden. Die Zuordnung muss arbeitsrechtlich
zulässig sein und den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen.

Vorsicht

Eine missbräuchliche Anwendung wird steuerlich nicht anerkannt (§ 42 AO).

2. Stufe der Prüfung – quantitativ
Hat der Arbeitgeber arbeitsrechtlich keine erste Tätigkeitsstätte festgelegt, muss
eine quantitative Prüfung (auf Basis einer Prognose) erfolgen.

Die quantitativen Vorgaben gelten als erfüllt, wenn der Arbeitnehmer:

• arbeitstäglich oder
• je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage oder
• mindestens ein Drittel der vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit

an diesem Ort tätig ist.

Hinweis

Erfüllen mehrere Orte diese Vorgaben, gilt der Arbeitsplatz als erste Tätigkeits-
stätte, der am nächsten zur Wohnung des Arbeitnehmers liegt.

4.10.2 Verpflegungsmehraufwendungen
Es gibt zwei unterschiedliche Sätze für Dienstreisen:

Eintägige Dienstreisen:

Abwesenheit von mehr als acht Std. 14 €
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Mehrtägige Dienstreisen:

Es erfolgt keine Prüfung auf Mindestabwesenheit, nur auf den Tatbestand, dass eine
Übernachtung vorgenommen wurde.

Ende einer Reise und Beginn einer neuen Reise am gleichen Tag werden nur einmal
bewertet. Die Zuordnung zur Reise ist dem Arbeitgeber freigestellt.

Bei Tätigkeiten „über Nacht“ kann eine Verpflegungspauschale von 14 € gezahlt wer-
den, wenn die Abwesenheit insgesamt mehr als acht Stunden beträgt. Diese Reise
wird dem Tag mit dem größten Stundenanteil zugeordnet.

Zahlt der Arbeitgeber weniger als die steuerfreien Pauschalen, kann der Arbeitneh-
mer den Rest in seiner Einkommensteuer ansetzen. In diesem Fall kann eine geson-
derte Bescheinigung des Arbeitgebers notwendig werden.

Tipp

Zahlt der Arbeitgeber mehr als die steuerfreien Pauschalen, kann der überstei-
gende Betrag bis max. 100 % pauschal versteuert werden (§ 40 Abs. 2 Nr. 4
EStG).

4.10.3 Dreimonatsfrist bei Verpflegungspauschalen
Steuerfreie Pauschalen können für maximal drei Monate gezahlt werden.

Die Dreimonatsfrist gilt nicht

• bei Fahrtätigkeit,
• Tätigkeit in einem weitläufigen Tätigkeitsgebiet,
• wenn dieselbe auswärtige Tätigkeitsstätte regelmäßig nur an max. zwei Tagen

wöchentlich aufgesucht wird/werden soll (Prognose).

Wird die Dienstreise für mehr als vier Wochen unterbrochen, kann die steuerfreie
Pauschale für die Verpflegungsmehraufwendung erneut gezahlt werden.

Vorsicht

Arbeitsrechtlich kritisch wegen möglicher Bevorzugung eines Arbeitnehmers.
Aber auf jeden Fall als Werbungskosten in der Einkommensteuererklärung gel-
tend machen.

Anreisetag 14 €
Zwischentag 28 €
Abreisetag 14 €
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4.10.4 Mahlzeiten
Verpflegungskosten, die anlässlich einer Auswärtstätigkeit anfallen, können vom Ar-
beitgeber ersetzt werden, wenn es sich um eine übliche Mahlzeit handelt. Der Ge-
samtbetrag der Mahlzeit inkl. Getränke darf maximal 60 € betragen.

Bewirtung, Betriebsveranstaltungen und Arbeitsessen (ebenfalls bis 60 €) fallen
nicht unter diese Gruppe und sind steuerfrei.

Steht dem Arbeitnehmer keine steuerfreie Verpflegungspauschale zu, kann die
Mahlzeit mit dem Sachbezugswert bewertet werden.

Wenn der Arbeitnehmer Anspruch auf eine steuerfreie Verpflegungspauschale hat,
muss diese gekürzt werden. Als Basis dient immer die Pauschale für eine 24-stün-
dige Abwesenheit (28 €):

In diesem Fall unterbleibt die Besteuerung der Mahlzeit.

Wichtig

Dies gilt auch, wenn die Mahlzeit an sich steuerfrei ist (Bewirtung, Arbeitsessen,
Betriebsveranstaltung).

4.10.4.1 Großbuchstabe „M“
Wenn der Arbeitnehmer zum ersten Mal im Jahr eine Mahlzeit vom Arbeitgeber er-
stattet bekommt, muss der Großbuchstabe M in Zeile 2 der Lohnsteuerbescheini-
gung angedruckt werden. Dies gilt auch dann, wenn keine Verpflegungspauschale
gezahlt wird. Bei Betriebsveranstaltungen, Arbeitsessen und Bewirtungen ist der
Großbuchstabe M nicht zu bescheinigen.

4.10.5 Unterkunft
4.10.5.1 Dienstreise
Tatsächlich entstehende Aufwendungen können steuerfrei ersetzt werden.

Eine zeitlich unbegrenzte Erstattung in tatsächlicher Höhe ist möglich bei:

• Fahrtätigkeit,
• Tätigkeit in einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet,
• wenn dieselbe auswärtige Tätigkeitsstätte regelmäßig nur an max. zwei Tagen

pro Woche aufgesucht wird.

• Frühstück: 20 % = 5,60 €
• Mittagessen: 40 % =11,20 €
• Abendessen: 40 % =11,20 €
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In allen anderen Fällen ist eine Erstattung der tatsächlichen Aufwendungen nur bis
zu einer Dauer von max. 48 Monaten möglich. Eine Unterbrechung von sechs Mona-
ten führt wieder zu einer erneuten Dauer von 48 Monaten. Nach 48 Monaten erfolgt
eine Begrenzung auf 1.000 € pro Monat.

4.10.5.2 Doppelte Haushaltsführung
Eine doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer außerhalb des Or-
tes seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand (Hauptwohnung) unter-
hält und zusätzlich am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnt (Zweitwohnung). Dabei
ist die Anzahl der Übernachtungen unerheblich. Eine doppelte Haushaltsführung
wird steuerlich nicht anerkannt, solange die auswärtige Beschäftigung als Auswärts-
tätigkeit gilt.

Für die ersten drei Monate nach Begründung der doppelten Haushaltsführung kön-
nen Verpflegungspauschalen steuerlich geltend gemacht werden. Nach Ablauf die-
ser Dreimonatsfrist gelten die Regelungen zur Verpflegung am Ort der ersten Tätig-
keitsstätte.

Wöchentliche Familienheimfahrten können steuerlich in Höhe der Entfernungspau-
schale berücksichtigt werden. Alternativ können die tatsächlichen Kosten für öffent-
liche Verkehrsmittel angesetzt werden, wenn diese die Entfernungspauschale über-
steigen.

Bei der doppelten Haushaltsführung wird die Anrechnung der tatsächlich entstehen-
den Aufwendungen für die Nutzung der Unterkunft oder Wohnung auf einen Betrag
von 1.000 € im Monat begrenzt. Dieser Betrag umfasst alle für die Unterkunft oder
Wohnung entstehenden Aufwendungen, z. B. Miete inklusive Betriebskosten, Miet-
oder Pachtgebühren für Kfz-Stellplätze, auch in Tiefgaragen, Aufwendungen für
Sondernutzung (wie Garten etc.). Maklerkosten sind in die 1.000 €-Grenze nicht mit
einzubeziehen.

Tipp

BMF-Schreiben zur 1.000 €-Grenze vom 25.11.2020 (doppelte Haushaltsführung
im Inland)

Bei einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung mit Hauptwohnsitz in
Deutschland und einer beruflichen Zweitwohnung im Ausland können die tatsächlich
nachgewiesenen notwendigen Übernachtungskosten steuerfrei vom Arbeitgeber er-
setzt oder vom Arbeitnehmer als Werbungskosten geltend gemacht werden. Der
Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass die Notwendigkeit und Angemessen-
heit der Unterkunftskosten im Einzelfall zu prüfen ist. Die bisherige Verwaltungsauf-
fassung, wonach die „Durchschnittsmiete einer 60 qm-Wohnung“ am Ort der ersten
Tätigkeitsstätte als Maßstab herangezogen wurde, wurde abgelehnt. Stattdessen
sind die tatsächlichen Kosten, die der Dienstherr als notwendig anerkennt, abzüglich
eines steuerfreien Mietzuschusses als Werbungskosten abzugsfähig.
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Im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 2025 hat der Bundesrat am 19.12.2025
beschlossen, einen Höchstbetrag für Unterkunftskosten bei einer doppelten Haus-
haltsführung im Ausland von 2.000 € monatlich einzuführen. Dieser Betrag gilt ab
2026 sowohl für den steuerfreien Arbeitgeberersatz als auch für den Werbungskos-
tenabzug gelten. Die Begrenzung auf 2.000 € monatlich wird nicht angewandt, wenn
eine Dienst- oder Werkswohnung verpflichtend und zweckgebunden genutzt werden
muss.
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 5 Sozialversicherung

5.1 Rechtsgrundlagen
Für die Sozialversicherung sind folgende Rechtsgrundlagen zu nennen:

• Sozialgesetzbuch (SGB I bis XII),
• Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV),
• Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung (DEÜV),
• Beitragsverfahrensverordnung (BVV),
• Erlasse der Sozialversicherungsträger,
• Entscheidungen der Sozialgerichte,
• Gemeinsame Grundsätze der SV-Träger,
• Gemeinsame Verlautbarungen der SV-Träger,
• Besprechungsergebnisse der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger,
• bilaterale Abkommen über soziale Sicherheit mit verschiedenen Vertragsstaaten,
• Richtlinien zur versicherungspflichtigen Beurteilung von Arbeitnehmern bei Aus-

strahlung (§ 4 SGB IV) und Einstrahlung (§ 5 SGB IV) vom 02.11.2010,
• Gemeinsame Verlautbarungen zur versicherungsrechtlichen Beurteilung ents-

andter Arbeitnehmer vom 18.11.2015.

5.2 Zweige der Sozialversicherung
Die Sozialversicherung umfasst folgende Zweige:

• Krankenversicherung,
• Pflegeversicherung,
• Rentenversicherung,
• Arbeitslosenversicherung,
• Unfallversicherung.

In allen Zweigen teilen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Beiträge – einzige
Ausnahme ist die gesetzliche Unfallversicherung, hier muss der Arbeitgeber die Bei-
träge allein tragen.

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung:

• Allgemeine Ortskrankenkassen,
• Betriebskrankenkassen,
• Ersatzkassen,
• Knappschaft (inkl. See-Krankenkasse),
• Landwirtschaftliche Krankenkasse,
• Innungskrankenkassen.
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Träger der Pflegeversicherung:

• gesetzliche Pflegekassen,
• private Versicherungsunternehmen.

Träger der Rentenversicherung:

• Deutsche Rentenversicherung Bund,
• Regionalstellen der Deutschen Rentenversicherung Bund,
• Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See.

Träger der Arbeitslosenversicherung:

• Bundesagentur für Arbeit,
• Agentur für Arbeit

Träger der Künstlersozialversicherung:

• Deutsche Rentenversicherung Oldenburg/Bremen.

Träger der gesetzlichen Unfallversicherung:

• gewerbliche Berufsgenossenschaften,
• See-Berufsgenossenschaft,
• Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft,
• Gemeindeunfallversicherungsverbände,
• Ausführungsbehörden der Unfallversicherung des Bundes, der Länder und der

Gemeinden.

5.3 Versicherungspflicht in der 
Sozialversicherung

Die Sozialversicherungspflicht betrifft in erster Linie alle Arbeitnehmer, die gegen
Entgelt beschäftigt sind oder eine Berufsausbildung ausüben (§ 5 SGB V).

Arbeitnehmer sind in der Renten- und Arbeitslosenversicherung ohne Rücksicht auf
die Höhe des Arbeitsentgelts versicherungspflichtig. In der Krankenversicherung be-
steht seit dem 10.01.2009 eine generelle Versicherungspflicht. Wenn das regelmä-
ßige Jahresarbeitsentgelt des Arbeitnehmers die maßgebende Jahresarbeitsent-
geltgrenze (77.400 € bzw. 69.750 €) überschreitet, kann sich der Arbeitnehmer
freiwillig oder privat versichern.

Personen, die privat krankenversichert sind, haben nach § 23 Abs. 1 SGB XI die
Pflicht, bei diesem (oder einem anderen) Unternehmen zur Absicherung des Risikos
der Pflegebedürftigkeit einen Versicherungsvertrag abzuschließen. Privat kranken-
versicherte Arbeitnehmer führen ihre Beiträge zur privaten Kranken- und Pflegever-
sicherung im Regelfall selbst ab. Die übrigen SV-Beiträge führen die Arbeitgeber an
die zuständigen gesetzlichen Krankenkassen ab.
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5.4 Grunddaten in der Sozialversicherung
5.4.1 Beiträge zur Sozialversicherung
Die Beiträge für die einzelnen Sozialversicherungszweige bilden den Gesamtsozial-
versicherungsbeitrag.

5.4.2 Beitragsteilung
In der Regel übernehmen Arbeitnehmer und Arbeitgeber jeweils die Hälfte der Bei-
träge. Die Arbeitnehmeranteile sind vom Arbeitgeber im Zuge der Entgeltabrechnung
zu ermitteln und einzubehalten. Zusammen mit den Arbeitgeberanteilen sind sie als
Gesamtsozialversicherungsbeiträge an die gesetzlichen Krankenkassen abzuführen.

Allerdings wurde die paritätische Finanzierung der Beiträge ab dem 01.01.2005 auf-
gehoben. Kinderlose zahlen ab dem 01.07.2023 einen Zuschlag von 0,6 % in der ge-
setzlichen Pflegeversicherung.

Wichtig

Einkommensabhängige kassenindividuelle Zusatzbeiträge seit dem 01.01.2015

Ab dem 01.07.2023 beträgt der Zuschlag für kinderlose Versicherte in der gesetz-
lichen Pflegeversicherung 0,6 % (bis 30.06.2023 waren es 0,35 %).

Seit dem 01.01.2015 ist bei der gesetzlichen Krankenversicherung der einkommens-
abhängige kassenindividuelle Zusatzbeitrag eingeführt. Dieser Zuschlag war bis
31.12.2018 ausschließlich von den Arbeitnehmern zu finanzieren. Seit dem
01.01.2019 zahlen Arbeitgeber und Arbeitnehmer den einkommensabhängigen kas-
senindividuellen Zusatzbeitrag je zur Hälfte.1  Außerdem gab es schon in der Vergan-

Zweige Arbeitnehmeranteil Gesamtbeitragssatz

Rentenversicherung (RV)
Arbeitslosenversicherung (AV)
Pflegeversicherung (PV)
(nur in Sachsen:)
Krankenversicherung (KV) 
allgemeiner Beitrag
Krankenversicherung (KV) 
ermäßigter Beitrag

9,3 %
1,3 %
1,8 %
2,3 %
7,3 %

7,0 %

18,60 %
2,60 %
3,60 %
3,60 %
14,6 %

14,0 %

Tabelle 5.1: Beitragssätze 2026

1 Gesetz zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
21.11.2018 (BGBl 2018 Teil I vom 14.12.2018, Seite 2387)
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5 Sozialversicherung
genheit eine Reihe von Ausnahmen, bei denen die Beiträge nicht gleichmäßig auf die
Arbeitgeber und Arbeitnehmer verteilt waren. Dazu gehören u. a. folgende Fälle:

• Für zur Berufsausbildung Beschäftigte (Auszubildende bzw. Praktikanten), die
nicht mehr als 325 € monatlich verdienen (Geringverdiener), zahlt der Arbeitge-
ber den vollen Beitrag allein.

• Für Bezieher von Kurzarbeiter- und Winterausfallgeld hat der Arbeitgeber den auf
das ausgefallene Arbeitsentgelt entfallenden KV-, PV- und RV-Beitrag allein zu
tragen.

• Für weiterbeschäftigte Altersrentner mit Vollrente und Pensionsempfänger zahlt
der Arbeitgeber nur seinen Beitrag zur RV.

• Arbeitnehmer, die die Regelaltersgrenze überschritten haben, sind in der Arbeits-
losenversicherung frei.

• Für Studenten, Schüler und Praktikanten bestehen Sonderregelungen.
• Für Beamte, Richter und Soldaten besteht Versicherungsfreiheit.
• Für geringfügig Beschäftigte (bis 603 €) zahlt der Arbeitgeber pauschale Beiträge

zur Renten- und Krankenversicherung. Die Arbeitnehmer müssen den Differenz-
betrag zum RV-Beitrag (2025 = 18,6 %) aufstocken, können sich hiervon aber
befreien lassen.

• Arbeitnehmer, die sich im sogenannten Niedriglohnbereich (Übergangsbe-
reich von 603,01 € bis 2.000,00 €) befinden, zahlen einen linear ansteigenden
Beitragssatz von 4 % bis ca. 20 %. Arbeitgeber zahlen Beiträge in normaler
Höhe.

5.4.3 Beitragsbemessungsgrenzen
Das Arbeitsentgelt wird nur bis zu sogenannten Beitragsbemessungsgrenzen zur
Beitragspflicht herangezogen. Der Gesetzgeber legt die Grenzwerte jährlich neu
fest.

5.4.4 Arbeitsentgelt im Sinne der 
Sozialversicherung

Das Steuerrecht kennt den Begriff des Arbeitslohns, die Sozialversicherung spricht
von Arbeitsentgelt. Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV umfasst das Arbeitsentgelt alle
laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung. Neben dem Barlohn
gehören dazu auch die Sachbezüge.

KV/PV bundesweit RV/AV bundesweit

Jahr 69.750 € 101.400 €

Monat 5.812,50 € 8.450,00 €

Tabelle 5.2: Beitragsbemessungsgrenzen 2026
100
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Nicht zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt gehören einmalige Einnahmen, laufende
Zulagen, Zuschläge und Zuschüsse, soweit sie lohnsteuerfrei bleiben. Arbeitslohn,
der in der Lohnsteuer pauschal versteuert wird, zählt in bestimmten Fällen ebenfalls
nicht zum Arbeitsentgelt.

5.4.5 Besonderheiten in den neuen Bundesländern
Teilweise ergeben sich in der Sozialversicherung für die neuen Bundesländer noch
Besonderheiten. In den einzelnen Versicherungszweigen gelten zurzeit folgende
Vorschriften:

• Kranken- und Pflegeversicherung:
– Bundeseinheitliche Beitragsbemessungs- und Jahresarbeitsentgeltgrenzen

und Sachbezugswerte.
• Renten- und Arbeitslosenversicherung:

– In den alten Bundesländern einschließlich West-Berlin gelten die Westgren-
zen.

– In den neuen Bundesländern einschließlich Ost-Berlin gelten die Ostgrenzen.

Mit dem Gesetz über den Abschluss der Rentenüberleitung werden, beginnend ab
dem Jahr 2018, die unterschiedlichen Werte des West- und Ostrechts in der Renten-
versicherung stufenweise angepasst. Ab dem 01.07.2024 ist der Rentenwert einheit-
lich. Seit dem 01.01.2025 gibt es eine bundeseinheitliche Beitragsbemessungs-
grenze und eine bundeseinheitliche Bezugsgröße in der Rentenversicherung.

5.4.6 Personengruppenschlüssel
Für die diversen DEÜV-Meldungen sind für die einzelnen Arbeitnehmer die soge-
nannten Personengruppenschlüssel anzugeben:

Personengruppen Schlüssel

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne besondere Merkmale 101

Auszubildende ohne besondere Merkmale 102

Beschäftigte in Altersteilzeit 103

Hausgewerbetreibende 104

Praktikanten (mit einem Entgelt von 0 € oder über 325 €) 105

Werkstudenten 106

Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Werkstätten für Be-
hinderte

107

Tabelle 5.3: Personengruppenschlüssel
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5 Sozialversicherung
Bezieher von Vorruhestandsgeld 108

Geringfügig entlohnte Beschäftigte 109

Kurzfristig Beschäftigte 110

Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe, Berufsbildungswerken 
oder ähnlichen Einrichtungen für behinderte Menschen

111

Mitarbeitende Familienangehörige in der Landwirtschaft 112

Nebenerwerbslandwirte 113

Nebenerwerbslandwirte, saisonal beschäftigt 114

Ausgleichsgeldempfänger 116

Unständig Beschäftigte – nicht berufsmäßig 117

Unständig Beschäftigte – berufsmäßig 118

Versicherungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher wegen 
Alters

119

Versicherungspflichtige Altersvollrentner 120

Zur Berufsausbildung Beschäftigte (Auszubildende, Praktikanten), 
deren Entgelt die Geringverdienergrenze von 325 € nicht überschreitet

121

Auszubildende in einer außerbetrieblichen Einrichtung 122

Personen, die ein freiwilliges soziales Jahr, ein freiwilliges ökologi-
sches Jahr oder einen Bundesfreiwilligendienst leisten

123

Heimarbeiter ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 124

Behinderte Menschen in einem Integrationsprojekt 127

Seeleute 140

Auszubildende in der Seefahrt 141

Seeleute in Altersteilzeit 142

Seelotsen 143

Auszubildende in der Seefahrt, deren Arbeitsentgelt die Geringverdie-
nergrenze nicht überschreitet

144

Personengruppen Schlüssel

Tabelle 5.3: Personengruppenschlüssel (Forts.)
102



5.4 Grunddaten in der Sozialversicherung
5.4.7 Beitragsgruppen
Um die Gesamtsozialversicherungsbeiträge zu ermitteln, wurden Beitragsgruppen
eingeführt. Sie sagen aus, in welchen Versicherungszweigen der Arbeitnehmer bei-
tragspflichtig ist:

In der Seefahrt beschäftigte versicherungsfreie Altersvollrentner und 
Versorgungsbezieher wegen Alters

149

In der Seefahrt beschäftigte versicherungspflichtige Altersvollrentner 150

Personen, die in der Unfallversicherung pflichtig sind, aber nicht in den 
anderen SV-Zweigen, z. B. Gesellschafter-Geschäftsführer, Prakti-
kanten im vorgeschriebenen Zwischenstudium

190

Beitragsgruppen nummerisch

Beiträge zur Krankenversicherung allgemeiner Beitrag 1000

Beiträge zur Krankenversicherung ermäßigter Beitrag 3000

Beitrag zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung 4000

Arbeitgeberbeitrag zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung 5000

Beiträge zur Krankenversicherung für geringfügig Beschäftigte 6000

Beitrag zur freiwilligen Krankenversicherung (Firmenzahler) 9000

Beiträge zur Rentenversicherung, voller Beitrag 0100

Beiträge zur Rentenversicherung, halber Beitrag 0300

Beiträge zur Rentenversicherung für geringfügig Beschäftigte 0500

Beiträge zur Arbeitsförderung, voller Beitrag 0010

Beiträge zur Arbeitsförderung, halber Beitrag 0020

Insolvenzgeldumlage der Unfallversicherung 0050

Beiträge zur sozialen Pflegeversicherung 0001

Tabelle 5.4: Beitragsgruppen

Personengruppen Schlüssel

Tabelle 5.3: Personengruppenschlüssel (Forts.)
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5 Sozialversicherung
Der Beitragsgruppenschlüssel drückt die Einordnung eines Arbeitnehmers in die ver-
schiedenen Zweige der Sozialversicherung aus:

5.5 Krankenversicherung
Die Krankenversicherung schützt vor den Risiken bei Erkrankungen und fördert die
Prävention. Die gesetzliche Grundlage ist das SGB V. Seit dem 01.01.2009 gilt in
Deutschland die allgemeine Krankenversicherungspflicht. Die Versicherten sind ent-
weder Mitglied in einer gesetzlichen oder in einer privaten Krankenversicherung.

Arbeitnehmer, die regelmäßig weniger als den Betrag der Jahresarbeitsentgelt-
grenze verdienen, sind Pflichtmitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung.
Beim Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze (JAEG) haben die Versicherten
das Recht, sich in der gesetzlichen KV als freiwilliges Mitglied weiterzuversichern,
oder sie wechseln in eine private Krankenversicherung.

Wichtig

Prüfung der Jahresarbeitsentgeltgrenze

Der Arbeitgeber hat die Prüfung auf Überschreitung der JAEG vorzunehmen und
den Arbeitnehmer entsprechend zuzuordnen.

Arbeitnehmer Beitragsgruppen-
schlüssel

Gesetzlich krankenversicherte Beschäftigte 1111

Freiwillig krankenversicherte Beschäftigte (Arbeitgeber führt 
Gesamtbeitrag ab)

9111

Privat kranken- und pflegeversicherte Beschäftigte (Arbeit-
geber führt den Gesamtbeitrag nicht ab)

0110

Geringfügig entlohnte Beschäftigte 
(rentenversicherungspflichtig)

6100

Geringfügig entlohnte Beschäftigte 
(rentenversicherungsfrei)

6500

Geringfügig entlohnte Beschäftigte, die privat krankenversi-
chert sind

0500

Tabelle 5.5: Beitragsgruppenschlüssel
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5.5 Krankenversicherung
5.5.1 Beiträge
5.5.1.1 Gesetzliche Krankenversicherung
Seit dem 01.01.2015 werden die Beitragssätze zur gesetzlichen KV einheitlich vom
Gesetzgeber festgelegt und ab dem 01.01.2015 in § 241 SGB V und § 243 SGB V
festgeschrieben. Seit dem 01.01.2015 beträgt der allgemeine Beitragssatz 14,6 %.
Der Arbeitgeber trägt die Hälfte des allgemeinen Beitragssatzes in Höhe von 7,3 %,
der Arbeitnehmer die Differenz (14,6 % – 7,3 % = 7,3 %). Zuzüglich zahlen Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer den kassenindividuellen Zusatzbeitrag je zur Hälfte
(Kap. 5.5.1). Der allgemeine Beitragssatz ist der Normalfall. Er wird für Arbeitnehmer
erhoben, die mindestens sechs Wochen Anspruch auf Entgeltfortzahlung haben.

Auch der ermäßigte Beitragssatz (§ 243 SGB V) wird vom Gesetzgeber festgelegt.
Dieser kommt zur Anwendung, wenn ein Arbeitnehmer keinen Anspruch auf Kran-
kengeld hat, wie u. a. Mitarbeiter in Altersteilzeit-Freistellung. Der ermäßigte Bei-
tragssatz beträgt seit dem Jahr 2015 14,0 %. Davon trägt der Arbeitnehmer 7,0 %
und der Arbeitgeber 7,0 %, zuzüglich des kassenindividuellen Zusatzbeitrags.

5.5.1.2 Einkommensabhängiger Zusatzbeitrag

Wichtig

Einkommensabhängiger Zusatzbeitrag seit dem 01.01.2015.

Durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der
gesetzlichen Krankenversicherung müssen Mitglieder der gesetzlichen Krankenkas-
sen seit dem 01.01.2015 einen einkommensabhängigen Zusatzbeitrag zur Kranken-
versicherung bezahlen. Mit dem Gesetz zur Beitragsentlastung der Versicherten in
der gesetzlichen Krankenversicherung hat der Gesetzgeber auch für den einkom-
mensabhängigen kassenindividuellen Zusatzbeitrag die paritätische Beitragszahlung
wieder eingeführt. Zum 01.01.2019 ist die Änderung in Kraft getreten. Arbeitgeber
und Arbeitnehmer zahlen den Zusatzbeitrag je zur Hälfte (bis 31.12.2018 musste al-
lein der Arbeitnehmer den Zusatzbeitrag zahlen).

Wichtig

Seit dem 01.01.2019 tragen Arbeitgeber und Arbeitnehmer den Zusatzbeitrag je
zur Hälfte.

Das gilt auch für freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherte. Für
bestimmte Personengruppen gilt der kassenabhängige Zusatzbeitrag nicht:

• Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt
werden sollen (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 SGB V),

• Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 5 Abs. 1 Nr. 6 SGB V),
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5 Sozialversicherung
• behinderte Menschen in Werkstätten, Einrichtungen etc. (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 und 8
SGB V), wenn das tatsächliche Arbeitsentgelt den nach § 235 Abs. 3 SGB V
maßgeblichen monatlichen Mindestbetrag (2026 = 791 €) nicht übersteigt. Über-
steigt das Arbeitsentgelt diesen Wert, wird der kassenindividuelle Zusatzbeitrags-
satz erhoben (und vom Träger der Einrichtung gezahlt). Wird der Mindestbetrag
jedoch ausschließlich durch eine Sonderzahlung überschritten, bleibt der durch-
schnittliche Zusatzbeitragssatz maßgebend;

• Beschäftigte, die ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr im Sinne des Ju-
gendfreiwilligendienstgesetzes (JFDG) oder einen Bundesfreiwilligendienst nach
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) leisten,

• Auszubildende, die in einer außerbetrieblichen Einrichtung im Rahmen eines Be-
rufsausbildungsvertrags nach dem Berufsbildungsgesetz ausgebildet werden
(§ 5 Abs. 4a Satz 1 SGB V),

• Zur Ausbildung Beschäftigte mit einem Arbeitsentgelt bis 325 € im Monat (soge-
nannte Geringverdiener, vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV). Der durchschnitt-
liche Zusatzbeitragssatz ist bei diesem Personenkreis auch zu berücksichtigen,
soweit die Geringverdienergrenze ausschließlich durch eine Sonderzahlung
überschritten wird und deshalb der Arbeitgeber und der Auszubildende die Bei-
träge aus dem übersteigenden Betrag gemeinsam tragen. Im Rahmen der Ge-
ringverdienergrenze (325 €) trägt der Arbeitgeber den Zusatzbeitrag;

• versicherungspflichtige landwirtschaftliche Unternehmen (Landwirtschaftliche
Krankenkasse).

Der Arbeitgeber hat den Zusatzbeitrag einzubehalten und zusammen mit den ande-
ren Sozialversicherungsbeiträgen an die zuständigen Krankenkassen abzuführen.
Die Krankenkassen sind wiederum verpflichtet, den Zusatzbeitrag an den Spitzen-
verband Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) zu melden und ihn jeweils
im Internet zu veröffentlichen.

Hinweis
Die ITSG informiert über ihre Beitragssatzdatei über die jeweiligen Zusatzbeiträge
der gesetzlichen Krankenkassen.

Erhebt eine gesetzliche Krankenkasse erstmals einen Zusatzbeitrag oder erhöht sie
ihren bisherigen Zusatzbeitrag, kann ein Mitglied von seinem Sonderkündigungs-
recht Gebrauch machen. Die Kündigung kann mit dem Ablauf des Monats erklärt
werden, für den ein Zusatzbeitrag erstmals erhoben wird oder ein bestehender Zu-
satzbeitrag erhöht wird.

Beispiel
Eine Krankenkasse kündigt mit Schreiben vom 29.12.2025 an, dass sie ab Januar
2026 ihren Zusatzbeitrag von 2,1 % auf 2,9 % erhöht. Das Mitglied kann bis spä-
testens 31.01.2026 mit Wirkung zum 28.02.2026 kündigen. In dieser Zeit (01.01.
bis 28.02.2026) ist der Zusatzbeitrag in Höhe von 2,9 % dennoch zu zahlen.
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5.5 Krankenversicherung
Freiwillig versicherte Selbstzahler führen den Beitrag selbst an die Krankenkasse ab.
In der privaten Krankenversicherung ist der Zusatzbeitrag nicht vorgeschrieben.

5.5.1.2.1 Wahltarife der gesetzlichen Krankenkassen
Mit Einführung des Gesundheitsfonds am 01.01.2009 müssen die Krankenkassen
folgende Wahltarife anbieten:

• Krankengeld für Versicherte ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung,
• besondere Versorgungsformen (z. B. Hausarzttarif).

Zusätzlich können die Krankenkassen weitere Tarife zur Wahl anbieten:

• Selbstbehalt,
• Rückerstattung,
• Kostenerstattungsverfahren,
• Kostenübernahme bei besonderen Therapien,
• Leistungsbeschränkung.

Bei allen Wahltarifen bindet sich das Mitglied für einen bestimmten Zeitraum an die
betreffende Krankenkasse. Während dieser Zeit gibt es kein Recht auf Kündigung,
dies gilt auch für das Sonderkündigungsrecht bei Erhebung eines Sonderbeitrags.

5.5.1.3 Private Krankenversicherung
Im Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) gibt es bei den privaten
Krankenversicherungen (PKV) keinen Einheitsbeitrag. Vielmehr ist der Beitrag von
den individuellen Voraussetzungen und Ansprüchen abhängig. Die PKV versichert
nach Risiken und Leistungen. Junge, gesunde Menschen haben das geringste Ri-
siko und damit niedrige Grundprämien. Werden die Menschen älter, steigen die
Krankheitsrisiken und damit auch die Prämien.

Die GKV bietet in ihrem Leistungsspektrum nur die vom Gesetzgeber vorgeschriebe-
nen Leistungen an. Bei der PKV kann sich der Versicherte Leistungen nach seinen ei-
genen Wünschen zusammenstellen. Dies hat natürlich Auswirkungen auf die Prämie.

Der Arbeitgeber muss seinen Anteil nur für den Versicherungsumfang zahlen, der
dem der GKV entspricht.

5.5.2 Krankenkassenwahlrecht bei der GKV
Eine Mitgliedschaft in der Krankenversicherung kommt bei gesetzlichen Krankenkas-
sen grundsätzlich nur durch Ausübung des Wahlrechts durch den Arbeitnehmer in-
frage. Zu den gesetzlichen Krankenkassen gehören die Allgemeinen Ortskranken-
kassen, Betriebskrankenkassen, Innungskrankenkassen und Ersatzkassen.
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5 Sozialversicherung
Pflicht- und freiwillig versicherte Arbeitnehmer können grundsätzlich folgende Kran-
kenkassen wählen:

• die AOK am Beschäftigungs- oder Wohnort;
• jede Ersatzkasse, deren Zuständigkeit sich nach der Satzung der Ersatzkasse

auf den Beschäftigungs- oder Wohnort erstreckt;
• eine Betriebs- oder Innungskrankenkasse, wenn in dem Betrieb, in dem der Ar-

beitnehmer beschäftigt ist, eine solche besteht bzw. die Satzung eine allgemeine
Öffnung für abgegrenzte Regionen vorsieht;

• die Krankenkasse, bei der zuletzt eine Mitgliedschaft oder Familienversicherung
bestanden hat;

• die Krankenkasse, bei welcher der Ehegatte versichert ist,
• die Knappschaft-Bahn-See.

Die ausgewählte Krankenkasse darf die Mitgliedschaft nicht ablehnen und hat dem Ar-
beitgeber eine digitale Mitgliedsbescheinigung zu übermitteln. Der Arbeitnehmer muss
dem Arbeitgeber bei Eintritt der Versicherungspflicht innerhalb von 14 Tagen die ge-
wählte Krankenkasse formlos mitteilen. Der Arbeitgeber meldet den Arbeitnehmer mit-
tels DEÜV bei der Krankenkasse an und erhält die digitale Mitgliedsbescheinigung.

Unterlässt er dies, hat der Arbeitgeber ihn bei der Krankenkasse, bei der er zuletzt
gesetzlich versichert war, oder bei einer durch den Arbeitgeber wählbaren Kranken-
kasse anzumelden (nach Vorgabe des GKV-Spitzenverbandes nach § 173 SGB V).
Krankenversicherungspflichtig und freiwillig Versicherte sind an eine gewählte Kran-
kenkasse mindestens 12 Monate gebunden (Bindungsfrist).

Durch einen Arbeitgeberwechsel wird diese Bindungsfrist gelöst. Mit Aufnahme einer
versicherungspflichtigen Beschäftigung kann der Krankenkassenwechsel umgehend
erfolgen, ohne die Bindungsfrist von 12 Monaten einzuhalten. Zusätzlich gilt dieses
sofortige Wahlrecht auch, wenn sich bei einem Mitglied der Versicherungsstatus von
einer versicherungspflichtigen in eine versicherungsfreie Beschäftigung oder umge-
kehrt ändert.

Wählbare 
Kasse

Für alle Versicherten Zusätzliche für 
Studenten

Zusätzliche für 
Rentner

AOK • Kasse Wohnort • Kasse am 
Sitz der 
Hochschule

• Kasse eines 
Elternteils

Ersatzkassen • bundesweit • bundesweit

BKK 
(nicht geöffnet)

• bei Betriebs-
zugehörigkeit

• letzte Kasse
• Kasse Ehegatte

• Kasse eines 
Elternteils

• bei früherer 
Betriebs-
zugehörigkeit

Tabelle 5.6: Übersicht wählbare Krankenkassen
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5.5.3 Prüfung der Krankenversicherungspflicht
Beschäftigte sind nur so lange krankenversicherungspflichtig, wie ihr regelmäßiges
Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze (JAEG) nicht übersteigt. Für
neue und alte Bundesländer gelten einheitliche Grenzen.

5.5.3.1 Unterschiedliche Jahresarbeitsentgeltgrenzen
Durch das Beitragssicherungsgesetz gibt es seit 2003 zwei unterschiedliche Jahresar-
beitsentgeltgrenzen. Die Beträge werden jährlich angepasst. Die „allgemeine“ Jahres-
arbeitsentgeltgrenze (§ 6 Abs. 6 SGB V) gilt für alle Personen, die einen Krankenversi-
cherungsvertrag als freiwilliges Mitglied bei einer gesetzlichen Krankenversicherung
oder bei einer privaten Krankenkasse abschließen wollen bzw. abgeschlossen haben.

Die „besondere“ Jahresarbeitsentgeltgrenze (§ 6 Abs. 7 SGB V) gilt für Personen,
die am 31.12.2002 die Jahresarbeitsentgeltgrenze überschritten hatten und einen
„substitutiven“ privaten Krankenversicherungsschutz hatten. Darunter versteht man
eine Krankenversicherung, welche vollständig an die Stelle der gesetzlichen Kran-
kenversicherung tritt. Eine bloße Zusatzversicherung ersetzt nicht die gesetzliche
Krankenversicherung. Eine zwischenzeitlich eingetretene Versicherungspflicht ent-
bindet bei diesem Personenkreis nicht von der Prüfung der besonderen JAEG.

IKK 
(nicht geöffnet)

• bei Innungs-
zugehörigkeit

• letzte Kasse
• Kasse Ehegatte

• Kasse eines 
Elternteils

• bei früherer 
Betriebs-
zugehörigkeit

BKK/IKK
geöffnet

• BKK/IKK regional
• BKK/IKK bundesweit
• letzte Kasse
• Kasse Ehegatte

• BKK/IKK am 
Sitz der 
Hochschule

• Kasse eines 
Elternteils

Knappschaft-
Bahn-See

• bundesweit • bundesweit

2025 2026

Allgemeine JAEG 73.800 € 77.400 €

Besondere JAEG 66.150 € 69.750 €

Tabelle 5.7: Jahresarbeitsentgeltgrenzen

Wählbare 
Kasse

Für alle Versicherten Zusätzliche für 
Studenten

Zusätzliche für 
Rentner

Tabelle 5.6: Übersicht wählbare Krankenkassen (Forts.)
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5 Sozialversicherung
5.5.3.2 Regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt
Zum regelmäßigen Jahresarbeitsentgelt zählen alle Zuwendungen aus der versi-
cherungspflichtigen Beschäftigung, die zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt gehören.

Als „regelmäßig“ gelten alle Bezüge, die mit „hinreichender Sicherheit“ mindestens
einmal jährlich bezahlt werden (§ 14 SGB IV).

Dazu zählen neben dem laufenden Arbeitsentgelt auch regelmäßige Einmalzahlun-
gen wie z. B. Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld, sofern mit ihrer Zahlung mit hinrei-
chender Sicherheit gerechnet werden kann.

Gelegentliche Mehrarbeitsvergütungen finden keine Berücksichtigung. Regelmä-
ßige, fixe Pauschalzahlungen, die zur generellen Abgeltung eventuell anfallender
Überstunden vereinbart wurden, werden dagegen angerechnet.

Keine Anrechnung finden alle Zuschläge, die mit Rücksicht auf den Familienstand
gezahlt werden.

Einmalige Zuwendungen, die nicht regelmäßig gewährt werden, wie dies beispiels-
weise bei einer Jubiläumszuwendung der Fall ist, bleiben auch außen vor.

Ebenso nicht berücksichtigt werden Bezüge, die in der Lohnsteuer pauschaliert wer-
den und beitragsfrei in der Sozialversicherung sind.

Sofern der Arbeitnehmer Teile seines Entgelts zugunsten einer betrieblichen Al-
tersversorgung umwandelt und diese Beiträge SV-frei sind, wirkt sich dies auch auf
das Jahresarbeitsentgelt aus. Dabei gilt folgender Grundsatz:

• Arbeitnehmer, die wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze kran-
kenversicherungsfrei sind und deren regelmäßiges Entgelt aufgrund der beitrags-
freien Entgeltumwandlung zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung die
Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht mehr übersteigt, werden krankenversicherungs-
pflichtig.

• Die Krankenversicherungspflicht beginnt bei der Umwandlung von Einmalzahlun-
gen mit dem Tag, an dem der Arbeitnehmer die Umwandlung gegenüber seinem
Arbeitgeber für wirksam erklärt. Dies trifft auch dann zu, wenn die Erklärung vor
der eigentlichen Umwandlung erfolgt (z. B. Erklärung im Januar, dass Teile des
Weihnachtsgeldes umgewandelt werden sollen).

• Wird laufendes Arbeitsentgelt umgewandelt, entsteht Krankenversicherungs-
pflicht ggf. in dem Monat, in dem zum ersten Mal umgewandelt wird.

• Wenn der Arbeitnehmer die Entgeltumwandlung rückgängig macht, ist das regel-
mäßige Arbeitsentgelt zu diesem Zeitpunkt sofort neu zu berechnen. Wird durch
die Neuberechnung die Jahresarbeitsentgeltgrenze wieder überschritten, so kann
der Arbeitnehmer erst nach Ablauf des Kalenderjahres aus der Krankenversiche-
rungspflicht ausscheiden.

• Eine Neuprüfung ist stets auch dann durchzuführen, wenn sich die Höhe der Ent-
geltumwandlung ändert.

Die folgende Checkliste gibt einen Überblick darüber, welche Entgeltbestandteile zur
Prüfung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts zu berücksichtigen sind.
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5.5 Krankenversicherung
Die Versicherungspflicht endet mit dem Ablauf des Jahres, in dem das Jahresar-
beitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt. Voraussetzung ist jedoch,
dass der Arbeitnehmer mit seinem Arbeitsentgelt auch über der Jahresarbeitsent-
geltgrenze des Folgejahres liegt.

Aufgabe

Prüfung der Jahresarbeitsentgeltgrenze

Die Überprüfung der Jahresarbeitsentgeltgrenze erfolgt:

• bei Beginn des Arbeitsverhältnisses,
• bei Gehaltsveränderungen,
• bei Veränderung der JAEG (normalerweise zu Beginn des neuen Jahres).

Feststellung Versicherungspflicht/-freiheit dazurechnen

ja nein

Ermittlung regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt

• Lohn/Gehalt x 12 (Berücksichtigt werden z. B. pauschalierte 
Mehrarbeitsvergütungen für Bereitschaftsdienst und Rufbereit-
schaft, wenn solche Dienste vereinbart sind und regelmäßig ge-
leistet werden. Nicht zu berücksichtigen sind z. B. künftig fällig 
werdende Lohn- und Gehaltsveränderungen, lohnsteuerfreie 
einmalige Einnahmen sowie zusätzlich zum laufenden Arbeits-
entgelt gezahlte Zulagen, Zuschläge und Zuschüsse sowie ähn-
liche Einnahmen, die nach der Sozialversicherungsentgeltver-
ordnung nicht dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen sind.)

X

• Urlaubsgeld (nur wenn die Zahlung mindestens einmal jährlich 
mit hinreichender Sicherheit stattfindet)

X

• Weihnachtsgeld (nur wenn die Zahlung mindestens einmal 
jährlich mit hinreichender Sicherheit stattfindet)

X

• Sonstige Sonderzahlungen (nur wenn die Zahlung mindes-
tens einmal jährlich mit hinreichender Sicherheit stattfindet, 
auch wenn deren Höhe schwankend ist)

X

• Familienzuschläge X

• Unregelmäßige Überstundenvergütungen X

• Pauschale für Überstunden (z. B. monatlich fest vereinbarter 
Betrag, mit dem anfallende Überstunden generell abgegolten 
werden)

X

Tabelle 5.8: Checkliste KV-Pflicht/-Freiheit
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Wird ein Arbeitnehmer mit einem regelmäßigen Jahresarbeitsentgelt eingestellt, das
die Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt, besteht von Anfang an keine Krankenver-
sicherungspflicht.

Aufgrund der jährlichen Anpassung der Jahresarbeitsentgeltgrenze muss der Arbeit-
geber jährlich prüfen, ob bisher krankenversicherungsfreie Arbeitnehmer auch wei-
terhin krankenversicherungsfrei bleiben können.

5.5.3.3 Über- oder Unterschreitung der JAEG 
während des Jahres

Falls der Arbeitnehmer durch eine Erhöhung des Arbeitsentgelts während des Jah-
res mit seinem Gehalt die Jahresarbeitsentgeltgrenze überschritten hat, kann die
Versicherungsfreiheit erst zu Beginn des nächsten Jahres eintreten. Voraussetzung
dafür ist, dass das Jahresarbeitsentgelt auch die Jahresarbeitsentgeltgrenze des
Folgejahres übersteigt (sog. 1+1-Regelung).

Wichtig
Beim Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze tritt die Versicherungsfreiheit
erst zu Beginn des nächsten Jahres ein.

Falls der Arbeitnehmer durch eine Minderung des regelmäßigen Einkommens unter die
Jahresarbeitsentgeltgrenze fällt, wird er sofort wieder krankenversicherungspflichtig.

Wichtig

Bei Unterschreitung der Jahresarbeitsentgeltgrenze tritt sofort die Versicherungs-
pflicht ein.

Wenn das Arbeitsentgelt z. B. durch Kurzarbeit nur vorübergehend gemindert wird,
löst das allerdings keine Versicherungspflicht aus. Entscheidend ist nur das regel-
mäßige Arbeitsentgelt.

Fällt der Arbeitnehmer aus der Krankenversicherungspflicht heraus, ist er zum Jah-
resende bei seiner Krankenkasse als Pflichtversicherter abzumelden.

Aufgabe

Abmeldung bei der gesetzlichen Krankenversicherung

Endet die Versicherungspflicht wegen Überschreitung der Jahresarbeitsentgeltgrenze,
endet nicht automatisch auch die Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenkasse.
Diese hat den Arbeitnehmer schriftlich über die Austrittsmöglichkeit zu informieren.

Wichtig

Schriftliche Information des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer.
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5.5 Krankenversicherung
Der Arbeitnehmer kann dann innerhalb von zwei Wochen seinen Austritt erklären.
Bleibt die Erklärung aus, wird die bisherige Pflichtversicherung in eine freiwillige Ver-
sicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung umgewandelt (Anschlussversi-
cherung).

Hinweis

Am 20.03.2019 wurden auf Grundlage eines BSG-Urteils2  die Grundsätzlichen Hin-
weise3  überarbeitet. Darin wird eine abweichende Berücksichtigung von Entgeltver-
änderungen bei Arbeitnehmern dargestellt, bei denen zunächst Versicherungs-
pflicht besteht. In diesen Fällen, in denen es um das Ausscheiden aus der
Versicherungspflicht mit Ablauf des Kalenderjahres wegen Überschreitens der Jah-
resarbeitsentgeltgrenze geht, ist zum Ende/Ablauf des laufenden Kalenderjahres
(Prognosezeitpunkt) das vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes Jahres-
arbeitsentgelt für das nächste Kalenderjahr (Prognosezeitraum) hochzurechnen.
Prognosegrundlage sind dabei zunächst die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Ver-
hältnisse. Entsprechend dem Urteil des BSG sind allerdings die zum Prognosezeit-
punkt objektiv feststehenden (z. B. durch vertragliche Regelungen) oder mit hinrei-
chender Sicherheit absehbaren Entgeltveränderungen (z. B. aus Anlass des
Entgeltausfalls wegen Beginn der Schutzfristen und einer sich anschließenden El-
ternzeit) in die Prognose mit einzubeziehen und zu berücksichtigen. Entgeltverän-
derungen sind sowohl Entgeltminderungen als auch Entgelterhöhungen.

Mit den Hinweisen vom 20.03.2019 ist zwischen den Arbeitnehmern zu unterschei-
den, die bereits versicherungsfrei sind, und denen, die aus der Versicherungspflicht
ausscheiden könnten. Bei versicherungsfreien Arbeitnehmern sind Entgeltverände-
rungen zu berücksichtigen, wenn sie tatsächlich eintreten (keine Änderung). Bei Ar-
beitnehmern, die aus der Versicherungspflicht ausscheiden könnten, sind zum Zeit-
punkt der Prognose für das Folgejahr alle bekannten Entgeltveränderungen zu
berücksichtigen (Änderung).

Bei einem bisher versicherungspflichtigen Arbeitnehmer sind feststehende Ent-
geltveränderungen, die zum Zeitpunkt der Prüfung der Jahresarbeitsentgeltgrenze
bereits bekannt sind (z. B. Mutterschutzfrist, vereinbarte Arbeitszeitänderung, Lohn-
erhöhung), in der Prognose zu berücksichtigen. Das kann dazu führen, dass der
betroffene Arbeitnehmer zum 01.01.

• durch die Berücksichtigung zukünftiger Entgeltminderungen krankenversiche-
rungspflichtig bleibt statt ohne Berücksichtigung dieser Änderung krankenversi-
cherungsfrei zu werden;

• durch die Berücksichtigung zukünftiger Entgelterhöhungen krankenversiche-
rungsfrei wird statt ohne Berücksichtigung dieser Änderung krankenversiche-
rungspflichtig zu bleiben.

2 BSG-Urteil vom 07.06.2018, Aktenzeichen B 12 KR 8/16
3 Versicherungsfreiheit von Arbeitnehmern bei Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze vom 

20.03.2019
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Beispiel
Eine bisher krankenversicherungspflichtige Arbeitnehmerin hatte bis August
2025 ein Monatsentgelt von 6.200 € und seit September 2025 ein Monatsentgelt
von 6.500 €. Zum Jahreswechsel liegt die ärztliche Bescheinigung der Schwan-
gerschaft mit dem voraussichtlichen Entbindungstermin vor. Im März 2026 be-
ginnt die Schutzfrist von insgesamt mindestens 14 Wochen = 3 1/2 Monate. Da-
durch beträgt das Entgelt im März 2026 nur 3.900 €.

Das eigentlich anzusetzende Jahresentgelt (Entgelt Monat Dezember 6.500 € x
12 Monate = 78.000 €) liegt sowohl über der Jahresarbeitsentgeltgrenze für 2025
= 73.800 € als auch über der Jahresarbeitsentgeltgrenze für 2026 = 77.400 €. Da-
durch würde die Arbeitnehmerin ab 01.01.2026 krankenversicherungsfrei wer-
den. Aber:
Das tatsächliche Jahresentgelt 2026 (unter Berücksichtigung der Mutterschutzfrist
6.500 € x 8,75 Monate = 56.875 €, wenn auch schon der Antrag auf Elterngeld
vorliegt 6.500 € x 2 + 3.900 € = 16.900 €) liegt jedoch unter der Jahresarbeitsent-
geltgrenze für 2026 = 77.400 €. Deshalb bleibt die Arbeitnehmerin 2026 weiterhin
krankenversicherungspflichtig.

Bei einem bisher versicherungsfreien Arbeitnehmer sind solche Änderungen
nicht zu berücksichtigen. In diesem Fall wird der Arbeitnehmer erst bei Eintritt der
zukünftigen Entgeltveränderung krankenversicherungspflichtig oder wird wegen Un-
terschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze bereits zum 01.01. krankenversiche-
rungspflichtig. Hier ergeben sich gegenüber dem bisherigen Vorgehen keine Ände-
rungen. Das führt dazu, dass der betroffene Arbeitnehmer zum 01.01.

• ohne die Berücksichtigung zukünftiger Entgeltminderungen krankenversiche-
rungsfrei bleibt statt mit Berücksichtigung dieser Änderung bereits krankenversi-
cherungspflichtig zu werden;

• ohne die Berücksichtigung zukünftiger Entgelterhöhungen krankenversiche-
rungspflichtig wird statt mit Berücksichtigung dieser Änderung krankenversiche-
rungsfrei zu bleiben.

Beispiel

Ein bisher krankenversicherungsfreier Arbeitnehmer hat schon seit Januar
2025 ein Monatsentgelt von 6.200 €. Zum Jahreswechsel liegt die Höhergruppie-
rung des Arbeitnehmers vor, wonach er ab Februar 2026 ein Monatsentgelt von
6.500 € erhält.

Das anzusetzende Jahresentgelt (Entgelt Monat Dezember 6.200 € x 12 =
74.400 €) liegt zwar über der Jahresarbeitsentgeltgrenze für 2025 = 73.800 €,
aber nicht über der Jahresarbeitsentgeltgrenze für 2026 = 77.400 €. Da der Ar-
beitnehmer krankenversicherungsfrei ist, sind bekannte zukünftige Änderungen
nicht zu berücksichtigen. Dadurch wird der Arbeitnehmer zum 01.01.2026 kran-
kenversicherungspflichtig.
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Bei der erneuten Prüfung zum 01.02.2026 ergibt sich ein tatsächliches Jahresent-
gelt von 6.500 € x 12 = 78.000 € und liegt damit über der Jahresarbeitsentgelt-
grenze für 2026 = 77.400 €. Der Arbeitnehmer wird jedoch frühestens ab dem
01.01.2027 krankenversicherungsfrei.

5.5.3.4 Herabsetzung der Arbeitszeit
Wenn die Arbeitszeit des Arbeitnehmers auf die Hälfte oder weniger der regelmäßi-
gen Wochenarbeitszeit einer vergleichbaren Vollbeschäftigung gesenkt wird und da-
durch Krankenversicherungspflicht entstehen würde, wird auf Antrag bei der gesetz-
lichen Krankenkasse eine Befreiung gewährt. Voraussetzung ist, dass der
Arbeitnehmer bereits seit mindestens fünf Jahren von der Krankenversicherungs-
pflicht befreit war.

Die Versicherungsfreiheit endet grundsätzlich auch dann, wenn die Entgeltminderung
vorübergehender Natur oder zeitlich befristet ist, es sei denn, die Entgeltminde-
rung ist nur von kurzer Dauer (GKV-Hinweise vom 20.03.2019). Von kurzer Dauer ist
auszugehen, wenn der Zeitraum nicht mehr als drei Monate umfasst. Eine zu Beginn
der Minderung des laufenden Arbeitsentgelts ggf. bereits absehbare Rückkehr zu den
Verhältnissen vor der Entgeltminderung bleibt zunächst unberücksichtigt.

Wichtig

Bei der Prüfung der Jahresarbeitsentgeltgrenze ist auf Besonderheiten zu achten.
So wirkt sich z. B. eine Verringerung der regelmäßigen, wöchentlichen Arbeitszeit
auf die Hälfte oder weniger im Rahmen einer Vollbeschäftigung auch auf die Ver-
sicherungspflicht aus. In diesem Fall kann auf Antrag bei der gesetzlichen Kran-
kenkasse eine Befreiung gewährt werden. Voraussetzung ist dabei, dass der Ar-
beitnehmer bereits seit mehr als fünf Jahren von der gesetzlichen
Krankenversicherung befreit war. Eine weitere Ausnahme stellen Arbeitnehmer
mit Vollendung ihres 55. Lebensjahres dar. Auch diese bleiben weiterhin versiche-
rungsfrei, wenn sie in den letzten fünf Jahren in keiner gesetzlichen Krankenversi-
cherung versichert waren.

Hinweis

Am 20.03.2019 wurden auf Grundlage eines BSG-Urteils4  die Grundsätzlichen Hin-
weise5  überarbeitet. Darin wird eine abweichende Berücksichtigung von Entgeltver-
änderungen bei Arbeitnehmern dargestellt, bei denen zunächst Versicherungs-
pflicht besteht. In diesen Fällen, in denen es um das Ausscheiden aus der
Versicherungspflicht mit Ablauf des Kalenderjahres wegen Überschreitens der Jah-
resarbeitsentgeltgrenze geht, ist zum Ende/Ablauf des laufenden Kalenderjahres

4 BSG-Urteil vom 07.06.2018, Aktenzeichen B 12 KR 8/16
5 Versicherungsfreiheit von Arbeitnehmern bei Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze vom 

20.03 2019
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(Prognosezeitpunkt) das vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes Jahres-
arbeitsentgelt für das nächste Kalenderjahr (Prognosezeitraum) hochzurechnen.
Prognosegrundlage sind dabei zunächst die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Ver-
hältnisse. Entsprechend dem Urteil des BSG sind allerdings die zum Prognosezeit-
punkt objektiv feststehenden (z. B. durch vertragliche Regelungen) oder mit hinrei-
chender Sicherheit absehbaren Entgeltveränderungen (z. B. aus Anlass des
Entgeltausfalls wegen Beginn der Schutzfristen und einer sich anschließenden El-
ternzeit) in die Prognose mit einzubeziehen und zu berücksichtigen. Entgeltverän-
derungen sind sowohl Entgeltminderungen als auch Entgelterhöhungen.

5.5.3.5 Arbeitnehmer mit Vollendung des 55. Lebensjahres
Mit Vollendung des 55. Lebensjahres bleiben Personen in der Krankenversicherung
frei, sofern sie in den letzten fünf Jahren keinen gesetzlichen Krankenversicherungs-
schutz hatten.

Vorsicht

Privat versicherte Arbeitnehmer bleiben ab Vollendung des 55. Lebensjahres frei
in der gesetzlichen Krankenversicherung.

Davon sind überwiegend ältere Arbeitnehmer betroffen, die privat versichert sind,
aber wegen einer Herabsetzung ihres Entgelts (z. B. wegen Altersteilzeitvereinba-
rungen) nicht mehr über die Jahresarbeitsentgeltgrenze hinauskommen. Sie erhal-
ten vom Arbeitgeber einen Zuschuss für ihre private Krankenversicherung.

5.5.4 Beitragszuschuss des Arbeitgebers
Ein Arbeitnehmer, dessen regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsent-
geltgrenze des abgelaufenen und des folgenden Kalenderjahres überschreitet, ist
von der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht entbunden.

Folgende Möglichkeiten kommen für ihn infrage:

• freiwillige Versicherung bei seiner bisherigen Krankenkasse oder bei einer ande-
ren gesetzlichen Krankenkasse,

• private Krankenversicherung.

Entscheidet sich nun ein Arbeitnehmer für die freiwillige bzw. private Krankenversi-
cherung, stellt sich die Frage, ob bzw. in welchem Umfang der Arbeitgeber einen
Beitragsanteil zu übernehmen hat.

Seit dem 01.01.2019 ist allerdings auch der kassenindividuelle Zusatzbeitrag der ge-
setzlichen Krankenversicherungen zu berücksichtigen. Dies hat Auswirkungen auf
die Höhe des Beitragszuschusses der, je nach Wahl der Krankenkasse, unterschied-
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lich ausfällt. Zur Berechnung muss zwischen privat krankenversicherten Arbeitneh-
mern und freiwillig krankenversicherten Arbeitnehmern unterschieden werden.

5.5.4.1 Arbeitgeberzuschuss bei freiwilliger 
Krankenversicherung

Freiwillig Versicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung besitzen nach § 257
Abs. 1 SGB V Anspruch auf einen Beitragszuschuss des Arbeitgebers. Der Zu-
schuss entspricht der Hälfte des Beitrags, der maximal für einen Pflichtversicherten
bei der Krankenkasse anfallen würde, bei der die freiwillige Versicherung besteht.

Vorsicht

Freiwillig versicherte Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf Beitragszuschuss
zur freiwilligen Krankenversicherung.

Für freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Arbeitnehmer mit
Krankengeldanspruch berechnet sich der Beitragszuschuss:

• ½ von 14,6 %, maximal von 5.812,50 Euro = maximal 424,31 Euro
• + ½ des Zusatzbeitrags der Krankenkasse, maximal von 5.812,50 Euro. 

Zwingend getrennte Berechnung, um Rundungsdifferenzen zu vermeiden, beides
maximal von 5.812,50 €.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer ist freiwillig krankenversichert. Die Krankenkasse erhebt einen
Zusatzbeitrag von 2,39 %. Die Berechnung ist wie folgt vorzunehmen:

• ½ von 14,6 % = 7,3 % + ½ des Zusatzbeitrags der jeweiligen gesetzlichen
Krankenkasse = 1,195 % = 8,495 %, maximal von 5.812,50 € = 493,77 €.

Für freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Arbeitnehmer
ohne Krankengeldanspruch berechnet sich der Beitragszuschuss:

• ½ von 14,0 %, maximal von 5.812,50 Euro = maximal 406,88 Euro
• + ½ des Zusatzbeitrags der Krankenkasse, maximal von 5.812,50 Euro

Zwingend getrennte Berechnung, um Rundungsdifferenzen zu vermeiden, beides
maximal von 5.812,50 €.

Freiwillig Krankenversicherte sind pflegeversicherungspflichtig. Der Arbeitgeber ist
verpflichtet, die Hälfte des Pflegeversicherungsbeitrags als Zuschuss zu überneh-
men. Der Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung ist nach § 3 Nr. 62 EStG
steuerfrei. Zahlt der Arbeitgeber höhere Zuschüsse als notwendig, fallen auf den
übersteigenden Betrag Steuer- und Sozialversicherungsbeiträge an.
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5.5.4.2 Arbeitgeberzuschuss bei privater 
Krankenversicherung

Der Höchstzuschuss für privat krankenversicherte Arbeitnehmer bemisst sich nach
der aktuellen Beitragsbemessungsgrenze zur Krankenversicherung, multipliziert mit
dem hälftigen allgemeinen Beitragssatz und dem hälftigen durchschnittlichen Zu-
satzbeitrag der gesetzlichen Krankenkassen.

Der Beitragssatz der gesetzlichen Krankenkassen beträgt 2026 = 14,6 %. Davon
trägt die Hälfte der Arbeitgeber (7,3 %). Der durchschnittliche Zusatzbeitrag beträgt
2026 = 2,9 %. Davon trägt die Hälfte der Arbeitgeber (1,45 %).

Die Beitragsbemessungsgrenze in der Krankenversicherung wurde 2026 auf
5.812,50 € festgesetzt.

Für Arbeitnehmer, die in der privaten Krankenversicherung versichert sind, gilt
unter Anwendung des allgemeinen Beitragssatzes:

• 14,6 % + 2,9 % durchschnittlicher Zusatzbeitrag
• = 17,5 %, davon ½ = 8,75 %, maximal von 5.812,50 Euro
• = maximal 508,59 Euro

Für Arbeitnehmer in der privaten Krankenversicherung gilt unter Anwendung des
ermäßigten Beitragssatzes:

• 14,0 % + 2,9 % durchschnittlicher Zusatzbeitrag
• = 16,9 %, davon ½ = 8,45 %, maximal von 5.812,50 Euro
• = maximal 491,16 Euro

Der Arbeitgeber hat als Beitragszuschuss die Hälfte des tatsächlichen Beitrags, ma-
ximal den Höchstzuschuss von derzeit 508,59 €, zu übernehmen.

Wichtig

Der Höchstzuschuss des Arbeitgebers beträgt 508,59 € bzw. 491,16 €.

Befindet sich ein Arbeitnehmer in der Freistellungsphase der Altersteilzeit und scheidet
er nach der Freistellungsphase aus dem Erwerbsleben aus (z. B. gesetzliche Rente), hat
er in der gesetzlichen Krankenversicherung keinen Anspruch auf Krankengeld. Aus die-
sem Grund wird der ermäßigte Beitragssatz von 14,0 % genommen. Auch bei diesem
Beitragssatz zahlt der Arbeitgeber die Hälfte in Höhe von 7,0 % als Beitragszuschuss. In
der ATZ-Freistellungsphase beträgt der maximale Arbeitgeberzuschuss daher nur
491,16 €.

Auch hier gilt, dass ein freiwillig vom Arbeitgeber gezahlter höherer Zuschuss steuer-
und sozialversicherungspflichtig ist. Der Zuschuss im Rahmen der gesetzlichen Ver-
pflichtung bleibt dagegen steuer- und sozialversicherungsfrei.
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Vorsicht

Der GKV-Spitzenverband hat am 24.07.2015 in der Fachinfo „Mitgliedschaft und
Beiträge“ auf Grundlage eines Urteils klargestellt, dass während der bezahlten
Freistellung ein Beschäftigungsverhältnis nicht endet. Während des Beschäfti-
gungsverhältnisses hat der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Krankengeld. In der
bezahlten Freistellung zwar nur fiktiv – aber der Anspruch auf Krankengeld be-
steht. Kann im Anschluss an die Freistellung der Krankengeldanspruch nicht mehr
realisiert werden, gilt weiterhin der ermäßigte Beitragssatz. Scheidet der Arbeit-
nehmer nicht aus dem Erwerbsleben aus, ist der allgemeine Beitragssatz auch bei
der bezahlten Freistellung weiterzuzahlen. Mit Ausscheiden aus dem Erwerbsle-
ben ist z. B. der Bezug einer gesetzlichen Rente gemeint.

Beispiel 1

Beitrag in Höhe von 400 €

Beispiel 2

Beitrag in Höhe von 1.500 €

5.5.5 Durchschnittlicher Zusatzbeitrag
Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung hat der Gesetzgeber neben dem einkommensabhängigen Zusatz-
beitrag, der vom Arbeitgeber abzuführen, aber vom Arbeitnehmer zu tragen ist,
einen durchschnittlichen Zusatzbeitrag eingeführt.

Bis zum 01.11. eines jeden Jahres muss der GKV-Schätzerkreis den durchschnittli-
chen Zusatzbeitrag berechnen und veröffentlichen.

5.5.5.1 Höhe des durchschnittlichen Zusatzbeitrags
Der durchschnittliche Zusatzbeitrag wurde am 01.11.2024 vom GKV-Schätzerkreis
auf 2,9 % festgesetzt. Er fließt in die Berechnung des Faktor F für die Gleitzone mit
ein. Die nächste Anpassung des durchschnittlichen Zusatzbeitrags erfolgt zum
01.11.2026 für das Jahr 2027.

Gesamtbeitrag zur privaten Krankenversicherung: 400,00 €

Zuschuss des Arbeitgebers: (50 % des Gesamtbeitrags) 200,00 €

Gesamtbeitrag zur privaten Krankenversicherung: 1.050,00 €

Zuschuss des Arbeitgebers zur Krankenversicherung: 508,59 €
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5.5.5.2 Personenkreise für die Anwendung des 
durchschnittlichen Zusatzbeitrags

Der durchschnittliche Zusatzbeitrag ist bei den im § 242 Abs. 3 SGB V genannten
Personengruppen anzuwenden:

• Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt
werden sollen (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 SGB V),

• Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 5 Abs. 1 Nr. 6 SGB V),
• behinderte Menschen in Werkstätten, Einrichtungen etc. (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 und 8

SGB V), wenn das tatsächliche Arbeitsentgelt den nach § 235 Abs. 3 SGB V
maßgeblichen monatlichen Mindestbetrag (2026 = 791 €) nicht übersteigt. Über-
steigt das Arbeitsentgelt diesen Wert, wird der kassenindividuelle Zusatzbeitrags-
satz erhoben (und vom Träger der Einrichtung gezahlt). Wird der Mindestbetrag
jedoch ausschließlich durch eine Sonderzahlung überschritten, bleibt der durch-
schnittliche Zusatzbeitragssatz maßgebend;

• Beschäftigte, die ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr im Sinne des Ju-
gendfreiwilligendienstgesetzes (JFDG) oder einen Bundesfreiwilligendienst nach
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) leisten,

• Auszubildende, die in einer außerbetrieblichen Einrichtung im Rahmen eines Be-
rufsausbildungsvertrags nach dem Berufsbildungsgesetz ausgebildet werden
(§ 5 Abs. 4a Satz 1 SGB V),

• Zur Ausbildung Beschäftigte mit einem Arbeitsentgelt bis 325 € im Monat (soge-
nannte Geringverdiener, vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV). Der durchschnitt-
liche Zusatzbeitragssatz ist bei diesem Personenkreis auch zu berücksichtigen,
soweit die Geringverdienergrenze ausschließlich durch eine Sonderzahlung
überschritten wird und deshalb der Arbeitgeber und der Auszubildende die Bei-
träge aus dem übersteigenden Betrag gemeinsam tragen. Im Rahmen der Ge-
ringverdienergrenze (325 €) trägt der Arbeitgeber den Zusatzbeitrag;

• versicherungspflichtige landwirtschaftliche Unternehmen (Landwirtschaftliche
Krankenkasse).

Bei den genannten Personengruppen wird der durchschnittliche Zusatzbeitrag an-
stelle des kassenindividuellen Zusatzbeitrags erhoben, auch dann, wenn die zustän-
dige Krankenkasse des Arbeitnehmers keinen oder einen anderen Zusatzbeitrag
festgelegt hat.

Beispiel
Ein zu Ausbildungszwecken beschäftigter Student gilt als Geringverdiener (Mo-
natsgehalt 320 €). Seine gesetzliche Krankenkasse erhebt einen Zusatzbeitrag
von 1,5 %.
Der Arbeitgeber zahlt die Beiträge allein.
17,1 % (allg. Beitragssatz 14,6 % + 2,5 % durchschnittlicher Zusatzbeitrag) von
320 € = 54,72 €

Der tatsächliche Zusatzbeitrag der gesetzlichen Krankenkasse des Studenten
bleibt unberücksichtigt.
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5.5.5.3 Rentner und Versorgungsbezugsempfänger
Bei Rentnern und Versorgungsbezugsempfängern ist zu beachten, dass Beiträge
seit dem 01.01.2015 am 15. des Folgemonats zur Zahlung an die Krankenkasse fäl-
lig sind.

Wichtig

Beiträge bei Rentnern und Versorgungsempfängern sind am 15. des Folgemonats
fällig.

Der Zusatzbeitrag oder die Änderung des Zusatzbeitrags bei Renten und Versor-
gungsbezügen wird erst nach zwei Monaten berücksichtigt. Das bedeutete für die
Einführung des Zusatzbeitrags zum 01.01.2015, dass dieser erst ab 01.03.2015 be-
rücksichtigt wurde. Um eine Beitragslücke zu vermeiden, musste für Renten und
Versorgungsbezüge in den Monaten Januar und Februar 2016 der durchschnittliche
Zusatzbeitrag in Höhe von 0,9 % gezahlt werden. Bei Erhöhungen des Zusatzbei-
trags werden auch dieser erst zwei Monate später berücksichtigt.

Beispiel 1

Ein Versorgungsempfänger zahlt bei seiner gesetzlichen Krankenkasse einen Zu-
satzbeitrag von 2,8 % ab dem 01.01.2026. Bis 31.12.2025 erhob die Kranken-
kasse einen Zusatzbeitrag von 2,4 %.

Der Arbeitgeber führt die Beiträge jeweils zum 15. des Folgemonats an die ge-
setzliche Krankenkasse des Versorgungsempfängers ab.

Beispiel 2

Bei einem Versorgungsempfänger erhöht die gesetzliche Krankenkasse den Zu-
satzbeitrag zum 01.06.2026 von bisher 2,8 % auf 3,1 %.

Der Arbeitgeber führt die Beiträge jeweils zum 15. des Folgemonats an die gesetz-
liche Krankenkasse des Versorgungsempfängers ab.

Januar 2026: 2,4 % (Zusatzbeitrag der KV für 2025)

Februar 2026: 2,4 % (Zusatzbeitrag der KV für 2025)

ab März 2026: 2,8 % (tatsächlicher Zusatzbeitrag der KV für 2026)

Juni 2026: 2,8 %

Juli 2026: 2,8 %

ab August 2026: 3,1 %
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Nachzahlungen sind immer dem Monat zuzuordnen, für den sie gezahlt werden. Bei
Selbstzahlern (freiwillige Mitglieder der GKV) gilt der Zusatzbeitragssatz auch für
Rentenbezieher sofort, also nicht mit einer Verzögerung von zwei Monaten.

Hinweis

Bezieht ein Arbeitnehmer sowohl Bezüge aus einem aktiven Beschäftigungsver-
hältnis als auch Versorgungsbezüge, können sich in den entsprechenden Abrech-
nungen (Arbeitsentgelt, Rente) für den gleichen Monat unterschiedliche Zusatzbe-
itragssätze ergeben.

5.6 Pflegeversicherung
Die Pflegeversicherung wurde 1995 eingeführt und schützt vor den Risiken bei Pfle-
gebedürftigkeit. Gesetzliche Grundlage ist das elfte Sozialgesetzbuch. Die Pflege-
versicherung folgt der Krankenversicherung, d. h., Beschäftgte, die in einer GKV ver-
sichert sind, müssen auch Mitglied in einer sozialen Pflegeversicherung sein. Mitglie-
der der PKV müssen Mitglied einer privaten Pflegeversicherung werden.

5.6.1 Beiträge
Der Beitragssatz für die soziale Pflegeversicherung (§ 55 SGB XI) wird vom Gesetz-
geber einheitlich festgelegt und beträgt im Jahr 2026 3,6 %.

Wichtig

Der Beitrag in der Pflegeversicherung wurde zum 01.01.2025 von 3,4 % auf 3,6 %
angehoben.

Seit dem 01.01.2005 zahlen Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung ohne Kinder
einen Zusatzbeitrag. Der Zusatzbeitrag wurde zum 01.07.2023 auf 0,6 % (zuvor
0,35 %) erhöht. Bis zum 31.12.2021 betrug der Zusatzbeitrag 0,25 %. Diesen Bei-
trag trägt der Arbeitnehmer allein. Dem Arbeitgeber obliegt die Prüfung der Elternei-
genschaft.

Wichtig

Der Zusatzbeitrag für kinderlose Versicherte in der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung wurde zum 01.07.2023 von 0,35 % auf 0,6 % erhöht.

Hinweis

Das Bundesverfassungsgericht hatte am 07.04.2022 in mehreren Entscheidun-
gen (Aktenzeichen 1 BvL 3/18, 1 BvR 717/6, 1 BvR 2257/16 und 1 BvR 2824/17)
festgestellt, dass die aktuelle Regelung zum Kinderlosenzuschlag nicht verfas-
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sungsgemäß ist. Nach den Feststellungen der Richter des Bundesverfassungsge-
richts muss bei der Höhe des Kinderlosenzuschlags nach der Anzahl der Kinder
differenziert werden. Der Gesetzgeber hat mit dem Pflegeunterstützungs- und -
entlastungsgesetz die Vorgabe des Gerichts umgesetzt und ab dem 01.07.2023
die Beitragsberechnung in der Pflegeversicherung nicht nur an der Kindereigen-
schaft, sondern auch an der Anzahl der Kinder orientiert.

In der privaten Pflegeversicherung richten sich die Beiträge wie bei der PKV nach
dem persönlichen Risiko und den vereinbarten Leistungen.

Der Arbeitgeber muss seinen Anteil nur für den Versicherungsumfang zahlen, der
dem der GKV entspricht.

5.6.2 Beitragszuschlag für Kinderlose
Als Reaktion auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts, wonach ab 2005 Perso-
nen mit Kindern gegenüber kinderlosen Beitragszahlern besserzustellen sind, ist ab
01.01.2005 das Kinderberücksichtigungsgesetz in Kraft getreten.

Danach müssen Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung, die keine Kinder haben,
einen Zusatzbeitrag in Höhe von 0,6 % (0,35 % bis 30.06.2023) zahlen (§ 55
Abs. 3 Satz 1 SGB XI). Der Zuschlag ist vom Versicherten allein zu tragen, die Ar-
beitgeber beteiligen sich daran nicht. In der privaten Pflegeversicherung fällt kein Zu-
schlag an.

Ausgenommen von dem Zuschlag sind:

• Personen, die bis zum 31.12.1939 geboren wurden,
• Personen, die noch keine 23 Jahre alt sind,
• Bezieher von Bürgergeld, sofern keine anderen beitragspflichtigen Einnahmen

vorliegen,
• geringfügig entlohnte Beschäftigte,
• Eltern.

Personen, die noch keine 23 Jahre alt sind, zahlen den Zuschlag ab dem Monat
nach Vollendung des 23. Lebensjahres, sofern Kinderlosigkeit besteht. Der Zuschlag
ist auch auf Betriebsrenten (Versorgungsbezüge) zu erheben, wenn der Arbeitneh-
mer (Rentner) ab 1940 geboren ist und keine Kinder hat.

Beispiele

Ein Arbeitnehmer ist am 07.05.2001 geboren. Er vollendet das 23. Lebensjahr am
06.05.2024; der Zuschlag ist im Zuge der Gehaltsabrechnung ab Juni 2024 zu er-
heben.

Ein Arbeitnehmer ist am 31.01.2001 geboren. Er vollendet das 23. Lebensjahr am
30.01.2024; der Zuschlag fällt ab dem Abrechnungsmonat Februar 2024 an.
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Hinweis

Das Bundesverfassungsgericht hatte am 07.04.2022 in mehreren Entscheidun-
gen (Aktenzeichen 1 BvL 3/18, 1 BvR 717/6, 1 BvR 2257/16 und 1 BvR 2824/17)
festgestellt, dass die aktuelle Regelung zum Kinderlosenzuschlag nicht verfas-
sungsgemäß ist. Nach den Feststellungen der Richter des Bundesverfassungsge-
richts muss bei der Höhe des Kinderlosenzuschlags nach der Anzahl der Kinder
differenziert werden. Der Gesetzgeber hat mit dem Pflegeunterstützungs- und
-entlastungsgesetz die Vorgabe des Gerichts umgesetzt und ab dem 01.07.2023
die Beitragsberechnung in der Pflegeversicherung nicht nur an der Kindereigen-
schaft, sondern auch an der Anzahl der Kinder orientiert.

5.6.2.1 Elterneigenschaft
Nur Personen, die Elterneigenschaft besitzen, zahlen keinen Zuschlag. Elterneigen-
schaft kann auch bei Pflegeeltern, Stiefeltern oder Adoptiveltern gegeben sein. Bei
Stiefeltern, Pflegeeltern und Adoptiveltern sind einige Besonderheiten zu beachten,
die nachstehend erläutert werden.

Hinweis

Bereits ein einziges Kind löst bei beiden Elternteilen prinzipiell lebenslange Bei-
tragszuschlagsfreiheit aus. Auch Eltern, deren Kind verstorben ist, sind auf Dauer
vom Zuschlag befreit.

Eine Lebendgeburt reicht für die Befreiung aus. Die Gründe für Kinderlosigkeit spielen
für die Entscheidung, ob der Zuschlag zu erheben ist, keine Rolle. Ein Kind kann mehr
als zwei Personen auf Dauer von dem Zuschlag in der Pflegeversicherung befreien.

Beispiel 1

Frau und Herr Müller sind leibliche Eltern eines Kindes. Nach einigen Jahren wird
die Ehe geschieden. Frau Müller heiratet einen anderen Mann und nimmt das
Kind aus erster Ehe in ihren Haushalt auf. Der neue Ehemann, der selbst nicht
Vater ist, erlangt durch Aufnahme des Kindes in den gemeinsamen Haushalt und
Heirat mit der leiblichen Mutter die Stiefvatereigenschaft. Auch er bleibt dauerhaft
vom Zuschlag befreit.

Beispiel 2

Ein Kind wird von den leiblichen, nicht verheirateten Eltern zur Adoption freigege-
ben. Durch Beschluss des Familiengerichts wird das Kind im Haushalt der Adopti-
veltern aufgenommen. Der Beitragszuschlag ist weder von den leiblichen Eltern
noch von den Adoptiveltern zu zahlen.
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5.6.2.2 Stiefkinder
Der Begriff Stiefkinder ist nirgendwo genau gesetzlich geregelt. Man versteht darun-
ter eigene, in die Ehe eingebrachte Kinder. Dabei kann es sich auch um Adoptivkin-
der handeln.

Gemäß § 56 Abs. 2 Nr. 1 SGB I werden solche Kinder als Stiefkinder angesehen, die
in den Haushalt aufgenommen worden sind. Es muss sich um ein auf längere Dauer
ausgerichtetes Betreuungs- und Erziehungsverhältnis familienähnlicher Art handeln.

Die Aufnahme in den Haushalt des Versicherten zu einem Zeitpunkt, zu dem eine
Familienversicherung nach § 25 SGB XI durchgeführt wird oder hätte durchgeführt
werden können, ist Voraussetzung für die Nichterhebung des Zuschlags. Eine Fami-
lienversicherung ist grundsätzlich für Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res und bei Schul- oder Berufsausbildung bis zum 25. Lebensjahr möglich.

Die Stiefelterneigenschaft setzt weiterhin voraus, dass die Eltern miteinander verhei-
ratet sind. Durch ein Zusammenleben ohne Trauschein kann kein Stiefelternverhält-
nis entstehen.

Der Status Stiefkind wird durch die spätere Auflösung der Ehe nicht beseitigt, d. h.,
die Befreiung vom Zuschlag besteht fort.

Gemäß Besprechungsergebnis der Spitzenverbände vom 12.06.2008 wird ein Stief-
kind nur dann anerkannt, wenn es noch nicht erwachsen ist bzw. als erwachsenes
Kind im gemeinsamen Haushalt lebt.

Nach den Grundsätzlichen Hinweisen vom 07.11.2017 und der Aktualisierung vom
28.03.2024 wird die aus Anlass der Stiefelternschaft begründete Ausnahme vom
Beitragszuschlag für Kinderlose durch eine spätere Auflösung der Ehe oder Le-
benspartnerschaft nicht beseitigt.

5.6.2.3 Pflegekinder
Pflegeeltern sind Personen, die ein Kind als Pflegekind aufgenommen haben. Ein
Pflegekindschaftsverhältnis setzt voraus, dass das Kind im Haushalt der Pflegeeltern
sein zuhause hat und diese zu dem Kind in einer familienähnlichen, auf längere
Dauer angelegten Beziehung wie zu einem eigenen Kind stehen. Dies ist beispiels-
weise dann der Fall, wenn ein Kind im Rahmen von Hilfe zur Erziehung in Vollzeit-
pflege (§§ 27, 33 SGB VIII) oder im Rahmen von Eingliederungshilfe (§ 35a Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 SGB VIII) in den Haushalt aufgenommen wird, sofern das Pflegeverhält-
nis auf Dauer angelegt ist. Hieran fehlt es, wenn ein Kind von vornherein nur für eine
begrenzte Zeit im Haushalt der Pflegeeltern Aufnahme findet.

Voraussetzung für ein Pflegekindschaftsverhältnis ist, dass das Obhuts- und Pflege-
verhältnis zu den leiblichen Eltern nicht mehr besteht, das heißt, die familiären Bin-
dungen zu diesen auf Dauer aufgegeben sind. Gelegentliche Besuchskontakte allein
stehen dem nicht entgegen. Es kommt nicht darauf an, ob die Pflegeeltern den Un-
terhalt des Kindes ganz oder überwiegend oder mindestens teilweise tragen.
125



5 Sozialversicherung
Das Pflegekindschaftsverhältnis mit familiärer Bindung – wie ein Eltern-Kind-Verhält-
nis – muss von vornherein für längere Dauer, seiner Natur nach regelmäßig auf meh-
rere Jahre und nicht nur für eine Übergangszeit bis zu einer anderweitigen Unterbrin-
gung beabsichtigt sein. Voraussetzung ist, dass das Kind in der Familie der
betreuenden Person durchgängig, das heißt nicht nur für einen Teil des Tages oder
nur für einige Tage der Woche, Versorgung, Erziehung und Heimat findet.

Tagespflegepersonen sowie Personen, die eine private Pflegestelle oder Kin-
derkrippe betreiben oder im steten Wechsel Säuglinge und Kleinkinder von Ju-
gendämtern und/oder Eltern gegen Kostenersatz für eine bestimmte Zeit zur Betreu-
ung übernehmen, stehen in Bezug auf die von ihnen betreuten Kinder nicht in einem
Pflegekindschaftsverhältnis im Sinne von § 56 Abs. 3 Nr. 3 SGB I.

5.6.2.4 Adoptivkinder
Adoptionspflegekinder sind – im Gegensatz zu Pflegekindern – Kinder, die mit dem
Ziel der Annahme als Kind in die Obhut des annehmenden Mitglieds aufgenommen
worden sind und für die die zur Aufnahme erforderliche Einwilligung der Eltern erteilt
ist (§ 1747 BGB). Sie gelten bereits für die Zeit der Adoptionspflege (§ 1744 BGB) als
Kinder des annehmenden Mitglieds und nicht mehr als Kinder der leiblichen Eltern.

Gemäß Besprechungsergebnis der Spitzenverbände vom 12.06.2008 wird eine Er-
wachsenenadoption nur dann anerkannt, wenn das Kind im gemeinsamen Haushalt
lebt.

5.6.3 Beitragsabschlag für mehrere Kinder
Seit dem 01.07.2023 gelten für Eltern unterschiedliche Beitragssätze in der Pflege-
versicherung, je nachdem, wie viele Kinder ein Versicherter hat. Dies dient der Um-
setzung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 07.04.2022. Mitglie-
der mit Kindern erhalten je Kind unter 25 Jahren einen Abschlag in Höhe von 0,25 %.
Dieser Beitragsabschlag wird vom zweiten bis zum fünften Kind berücksichtigt. Ab
dem fünften Kind bleibt es bei einer Entlastung in Höhe eines Abschlags von insge-
samt bis zu 1,0 %. Der Abschlag gilt bis zum Ablauf des Monats, in dem das jewei-
lige Kind das 25. Lebensjahr vollendet hat oder vollendet hätte. Bei der Ermittlung
des Abschlags nicht berücksichtigungsfähig sind Kinder, die das 25. Lebensjahr be-
reits vollendet haben.

5.6.3.1 Verfahren zur Erfassung und 
zum Abruf der Kinderzahl

Um sowohl die Eltern als auch die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekas-
sen von Verwaltungsaufwand zu entlasten, soll bis zum 31.03.2025 ein digitales Ver-
fahren zur Erhebung und zum Nachweis der Anzahl der berücksichtigungsfähigen
Kinder entwickelt werden. Damit sollen den beitragsabführenden Stellen und den
Pflegekassen die Daten zu den berücksichtigungsfähigen Kindern bis spätestens zu
diesem Zeitpunkt in digitaler Form zur Verfügung gestellt werden. Bis zum Ende des
Übergangszeitraums am 30.06.2025 verbleiben nach dem spätesten Einführungs-
zeitpunkt für das digitale Verfahren somit noch drei Monate, um die Abschläge rück-
wirkend zum 01.07.2023 zuzüglich Zinsen zu erstatten.
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Zusammenfassend gibt es somit im Zeitraum vom 01.07.2023 bis zum 30.06.2025
für die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen grundsätzlich folgende
drei Möglichkeiten:

1. Sie können sich die Nachweise vorlegen lassen und diese prüfen.
2. Sie können sich die Angaben zu den Kindern ohne weitere Prüfung mitteilen lassen.
3. Sie können die Einführung des digitalen Nachweisverfahrens abwarten.

Auf jedem Fall sind zu viel gezahlte Beiträge rückwirkend zu erstatten und die Erstat-
tungssumme ist zu verzinsen.

Hinweis
Mit dem Wachstumschancengesetz sollen Regelungen zur Verzinsung des Erstat-
tungsanspruchs im Sozialversicherungsrecht geregelt werden.

5.6.3.2 Nachweis Elterneigenschaft
Für Personen, die in den Wirkungsbereich des Gesetzes fallen, darf nur dann kein
Zuschlag erhoben werden, wenn Nachweise über die Elterneigenschaft erbracht
werden oder bereits vorlagen.

Wenn der Arbeitgeber aus den vorhandenen Lohnunterlagen (z. B. ELStAM mit Ein-
trag eines Kinderfreibetragszählers von mindestens 0,5) nicht entnehmen kann, dass
der Arbeitnehmer Kinder hat, muss vom Arbeitnehmer ein entsprechender Nachweis
über das Vorliegen der Elterneigenschaft erbracht werden.

Eine bestimmte Form der Nachweiserbringung ist nicht vorgeschrieben. Die Bundes-
verbände der Krankenkassen haben jedoch in einer gemeinsamen Verlautbarung
bekannt gegeben, welche Dokumente sie als geeignet ansehen.

Nach den Grundsätzlichen Hinweisen vom 28.03.2024 ist der Nachweis der Elternei-
genschaft gegenüber der beitragsabführenden Stelle zu führen, das heißt gegenüber
demjenigen, dem die Pflicht zum Beitragseinbehalt und zur Beitragszahlung obliegt
(z. B. Arbeitgeber, Rehabilitationsträger, Rentenversicherungsträger, Zahlstelle der
Versorgungsbezüge).

Mitglieder, die ihre Elterneigenschaft nicht nachweisen, gelten bis zum Ablauf des
Monats, in dem der Nachweis erbracht wird, beitragsrechtlich als kinderlos. Erfolgt
die Vorlage des Nachweises innerhalb von drei Monaten nach der Geburt eines Kin-
des, gilt nach § 55 Abs. 3 Satz 5 SGB XI der Nachweis mit Beginn des Monats der
Geburt als erbracht, ansonsten wirkt der Nachweis vom Beginn des Monats an, der
dem Monat folgt, in dem der Nachweis erbracht wird.

Als Nachweise bei leiblichen Eltern und Adoptiveltern (im ersten Grad mit dem Kind
verwandt) kommen wahlweise in Betracht (Auszug aus den Grundsätzlichen Hinwei-
sen vom 11.07.2023):

• Geburtsurkunde bzw. internationale Geburtsurkunde („mehrsprachige Auszüge
aus Personenstandsbüchern“),

• Abstammungsurkunde (wird für einen bestimmten Menschen an seinem Geburts-
ort geführt),
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• Auszug aus dem Geburtenbuch des Standesamtes,
• Auszug aus dem Familienbuch/Familienstammbuch,
• steuerliche Lebensbescheinigung des Einwohnermeldeamtes (Bescheinigung

wird ausgestellt, wenn der Steuerpflichtige für ein Kind, das nicht bei ihm gemel-
det ist, einen halben Kinderfreibetrag als Lohnsteuerabzugsmerkmal eintragen
lassen möchte: Er muss hierfür nachweisen, dass er im ersten Grad mit dem Kind
verwandt ist, z. B. durch Vorlage einer Geburtsurkunde),

• Vaterschaftsanerkennungs- und Vaterschaftsfeststellungsurkunde,
• Adoptionsurkunde,
• Kindergeldbescheid der Bundesagentur für Arbeit (BA) – Familienkasse – (bei

Angehörigen des öffentlichen Dienstes und Empfängern von Versorgungsbezü-
gen die Bezüge- oder Gehaltsmitteilung der mit der Bezügefestsetzung bzw. Ge-
haltszahlung befassten Stelle des jeweiligen öffentlich-rechtlichen Arbeitgebers
bzw. Dienstherrn),

• Kontoauszug, aus dem sich die Auszahlung des Kindergeldes durch die BA – Fa-
milienkasse – ergibt (aus dem Auszug ist die Höhe des überwiesenen Betrags,
die Kindergeldnummer sowie in der Regel der Zeitraum, für den der Betrag be-
stimmt ist, zu ersehen),

• Erziehungsgeld- oder Elterngeldbescheid,
• Bescheinigung über Bezug von Mutterschaftsgeld,
• Nachweis der Inanspruchnahme von Elternzeit nach dem Bundeserziehungs-

geldgesetz (BErzGG) oder dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG),
• Einkommensteuerbescheid (Berücksichtigung eines oder eines halben Kinder-

freibetrags),
• Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale aus der ELStAM-Daten-

bank (Eintrag eines oder eines halben Kinderfreibetrags),
• Bescheinigung des Finanzamtes für den Lohnsteuerabzug in Ausnahmefällen

(Eintrag eines oder eines halben Kinderfreibetrags),
• Sterbeurkunde des Kindes,
• Feststellungsbescheid des Rentenversicherungsträgers, in dem Kindererzie-

hungs- und Kinderberücksichtigungszeiten ausgewiesen sind,
• Meldung des Rentenversicherungsträgers im Meldeverfahren Krankenversiche-

rung der Rentner (KVdR), aus der Kindererziehungsleistungen hervorgehen.

Bei Zweifeln an der Echtheit der Belege sind die Originale oder beglaubigte Kopien
zu verlangen.

Wichtig

Die Belege sind für die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses und bis zu vier
Jahre danach aufzubewahren.
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Ein bloßer Vermerk, dass ein entsprechendes Dokument vorgelegt wurde, genügt nicht
als Nachweis. Auf dem Nachweis ist das Datum des Eingangs zu vermerken. Hilfs-
weise können auch Taufbescheinigungen und Zeugenerklärungen als Beweismittel die-
nen, wenn entsprechende Urkunden und Dokumente nicht mehr zu beschaffen sind.

Von neuen Arbeitnehmern, die ab 1940 geboren sind und das 23. Lebensjahr voll-
endet haben, ist ein entsprechender Nachweis einzufordern, sofern die Elterneigen-
schaft nicht aus den Arbeitspapieren hervorgeht. Liegt zum Zeitpunkt der Abrech-
nung kein Nachweis vor, ist der Zuschlag von 0,6 % zu erheben.

Um sowohl die Eltern als auch die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekas-
sen von Verwaltungsaufwand zu entlasten, wurde zum 04.04.2025 ein digitales Ver-
fahren zur Erhebung und zum Nachweis der Anzahl der berücksichtigungsfähigen
Kinder entwickelt. Damit wird den beitragsabführenden Stellen und den Pflegekas-
sen die Daten zu den berücksichtigungsfähigen Kindern ab 01.07.2025 in digitaler
Form zur Verfügung gestellt werden. Bis zum Ende des Übergangszeitraums am
30.06.2025 verbleiben nach dem spätesten Einführungszeitpunkt für das digitale
Verfahren somit noch drei Monate, um die Abschläge rückwirkend zum 01.07.2023
zu erstatten.

Zusammenfassend gibt es somit im Zeitraum vom 01.07.2023 bis zum 30.06.2025
für die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen grundsätzlich folgende
drei Möglichkeiten:

1. Sie können sich die Nachweise vorlegen lassen und diese prüfen.
2. Sie können sich die Angaben zu den Kindern ohne weitere Prüfung mitteilen lassen.
3. Sie können die Einführung des digitalen Nachweisverfahrens abwarten.

Auf jedem Fall sind zu viel gezahlte Beiträge rückwirkend zu erstatten und die Erstat-
tungssumme ist zu verzinsen.

Mit dem Wachstumschancengesetz wurden die rechtlichen Grundlagen für ein neues,
digitales Nachweisverfahren in der Pflegeversicherung geschaffen. Seit dem
01.07.2025 sind Arbeitgeber verpflichtet, die Elterneigenschaft und die Anzahl der be-
rücksichtigungsfähigen Kinder ihrer Beschäftigten elektronisch zu prüfen und zu über-
mitteln. Ziel ist es, die bisher manuell erhobenen Angaben zu ersetzen und die Be-
rechnung des Pflegeversicherungsbeitrags zu vereinfachen und zu standar-disieren.

Hintergrund und Ziel des Verfahrens
Seit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) vom 01.07.2023
richtet sich der Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung nach der Anzahl der
Kinder. Um Fehleingaben und unterschiedliche Verwaltungspraktiken zu vermeiden,
wurde das digitale Datenaustauschverfahren zur Beitragsdifferenzierung (DaBPV)
eingeführt. Es ersetzt die bisherige Praxis, nach der Arbeitgeber eigenständig Anga-
ben ihrer Beschäftigten zur Kinderzahl entgegennahmen und dokumentierten.

Während das Verfahren ab April 2025 bereits freiwillig genutzt werden konnte, ist es
seit Juli 2025 verpflichtend. Bis dahin akzeptierte Arbeitgeberangaben behalten zwar
vorläufig ihre Gültigkeit, können aber rückwirkend korrigiert werden, falls sich falsche
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Angaben herausstellen - mit möglichen Beitragsnachforderungen oder auch straf-
rechtlichen Folgen.

Beteiligte Stellen und Zuständigkeiten
Das neue Verfahren beruht auf einem abgestimmten Zusammenspiel mehrerer Be-
hörden:

• Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) stellt auf Grundlage der ELStAM-Daten
Informationen zur Elterneigenschaft und Kinderzahl bereit.

• Die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) betreibt die technische Infra-
struktur und übermittelt die Daten.

• Die Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) fungiert als Kommunikations-
schnittstelle zu den Arbeitgebern.

Arbeitgeber müssen sich über ihre Entgeltabrechnungssoftware an diese Schnitt-
stelle anbinden. Grundlage für die Identifikation der Beschäftigten ist die steuerliche
Identifikationsnummer (IdNr), sodass keine weiteren personenbezogenen Daten er-
forderlich sind.

Ablauf des digitalen Nachweisverfahrens
Das digitale Verfahren besteht aus zwei zentralen Komponenten - Anfrageverfahren
und Push-Verfahren (Abonnement).

Bei Beginn eines Beschäftigungsverhältnisses meldet der Arbeitgeber die Arbeitneh-
merdaten elektronisch an die DSRV. Diese leitet die Anfrage an das BZSt weiter, das
wiederum die Elterneigenschaft und Kinderzahl prüft und zurückmeldet. Gleichzeitig
wird für den Arbeitgeber ein sogenanntes Abonnement eingerichtet, über das künftig
Änderungen - etwa bei Geburt eines Kindes oder Wegfall der Berücksichtigungsfä-
higkeit - automatisch übermittelt werden.

Beendet der Arbeitnehmer das Beschäftigungsverhältnis, muss der Arbeitgeber das
Abonnement wieder abmelden.

Für bereits am 01.07.2025 beschäftigte Arbeitnehmer ist zusätzlich eine Bestands-
abfrage erforderlich. Diese muss zwingend zwischen dem 01.07.2025 und dem
31.12.2025 erfolgen, um das Abonnement für Bestandsmitarbeiter zu aktivieren.
Auch Historienanfragen für Zeiträume ab Juli 2023 sind möglich, um bisherige Bei-
tragsdifferenzierungen zu korrigieren.

Änderungen beim Nachweis
Die Änderung zum Nachweis der Kinder findet sich in § 55 Absatz 3a SGB XI des
Entwurfs zum „Gesetz zur Befugniserweiterung und Entbürokratisierung in der
Pflege".

Hier die zentralen Inhalte zusammengefasst:

Ab dem 01.01.2026 wird die Elterneigenschaft bzw. die Anzahl der berücksichti-
gungsfähigen Kinder unter 25 Jahren im Beitragsrecht der Pflegeversicherung
grundsätzlich über ein automatisiertes Übermittlungsverfahren (§ 55a SGB XI)
nachgewiesen.
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Damit entfällt die bisherige manuelle Vorlagepflicht (bisher § 55 Abs. 3b SGB XI).

Kernaussagen der Neuregelung:

• Der Nachweis erfolgt künftig automatisch über den Datenaustausch mit dem
Bundeszentralamt für Steuern und den Rentenversicherungsträgern.

• Nachweise wirken rückwirkend ab Beginn des Geburtsmonats oder ab Eintritt
eines vergleichbaren Ereignisses (z. B. Adoption, Vaterschaftsanerkennung, Be-
schäftigungsaufnahme, Rentenbeginn).

• Verzögerungen im Übermittlungsverfahren gehen nicht zu Lasten des Mitglieds.
• Kinder, die nicht im automatisierten Verfahren erfasst werden können (z. B. Stief-

oder Pflegekinder), können durch Selbstnachweis gegenüber der beitragsabfüh-
renden Stelle oder der Pflegekasse gemeldet werden.

• Erfolgt der Nachweis innerhalb von sechs Monaten nach Geburt oder Ereignis,
gilt er rückwirkend; danach erst ab dem Folgemonat der Vorlage.

• Pflegekassen und Arbeitgeber dürfen Nachweise zur Prüfung anfordern.

Damit wird die Nachweisführung für Eltern deutlich vereinfacht, während zugleich
klare Fristen und Rechtswirkungen festgelegt werden.

Datenschutz und Zweckbindung
Die übermittelten Daten dürfen ausschließlich zur Feststellung der Beitragshöhe in
der Pflegeversicherung verwendet werden (§ 55a Abs. 1 Satz 2 SGB XI). Eine Nut-
zung zu anderen Zwecken ist unzulässig. Arbeitgeber müssen die Vorgaben der Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO), der §§ 67 ff. SGB X und des § 35 SGB I be-
achten. Die Verantwortung für den korrekten Umgang mit den Daten liegt beim
Arbeitgeber, auch wenn die Übermittlung automatisiert erfolgt.

Nachweis bei fehlenden oder unvollständigen Daten
Das digitale Verfahren deckt nicht alle Fallkonstellationen ab. Kinder, die steuerlich
nicht erfasst sind, erscheinen im Datensatz des BZSt nicht. Dazu zählen etwa:

• Adoptiv- oder Pflegekinder ohne steuerliche Erfassung,
• Stiefkinder, wenn keine steuerliche Zuordnung besteht,
• Kinder im Ausland,
• Kinder, die vor Einführung des ELStAM-Verfahrens (2011) volljährig waren und

nie gemeldet wurden.

In diesen Fällen muss der Arbeitgeber die Elterneigenschaft manuell prüfen und do-
kumentieren. Zulässige Nachweise sind etwa Geburtsurkunden, Heiratsurkunden mit
Haushaltsbescheinigung, Kindergeldbescheide oder Jugendamtsbestätigungen bei
Pflegeverhältnissen.

Diese manuellen Nachweise haben Vorrang vor den automatisierten Daten des
BZSt, sofern sie die Voraussetzungen des § 55 Abs. 3a SGB XI erfüllen. Arbeitgeber
müssen solche Fälle besonders sorgfältig prüfen und dokumentieren.
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Pflichten der Arbeitgeber
Arbeitgeber sind verpflichtet:

• bei Beginn und Ende des Beschäftigungsverhältnisses eine elektronische Mel-
dung abzugeben,

• den verpflichtenden Initialabruf für alle am 01.07.2025 beschäftigten Arbeitneh-
mer bis zum 31.12.2025 durchzuführen,

• bei technischen oder datentechnischen Problemen manuelle Nachweise einzu-
fordern,

• bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses das elektronische Abonnement zu be-
enden

• und ihre Entgeltabrechnungssoftware rechtzeitig an die ZfA-Schnittstelle anzu-
binden.

Diese Pflichten gelten gleichermaßen für beitragsabführende Arbeitgeber und Zahl-
stellen, die Versorgungsbezüge auszahlen.

5.6.3.3 Frist zum Nachweis der Elterneigenschaft
Seit dem 01.01.2026 erfolgt der Nachweis der Elterneigenschaft und der berücksich-
tigungsfähigen Kinder für die Beitragsdifferenzierung in der sozialen Pflegeversiche-
rung vollständig automatisiert.

Die Datenübermittlung erfolgt über ein neues Verfahren nach § 55a SGB XI, bei dem
das Bundeszentralamt für Steuern die relevanten Informationen elektronisch an die
Pflegekassen und die Arbeitgeber übermittelt.

Damit entfällt die bisherige Pflicht, Geburtsurkunden oder Bescheinigungen manuell
vorzulegen. Verzögerungen im Übermittlungsverfahren dürfen sich nicht zu Lasten
der Versicherten auswirken.

Für Kinder, die nicht im automatisierten Verfahren erfasst werden (etwa Pflege-, Ad-
optiv- oder Stiefkinder), bleibt ein manueller Nachweis möglich. Erfolgt dieser inner-
halb von sechs Monaten nach Geburt oder Eintritt des Ereignisses, wirkt er rückwir-
kend; nach Ablauf der Frist nur ab dem Folgemonat.

Diese Regelung ist ein zentraler Schritt zur Entbürokratisierung der Beitragsabrech-
nung in der Pflegeversicherung und betrifft Arbeitgeber, Lohnabrechnungsstellen
und Pflegekassen gleichermaßen.

Beispiel zum Nachweisverfahren außerhalb des DaBPV-Verfahrens

Ausgangslage:
Ein Arbeitnehmer ist pflichtversichert in der sozialen Pflegeversicherung und in
einem Unternehmen beschäftigt. Zum 01.01.2026 greift das neue automatisierte
Nachweisverfahren nach § 55a SGB XI. Der Nachweis der Kinder für die Beitrags-
differenzierung erfolgt grundsätzlich über das elektronische Verfahren DaBPV
(Datenaustausch zur Beitragsdifferenzierung in der Pflegeversicherung).
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Sachverhalt:
Der Arbeitnehmer heiratet am 15.01.2026 seine Lebensgefährtin, die ein Kind aus
einer früheren Beziehung mit in den gemeinsamen Haushalt bringt.

Das Kind gilt als Stiefkind und wird nicht über das automatisierte DaBPV-Verfah-
ren übermittelt, weil es keine direkte Eltern-Kind-Beziehung im Sinne der Melde-
daten enthält.

Der Arbeitgeber erhält somit keine elektronische Rückmeldung über das Vorhan-
densein des Kindes.

Um das Kind dennoch für den Beitragszuschlag in der Pflegeversicherung zu be-
rücksichtigen, muss der Arbeitnehmer den Nachweis manuell erbringen, z. B.
durch eine Geburtsurkunde mit Haushaltsbestätigung oder eine amtliche Melde-
bescheinigung, aus der die gemeinsame Wohnung hervorgeht.

Variante A:
Der Arbeitnehmer legt den Nachweis am 19.03.2026 vor.

→ Das Kind wird rückwirkend ab dem 01.01.2026 berücksichtigt, da der Nach-
weis innerhalb von sechs Monaten nach Eintritt des Ereignisses (hier: Ehe-
schließung) erfolgt.

Variante B:
Der Arbeitnehmer legt den Nachweis am 19.08.2026 vor.

→ Das Kind wird erst ab dem 01.09.2026 berücksichtigt, da der Nachweis nach
Ablauf der Sechs-Monats-Frist erbracht wurde. Eine rückwirkende Korrektur
ist in diesem Fall ausgeschlossen.

Beispiele

Mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz wurde innerhalb des Über-
gangszeitraums 01.07.2023 bis 30.06.2025 die Frist zum Nachweis der Elterneigen-
schaft abweichend geregelt.

Nachweise für vor dem 01.04.23 geborene Kinder

• wirken vom 01.07.23 an,
• Dreimonatsfrist gilt nicht.

Ereignis Fall 1 Fall 2 Fall 3

Kind nachgewiesen Digital Nachweis Nachweis

Geburt des Kindes am 07.02.2026 07.02.2026 07.02.2026

Nachweis erbracht am 20.05.2026 20.05.2026 20.09.2026

Beitragsbefreiung ab 01.02.2026 01.02.2026 01.10.2026
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Nachweise für zwischen dem 01.04.2023 und dem 30.06.2023 geborene Kinder

• wirken ab Beginn des Monats der Geburt,
• Dreimonatsfrist gilt nicht, aber Nachweis innerhalb von drei Monaten nach der

Geburt = kein Beitragszuschlag.

Nachweise für zwischen dem 01.07.2023 und dem 30.06.2025 geborene Kinder

• wirken ab Beginn des Monats der Geburt,
• eine Frist, bis wann der Nachweis erbracht werden kann, ist nicht genannt.

Nachweis für ab dem 01.07.2025 geborene Kinder

• wirken ab Beginn des Monats der Geburt,
• Nachweis innerhalb von drei Monaten nach der Geburt für Beitragszu- und  ab-

schlag.

Die Empfehlungen des GKV-Spitzenverbandes zum Nachweis der Elterneigenschaft
und der Anzahl der Kinder im analogen Verfahren sind in den "Grundsätzlichen Hin-
weisen zur Differenzierung der Beitragssätze in der Pflegeversicherung nach Anzahl
der Kinder und Empfehlungen zum Nachweis der Elterneigenschaft" vom 11.07.2023
geregelt. Sofern Zweifel bestehen, ob eine Elterneigenschaft oder die Berücksichti-
gungsfähigkeit eines Kindes gegeben bzw. ob der Nachweis geeignet ist, sollten Ar-
beitgeber oder Arbeitnehmer sich an die zuständige Pflegekasse wenden.

Beispiel der Berücksichtigung von Kindern

Zur Erhebung und zum Nachweis der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder
sowie der Elterneigenschaft steht den beitragsabführenden Stellen und den Pflege-
kassen das Datenaustauschverfahren zur Beitragsdifferenzierung für die soziale
Pflegeversicherung (DaBPV) zur Verfügung. Das DaBPV ist erstmals für Zeiten ab
dem 01.07.2023 durchzuführen.

Die Teilnahme am DaBPV ist für alle beitragsabführenden Stellen und Pflegekassen,
die zur Berücksichtigung von Zu- und Abschlägen in der sozialen Pflegeversicherung
verpflichtet sind, obligatorisch.

Zugang der beitragsabführenden Stellen und Pflegekassen zum DaBPV:

• Arbeitgeber und Zahlstellen nutzen ihre Schnittstellen zur Datenstelle der Ren-
tenversicherung (DSRV) unter Verwendung ihrer Absendernummer (ABSN), der

Kind 1 geboren am 02.04.2015 Kind 1 ist ab dem 01.07.2023 zu 
berücksichtigen.

Kind 2 geboren am 18.03.2018 Kind 2 ist ab dem 01.07.2023 zu 
berücksichtigen.

Kind 3 geboren am 15.03.2024 Kind 3 ist ab dem 01.03.2024 zu 
berücksichtigen.

Nachweise alle drei Kinder am 15.10.2024 erbracht
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Betriebsnummer der Abrechnungsstelle (BBNRAS) und ihrer Hauptbetriebsnum-
mer bzw. Zahlstellennummer als Zuordnungsmerkmal. Sie verwenden zudem die
von der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) vergebenen Kunden-
nummer der DSRV. Die DSRV nimmt Nachrichten von und zu den Arbeitgebern/
Zahlstellen an und leitet diese weiter.

• Pflegekassen, Träger der deutschen Rentenversicherung, die Künstlersozial-
kasse und die Krankenkassen nutzen ihre Schnittstelle zur ZfA.

Das Anfrageverfahren wird von der beitragsabführenden Stelle oder der Pflegekasse
ausgelöst. Die Anmeldung (auch Anfrage genannt) wird über die ZfA oder über die
DSRV und die ZfA an das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) übermittelt. Zur Be-
antwortung der Anfragen wird auf die beim BZSt für Zwecke des Lohnsteuerabzugs
vorliegenden steuerlichen Daten zurückgegriffen. Zentrale Zuordnungskriterien zur
Identifikation des Mitglieds auf Seiten des BZSt sind die steuerliche Identifikations-
nummer (IdNr.) und das zugehörige Geburtsdatum des Mitglieds. Eine direkte Da-
tenabfrage beim BZSt durch die beitragsabführende Stelle ist nicht möglich.

Meldeanlässe:

• Anmeldung zur Anfrage und Einrichtung eines Abonnements für die beitragsab-
führende Stelle und die Pflegekasse (sogenanntes „Push-Verfahren“)

• Historienanfrage für vergangene Zeiträume (es wird kein Abonnement eingerich-
tet)

• Bestandsabfrage zur Anfrage und Einrichtung eines Abonnements
• Abmeldung zur Beendigung eines Abonnements

Anmeldung und Bestandsabfrage:

Das Ab-Datum ist der maßgebende Beginn des vom BZSt mitzuteilenden Zeitraums.
Das Ab-Datum ist zum Beispiel der Beginn der Beschäftigung, der Mitgliedschaft,
des Versorgungsbezugs oder des Rentenbezugs. Soweit nach Einrichtung des
Abonnements dem BZSt eine Änderung der Elterneigenschaft oder der Anzahl der
Kinder bekannt wird, wird dies für eine proaktive Meldung berücksichtigt und im
nächstfolgenden Monat der beitragsabführenden Stelle oder der Pflegekasse mitge-
teilt. Für eine IdNr. sind Abonnements mehrerer unterschiedlicher beitragsabführen-
der Stellen und Pflegekassen zulässig.

Bei einer Anmeldung und Bestandsabfrage (Einrichtung eines Abonnements) ist kein
Bis-Datum zulässig.

Historienanfrage:

Bei einer Historienanfrage darf das Ab-Datum nur in einem Zeitraum von vier Kalen-
derjahren in der Vergangenheit liegen. Wird eine Auskunft über länger zurücklie-
gende Zeiträume benötigt, müssen die beitragsabführende Stelle und die Pflege-
kasse die Elterneigenschaft und die Kinderanzahl im Einzelfall über ihr Mitglied
erheben und nachweisen lassen.

Das Bis-Datum beschreibt das Ende des Zeitraums, für den die beitragsabführende
Stelle oder Pflegekasse die Daten zur Elterneigenschaft und zur Kinderzahl erheben
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darf (u. a. Ende der Beschäftigung, Ende des Versorgungsbezugs, Ende der Mit-
gliedschaft oder Ende des Rentenbezugs) und ist nur für Historienanfragen zugelas-
sen. Das Bis-Datum darf nicht in der Zukunft liegen, bezogen auf das Datum der His-
torienanfrage.

Bei der Verarbeitung der Historienanfragen werden durch das BZSt die Elterneigen-
schaft und die Anzahl der Kinder ausschließlich für den benannten Zeitraum (vom
Ab-Datum bis zum Bis-Datum) der Historienanfragen ermittelt. Dem BZSt bekannte
Änderungen der Merkmale für Zeiträume vor dem Ab-Datum oder nach dem Bis-Da-
tum bleiben hierbei unberücksichtigt.

Abmeldung:

Bei Wegfall der Notwendigkeit ist das Abonnement innerhalb von sechs Wochen ab-
zumelden (z. B. bei Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses oder eines Ver-
sorgungsbezugs, Wechsel einer Krankenkasse (relevant für die Pflegekassen), Ar-
beitsplatzwechsel mit Änderung der Hauptbetriebsnummer oder Tod eines Mitglieds).
Bis zu diesem Zeitpunkt bekannte Änderungen der Elterneigenschaft bzw. der Kin-
derzahl übermittelt das BZSt unmittelbar vor Beantwortung der Abmeldung.

Das BZSt beendet selbst aktiv gespeicherte „Abonnements“ zu einer IdNr., wenn
z. B. ein Mitglied verstirbt und das BZSt davon erfährt, bevor die beitragsabführende
Stelle oder die Pflegekasse ihrer Abmeldungsverpflichtung nachkommt. In diesem
Fall teilt das BZSt der abonnierenden Stelle die Abmeldung mit einem letzten Daten-
satz mit.

Nachrichten des BZSt an die ZfA

Wenn Kinder lohnsteuerlich erfasst (durch Meldebehörden oder Finanzämter) und
damit im Datenbestand des Verfahrens ELStAM des BZSt vorhanden sind, werden
diese Kinder für die Berechnung der Abschläge bis zum vollendeten 25. Lebensjahr
für das DaBPV berücksichtigt. Die Antwort ist so gestaltet, dass immer alle zu dem
Zeitpunkt der Rückmeldung vorliegenden relevanten Zeiträume und die jeweilige
Kinderanzahl enthalten sind. Vollendet ein Kind z. B. das 25. Lebensjahr, führt das
nicht zu einer proaktiven Meldung des BZSt, weil dieser Sachverhalt bereits durch
die Angabe einer Gültigkeit für die Kinderanzahl übermittelt wurde.

Das BZSt prüft seinen Datenbestand regelmäßig auf Änderungen der Anzahl der
Kinder und der Elterneigenschaft für ein Mitglied mit Abonnement – beispielsweise
durch eine Geburt oder eine Adoption bzw. die Aufnahme eines Pflegekindes. Die In-
formation beruht auf dem Datenstand des BZSt zum Stichtag zum Ende des Vormo-
nats. Spätere Änderungen werden entsprechend im nächsten Zeitfenster zwischen
dem 6. und dem 10. des darauffolgenden Monats übermittelt.

Fehlerhafte Datensätze der beitragsabführenden Stellen und Pflegekassen

Die DSRV und die ZfA prüfen die Schemakonformität. Außerdem prüft die ZfA die
fachliche Plausibilität der Anfrage und leitet diese an das BZSt weiter. Fehlerhafte
Anfragen werden mit einem entsprechenden Fehlerhinweis zurück an den Absender
gesandt.
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Erhält eine beitragsabführende Stelle oder Pflegekasse einen Fehlerhinweis, muss
sie den Fehler ausräumen und ihre Nachricht erneut übermitteln.

Bildung der Elterneigenschaft

Mit der Elterneigenschaft wird mitgeteilt, ob und ab wann für die angefragte Person
ein Kind vorhanden ist oder war – unabhängig vom Alter eines möglichen Kindes.
Die Elterneigenschaft wird aufgrund der vorliegenden lohnsteuerlichen Daten bezüg-
lich des ältesten/ersten Kindes ab dem ersten Tag des Monats gebildet

Bildung der Kinderanzahl/Änderungen

Die Kinderanzahl wird aufgrund der vorliegenden lohnsteuerlichen Daten bezüglich
des Kindes grundsätzlich ab dem ersten Tag des Monats ausgehend vom Geburts-
datum bis zum Ablauf des Monats, in dem das 25. Lebensjahr endet, gebildet; nicht
jedoch für Zeiträume vor dem 01.07.2023. Im Regelfall wird als letzte Kinderanzahl
der Wert 0 der beitragsabführenden Stelle übermittelt.

Ein Wegfall der lohnsteuerrechtlichen Berücksichtigung eines Kindes führt grund-
sätzlich zur Veränderung des Kinderzählers.

Verstirbt ein Kind vor der Vollendung des 25. Lebensjahres, wird dieses dennoch für
die Anzahl der Kinder mitgezählt, bis es das 25. Lebensjahr vollendet hätte.

Erkennt das BZSt einen Hinzutritt der Elterneigenschaft oder eine Änderung der Kin-
deranzahl mit Wirkung für die Vergangenheit (beispielsweise verzögerte Mitteilung
durch die verantwortliche Meldebehörde oder das Mitglied selbst), übermittelt es
diese vom frühestmöglichen von der beitragsabführenden Stelle oder Pflegekasse
definierten Zeitpunkt (dem Ab-Datum der maßgeblichen Anfrage) an, längstens je-
doch bis zu vier Kalenderjahren rückwirkend (proaktive Meldung) – frühestens ab
dem 01.07.2023.

Endet bei Pflegekindern die steuerliche Gültigkeit der Pflege, berücksichtigt dies
das BZSt durch eine entsprechend reduzierte Anzahl der Kinder mit einem Ab-Da-
tum des ersten Tags des Folgemonats.

In der Regel ist die steuerliche Gültigkeit der Pflege immer für ein Jahr befristet. Die
„Verlängerung" der steuerlichen Gültigkeit wird im Wege proaktiver Änderungsmittei-
lungen übermittelt.

Adoptivkinder: Eine Adoption wirkt für den Pflegeversicherungsbeitrag sowohl bei
den annehmenden Elternteilen (Hinzutritt eines Kindes) als auch bei den leiblichen
Eltern (Wegfall eines Kindes in der Kinderanzahl) ab dem Kalendermonat der Zustel-
lung des Adoptionsbeschlusses.

Stiefkinder sind im Rahmen des DaBPV nicht berücksichtigungsfähig und werden
somit nicht für die zu meldende Anzahl der Kinder berücksichtigt.
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5.6.4 Beitragszuschuss zur privaten 
Pflegeversicherung

Privat Krankenversicherte müssen bei ihrer privaten Krankenkasse zur Absicherung
des Pflegerisikos einen Pflegeversicherungsschutz abschließen. Hierfür erhalten sie
vom Arbeitgeber ebenso einen entsprechenden Zuschuss. In der Pflegeversiche-
rung beträgt der maximale Beitragszuschuss des Arbeitsgebers im Jahr 2026
104,63 €. In Sachsen beträgt der maximale Arbeitgeberzuschuss nur 75,56 €.

5.7 Rentenversicherung
Die Rentenversicherung ist eine Versicherung zum Schutz des Einzelnen und der
Familie, die bei Erwerbsminderung, Alter und Tod Renten zahlt. Gesetzliche Grund-
lage ist das Sozialgesetzbuch VI.

Jeder Arbeitnehmer muss versichert sein. Im Gegensatz zu der KV und PV gibt es
keine private Rentenversicherung. Allerdings haben bestimmte Berufsgruppen ei-
genständige Versorgungswerke, die der gesetzlichen Rentenversicherung gleichge-
stellt sind (z. B. Ärzte, Apotheker, Architekten u. a.).

5.7.1 Beitrag
Der Beitragssatz für die gesetzliche Rentenversicherung wird vom Gesetzgeber
durch eine Rechtsverordnung einheitlich festgelegt und beträgt aktuell 18,6 %.

Wichtig

Der Rentenversicherungsbericht für das Jahr 2026 sieht einen stabilen Beitrags-
satz in der Rentenversicherung von 18,6 % bis Ende 2026 vor. Ab 2027 soll dem-
nach der Beitrag auf 19,3 % steigen.

5.7.2 Entgeltpunkte
Mit den Beiträgen erwirbt der Versicherte sogenannte Entgeltpunkte, die später
seine Rente bestimmen. Die Höhe der Entgeltpunkte ist von dem im relevanten Jahr
erzielten beitragspflichtigen Entgelt abhängig. Einen Entgeltpunkt gibt es, wenn das
Durchschnittsentgelt erzielt wurde.

Dieses wird vom Gesetzgeber anhand der Lohnsteigerungsraten (die jedes Jahr
vom Statistischen Bundesamt ermittelt werden) jährlich neu festgelegt. Die Festle-
gung gilt immer zwei Jahre rückwirkend, im Jahr 2026 wird also das Durchschnitt-
sentgelt für 2025 festgelegt. Hierfür gibt es einen Entgeltpunkt, der im Rentenfall
(Eintritt 2025) 40,79 € wert ist.
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5.8 Arbeitslosenversicherung
Die Arbeitslosenversicherung ist eine Versicherung für den Verlust des Arbeitsplat-
zes. In diesen Fällen zahlt die Agentur für Arbeit dem Arbeitslosen eine Entgelter-
satzleistung bis ca. 70 % des letzten Nettoverdienstes. Gesetzliche Grundlage ist
das Sozialgesetzbuch III.

Weitere Leistungen, die angeboten werden, sind Qualifizierungsmaßnahmen, Be-
rufsberatung, Zuschüsse usw.

Jeder Arbeitnehmer muss versichert sein. Im Gegensatz zu der KV, PV und RV gibt
es keine private Arbeitslosenversicherung und auch keine eigenständigen Versor-
gungswerke.

5.8.1 Beitrag
Der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung (§ 329 SGB III) wird vom Gesetz-
geber einheitlich festgelegt und beträgt 2,6 %.

Wichtig

Der Beitrag in der Arbeitslosenversicherung ist zum 01.01.2023 auf 2,6 % erhöht
worden. Bis zum 31.12.2022 betrug der Beitragssatz 2,4 %.

5.9 Unfallversicherung
Die gesetzliche Unfallversicherung hat die Aufgabe, Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten zu verhüten, den Gefahrenschutz am Arbeitsplatz zu verbessern und die Versi-
cherten nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zu rehabilitieren und sie oder ihre
Hinterbliebenen zu entschädigen. Gesetzliche Grundlage ist das Sozialgesetzbuch VII.

Die Unfallversicherung ist eine Pflichtversicherung für den Arbeitgeber. Der Arbeit-
nehmer ist lediglich die versicherte Person. Beiträge hat der Arbeitgeber allein zu
entrichten.

5.9.1 Beiträge
Die Höhe der Beiträge bestimmt die zuständige Berufsgenossenschaft selbst. Sie ist
auch von der Gefahrenklasse abhängig, der der Arbeitnehmer zugeordnet ist: Je hö-
her die Gefahrenklasse, desto höher ist der Beitrag.

Seit dem 01.01.2017 ist neben dem summarischen Lohnnachweis auch der elektro-
nische Lohnnachweis bis spätestens 16.02. des Folgejahres an die Unfallversiche-
rung zu melden. Die Übergangsregelung für die Abgabe des summarischen Lohn-
nachweises wurde für die Beitragsjahre 2016 und 2017 verlängert. Letztmalig
musste für das Meldejahr 2017 der summarische Lohnnachweis als Grundlage für
die Berechnung der Beiträge abgegeben werden.
139



5 Sozialversicherung
Ab dem Meldejahr 2018 ist nur noch der elektronische Lohnnachweis abzusetzen.
Informationen zum elektronischen Lohnnachweis und zur Übergangsregelung finden
Sie auch unter: www.dguv.de, Stichwort digitaler Lohnnachweis.

5.10 Insolvenzgeldumlage
Die Insolvenzgeldumlage dient der Sicherung von Insolvenzverfahren und bietet den
Arbeitnehmern die Sicherheit, ihr Entgelt für max. drei Monate nach Insolvenz des
Arbeitgebers zu bekommen.

Die Beitragshöhe legt der Gesetzgeber fest, für 2026 beträgt sie 0,15 %. Den Beitrag
zahlt der Arbeitgeber allein.

Grundlage für die Berechnung ist das RV-pflichtige Entgelt bis zur RV-BBG (West
bzw. Ost – Basis ist immer der Sitz des Unternehmens). Diese Grenze gilt auch bei
Betrieben der Knappschaft. Nicht berücksichtigt werden aber fiktive Entgeltbestand-
teile, z. B. Aufstockungen bei Altersteilzeit und Kurzarbeit. Bei SFN-Zuschlägen ist
der komplette Betrag zu berücksichtigen und nicht nur der SV-pflichtige Teil. Ist der
Arbeitnehmer Mitglied in einer berufsständigen Versorgungseinrichtung, wird die ge-
setzliche RV-BBG fiktiv verwendet.

Die Insolvenzgeldumlage wird auch bei geringfügig Beschäftigten erhoben. Bei Ar-
beitnehmern in der Gleitzone ist das erzielte Entgelt heranzuziehen, bei Mitarbeitern
in ATZ nur das abgerechnete Entgelt.

5.11 Umlageversicherung
5.11.1 Aufgaben der Umlageversicherung
Die Umlageversicherung ist eine Pflichtversicherung. Im Rahmen der Umlageversi-
cherung werden die Entgeltfortzahlungsleistungen und die vom Arbeitgeber zu tra-
genden Aufwendungen bei Mutterschaft versichert.

Der Arbeitgeber führt entsprechende Umlagebeiträge an die Krankenkassen ab. Da-
für erstatten die Krankenkassen einen großen Teil der Entgeltfortzahlungsleistun-
gen, den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld sowie den Mutterschutzlohn zurück.

Das Umlageverfahren wird über zwei Ausgleichskassen, die unter dem Dach der
Krankenkassen angesiedelt sind, durchgeführt:

Ausgleichskasse U1:
• Entgeltfortzahlung an Arbeitnehmer im Krankheitsfall,
• Weiterzahlung der Ausbildungsvergütung an Auszubildende im Krankheitsfall.

Ausgleichskasse U2:
• Arbeitgeberzuschuss zum Mutterschaftsgeld während der Schutzfristen vor und

nach der Entbindung,
• Weiterzahlung von Entgelten für die Dauer von Beschäftigungsverboten (Mutter-

schutzlohn) nach dem Mutterschutzgesetz.
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5.11.2 Aufwendungsausgleichsgesetz
Durch das ab 01.01.2006 in Kraft getretene Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG)
haben sich Änderungen im bestehenden Umlageverfahren ergeben. Während die
Teilnahme am U1-Verfahren (Entgeltfortzahlungsversicherung) weiterhin nur für
Kleinbetriebe verpflichtend ist, müssen ab 2006 alle Betriebe am U2-Verfahren (Mut-
terschutzaufwendungen) teilnehmen.

Im Zuge des U2-Verfahrens werden die Aufwendungen der Arbeitgeber für den Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld sowie für den Mutterschutzlohn, der bei individuellen
Beschäftigungsverboten zu leisten ist, ausgeglichen.

In der früheren Beschränkung auf Kleinbetriebe mit nicht mehr als 20 bzw. 30 Be-
schäftigten sah das Bundesverfassungsgericht einen Verstoß gegen das Gleichbe-
handlungsverbot nach Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes.

Betriebe mit mehr Beschäftigten konnten sich in der Vergangenheit nicht an dem
Verfahren beteiligen und bekamen somit auch keine Rückerstattungen der geleiste-
ten Zahlungen an ihre Arbeitnehmer.

Die Verfassungsrichter befürchteten, dass aufgrund der allein von den Arbeitgebern
zu tragenden Leistungen an schwangere Mitarbeiterinnen Frauen bei der Einstellung
benachteiligt werden, und forderte den Gesetzgeber zu einer Neuregelung auf. Die-
ser hat mit dem Aufwendungsausgleichsgesetz reagiert.

5.11.3 Regelungen im Überblick
Im Aufwendungsausgleichsgesetz wurde Folgendes geregelt:

• Ausdehnung des U2-Verfahrens (Mutterschutzaufwendungen) auf alle Betriebe,
unabhängig von ihrer Beschäftigtenzahl,

• Teilnahme aller gesetzlichen Krankenkassen (Ausnahme: Landwirtschaftliche
Krankenkasse) an dem Umlageverfahren,

• einheitliche Grenzzahl von 30 Arbeitnehmern zur Feststellung der Teilnahme am
U1-Verfahren (Entgeltfortzahlung),

• Miteinbeziehung von Angestellten in das U1-Verfahren,
• Möglichkeit der Übertragung der Durchführung des Ausgleichsverfahrens auf

eine andere Krankenkasse oder einen Landes- oder Bundesverband.

5.11.4 Entgeltfortzahlung bei Krankheit
Ob Arbeitgeber am U1-Verfahren teilnehmen müssen, richtet sich nach der Anzahl
der Beschäftigten. Die Aufwendungen für die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
(U1) gelten einheitlich für alle Unternehmen, die nicht mehr als 30 Arbeitnehmer be-
schäftigen.
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5 Sozialversicherung
5.11.4.1 Ermittlung der Grenzzahl
Bei der Ermittlung der Zahl der Beschäftigten ist auf die Verhältnisse am Monatsers-
ten des Vorjahres abzustellen.

Nicht mitzuzählen sind:

• zur Berufsausbildung Beschäftigte (Azubis, Volontäre, Praktikanten),
• Arbeitnehmer im Wehr- oder Zivildienst,
• Vorruhestandsgeldbezieher,
• Heimarbeiter oder Hausgewerbetreibende sowie
• schwerbehinderte Menschen und ihnen Gleichgestellte.

Bei Teilzeitbeschäftigten kommt es auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit an:

• bis zu 10 Stunden wöchentlich Faktor 0,25
• bis zu 20 Stunden wöchentlich Faktor 0,50
• bis zu 30 Stunden wöchentlich Faktor 0,75
• über 30 Stunden wöchentlich Faktor 1,00

Dabei ist stets von der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auszugehen.
Schwankt die Arbeitszeit von Woche zu Woche, dann ist die regelmäßige wöchentli-
che Arbeitszeit für die einzelnen Kalendermonate im Wege einer Durchschnittsbe-
rechnung zu ermitteln.

Beispiel

Ermittlung der Beschäftigten für die U1-Umlage

Beschäftigte Wöchentliche Arbeits-
zeit pro Beschäftigten

Anrechenbare Arbeitneh-
mer/Arbeitnehmerin

2 Meister 40 Stunden 2

4 Büroangestellte 40 Stunden 4

12 Gesellen 40 Stunden 12

5 Auszubildende 40 Stunden keine Anrechnung

2 schwerbehinderte 
Arbeitnehmer

40 Stunden keine Anrechnung

1 Teilzeitbeschäftigter 32 Stunden 1

1 Teilzeitbeschäftigter 24 Stunden 0,75

3 Teilzeitbeschäftigte 18 Stunden 1,50

1 Teilzeitbeschäftigter 8 Stunden 0,25

31 Beschäftigte gesamt 21,50
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Da das Unternehmen nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschäftigt, muss das Unter-
nehmen am U1-Ausgleichsverfahren und natürlich auch am U2-Ausgleichsverfahren
teilnehmen.

Die Feststellung der Grenzzahl erfolgt immer auf Basis des Vorjahres. Wenn der Be-
trieb im Vorjahr an acht Monatsersten die Grenzzahl von 30 nicht überschritten hat,
besteht im Folgejahr die Pflicht zur Teilnahme am U1-Verfahren.

Bestand der Betrieb nicht das gesamte Vorjahr, ist es entscheidend, ob die Grenzzahl
von 30 Arbeitnehmern in der überwiegenden Zahl der Monate überschritten wurde.

Die Prüfung, ob am Umlageverfahren zur Entgeltfortzahlungsversicherung teilzuneh-
men ist, führt der Arbeitgeber zu Beginn des Kalenderjahres durch.

Diese Entscheidung gilt dann für das gesamte Kalenderjahr, auch wenn sich die Be-
schäftigtenzahl ändert. Einer förmlichen Feststellung durch die Krankenkassen be-
darf es dabei nicht (§ 3 Abs. 3 AAG).

Der Arbeitgeber kann jedoch bei Zweifeln von einer beliebigen Krankenkasse einen
Feststellungsbescheid verlangen. Alle anderen Krankenkassen sind dann an diese
Entscheidung gebunden.

Beispiel
Feststellung der Grenzzahl von 30 Arbeitnehmern
Ein Betrieb hatte im Vorjahr jeweils zum Monatsersten folgende anrechenbaren
Beschäftigtenzahlen festgestellt:

Anzahl der anrechenbaren Arbeitnehmer Stand jeweils am

28,5 01.01.

30,0 01.02.

29,0 01.03.

29,5 01.04.

30,0 01.05.

29,5 01.06.

30,5 01.07.

31,0 01.08.

29,0 01.09.

30,5 01.10.

31,5 01.11.

29,0 01.12.
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5 Sozialversicherung
Da der Betrieb an acht Monatsersten die Grenzzahl von 30 Arbeitnehmern nicht
überschritten hat, ist er im Folgejahr umlagepflichtig zur Umlage 1 (Entgeltfortzah-
lung).

Wird der Betrieb erst im Laufe eines Kalenderjahres errichtet, nimmt der Arbeitgeber
in diesem Kalenderjahr am Ausgleichsverfahren U1 teil, wenn vorausblickend davon
auszugehen ist, dass in der Mehrzahl der folgenden Monate innerhalb des Kalender-
jahres die Grenzzahl von 30 Arbeitnehmern nicht überschritten wird. In diesem Fall
ist vom Arbeitgeber also eine sorgfältige Schätzung durchzuführen. Die getroffene
Entscheidung für dieses Kalenderjahr wird auch dann nicht mehr rückgängig ge-
macht, wenn die späteren tatsächlichen Verhältnisse von der Schätzung abweichen.

5.11.4.2 Feststellung der Teilnahme bei mehreren Betrieben
Handelt es sich bei dem Arbeitgeber um eine natürliche Person, die mehrere Be-
triebe unterhält, müssen zur Feststellung der Grenzzahl die zu berücksichtigenden
Beschäftigten aller Betriebe zusammengerechnet werden.

Handelt es sich bei mehreren Betrieben jedoch um jeweils eigene juristische Perso-
nen (z. B. Tochterunternehmen in Form einer GmbH als Teil eines größeren Kon-
zerns), so ist zur Ermittlung der Grenzzahl zur Feststellung der Teilnahme am U1-
Verfahren jedes Unternehmen für sich zu betrachten.

5.11.4.3 Erstattungsfähige Aufwendungen U1-Verfahren
Zu den erstattungsfähigen Aufwendungen des Arbeitgebers zählt das fortgezahlte
Bruttoarbeitsentgelt im Rahmen des Entgeltfortzahlungsgesetzes (§ 3 Abs. 1 und
2 sowie § 9 Abs. 1 EFZG).

Das bedeutet, dass nur das für die Dauer von maximal sechs Wochen fortgezahlte
Arbeitsentgelt erstattet wird, auch wenn betriebliche Vereinbarungen eine längere
Fortzahlungsdauer vorsehen.

Ebenso wird Arbeitsentgelt, welches in den ersten vier Wochen des Beschäftigungs-
verhältnisses fortgezahlt wird, nicht erstattet, weil der Arbeitgeber in diesem Fall zur
Fortzahlung nicht verpflichtet ist (§ 3 Abs. 3 EFZG).

Wichtig

Einmalbezüge fallen nicht unter die erstattungsfähigen Aufwendungen.

Erstattungsfähig sind jedoch grundsätzlich auch die Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung, die auf die Entgeltfortzahlung entfallen (nicht jedoch Beiträge für Ein-
malzahlungen). In der Regel bestimmen die Krankenkassen allerdings, dass die Er-
stattung der Arbeitgeberanteile durch den per Satzung festgelegten pauschalen
Erstattungssatz (z. B. 80 %) mit beinhaltet ist.

Erstattet wird auch die fortgezahlte Vergütung von Auszubildenden. Ferner ist die
Vergütung an Volontäre und Praktikanten erstattungsfähig. Dies bezieht sich jedoch
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nur auf Volontäre und Praktikanten, bei denen es sich nicht um eine Berufsausbil-
dung im Sinne des Berufsbildungsgesetzes handelt.

Somit fallen Vergütungen solcher Volontäre und Praktikanten, die ein Praktikum als
Bestandteil einer Fachschul- oder Hochschulausbildung absolvieren, nicht unter die
Erstattungsfähigkeit. Im Umkehrschluss sind diese Praktikanten und Volontäre auch
nicht umlagepflichtig.

Die Umlagekassen erstatten bis zu 80 % der Entgeltfortzahlung. Die meisten Kran-
kenkassen bieten dabei verschiedene Tarife an. Je nach Höhe der Erstattungsleis-
tungen (z. B. 60 %, 70 %, 80 %) ist ein ermäßigter, normaler oder erhöhter Umla-
gesatz zur Entgeltfortzahlungsversicherung abzuführen.

Zur Erstattung ist jeweils die Krankenkasse verpflichtet, bei der die Arbeitnehmer
versichert sind. Für Privatversicherte gehen die Umlagebeiträge an die Kranken-
kasse, die für den Einzug der Sozialversicherungsbeiträge zuständig ist. Infolgedes-
sen sind an diese Kasse auch die Erstattungsanträge zu stellen.

Eine Ausnahme bilden die geringfügig Beschäftigten. Sowohl für die geringfügig ent-
lohnten Beschäftigten als auch für die kurzfristig Beschäftigten ist die Deutsche Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See (Minijobzentrale) für den Einzug der Umla-
gebeiträge sowie für die Erstattungsleistungen zuständig.

Außerdem ist die Landwirtschaftliche Krankenkasse nicht am Umlage- und Erstat-
tungsverfahren beteiligt. Für Arbeitgeber, die bei der Landwirtschaftlichen Kranken-
kasse versicherte Arbeitnehmer beschäftigen, ist die Umlage an eine beliebige Kran-
kenkasse abzuführen, an die dann auch der Erstattungsantrag zu richten ist.

5.11.5 Mutterschaftsaufwendungen
Das Ausgleichsverfahren für Mutterschaftsaufwendungen (U2-Umlage) gilt für alle
Betriebe, unabhängig von der Beschäftigtenanzahl. Im Gegensatz zu der U1-Umla-
gepflicht sind davon auch öffentliche Arbeitgeber betroffen.

Da die Beschäftigtenanzahl keine Rolle spielt, ist ein Feststellungsverfahren wie bei
der U1-Umlage nicht durchzuführen.

5.11.5.1 Erstattungsfähige Aufwendungen U2-Verfahren
Dem Arbeitgeber werden die Aufwendungen, die er aufgrund der Mutterschaft an Ar-
beitnehmerinnen zu zahlen hat, erstattet. Im Einzelnen sind dies nach § 1 AAG:

• der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld innerhalb der allgemeinen Mutterschutzfrist
(sechs Wochen vor dem mutmaßlichen Geburtstermin, acht bzw. 12 Wochen
nach der Entbindung),

• das vom Arbeitgeber nach § 18 Mutterschutzgesetz (MuSchG) gezahlte Arbeits-
entgelt bei Beschäftigungsverboten (Mutterschutzlohn),

• die auf den Mutterschutzlohn (Bruttozahlung) entfallenden Arbeitgeberanteile zur
Sozialversicherung.
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5 Sozialversicherung
Beim Mutterschutzlohn handelt es sich z. B. um das vom Arbeitgeber wegen eines
Nacht- oder Sonntagsarbeitsverbots weiterzuzahlende Arbeitsentgelt. Die werdende
Mutter darf nicht schlechter gestellt werden als vorher.

Erstattungsfähig ist auch das Arbeitsentgelt, das Arbeitnehmerinnen erhalten, die
wegen eines Beschäftigungsverbots die Beschäftigung oder die Entlohnungsart
wechseln und dadurch einen geringeren Verdienst erhalten. Sonderzuwendungen,
die während eines Beschäftigungsverbots zur Auszahlung kommen, fallen nicht in
die Erstattungsleistungen.

Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (Nettozahlung) wird in voller Höhe erstattet,
ebenso der Mutterschutzlohn (Bruttozahlung). Die auf den Mutterschutzlohn entfal-
lenden Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung erstatten die Krankenkassen
i. d. R. in Form einer Pauschale (z. B. 20 %). Die genaue Höhe wird per Satzung
festgelegt. Viele Krankenkassen haben als Erstattungssätze somit z. B.

• Zuschuss Mutterschaftsgeld 100 %
• Mutterschutzlohn 120 % (inkl. Arbeitgeberanteile SV)

Beispiel

5.11.5.2 Erstattungsantrag
Das infolge Krankheit fortgezahlte Arbeitsentgelt für Arbeitnehmer bzw. die Mutter-
schutzaufwendungen (Zuschuss Mutterschaftsgeld und Mutterschutzlohn) werden
Arbeitgebern auf Antrag erstattet.

Die entsprechenden Aufwendungen werden im Vordruck vermerkt und die Kranken-
kassen erstatten sofort den entsprechenden Betrag oder verrechnen ihn mit der
nächsten Beitragsüberweisung.

Der Anspruch entsteht mit der jeweiligen Entgeltzahlung. Zwischenabrechnungen
sind möglich. Nach § 6 Abs. 1 AAG verjähren die Erstattungsansprüche vier Jahre

Beginn der Schutzfrist (voraussichtliche Entbindung 07.01.2026): 26.11.2025

Kalendertägliches Nettoarbeitsentgelt: 24,32 €

Kalendertäglicher Arbeitgeberzuschuss (24,32 € – 13 €): 11,32 €

Tatsächliche Entbindung: 04.01.2026

Der Arbeitgeber kann folgende Erstattungsleistungen geltend machen:

26.11.2025 bis 03.01.2026 = 39 KT

04.01.2026 = 1 KT

05.01.2026 bis 04.03.2026 (+ 3 KT) = 59 KT

Tage gesamt: 99 KT

99 Kalendertage x 11,32 € = 1.120,68 €
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nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie entstanden sind. Der Lauf der Verjäh-
rungsfrist beginnt mit der Fälligkeit des Erstattungsanspruchs. Fälligkeitstag ist der
Tag der Zahlung des Arbeitsentgelts, bei bargeldloser Zahlung der Tag der Last-
schriftanzeige.

5.11.5.3 Umlagepflichtiges Arbeitsentgelt
Umlagebeiträge sind allein vom Arbeitgeber aufzubringen. Arbeitnehmer beteiligen
sich nicht. Das Aufwendungsausgleichsgesetz bestimmt, dass als Basis für die Be-
rechnung der Umlagebeiträge das Rentenversicherungsbrutto der jeweiligen Arbeit-
nehmer heranzuziehen ist.

Bei rentenversicherungsfreien oder von der Rentenversicherungspflicht befreiten Ar-
beitnehmern und Arbeitnehmerinnen ist das Arbeitsentgelt maßgeblich, nach dem
die Rentenversicherungsbeiträge im Falle des Bestehens einer Rentenversiche-
rungspflicht zu berechnen wären.

Die Obergrenze stellt dabei die Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversiche-
rung dar. Die unterschiedliche Höhe in den Rechtskreisen Ost und West ist zu be-
achten.

Wichtig
Umlagebeiträge sind nur vom laufenden Arbeitsentgelt, nicht aus Einmalbezügen
zu berechnen.

Für kurzfristig Beschäftigte fallen auch Umlagebeiträge an. Der U1-Beitrag fällt je-
doch nicht für Beschäftigungen an, deren Dauer von vornherein auf nicht mehr als
vier Wochen befristet ist. Wird entgegen der ursprünglichen Absicht das Arbeitsver-
hältnis länger als vier Wochen begründet, fällt die Umlage 1 rückwirkend ab dem ers-
ten Tag an. Die Umlage 2 fällt generell ab dem ersten Tag an.

Die folgende Tabelle zeigt im Überblick, welche Arbeitnehmer für die Berechnung
der Umlagebeiträge zu berücksichtigen sind:

Mitarbeitergruppe Einbeziehen in die 
Überprüfung, ob 
grundsätzlich U1-
Pflicht besteht?

Beitragspfl. 
Entgelt?

Erstattungsfä-
higes Entgelt?

U1 U2 U1 U2

Altersteilzeit 
(grundsätzlich)

ja ja ja ja ja

ATZ-Freistellung nein ja ja entfällt entfällt

ATZ-Störfall 
(Wertguthaben)

nein nein nein entfällt entfällt

Tabelle 5.9: Umlageversicherungspflicht
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Nach § 7 Abs. 2 AAG sind die Umlagen jeweils in einem Prozentsatz des Arbeitsent-
gelts (Umlagesätze) festzusetzen. Die Höhe der Umlagesätze wird nach § 9 Abs. 1
Nr. 1 AAG in der Satzung der Krankenkasse festgelegt und richtet sich bei der U1-Um-
lage nach dem Erstattungssatz. Je geringer die Erstattung ist, desto geringer ist der
Beitrag. Beispiel: 50 % Erstattung = 1,40 % Beitrag, 80 % Erstattung = 3,55 % Beitrag.

Ausländische 
Saisonkräfte

ja ja ja ja ja

Heimarbeiter nein nein ja nein ja

Azubis nein ja ja ja ja

Freiw. soziales/
ökologisches Jahr

nein nein nein nein nein

Vorstandsmitglieder/ 
GmbH-Geschäftsführer7

nein nein nein nein nein

Beamte in Nebentätigkeit ja ja ja ja ja

Befristete ohne Anspruch 
auf Lohnfortzahlung 
(Befristung 4 Wochen)

ja nein ja entfällt ja

Befristete mit Anspruch 
auf Lohnfortzahlung (auch 
kurzfristig Beschäftigte)

ja ja ja ja ja

Beschäftigte EU-Rentner 
mit Entgelt

ja ja ja ja ja

Betriebsrentner nein nein nein entfällt nein

Bezieher von Vorruhe-
standsgeld

nein nein nein entfällt nein

Elternzeit ohne Entgelt nein entfällt entfällt entfällt entfällt

Elternzeit mit Entgelt ja ja ja ja ja

Geringfügig Beschäftigte 
(grundsätzlich)

ja ja ja ja ja

Praktikanten nein ja ja ja ja

Schwerbehinderte nein ja ja ja ja

Mitarbeitergruppe Einbeziehen in die 
Überprüfung, ob 
grundsätzlich U1-
Pflicht besteht?

Beitragspfl. 
Entgelt?

Erstattungsfä-
higes Entgelt?

U1 U2 U1 U2

Tabelle 5.9: Umlageversicherungspflicht (Forts.)
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Beispiel – Umlageberechnung

Ein Betrieb hat sieben Beschäftigte. Die Angestellten sind bei der Deutschen An-
gestellten Krankenkasse (DAK) versichert, die Arbeiter bei der AOK Baden-Würt-
temberg. Für die geringfügig Entlohnten ist die Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See zuständig.

Krankenkasse (Stand Januar 2026) U1-Umlage U2-Umlage

AOK BW 1,90 % bis 4,05 % 0,44 %

DAK 2,40 % bis 3,90 % 0,39 %

Knappschaft-Bahn-See 0,8 % 0,22 %

Beschäftigte Kranken-
kasse

Gehalt 
in €

maßgebliches 
Entgelt für U1

maßgebliches 
Entgelt für U2

Angestellter 1 DAK 8.600,00 8.450,00 € 8.450,00 €

Angestellter 2 DAK 4.000,00 4.000,00 € 4.000,00 €

Arbeiter 1 AOK BW 3.000,00 3.000,00 € 3.000,00 €

Arbeiter 2 AOK BW 2.000,00 2.000,00 € 2.000,00 €

Geringfügig entlohn-
ter Beschäftigter

Knapp-
schaft

603,00 603,00 € 603,00 €

Aushilfe befristet 
vier Wochen

Knapp-
schaft

1.000,00 - 1.000,00 €

Niedriglohn-
beschäftigter

DAK 900,00 739,47 € 739,47 €

Auszubildender DAK 800,00 800,00 € 800,00 €

Umlagepflichti-
ges Entgelt DAK

13.989,47 € 13.989,47 €

Umlagepflichti-
ges Entgelt AOK

5.000,00 € 5.000,00 €

Umlagepflichti-
ges Entgelt 
Knappschaft

603,00 € 1.603,00 €

DAK:

U1: 13.989,47 € x 4,05 % = 566,57 €

U2: 13.989,47 € x 0,44 % = 61,55 €
149



5 Sozialversicherung
5.12 DEÜV-Meldeverfahren
5.12.1 Grundlagen
Die Kranken- und Pflegekassen, die Rentenversicherungsträger, die Unfallversiche-
rungsträger und die Bundesagentur für Arbeit benötigen zur Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Aufgaben von allen Arbeitgebern Informationen über die bei ihnen beschäftig-
ten Arbeitnehmer.

Aus diesem Grund wurde ein einheitliches Meldeverfahren geschaffen, das die Ar-
beitgeber verpflichtet, alle versicherungsrechtlich relevanten Tatbestände bei der zu-
ständigen Krankenkasse zu melden. Die zuständige Krankenkasse prüft und spei-
chert die Daten und übermittelt sie an die Rentenversicherung, die die relevanten
Daten an die übrigen Sozialversicherungsträger weiterleitet.

Sowohl DEÜV-Meldungen als auch Beitragsnachweise dürfen ab 2006 nur noch auf
elektronischem Wege übermittelt werden. Außerhalb eines Abrechnungsprogramms
kann dies durch elektronische Ausfüllhilfen wie z. B. SV-Net-Standard oder SV-Net-
Comfort abgewickelt werden. Nähere Informationen dazu sind bei den Krankenkas-
sen erhältlich.

5.12.2 Empfänger der Meldungen
Krankenkasse

Der Arbeitnehmer ist nur dann krankenversichert, wenn er eine SV-pflichtige Beschäf-
tigung aufgenommen hat. Die gesetzliche Krankenkasse wird mittels der DEÜV-Mel-
dung über die Aufnahme bzw. die Beendigung einer SV-pflichtigen Beschäftigung in-
formiert. Nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses bleibt die Mitgliedschaft in der
gesetzlichen Krankenversicherung noch für einen Zeitmonat beitragsfrei bestehen.
Private Krankenkassen werden allerdings nicht mittels DEÜV informiert.

Aufgabe der Krankenkasse als Einzugsstelle ist es, bei Arbeitnehmern mit mehreren
SV-pflichtigen Arbeitsverhältnissen zu prüfen, ob bestimmte Grenzwerte überschrit-
ten werden.

AOK BW:

U1: 5.000,00 € x 3,90 % = 195,00 €

U2: 5.000,00 € x 0,39 % = 19,50 €

Knappschaft:

U1: 603,00 € x 0,80 % = 4,82 €

U2: 1.603,00 € x 0,22 % = 3,53 €
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5.12 DEÜV-Meldeverfahren
Rentenversicherung

Bei der Rentenversicherung wird das Rentenkonto des Arbeitnehmers geführt. Im
Verlauf seines gesamten Arbeitslebens sammelt der Arbeitnehmer auf diesem Konto
seine Rentenpunkte. Im Rentenfall werden die Rentenpunkte mit dem aktuellen Ren-
tenwert bewertet und daraus ergibt sich dann die gesetzliche Rente des Arbeitneh-
mers.

Mittels der DEÜV-Meldung wird die Rentenversicherung über das beitragspflichtige
Entgelt und über den Zeitraum informiert. Aus diesen Werten werden dann die Ren-
tenpunkte ermittelt.

Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist drei Monate vor Rentenantritt eine gesonderte
Meldung anzugeben. Diese ermöglicht es der Rentenversicherung, die gesetzliche
Rente zeitnah zu berechnen, und somit können Versorgungslücken aufseiten des
Arbeitnehmers vermieden werden.

Minijobzentrale

Geringfügig und kurzfristig Beschäftigte werden von der Minijobzentrale verwaltet.
Diese muss prüfen, ob es sich wirklich um ein SV-freies Arbeitsverhältnis handelt.

Unfallversicherung

Bis zum 31.12.2015 wurde für die Unfallversicherung ein besonderer Datensatz
(DBUV) genutzt, der auch zur Beitragsermittlung verwendet wurde. Seit dem
01.01.2016 ist dieser Datensatz nicht mehr in der DEÜV-Meldung erhalten. Dafür
müssen Arbeitgeber eine UV-Jahresmeldung absetzen (siehe dazu Kap. 5.12.5).

Hinweis

Manueller Lohnnachweis bis zum Beitragsjahr 2017. Seit 2018 nur noch der di-
gitale Lohnnachweis.

Agentur für Arbeit

Bei der Agentur für Arbeit wird die zentrale Betriebsnummerndatei geführt. Die Mel-
dedaten werden insbesondere zur Führung einer Beschäftigtenstatistik benötigt.

5.12.3 Meldesachverhalt
Die Abgabegründe sind in den Meldungen zweistellig numerisch zu verschlüsseln.
Für jede Meldegruppe ist entsprechend dem Meldesachverhalt der zutreffende
Schlüssel anzugeben.

Treffen für einen meldepflichtigen Sachverhalt innerhalb der Meldegruppe Anmel-
dung (Schlüsselzahlen 10 bis 13) beziehungsweise der Meldegruppe Abmeldung
(Schlüsselzahlen 30 bis 36) mehrere Abgabegründe zu, ist stets der Abgabegrund
mit der niedrigeren Schlüsselzahl anzugeben.
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5 Sozialversicherung
Die folgende Übersicht zeigt die einzelnen Meldetatbestände, die nach der sogenann-
ten DEÜV (Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung) durchzuführen sind:

Meldetatbestände Schlüsselzahl

Anmeldungen

Beginn der Beschäftigung 10

Krankenkassenwechsel 11

Beitragsgruppenwechsel 12

Anmeldung nach unbezahltem Urlaub oder Streik von mehr als 
einem Monat

13

Anmeldung wegen Rechtskreiswechsel ohne Krankenkassen-
wechsel

13

Anmeldung wegen Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (op-
tional)

13

Anmeldung nach Ende der Pflegezeit 13

Anmeldung wegen Änderung des Personengruppenschlüssels 
ohne Beitragsgruppenwechsel

13

Anmeldung Elternzeit 17

Sofortmeldung 20

Abmeldungen

Ende der Beschäftigung 30

Ende der Beschäftigung bei Inanspruchnahme von Pflegezeit 30

Krankenkassenwechsel 31

Beitragsgruppenwechsel 32

Änderungen im Beschäftigungsverhältnis/sonstige Gründe 33

Ende einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach 
einer Unterbrechung von länger als einem Monat

34

Tabelle 5.10: Meldegründe DEÜV
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5.12 DEÜV-Meldeverfahren
Arbeitskampf von länger als einem Monat 35

Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (freiwillig) 36

Abmeldung Elternzeit 37

Gleichzeitige An- und Abmeldung wegen Ende der Beschäftigung 40

Abmeldung wegen Tod 49

Jahres-, Unterbrechungs- und Sondermeldungen

Jahresmeldung 50

Unterbrechung wegen Bezug von bzw. Anspruch auf Entgelter-
satzleistungen

51

Unterbrechung wegen Elternzeit 52

Unterbrechung wegen gesetzlicher Dienstpflicht 53

Sondermeldung wegen einmalig gezahlten Arbeitsentgelts und 
Märzklauselfällen in den Monaten Februar und März

54

Nicht vereinbarungsgemäß verwendetes Wertguthaben (Störfall) 55

Unterschiedsbetrag bei Entgeltersatzleistungen während Alter-
steilzeitarbeit

56

Vorausmeldung bei Rentenantragstellern – drei Monate vor Ren-
tenbeginn

57

GKV-Monatsmeldung 58

Meldungen in Insolvenzfällen

Jahresmeldung für freigestellte Arbeitnehmer 70

Meldung des Vortages der Insolvenz 71

Entgeltmeldung zum rechtlichen Ende der Beschäftigung 72

UV-Jahresmeldung 92

Meldetatbestände Schlüsselzahl

Tabelle 5.10: Meldegründe DEÜV (Forts.)
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5 Sozialversicherung
5.12.4 Meldefristen
Tatbestand Frist

Beginn einer Beschäftigung 
(Anmeldung)

mit der ersten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach Beschäftigungsbeginn

Beginn einer Berufsausbildung 
(Anmeldung)

mit der ersten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach Ausbildungsbeginn

Ende einer Beschäftigung 
(Abmeldung)

mit der nächsten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach Beschäftigungsende

Ende einer Berufsausbildung 
(Abmeldung)

mit der nächsten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach Ausbildungsende

Ende einer Beschäftigung nach einer in 
den Vormonaten begonnenen Unterbre-
chung; zwei Meldungen:
a) Ende der Entgeltzahlung bzw. Ende 
des Vormonats
b) Ende des Beschäftigungsverhältnis-
ses

a) innerhalb von sechs Wochen nach 
Ende der Entgeltzahlung
b) innerhalb von sechs Wochen nach 
Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses

Unterbrechung der Beschäftigung für 
mindestens einen Kalendermonat (Un-
terbrechungsmeldung)

innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf 
des ersten vollen Kalendermonats der 
Unterbrechung

Meldung Beginn der Elternzeit a) bei gesetzlich Versicherten, wenn ein 
voller Kalendermonat ohne Entgelt vor-
liegt
b) bei freiwillig Versicherten mit Beginn 
der Elternzeit

Sondermeldung für einmalig gezahltes 
Arbeitsentgelt (Sonderzuwendung)

mit der nächsten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach der Zahlung

Entgeltbescheinigung zum Jahresende 
(Jahresmeldung)

bis zum 15.02. des folgenden Jahres

UV-Jahresmeldung bis zum 15.02. des folgenden Jahres
(außer bei Beendigung aller Beschäfti-
gungsverhältnisse, dann innerhalb von 
sechs Wochen)

Tabelle 5.11: Meldefristen
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5.12 DEÜV-Meldeverfahren
Änderung im Beschäftigungs-/ Versiche-
rungsverhältnis

wie Beginn bzw. Ende der Beschäfti-
gung

Wechsel der Krankenkasse wie Beginn bzw. Ende der Beschäfti-
gung

Wechsel des Rechtskreises wie Beginn bzw. Ende der Beschäfti-
gung

Änderung der Staatsangehörigkeit bzw. 
Änderung personenbezogener Daten

mit der nächsten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach der Änderung

Änderungen/Berichtigungen bereits ab-
gegebener Meldungen

mit der nächsten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach Eintritt des meldepflichti-
gen Tatbestands

Beginn einer geringfügigen Beschäfti-
gung (Anmeldung)

wie Beginn der Beschäftigung

Ende einer geringfügigen Beschäfti-
gung (Abmeldung)

wie Ende der Beschäftigung

Änderung der geringfügigen Beschäfti-
gung

mit der nächsten Lohn-/Gehaltsabrech-
nung, spätestens innerhalb von sechs 
Wochen nach der Änderung

Störfallmeldung von nicht vereinba-
rungsgemäß verwendetem Wertgutha-
ben

mit der ersten folgenden Lohn-/Gehalts-
abrechnung

Stornierungsmeldung unverzüglich

gesonderte Meldung nach § 194 Abs. 1 
SGB VI

frühestens drei Monate vor Rentenbe-
ginn (auf Antrag des Arbeitnehmers)

Pflegezeit wie Beginn bzw. Ende der Beschäfti-
gung

Sofortmeldung nach § 28a Abs. 4 SGB 
IV

spätestens bei Aufnahme der Beschäfti-
gung

GKV-Monatsmeldung auf Anforderung der Krankenkasse

Tatbestand Frist

Tabelle 5.11: Meldefristen (Forts.)
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5 Sozialversicherung
5.12.5 DEÜV-Meldeverfahren für die 
Unfallversicherung seit 2016

Seit dem 01.01.2016 ist eine UV-Jahresmeldung abzusetzen.

Die unfallversicherungsspezifischen Daten sind zusätzlich zur Entgeltmeldung in
einer separaten UV-Jahresmeldung nach § 28a Abs. 2a SGB IV zu übermitteln. Da-
bei sind keine Angaben zu folgenden Schlüsseln erforderlich: Personengruppen-
schlüssel, Staatsangehörigkeitsschlüssel, Beitragsgruppenschlüssel, Tätigkeits-
schlüssel oder geleistete Arbeitsstunden.

Vor der Abgabe der UV-Jahresmeldungen und des elektronischen Lohnnachweises
ist der Arbeitgeber verpflichtet, einen automatisierten Abgleich mit der Stammdaten-
datei der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) durchzuführen (§ 101
Abs. 4 SGB IV). Dieser Abgleich stellt sicher, dass ausschließlich Meldungen mit
korrekten Unternehmensnummern und Gefahrtarifstellen übermittelt werden können.

Die Unfallversicherungsträger informieren jedes Mitglied schriftlich über die relevan-
ten Zugangsdaten (BBNRUV, MNR und PIN), die für die Teilnahme am Verfahren er-
forderlich sind. Wird der Abgleich mit der Stammdatendatei nicht durchgeführt, kön-
nen weder die UV-Jahresmeldungen noch der elektronische Lohnnachweis
übermittelt werden.

Die UV-Jahresmeldung ist an die Datenannahmestelle der Einzugsstelle zu senden,
die zum Zeitpunkt der Abgabe der Meldung für den Arbeitnehmer zuständig ist. Falls
keine zuständige Einzugsstelle ermittelt werden kann, ist die Meldung an die zuletzt
bekannte Einzugsstelle zu übermitteln.

Eine Bescheinigung über den Inhalt der abgegebenen Meldung (§ 25 Abs. 1 Satz 1
DEÜV) ist für die UV-Jahresmeldung nicht erforderlich.

Die UV-Jahresmeldung dient primär Zwecken der Betriebsprüfung. Fehlt diese Mel-
dung, müssen die erforderlichen Daten im Vorfeld der Prüfung direkt beim Arbeitge-
ber erhoben werden.

Seit dem 01.01.2023 hat jeder Arbeitgeber für sein Unternehmen beim Unfallversi-
cherungsträger eine eigene Unternehmensnummer nach § 136a SGB VII (vormals
Mitgliedsnummer). Diese wurde dem Arbeitgeber per Bescheid mitgeteilt und kann
im Rahmen des elektronischen Stammdatenabgleichs abgefragt werden.

Die Unternehmensnummer ist fünfzehnstellig und setzt sich aus zwei Teilen zusam-
men:

Zwölfstellige Unternehmernummer, die an der zwölften Stelle eine Prüfziffer ent-
hält.

Dreistelliges Unternehmenskennzeichen, das für das erste Unternehmen auf
„001“ festgelegt ist. Weitere Unternehmen eines Unternehmers werden numerisch in
aufsteigender Reihenfolge nummeriert.
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5.12 DEÜV-Meldeverfahren
Die Unternehmensnummer stellt eine Verbindung zwischen den Einträgen des Un-
ternehmers und den zugehörigen Unternehmen her.

Für UV-Jahresmeldungen, die Meldezeiträume vor dem 01.01.2023 betreffen, sind
Korrekturen grundsätzlich mit der zuvor gültigen Mitgliedsnummer durchzuführen.

Im Rahmen der UV-Jahresmeldung sind folgende Unfallversicherungsdaten zu melden:

• Versicherungsnummer,
• Mitgliedsnummer und Betriebsnummer des Beschäftigungsbetriebs,
• Betriebsnummer des UV-Trägers, dessen Gefahrtarif angewendet wird,
• Zuordnung zur jeweiligen Gefahrtarifstelle/zu den jeweiligen Gefahrtarifstellen,
• Kalenderjahr der Versicherungspflicht zur UV,
• unfallversicherungspflichtiges Entgelt (unter Berücksichtigung der Mindest-/

Höchstgrenzen in der UV, mit SFN-Zuschlägen, ohne Märzklausel-Anwendung),
• Arbeitsstunden, auch für versicherungsfrei geringfügig (kurzfristig) Beschäftigte.

Das Kalenderjahr der Versicherungspflicht zu Unfallversicherung ist unabhängig
vom tatsächlichen Beschäftigungszeitraum im Meldezeitraum stets mit dem Zeit-
raum 01.01. bis 31.12. eines Kalenderjahres anzugeben.

In der UV-Jahresmeldung entfallen zudem die Angaben aus der DEÜV-Meldung:

• Personengruppenschlüssel,
• Staatsangehörigkeit,
• Beitragsgruppenschlüssel,
• Tätigkeitsschlüssel,
• Rechtskreis,
• SV-Entgelt,
• Währung,
• Gleitzone,
• Mehrfachbeschäftigung,
• geleistete Arbeitsstunden.

Für Personen, die keine Arbeitnehmer im Sinne der SV sind, wird der Personengrup-
penschlüssel 190 verwendet.

Die UV-Jahresmeldung war erstmals zum 16.02.2016 für das Meldejahr 2015 abzu-
setzen. Somit mussten die Daten für die Unfallversicherung für das Jahr 2015 erneut
gemeldet werden. Zwar sind nach § 5 Abs. 3 DEÜV Meldungen für bereits gemel-
dete Zeiträume unzulässig, allerdings wurde dies für die UV ausgesetzt. Somit muss-
ten Arbeitgeber für Arbeitnehmer, die im Jahr 2015 an mindestens einem Tag unfall-
versicherungspflichtig beschäftigt waren, eine UV-Jahresmeldung abgeben. Davon
betroffen waren auch die Arbeitnehmer, die bereits ausgeschieden waren oder als
unterbrochen gemeldet wurden.
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Beispiel 1

Meldung bis zum 16.02.2016 für das Jahr 2015

Monatsgehalt: 2.800 €

Einmalzahlung im Juli 2015: 2.000 €

Beschäftigungszeitraum: 01.01.2014 bis 31.05.2015

Bereits 2015 abgegebene Meldungen:

DEÜV-Abmeldung (Meldegrund 30):

Meldezeitraum: 01.01.2015 bis 31.05.2015

SV-Brutto: 14.000 €

UV-Brutto: 14.000 €

DEÜV-Sondermeldung (Meldegrund 54):

Meldezeitraum: 01.07.2015 bis 31.07.2015

SV-Brutto: 2.000 €

UV-Brutto: 2.000 €

Jahresmeldung bis 16.02.2016:

UV-Jahresmeldung (Meldegrund 92):

Meldezeitraum: 01.01.2015 bis 31.12.2015

UV-Brutto: 16.000 €

Wurde eine UV-Jahresmeldung mit Meldegrund 92 zu Unrecht abgeben oder enthielt
die Meldung unzutreffende Angaben, muss diese unabhängig vom Meldezeitraum
nach den bestehenden Melderegeln storniert werden und kann anschließend ggf.
neu gemeldet werden. Ausgenommen hiervon sind Änderungen in den bereits ge-
meldeten Arbeitsstunden. In solchen Fällen ist keine Korrektur notwendig.

5.13 Beitragsabführung
Die Beiträge müssen vom Arbeitgeber an die zuständigen Krankenkassen abgeführt
werden. Dies gilt auch für freiwillig versicherte Arbeitnehmer, sofern der Arbeitgeber
die Beiträge abführt, was die Regel darstellt. Freiwillig versicherte Selbstzahler zah-
len den höheren Beitrag zusammen mit dem bisherigen Beitrag selbst an ihre Kran-
kenkasse.

Der Arbeitgeber hat als Hälfte des Gesamtbeitrags nur den Anteil zu übernehmen,
der sich aus dem Gesamtbeitrag ohne den Zuschlag von 0,35 % ergibt. In der priva-
ten Pflegeversicherung ist ein Zuschlag für Kinderlose nicht vorgeschrieben. Am Ar-
beitgeberzuschuss für privat Pflegeversicherte ändert sich somit nichts.
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5.13 Beitragsabführung
5.13.1 Beitragsabzug
Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist in voller Höhe (Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberbeitragsanteil) vom Arbeitgeber zu zahlen (§ 28e Abs. 1 Satz 1 SGB IV). Er ist
damit gleichzeitig Beitragsschuldner.

In § 28g SGB IV wird das Innenverhältnis zwischen dem Arbeitgeber und seinem Be-
schäftigten geregelt. So hat der Arbeitgeber hiernach einen Anspruch auf den vom
Beschäftigten zu tragenden Teil des Gesamtsozialversicherungsbeitrags (Satz 1).
Diesen Anspruch darf der Arbeitgeber nur im Wege des Abzugs vom Arbeitsentgelt
geltend machen (Satz 2).

Unterbliebene Abzüge darf er nur bei den drei nächsten Lohn- oder Gehaltszahlun-
gen nachholen (Satz 3). § 28g Satz 4 SGB IV enthält Ausnahmen von den Sätzen 2
und 3 dieser Vorschrift und damit für den Arbeitgeber ein erleichtertes Rückgriffs-
recht auf den Arbeitnehmerbeitragsanteil.

Neben der seit dem 01.01.1990 vorgesehenen Ausnahme in Fällen, in denen der Ar-
beitnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig seinen Auskunfts-, Mitteilungs- und Vor-
lagepflichten zur Durchführung des Melde- und Beitragszahlungsverfahrens nicht
nachgekommen ist, stellt die Regelung in der ab dem 30.03.2005 durch das Verwal-
tungsvereinfachungsgesetz geltenden Fassung sicher, dass der Arbeitgeber den
Gesamtsozialversicherungsbeitrag unabhängig von den besonderen Voraussetzun-
gen des § 28g Satz 2 und 3 SGB IV auch erhält, wenn der Beschäftigte den Beitrag
allein trägt sowie wenn der Beschäftigte nur Sachbezüge erhält.

Letztgenannter Sachverhalt – der während eines Beschäftigungsverhältnisses an-
sonsten heutzutage nicht mehr üblich ist – kann für Zeiten des Bezugs von Sozial-
leistungen vermehrt auftreten. Das Gesetz beschreibt hier zwar einen Sachverhalt,
in dem der Beschäftigte „nur“ Sachbezüge erhält; die Regelung sollte gleichwohl
auch in den Fällen Anwendung finden, in denen nicht ausschließlich Sachbezug ge-
währt wird, der Barbezug für den vom Arbeitnehmer zu tragenden Beitragsanteil je-
doch nicht ausreicht. In diesen Fällen muss der Arbeitgeber den Arbeitnehmerbei-
tragsanteil teilweise vorleisten.

Die Neuregelung sichert dem Arbeitgeber bei Vorliegen beitragspflichtiger Einnah-
men aus den für Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen gezahlten arbeitgeberseiti-
gen Leistungen den Anspruch auf den vom Beschäftigten zu tragenden Teil des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrags.

5.13.2 Mitteilungsverfahren
Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den entsprechenden Sozialleistungsträgern fol-
gende Mitteilungen zu übermitteln:

• Mitteilung des Nettoarbeitsentgelts,
• Mitteilung der beitragspflichtigen Brutto- und Netto-Einnahmen.

An private Krankenversicherungsunternehmen bzw. an Erziehungsgeld leistende
Stellen erfolgt keine Information. Arbeitgeber können die Mitteilungen auf den Ent-
geltbescheinigungen vornehmen.
159



5 Sozialversicherung
Im Gegenzug müssen die Sozialleistungsträger die Arbeitgeber über die Höhe der
Brutto- und Netto-Sozialleistung informieren.

5.14 Besonderheiten Geringverdiener und 
Übergangsbereich

Geringverdiener (zur Ausbildung Beschäftigte mit Arbeitsentgelt bis maximal 325 €)
zahlen generell keine eigenen Beiträge zur Sozialversicherung. Der Arbeitgeber
übernimmt für einen Geringverdiener alle Beiträge in voller Höhe. Für Geringverdie-
ner trägt der Arbeitgeber ausnahmsweise den Beitragszuschlag von 0,6 % in der
Pflegeversicherung allein.

Für Arbeitnehmer, die mit ihrem Entgelt innerhalb des Übergangsbereichs (Arbeits-
entgelt zwischen 603,01 € und 2.000,00 €) liegen, fällt der Beitrag auf das niedrigere
Entgelt im Übergangsbereich, nicht auf das eigentliche Arbeitsentgelt an.

Weitere Informationen und Rechenbeispiele in Kap. 10.
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 6 Abrechnungsbeispiel

6.1 Ablauf Brutto-/Nettoabrechnung
Die vergangenen Kapitel vermittelten grundlegende Informationen, die im Zusam-
menhang mit einer Entgeltabrechnung zu beachten sind. Dieses Kapitel zeigt nun
den praktischen Ablauf einer Brutto-/Nettoabrechnung mit den wichtigsten dazuge-
hörenden Folgeaktivitäten auf.

In der Regel entspricht der Auszahlungsbetrag am Ende des Monats nicht der Höhe
des vereinbarten Gehalts, da noch etliche Abzüge vorzunehmen sind.

Im Rahmen der Abrechnung werden verschiedene Zwischenbeträge gebildet, die als
Grundlage für die steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Abzüge dienen.

Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über die einzelnen Abläufe einer Ent-
geltabrechnung:

Abbildung 6.1: Schaubild Abrechnung
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6 Abrechnungsbeispiel
Beispiel

Der Arbeitnehmer Johann Schmitt bezieht folgende Bruttobezüge:

Herr Schmitt hat Steuerklasse III mit 2,0 Kinderfreibeträgen. Zu seiner monatli-
chen Vermögensbildung zahlt der Arbeitgeber einen Zuschuss in Höhe von 26 €.
Den Gesamtbeitrag zur Vermögensbildung in Höhe von 40 € überweist der Arbeit-
geber direkt an das Institut.

Herr Schmitt ist Vater von zwei Kindern. Ein Zuschlag in der Pflegeversicherung
ist somit nicht zu erheben. Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, werden beim Beitragsabschlag in der Pflegeversicherung berücksichtigt. Die
dafür erforderlichen Nachweise oder die elektronische Rückmeldung (siehe
Kapitel 5.6.3) wurden entsprechend vorgelegt bzw. übermittelt.

Herr Schmitt erhielt bereits am 10. des Monats einen Vorschuss von 500 €, der
mit der kommenden Abrechnung am Monatsende einbehalten wird.

Zunächst ist das Gesamtbrutto zu bilden. Es errechnet sich aus der Summe aller
Bruttobezüge und beträgt somit 3.038 €. Anschließend wird das Steuerbrutto ermit-
telt. Das Gesamtbrutto abzüglich steuerfreier Bezüge ergibt das Steuerbrutto. Da die
Reisekosten steuerfrei sind, ergibt sich ein Steuerbrutto von 3.026 € (Gehalt + Ver-
mögensbildung AG-Anteil).

Die ELStAM weisen keine Freibeträge aus. Daher ist das Steuerbrutto auch gleich-
zeitig die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der steuerrechtlichen Abzüge.

Bei einer angenommenen Steuerklasse III mit zwei Kinderfreibeträgen sowie einem
Kirchensteuersatz von 9 % und einem kassenindividuellem Zusatzbeitrag von 2,8 %
ergeben sich folgende Abzüge  (Stand Januar 2026):

Die steuerfreien Reisekosten sind auch sozialversicherungsfrei. Das Gesamtbrutto
abzüglich sozialversicherungsfreier Bezüge ergibt das Sozialversicherungsbrutto in
Höhe von 3.026 €.

Gehalt 3.000 €
AG-Anteil zur Vermögensbildung 26 €
Reisekosten steuerfrei 12 €

Steuerbrutto 3.026,00 €
Lohnsteuer 63,00 €
Kirchensteuer (9 %) 0,00 €
Solidaritätszuschlag 0,00 €
Steuerliche Abzüge gesamt 63,00 €
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6.1 Ablauf Brutto-/Nettoabrechnung
Das Sozialversicherungsbrutto unterteilt sich in ein Kranken- und ein Rentenversi-
cherungsbrutto, da die Bemessungsgrundlagen für die jeweiligen Beiträge wegen
der unterschiedlich hohen Beitragsbemessungsgrenzen in der Kranken- und Ren-
tenversicherung unterschiedlich hoch sein können.

In diesem Beispiel ist die Bemessungsgrundlage für alle Zweige der Sozialversiche-
rung einheitlich 3.026 € hoch, da das Entgelt unterhalb der jeweiligen Beitragsbe-
messungsgrenzen (KV: 5.812,50 €, RV-West: 8.450 €) liegt.

Liegt das Gehalt beispielsweise bei 6.000 €, beträgt das KV-Brutto 5.812,50 € und
das RV-Brutto 6.000 €. Bei einem Gehalt von 8.500 € betrüge das KV-Brutto
5.812,50 € und das RV-Brutto 8.450 €. Laufendes Arbeitsentgelt kann immer nur bis
zur Höhe der Beitragsbemessungsgrenzen der Sozialversicherungspflicht unterwor-
fen werden.

Beitragssätze Sozialversicherung:

Hierbei handelt es sich um die jeweils vollen Prozentsätze. Der Arbeitnehmer trägt
jedoch in der Regel nur die Hälfte der Sozialversicherungsbeiträge.

Die andere Hälfte übernimmt der Arbeitgeber. Ausnahmen von dieser Regel sind
z. B. der ab dem 01.01.2005 zu zahlende Zuschlag für Kinderlose in der Pflegever-
sicherung, der ab dem 01.07.2023 0,6 % beträgt. In diesem Beispiel wird für das
zweite Kind, das das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ein Beitragsabschlag
von 0,25 % in der Pflegeversicherung berücksichtigt. Dieser Beitragsabschlag verrin-
gert den Beitragsanteil des Arbeitnehmers, wird aber nicht beim Arbeitgeberanteil
berücksichtigt.

Krankenversicherung (inkl. Zusatzbeitrag KK 2,8 %) 17,4 %

Pflegeversicherung (ohne Beitragsabschlag 0,25 %) 3,6 %

Rentenversicherung 18,6 %

Arbeitslosenversicherung 2,6 %

Berechnung Arbeitnehmeranteile: Betrag

3.026 € x 8,7 % = KV AN-Anteil
3.026 € x 1,55 % = PV AN-Anteil (abzüglich 0,25 % 
Beitragsabschlag für das 2. Kind)
3.026 € x 9,3 % = RV AN-Anteil
3.026 € x 1,3 % = AV AN-Anteil

Summe (AN-Anteil)

263,26 €

46,90 €
281,42 €

39,34 €

630,92 €
163



6 Abrechnungsbeispiel
Hinweis
Nach § 2 Beitragsverfahrensverordnung (BVV) werden Beiträge, die der Arbeitge-
ber und der Beschäftigte je zur Hälfte tragen, durch Anwendung des halben Bei-
tragssatzes auf das Arbeitsentgelt und anschließende Verdoppelung des gerunde-
ten Ergebnisses berechnet. Auf Beiträge, die der Arbeitgeber allein trägt, kann
diese Regelung gleichlautend angewandt werden. Werden Beiträge vom Arbeitge-
ber und vom Beschäftigten nicht je zur Hälfte getragen, ergibt sich der Beitrag aus
der Summe der getrennt berechneten gerundeten Anteile. Beiträge, die vom Be-
schäftigten allein zu tragen sind, werden durch Anwendung des für diese Beiträge
geltenden Beitragssatzes oder Beitragszuschlags auf das Arbeitsentgelt berechnet.

Der Arbeitnehmeranteil beträgt 630,92 €, der Arbeitgeberanteil beträgt 638,49 € und
somit der Gesamtbeitrag 1.269,41 €. Die Berechnung des Arbeitnehmeranteils er-
folgt mit dem halben Prozentsatz der einzelnen Sozialversicherungszweige (Aus-
nahme: PV plus 0,6 % für Kinderlose, in diesem Beispiel ohne den PV-Zuschuss, da
die Elterneigenschaft nachgewiesen ist, allerdings mit einen Beitragsabschlag in
Höhe von 0,25% für das zweite Kind, da beide Kinder noch nicht das 25. Lebensjahr
vollendet haben).

Das Gesamtbrutto, vermindert um die gesamten steuer- und sozialversicherungs-
rechtlichen Abzüge, ergibt den Nettoverdienst des Arbeitnehmers.

Schließlich sind noch eventuelle Nettobezüge bzw. Nettoabzüge zu berücksichtigen.
Nettobezüge erhöhen das Netto, Nettoabzüge vermindern es.

Häufige Nettoabzüge, die in der Praxis vorkommen, sind beispielsweise Vorschüsse,
die der Arbeitgeber schon vor der Abrechnung bestimmten Arbeitnehmern netto aus-
bezahlt hat und daher im Rahmen der Abrechnung wieder einbehält. Auch die Gesam-
trate zur Vermögensbildung, die der Arbeitgeber abführt, stellt einen Nettoabzug dar.

Als weitere Beispiele für Nettoabzüge sind zu nennen:

• Darlehensrückzahlungen,
• Pfändungsabzüge,
• Gesamtbeiträge für freiwillige Krankenversicherungen,
• Wareneinkäufe.

Im Beispielsfall handelt es sich um 500 € Vorschuss und 40 € Gesamtrate für vermö-
genswirksame Leistungen (VL).

Berechnung Arbeitgeberanteile: Betrag

3.026 € x 8,7 % = KV AN-Anteil
3.026 € x 1,8 % = PV AN-Anteil
3.026 € x 9,3 % = RV AN-Anteil
3.026 € x 1,3 % = AV AN-Anteil

Summe (AN-Anteil)

263,26 €
54,47 €

281,42 €
39,34 €

638,49 €
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6.1 Ablauf Brutto-/Nettoabrechnung
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Ein typischer Nettobezug ist z. B. der Arbeitgeberzuschuss für einen privat kranken-
versicherten Arbeitnehmer.

Name Eintritt St.-
kl.

Kind.-
freib.

Konf. BGRS Freibetrag 
mtl./jährl.

KV RV AV PV

Schmitt Johann 01.01.02 3 2 ev 1 1 1 1

Bruttobezüge Std./ Tag Faktor St*) SV*) Zuschl. 
in %

Brutto-
betrag

Gehalt L L 3.000,00 €
AG-Anteil VL L L 26,00 €
steuerfreie 
Reisekosten

F F 12,00 €

Gesamtbrutto

3.038,00 €

St. 
Tg.

Steuer- 
brutto

LSt Ki-St **) SolZ steuer-
liche 
Abzüge

30 3.026,00 € 43,33 € 0,00 € 0,00 € 43,33 €

SV 
Tg.

KV/PV 
Brutto

RV/AV 
Brutto

KV- 
Beitr.

PV- 
Beitr.

RV- 
Beitr.

AV- 
Beitr.

SV-recht-
liche Ab-
züge

30 3.026,00 € 3.026,00 € 263,26 € 46,90 € 281,42 € 39,34 € 630,92 €

Gesetzliche Abzüge insgesamt

674,25 €

Nettoverdienst

2.363,75 €

Nettobe- und -abzüge

Vorschuss – 500,00 €
VL-Gesamtrate – 40,00 €

Überweisung

1.823,75 €

*) L = Laufender Bezug, F = Frei
**) Es wurde ein Kirchensteuersatz von 9 % angenommen.



6 Abrechnungsbeispiel
6.2 Folgeaktivitäten
Der Gesetzgeber verpflichtet den Arbeitgeber nicht nur zur Durchführung der eigent-
lichen Abrechnungen, sondern darüber hinaus auch zur Erfüllung verschiedener Auf-
zeichnungs- und Meldepflichten.

6.2.1 Aufzeichnungspflichten
Zu den wichtigsten Aufzeichnungspflichten zählen Lohnkonten, Lohnjournale und
Buchungsbelege für die Finanzbuchhaltung.

6.2.1.1 Lohnkonto
Für jeden Arbeitnehmer und jedes Kalenderjahr ist ein Lohnkonto zu führen (§ 41
Abs. 1 EStG). Zu Beginn des Kalenderjahres sind die Lohnkonten stets neu anzule-
gen. Im Lohnkontenkopf müssen die steuer- und sozialversicherungsrechtlichen
Merkmale hinterlegt werden.

Gesetzliche Vorschriften schreiben bestimmte Eintragungen im Lohnkonto vor. Im
allgemeinen Bereich des Lohnkontos stehen die steuer- und sozialversicherungs-
rechtlichen Merkmale (Steuerklasse, Kinderfreibeträge usw.). Außerdem sind die
monatlichen Abrechnungswerte, ausgehend vom Gesamtbrutto über die gesetzli-
chen Abzüge bis hin zum Auszahlungsbetrag, im Lohnkonto zu dokumentieren.

Bei Austritt eines Arbeitnehmers und am Jahresende wird das Lohnkonto abge-
schlossen. Es bildet die Grundlage für die Lohnsteuerbescheinigung. Das Lohnkonto
muss bis zum Ablauf des sechsten Kalenderjahres, welches auf das Austrittsjahr
folgt, aufbewahrt werden.

Selbstverständlich werden in der Praxis die Lohnkonten automatisch durch die Soft-
wareprogramme beim Neueintritt eines Arbeitnehmers aus den hinterlegten Stamm-
daten angelegt und monatlich weitergeführt. Dies gilt grundsätzlich auch für die an-
deren im Folgenden noch aufgeführten Ausweispflichten.

6.2.1.2 Lohnjournal
Das Lohnjournal beinhaltet die Arbeitsentgelte aller Mitarbeiter des Abrechnungsmo-
nats, ausgehend vom Gesamtbrutto über die gesetzlichen Abzüge bis hin zum Aus-
zahlungsbetrag. Das Lohnjournal wird jeden Monat abgeschlossen und dient als
Grundlage für Lohnsteueranmeldungen und Beitragsnachweise.

6.2.1.3 Buchungsbeleg
Die Finanzbuchhaltung ist ein zentrales Element des betrieblichen Rechnungswe-
sens. Sie dient zur Aufzeichnung aller Geschäftsvorfälle. Am Jahresende wird daraus
mithilfe der Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) der Unternehmenserfolg ermittelt.
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6.2 Folgeaktivitäten
Die Lohnbuchhaltung stellt eine Nebenbuchhaltung der Finanzbuchhaltung dar. In-
nerhalb der Entgeltabrechnung fallen Bruttogehälter, gesetzliche Abzüge, Nettover-
dienste und Überweisungsbeträge an.

Diese Daten werden der Finanzbuchhaltung und der Kostenrechnung weitergereicht.
Die Finanzbuchhaltung benötigt keine einzelnen Lohn- und Gehaltsbestandteile pro
Mitarbeiter, sondern Zusammenfassungen nach den Kriterien des im Unternehmen
eingesetzten Kontenplans.

In der Praxis dient der sogenannte Buchungsbeleg als Verbuchungsgrundlage der
Lohndaten. Er enthält verdichtete Zahlen der Abrechnungsergebnisse. Jede Lohnart
(Gehälter, Ausbildungsvergütungen, Fahrgeld, VL usw.) wird einem bestimmten
Konto der Finanzbuchhaltung entsprechend dem gültigen Kontenplan zugeordnet.

Die Kontonummern erhalten eine Bezeichnung, z. B. Konto 4100 = „Löhne und Ge-
hälter“. Über die Lohnartenwerte erfolgt die Zuordnung der Aufwendungen und Ver-
bindlichkeiten zu den einzelnen Konten. So werden beispielsweise die Lohnarten
„Gehalt“, „Überstundenvergütung“ und „Fahrgeld“ dem Konto 4100 zugewiesen. Der
Buchungsbeleg listet die Beträge von allen Mitarbeitern, die diese Lohnarten bezie-
hen, in einer Summe auf dem Konto 4100 (Lohn- und Gehaltsaufwendungen) auf.

Da die Lohn- und Gehaltsabrechnungen üblicherweise maschinell durchgeführt wer-
den, gehört der Buchungsbeleg zu den Standardauswertungen des Abrechnungs-
programms.

6.2.2 Mitteilungspflichten
In erster Linie sind Mitteilungspflichten gegenüber den Finanzämtern und den Kran-
kenkassen zu erfüllen.

6.2.2.1 Lohnsteueranmeldung
Der Arbeitgeber ist gesetzlich verpflichtet, die einbehaltene oder pauschalierte Lohn-
und Kirchensteuer sowie den Solidaritätszuschlag auf einem amtlichen Vordruck bei
dem Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Betriebsstätte befindet, anzumelden und
fristgerecht abzuführen. Dies erfolgt mithilfe des amtlichen Lohnsteueranmeldungs-
formulars, wobei die elektronische Durchführung der Lohnsteueranmeldungen
vorgeschrieben ist.

Für jede Betriebsstätte ist eine einheitliche Lohnsteueranmeldung abzugeben. Die
Lohnsteuer darf nicht getrennt nach bestimmten Arbeitnehmergruppen, Abteilungen
usw. ausgewiesen werden. Die pauschale Lohnsteuer und die pauschale Kirchen-
steuer sind extra zu bescheinigen. Der pauschale Solidaritätszuschlag wird nicht ex-
tra bescheinigt.

In der lohnsteuerlichen Betriebsstätte findet die Ermittlung der Lohnabrechnungen
und die Berechnung damit verbundener Abzüge statt. Außerdem werden dort die Ar-
beitspapiere aufbewahrt. In der Regel ist dies der Ort, an dem sich der Hauptsitz der
Firma befindet. So kann beispielsweise ein Steuerberatungsbüro, das im Auftrag des
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6 Abrechnungsbeispiel
Unternehmens die Entgeltabrechnungen vornimmt, nicht als steuerliche Betriebs-
stätte gelten.xxx
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6.2 Folgeaktivitäten
Hinweise für den Arbeitgeber 
Datenübermittlung oder Steueranmeldung auf Papier? 

Sie nach kostenloser Registrierung auf der Internetseite www.elster.de. Bitte beachten Sie, dass die Registrierung bis zu zwei Wochen dauern 
kann. Unter www.elster.de/elsterweb/softwareprodukt 
zur Vermeidung von unbilligen Härten auf eine elektronische Übermittlung verzichten; in diesem Fall haben Sie oder eine zu Ihrer Vertretung 

Abführung der Steuerabzugsbeträge 

2. Tragen Sie bitte die Summe der einzubehaltenden Steuerabzugsbeträge (§§ 39b und 39c EStG) in Zeile 18 ein. Die Summe der mit festen oder 

Abs. 1 Nr. 1 und § 8a SGB IV. In Zeile 20 tragen Sie bitte gesondert die pauschale Lohnsteuer nach § 37b EStG ein. Vergessen Sie bitte nicht, 
auf dem Zahlungsabschnitt die Steuernummer, den Zeitraum, in dem die Beträge einbehalten worden sind, und je gesondert den Gesamtbetrag 
der Lohnsteuer, des Solidaritätszuschlags zur Lohnsteuer und der Kirchensteuer anzugeben oder durch Ihre Bank oder Sparkasse angeben 
zu lassen. 

Sollten Sie mehr Lohnsteuer erstatten, als Sie einzubehalten haben (z. B. wegen einer Neuberechnung der Lohnsteuer für bereits abgelaufene 
Lohnzahlungszeiträume desselben Kalenderjahres), kennzeichnen Sie bitte den Betrag mit einem deutlichen Minuszeichen. Der Erstattungsantrag
ist durch Übermittlung oder Abgabe der Anmeldung gestellt. 

Reichen die Ihnen zur Verfügung stehenden Mittel zur Zahlung des vollen vereinbarten Arbeitslohns nicht aus, so ist die Lohnsteuer von dem 
tatsächlich zur Auszahlung gelangenden niedrigeren Betrag zu berechnen und einzubehalten. 

3. 

Dieser Betrag ist in Zeile 21 einzutragen. 

4. Arbeitgeber dürfen vom Gesamtbetrag der einzubehaltenden Lohnsteuer für jeden Arbeitnehmer mit einem ersten Dienstverhältnis einen 
Teilbetrag des Arbeitgeberbeitrags zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (BAV-Förderbetrag) entnehmen und gesondert absetzen 
(§ 100 EStG). Dieser Betrag ist in Zeile 22 einzutragen. Zusätzlich ist die Zahl der Arbeitnehmer mit BAV-Förderbetrag in Zeile 16 einzutragen. 
Werden die Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung an den Arbeitgeber zurückgezahlt, ist der auf den Rückzahlungsbetrag entfallende 
BAV-Förderbetrag zurückzuzahlen. Ist der zurückzuzahlende BAV-Förderbetrag höher als der im Lohnzahlungszeitraum der Rückzahlung von 
der Lohnsteuer abzusetzende BAV-Förderbetrag, ist der „negative BAV-Förderbetrag“ durch ein vorangestelltes Minuszeichen zu kennzeichnen. 

5. Haben Sie in den Fällen der Einkommensteuer- und Lohnsteuerpauschalierung nach den §§ 37a, 37b, 40 bis 40b EStG die Kirchensteuer 
im vereinfachten Verfahren mit einem ermäßigten Steuersatz ermittelt, tragen Sie bitte diese (pauschale) Kirchensteuer in einer Summe in 
Zeile 25 ein. Die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer auf die steuererhebenden Religionsgemeinschaften wird von der Finanzverwaltung 
übernommen. 

6. Abführungszeitpunkt ist 
a) spätestens der zehnte Tag nach Ablauf eines jeden Kalendermonats, wenn die abzuführende Lohnsteuer für das vorangegangene 

Kalenderjahr mehr als 5.000 € betragen hat, 
b) spätestens der zehnte Tag nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres, wenn die abzuführende Lohnsteuer für das vorangegangene 

Kalenderjahr mehr als 1.080 €, aber nicht mehr als 5.000 € betragen hat, 
c) spätestens der zehnte Tag nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres, wenn die abzuführende Lohnsteuer für das vorangegangene 

Kalenderjahr nicht mehr als 1.080 € betragen hat. 
Hat Ihr Betrieb nicht während des ganzen vorangegangenen Kalenderjahres bestanden, so ist die für das vorangegangene Kalenderjahr 
abzuführende Lohnsteuer für die Feststellung des Lohnsteuer-Anmeldungszeitraums auf einen Jahresbetrag umzurechnen. 
Hat Ihr Betrieb im vorangegangenen Kalenderjahr noch nicht bestanden, so ist die auf einen Jahresbetrag umgerechnete, für den ersten vollen 

7. Im Falle nicht rechtzeitiger Abführung der Steuerabzugsbeträge ist ein Säumniszuschlag zu entrichten. Der Säumniszuschlag beträgt 1 % des 
auf 50 € abgerundeten rückständigen Steuerbetrages (ohne Kirchensteuer) für jeden angefangenen Monat der Säumnis. 

8. Verbleibende Beträge von insgesamt weniger als 1 € werden weder erhoben noch erstattet, weil dadurch unverhältnismäßige Kosten entstehen. 

Anmeldung der Steuerabzugsbeträge 
9. Übermitteln oder übersenden Sie bitte unabhängig davon, ob Sie Lohnsteuer einzubehalten hatten oder ob die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge 

an das Finanzamt abgeführt worden sind, dem Finanzamt der Betriebsstätte spätestens bis zum Abführungszeitpunkt (siehe oben Nummer 6) 
eine Lohnsteuer-Anmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz oder Vordruck. 

10. Verspätungszuschlag festsetzen. 

11. Um Rückfragen des Finanzamts zu vermeiden, geben Sie bitte in Zeile 15 stets die Zahl der Arbeitnehmer – einschließlich Aushilfs- und 
Teilzeitkräfte, zu denen auch die an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See gemeldeten geringfügig Beschäftigten i.S.d. 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 und § 8a SGB IV gehören – an. 

12. Wenn über die Angaben in der Steueranmeldung hinaus weitere oder abweichende Angaben oder Sachverhalte berücksichtigt werden 
sollen, tragen Sie bitte in Zeile 37 eine "1" ein. Gleiches gilt, wenn bei den in der Steueranmeldung erfassten Angaben bewusst eine von 

gesonderten Anlage zu machen, welche mit der Überschrift „Ergänzende Angaben zur Steueranmeldung“ zu kennzeichnen ist. Angaben zu 
Änderungen der persönlichen Daten (z. B. Bankverbindung) sind nicht hier einzutragen, sondern dem Finanzamt gesondert mitzuteilen. 

Berichtigung von Lohnsteuer-Anmeldungen 

13. 
Anmeldungszeitraum eine berichtigte Lohnsteuer-Anmeldung zu übermitteln oder einzureichen. Dabei sind Eintragungen auch in den Zeilen 

Berichtigung mehrerer Anmeldungszeiträume sind jeweils gesonderte berichtigte Lohnsteuer-Anmeldungen einzureichen.Den Berichtigungsgrund 
teilen Sie bitte Ihrem Finanzamt gesondert mit. 
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6 Abrechnungsbeispiel
Abbildung 6.2: Lohnsteueranmeldung 2026
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6.2 Folgeaktivitäten
6.2.2.2 Lohnsteueranmeldezeitraum
Es gibt drei verschiedene Lohnsteueranmeldungszeiträume:

• monatlich, wenn die abzuführende Lohnsteuer im Vorjahr höher als 5.000 € war,
• vierteljährlich, wenn die abzuführende Lohnsteuer im Vorjahr zwar nicht höher

als 5.000 €, aber höher als 1.080 € war,
• kalenderjährlich, wenn die abzuführende Lohnsteuer im Vorjahr nicht höher als

1.080 € war.

Hat die Firma im Vorjahr noch nicht existiert, wird die Lohnsteuer, die für den ersten
vollen Kalendermonat abgeführt wurde, auf einen Jahresbetrag umgerechnet, der
über den zukünftigen Anmeldungszeitraum entscheidet. Maßgebend für den Lohn-
steueranmeldungszeitraum ist der Zeitpunkt der Einbehaltung der Lohnsteuer.

Beispiel

Die Lohnabrechnung für August erfolgt am letzten Werktag im August. Da die Ein-
behaltung noch im August stattfindet, muss die Anmeldung bis zum 10.09. vorge-
nommen werden.

Die Firma zahlt am 25.01. Vorschüsse, wobei die eigentliche Abrechnung Anfang
Februar erfolgt. Da die Lohnsteuer im Februar einbehalten wird, ist die Lohnsteuer
erst bis zum 10.03. anzumelden.

6.2.2.3 Frist für die Abgabe der Lohnsteueranmeldung
Die Lohnsteueranmeldung muss am 10. Tag nach Ablauf des Lohnsteueranmel-
dungszeitraums beim Betriebsstättenfinanzamt eingehen. Wenn der zehnte Tag auf
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag fällt, gilt der nächste Arbeitstag.

Wichtig

Abgabefrist für die Lohnsteueranmeldung ist der 10. Tag nach Ablauf des Lohn-
steueranmeldezeitraums.

6.2.2.4 Folgen verspäteter Anmeldung der Lohnsteuer
Bei verspäteter Abgabe der Lohnsteueranmeldung kann das Finanzamt einen Ver-
spätungszuschlag erheben. Dieser beträgt max. 25.000 € (§ 152 AO).

6.2.2.5 Folgen verspäteter Abführung der Lohnsteuer
Der Arbeitgeber hat die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge bis zum 10. des Folge-
monats zu zahlen.

Bei verspäteter Abführung der Lohnsteuer sind Säumniszuschläge zu entrichten. Der
Säumniszuschlag beträgt für jeden angefangenen Monat der Verspätung 1 % des
rückständigen, auf 50 € nach unten abgerundeten Steuerbetrags. Allerdings wird der
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6 Abrechnungsbeispiel
Säumniszuschlag gemäß § 240 Abs. 3 AO bei einer Säumnis von bis zu drei Tagen
nicht erhoben.

Wichtig

Säumniszuschläge 1 % des rückständigen Steuerbetrags.

6.2.3 Sozialversicherung
6.2.3.1 Fälligkeit der Beiträge
Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist spätestens am drittletzten Bankarbeitstag
eines Monats fällig.

Durch das Vorziehen der Fälligkeit auf einen Tag, an dem der Monat noch nicht ab-
geschlossen ist, sind die Beiträge auf der Basis einer sogenannten voraussichtli-
chen Beitragsschuld zu zahlen.

Vorsicht

Der 31.10.2026 ist kein bundeseinheitlicher Feiertag (Reformationstag). Der Re-
formationstag im Jahr 2017 war einmalig ein bundeseinheitlicher Feiertag. Einige
Bundesländer haben im Jahr 2018 den Reformationstag als gesetzlichen Feiertag
dauerhaft eingeführt (Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein).

Beitragsnachweise SV-Beiträge

26.01.2026 28.01.2026

23.02.2026 25.02.2026

25.03.2026 27.03.2026

24.04.2026 28.04.2026

22.05.2026 27.05.2026

24.06.2026 26.06.2026

27.07.2026 29.07.2026

25.08.2026 27.08.2026

24.09.2026 28.09.2026

26.10.2026
26.10.2026 (wenn 31.10. Feiertag)

28.10.2026
28.10.2026 (wenn 31.10. Feiertag)

24.11.2026 26.11.2026

22.12.2026 28.12.2026

Tabelle 6.1: Fälligkeit SV-Beiträge 2026
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6.2 Folgeaktivitäten
Entscheidend für die Berücksichtigung der Feiertage ist der Sitz der Krankenkasse
(Hauptniederlassung).

6.2.3.2 Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld
Die Arbeitgeber haben die voraussichtliche Beitragsschuld möglichst genau zu ermit-
teln. Dabei kann z. B. vom Beitragssoll des letzten Monats ausgegangen werden,
wobei aber auch andere Schätzmethoden zulässig sind. Das gewählte Schätzverfah-
ren ist auf jeden Fall zu dokumentieren. Eine einmalige Dokumentation zu Beginn
reicht aus.

Zusätzlich sind

• Änderungen bei der Beschäftigtenzahl,
• die voraussichtlich in diesem Monat anfallenden Arbeitsstunden,
• Änderungen der Beitragssätze,
• Erhöhungen der Beitragsbemessungsgrenzen und
• eventuelle Lohnanpassungen

zu berücksichtigen.

Die voraussichtliche Beitragsschuld bezieht alle am Tag der Berechnung vorhande-
nen Informationen zur Bestimmung des Beitragssolls ein. Die Abweichung vom bis-
herigen Verfahren besteht darin, dass am Tag der Festlegung der voraussichtlichen
Beitragsschuld noch nicht alle Faktoren des abzurechnenden Monats bekannt sind.

Wichtig

Die voraussichtliche Beitragsschuld ist zu schätzen.

So können z. B. zusätzlich anfallende und bei der Ermittlung der voraussichtlichen
Beitragsschuld noch nicht bekannte Überstunden dazu führen, dass ein Restbetrag
im nächsten Monat mit abzurechnen ist.

Eine fristlose Kündigung eines Beschäftigten nach der Schätzung, aber noch vor
dem Monatsende führt dagegen beispielsweise zu einer Überzahlung, wobei der
Ausgleich dann im nächsten Monat erfolgt.

Überzahlungen oder Nachzahlungen, die sich erst im Rahmen der letztendlichen Ab-
rechnung ergeben können, führen nicht zu Korrekturen der bereits vorher auf
Schätzbasis abgegebenen Beitragsnachweise. Sie werden vielmehr immer mit dem
nächsten abzugebenden Beitragsnachweis verrechnet.

Wichtig

Seit dem 01.01.2017 können die Beiträge auch auf Grundlage des Vormonats an-
gesetzt werden.
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6 Abrechnungsbeispiel
Seit dem 01.01.2017 können Arbeitgeber zwischen dem Schätzverfahren wählen
oder für die Vorabberechnung, Meldung und Zahlung der Beiträge bei sog. nach-
schüssiger Entgeltabrechnung die Werte des Vormonats ansetzen. Mit dem zweiten
Bürokratieentlastungsgesetz wird der § 23 SGB IV dahingehend geändert. Somit
kann die Schätzung entfallen. Der Arbeitgeber kann zwischen dem bisherigen
Schätzverfahren und der Neuregelung wählen. Beiträge aus Einmalzahlungen sind
im Monat der Zahlung zu berücksichtigen, dabei darf der Vormonatswert nicht ohne
Berücksichtigung der Einmalzahlung angesetzt werden.

6.2.3.3 Dokumentation der Parameter
Die geschätzte voraussichtliche Beitragsschuld ist vor allem für eine Betriebsprüfung
nachvollziehbar zu dokumentieren. Das gemeinsame Rundschreiben der Spitzen-
verbände vom 12.08.2005 bestimmt, dass die Krankenkassenlisten entsprechend
um die Parameter, die zur voraussichtlichen Beitragsschuld führten, zu ergänzen
sind.

Wurde die voraussichtliche Beitragsschuld zu niedrig festgelegt, ohne dass dies
durch entsprechende Nachweise dokumentiert wurde und somit begründbar ist, wer-
den von den Rentenversicherungsträgern Säumniszuschläge erhoben. Es gibt keine
veröffentlichte Toleranzgrenze.

Bei Zahlung gleichbleibender Arbeitsentgelte wird die Höhe der Beitragsschuld mit
hoher Wahrscheinlichkeit und nachhaltiger Sicherheit bestimmt werden können, so
dass in diesen Fällen in der Regel die voraussichtliche Beitragsschuld gleichzeitig
die endgültige Beitragsschuld ist.

6.2.3.4 Variable Entgeltbestandteile
Bei der Ermittlung der vorläufigen Beitragsschuld sind grundsätzlich auch variable
Entgeltbestandteile zu berücksichtigen. Sofern variable Entgeltbestandteile zeitver-
setzt gezahlt werden und dem Arbeitgeber eine Berücksichtigung dieser Arbeitsent-
gelte bei der Beitragsberechnung für den Entgeltabrechnungszeitraum, in dem sie
erzielt wurden, nicht möglich ist, können die variablen Arbeitsentgeltbestandteile zur
Beitragsberechnung dem Arbeitsentgelt des nächsten oder übernächsten Entgeltab-
rechnungszeitraums hinzugerechnet werden.

6.2.3.5 Einmalbezüge
Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ist für die Entrichtung der Beiträge grundsätzlich
dem Entgeltzahlungszeitraum zuzuordnen, in dem es ausgezahlt wird.

Unter dem Gesichtspunkt der Beitragsfälligkeit in Höhe der voraussichtlichen Bei-
tragsschuld nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV kann die Fälligkeit der Beiträge aus ein-
malig gezahltem Arbeitsentgelt allerdings nicht allein am bloßen Vorgang der Aus-
zahlung im Sinne von § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV festgemacht werden.
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6.2 Folgeaktivitäten
Vielmehr hat der Arbeitgeber bei der Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld
für den Beitragsmonat festzustellen, ob die Einmalzahlung mit hinreichender Sicher-
heit in diesem Beitragsmonat ausgezahlt wird.

Dieser Tatbestand wird dem Arbeitgeber zu dem Zeitpunkt, an dem er die Beitrags-
abrechnung durchzuführen hat, in aller Regel bekannt sein. Deshalb werden die Bei-
träge aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt im Rahmen der Regelungen über die
Höhe der voraussichtlichen Beitragsschuld in dem Monat fällig, in dem das einmalig
gezahlte Arbeitsentgelt ausgezahlt werden soll.

Dies gilt auch dann, wenn die Einmalzahlung zwar noch in dem laufenden Monat,
aber erst nach dem für diesen Monat geltenden Fälligkeitstermin ausgezahlt wird.

Beispiel 1

Abrechnungsmonat Juli

Es liegen keine Anhaltspunkte für die Nichtzahlung des Urlaubsgeldes vor.

Lösung:

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld für Juli sind auch die Bei-
träge zu berücksichtigen, die auf das Urlaubsgeld entfallen würden. 

Beispiel 2

Abrechnungsmonat Juli

Es liegen keine Anhaltspunkte für die Nichtzahlung des Urlaubsgeldes vor.

Lösung:

Bei der Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld für Juli sind die Beiträge,
die auf das Urlaubsgeld entfallen würden, ebenfalls zu berücksichtigen, weil es im
Juli tatsächlich ausgezahlt wird.

• Entgeltzahlung inkl. Zahlung eines Urlaubsgeldes am: 26.07.

• Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbetrags im Juli: 27.07.

• Zeitpunkt, an dem der Arbeitgeber die voraussichtl. Höhe
der Beitragsschuld feststellt:

25.07.

• Entgeltzahlung einschließlich Urlaubsgeld am: 30.07.

• Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbetrags im Juli: 27.07.

• Zeitpunkt, an dem der Arbeitgeber die voraussichtl. Höhe
der Beitragsschuld feststellt:

25.07.
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6 Abrechnungsbeispiel
6.2.3.6 Beitragsnachweis
Der Beitragsnachweis zeigt die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld an. In den
Folgemonaten besteht das Beitragssoll

• aus der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld des aktuellen Monats
• und einem eventuell verbleibenden Restbeitrag des Vormonats.

In dem Fall, dass die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld zu hoch ermittelt
wurde, wird eine Verrechnung durchgeführt.

Wegen des Restbeitrags nach Ermittlung der endgültigen Beitragsschuld wird kein
Korrekturbeitragsnachweis für den Vormonat erstellt, aus dem der Restbeitrag dem
Grunde nach herrührt.

Die abzuführenden Beiträge müssen den gesetzlichen Krankenkassen durch elek-
tronisch übermittelte Beitragsnachweise (amtliche Formulare) mitgeteilt werden.
Falls sich die Beiträge nicht ändern, kann auch einmalig ein als Dauerbeitragsnach-
weis ausgefüllter Beitragsnachweis abgegeben werden.

6.2.3.7 Rechtzeitige Einreichung
Der Beitragsnachweis muss nach § 28f Abs. 3 Satz 1 SGB IV am fünftletzten Ban-
karbeitstag bei der Einzugsstelle vorliegen.

Findet die rechtzeitige Übermittlung nicht statt, wird die Einzugsstelle ihrerseits die
vorläufige Beitragsschuld schätzen (§ 28f Abs. 3 Satz 4 SGB IV).

Wichtig

Beitragsnachweis muss am fünftletzten Bankarbeitstag bei der Einzugsstelle vor-
liegen.

6.2.3.8 Änderungen von Beitragsfaktoren
Die Fälligkeit des Restbeitrags im Folgemonat der Arbeitsleistung wirkt sich nicht auf
die Grundlagen der Beitragsberechnung aus. Änderungen der Beitragsfaktoren für
den Folgemonat (z. B. Beitragssätze, BBG), in dem der Restbeitrag fällig wird, blei-
ben in diesem unberücksichtigt. Für die Beitragsberechnung gelten die Beitragsfak-
toren des Abrechnungszeitraums, unabhängig von der Zuordnung im Beitragsnach-
weis.

6.2.3.9 Krankenkassenwechsel
Werden an eine Einzugsstelle nur die Gesamtsozialversicherungsbeiträge für einen
Arbeitnehmer gezahlt und scheidet dieser Arbeitnehmer aus dem Beschäftigungs-
verhältnis aus, ist in Fällen, in denen das endgültige Beitragssoll nicht abgerechnet
werden konnte, für den Monat nach dem Ausscheiden aus dem Beschäftigungsver-
hältnis ein Beitragsnachweis mit der Restschuld/Differenz abzugeben (sogenannter
„nachgehender Beitragsnachweis“).
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6.2 Folgeaktivitäten
Gleiches gilt, wenn ein Arbeitnehmer die Krankenkasse wechselt und für diese Ein-
zugsstelle nach dem vollzogenen Krankenkassenwechsel keine Beiträge mehr abzu-
führen wären.

Beispiel

Arbeitnehmer A ist bei Arbeitgeber B beschäftigt. Er gehört als einziger Arbeitneh-
mer der BKK „Gesund+“ an. Arbeitgeber B hat 70 Beschäftigte und rechnet mit
acht unterschiedlichen Krankenkassen ab. Am 30.06. scheidet der Arbeitnehmer
A aus. Da Arbeitnehmer A leistungsabhängige Vergütungsbestandteile erhält,
können die Beiträge für Juni zum Fälligkeitstag nur in Form der voraussichtlichen
Beitragsschuld nachgewiesen und gezahlt werden.

Lösung:

Obwohl Arbeitnehmer A zum 30.06. aus dem Beschäftigungsverhältnis ausge-
schieden ist und weitere Arbeitnehmer des Betriebs bei dieser Krankenkasse
nicht versichert sind, muss für die Krankenkasse BKK „Gesund+“ für den Monat
Juli noch ein Beitragsnachweis mit dem Restbeitrag für den Monat Juni einge-
reicht werden. Die hiernach zu zahlenden Beiträge sind am drittletzten Bankar-
beitstag im Juli fällig.

Ein Korrekturbeitragsnachweis für den Monat Juni wird nicht erstellt. In der Abmel-
dung nach der DEÜV ist als Ende der Beschäftigung der 30.06. anzugeben. Bei
der Angabe des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts fließt der volle Betrag des Ar-
beitsentgelts ein.

6.2.3.10 Pauschalbeiträge bei geringfügig entlohnten 
Beschäftigten

Für die zur Krankenversicherung und/oder zur Rentenversicherung für versiche-
rungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigte zu entrichtenden Pauschalbeiträge gilt
die Fälligkeitsregelung des § 23 Abs. 1 SGB IV. Soweit die Pauschalbeiträge im
Rahmen des Haushaltsscheckverfahrens zu zahlen sind, sieht § 23 Abs. 2a SGB IV
eine besondere Fälligkeitsregelung vor. Danach sind die Beiträge für das in den Mo-
naten Januar bis Juni erzielte Arbeitsentgelt am 31.07. des laufenden Jahres und für
das in den Monaten Juli bis Dezember erzielte Arbeitsentgelt am 31.01. des folgen-
den Jahres fällig.

6.2.3.11 Fälligkeit für die Umlagen U1 und U2
Die Fälligkeitsregelung nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV – einschließlich der Über-
gangsregelung des § 119 Abs. 2 SGB IV – ist auch für die Umlagen U1 und U2 maß-
gebend.

Wichtig

Die Fälligkeit für die Umlage entspricht dem Beitragsnachweis.
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6 Abrechnungsbeispiel
6.2.3.12 Beiträge für freiwillig versicherte Arbeitnehmer
Für freiwillig Versicherte, für die der Arbeitgeber die Beiträge abführt, gelten grund-
sätzlich die Fälligkeitsvorschriften. Es sei denn, die Satzung der Krankenkasse be-
stimmt etwas anderes. Für Selbstzahler gilt die Beitragsfälligkeit zum 15. des Folge-
monats. Der GKV-Spitzenverband hat die einheitlichen Grundsätze zur
Beitragsbemessung freiwilliger Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung
weiterer Mitgliedergruppen sowie zur Zahlung und Fälligkeit der von Mitgliedern
selbst zu entrichtender Beiträge die sog. Beitragsverfahrensgrundsätze für Selbst-
zahler in der Fassung vom 27.10.2008 zuletzt am 28.11.2018 geändert.

Hinweis

Abweichende Fälligkeit bei Selbstzahlern.

6.2.3.13 Besprechungsergebnis der Spitzenverbände zur 
Fälligkeit der Gesamtsozialversicherungsbeiträge

Mit einem Besprechungsergebnis vom 23.11.2016 wurde durch die Spitzenverbände
der Sozialversicherung erneut Stellung zur Fälligkeit des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrags genommen. Wichtige Punkte in diesem Besprechungsergebnis sind
u. a.:

• Die Fälligkeitsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV kennt innerhalb eines Ka-
lendermonats nur einen Fälligkeitstag. Danach sind die Beiträge der versiche-
rungspflichtigen Arbeitnehmer zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung, die nach dem Arbeitsentgelt bemessen werden und als
Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu zahlen sind, spätestens am drittletzten
Bankarbeitstag des Monats, in dem die Beschäftigung, mit der das Arbeitsentgelt
erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt, fällig.

• Die voraussichtliche Höhe der Beitragsschuld ist so zu bemessen, dass der Rest-
beitrag, der erst im Folgemonat fällig wird, so gering wie möglich bleibt. Dies wird
dadurch erreicht, dass das Beitragssoll entweder in Form einer Fiktivberechnung
auf der Grundlage des absehbaren Entgeltanspruchs jedes Arbeitnehmers im
laufenden Monat oder auf der Grundlage des letzten Entgeltabrechnungszeit-
raums unter Berücksichtigung der eingetretenen Änderungen in der Form des
Hinzutritts oder Austritts von Beschäftigten, der Arbeitstage bzw. Arbeitsstunden
sowie der einschlägigen Entgeltermittlungsgrundlagen ermittelt wird.

• Nach § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB IV kann der Arbeitgeber abweichend von der Re-
gelung zur Bestimmung der voraussichtlichen Höhe der Beitragsschuld nach § 23
Abs. 1 Satz 2 SGB IV den Gesamtsozialversicherungsbeitrag zum Fälligkeitstag
in Höhe des Vormonatssolls der Echtabrechnung zahlen. Die Anwendung der
Vereinfachungsregelung ist nicht mehr davon abhängig, dass regelmäßig Ände-
rungen der Beitragsberechnung durch Mitarbeiterwechsel oder die Zahlung varia-
bler Entgeltbestandteile zu berücksichtigen sind.
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6.3 Entgeltbescheinigung für den Arbeitnehmer
• Die Vereinfachungsregelung findet aufgrund des ausdrücklichen Hinweises des
Gesetzgebers in der Gesetzesbegründung (vgl. Gesetzentwurf eines Zweiten Bü-
rokratieentlastungsgesetzes in Bundesrats-Drucksache 437/16, Begründung zu
Artikel 7) auf einmalig gezahltes Arbeitsentgelt keine Anwendung. Beiträge, die
im Vormonat auf Einmalzahlungen entfallen sind, werden für die Ermittlung der
Beitragsschuld des laufenden Monats in entsprechender Höhe von der Beitrags-
schuld des Vormonats abgezogen. Damit wird der Intention der Vereinfachungs-
regelung Rechnung getragen, Beiträge aus laufendem Arbeitsentgelt auf Vormo-
natsbasis entsprechend der Echtabrechnung zu zahlen, ohne dass dabei die
Beiträge aus Einmalzahlungen aus dem Vormonat das Beitragssoll zu Lasten
des Arbeitgebers erhöhen. Ist in dem Monat, für den die Beiträge nach der Ech-
tabrechnung des Vormonats gezahlt werden sollen, wiederum eine Einmalzah-
lung zu berücksichtigen, sind die darauf entfallenden Beiträge in voraussichtlicher
Höhe der Beitragsschuld dem auf das laufende Arbeitsentgelt des Vormonats
(Echtabrechnung) entfallenden Beitragssoll hinzuzurechnen; insoweit können die
Beiträge aus Einmalzahlungen nach § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV nicht unberück-
sichtigt bleiben.

• Unter Berücksichtigung der Vereinfachungsregelung des § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB
IV entspricht das Beitragssoll des laufenden Monats dem Beitragssoll aus der
Echtabrechnung des Vormonats, soweit es auf Grundlage des laufenden Arbeits-
entgelts ermittelt wurde. Dazu kommt das Beitragssoll in voraussichtlicher Höhe
aus einer ggf. zu berücksichtigenden Einmalzahlung des laufenden Monats sowie
ein verbleibender Restbeitrag des Vormonats oder der Ausgleich einer eventuel-
len Überzahlung aus dem Vormonat.

6.2.3.14 Zuständige Einzugsstelle
Für gesetzlich krankenversicherte Arbeitnehmer ist Einzugsstelle die Krankenkasse,
bei welcher der Arbeitnehmer versichert ist. Für privat krankenversicherte Arbeitneh-
mer gehen die Beiträge an die Krankenkasse, bei der die Anmeldung erfolgte. Dies
kann eine beliebige gesetzliche Krankenkasse sein.

6.3 Entgeltbescheinigung für 
den Arbeitnehmer

6.3.1 Beschreibung
Nach § 108 Abs. 1 der Gewerbeordnung (GewO) hat jeder Arbeitgeber seinen Be-
schäftigten eine Entgeltabrechnung in Textform zu erteilen, die mindestens Angaben
über den Abrechnungszeitraum und die Zusammensetzung des Arbeitsentgelts ent-
hält. Diese Entgeltbescheinigung dient nicht allein der Information des Beschäftigten,
sondern wird vielfach zum Nachweis des Arbeitsentgelts gegenüber öffentlichen
Stellen und anderen Dritten verwendet.

Die seit dem 01.07.2013 gültige Entgeltbescheinigungsverordnung (EBV) definiert
einen verbindlichen Mindeststandard, der bei den „sachkundigen Dritten“ der Sozial-
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6 Abrechnungsbeispiel
leistungsträger zu einer deutlichen Verringerung des Erfüllungsaufwands führt und
auch die Rückfragen bzw. Anforderung von zusätzlichen Bescheinigungen beim Ar-
beitgeber verringert. Seit dem 01.07.2013 müssen die Arbeitgeber die Entgeltbe-
scheinigung für den Arbeitnehmer nach den Regeln dieser Verordnung erstellen.

6.3.2 Allgemeiner Teil
Der allgemeine Teil der Entgeltbescheinigung wird in § 1 Abs. 1 der EBV definiert.
Hier wird im Detail beschrieben, welche Stammdaten angedruckt werden müssen.
Diese Angaben orientieren sich an den Anforderungen, die in einer Vielzahl von
Nachweisregelungen innerhalb der einzelnen Sozialgesetzbücher und angeschlos-
senen Gesetze nach § 68 SGB I geregelt sind.

Die Angaben im allgemeinen Teil orientieren sich hauptsächlich an den vom Arbeit-
geber verwendeten Stammdaten, erweitert um die steuerliche Identifikationsnummer
und die Kennzeichen für Mehrfach- und Gleitzonenbeschäftigte.

6.3.3 Lohnartenteil – Brutto
Der Lohnartenteil der Entgeltbescheinigung, der die einzelnen Brutto- und Nettolohn-
arten, die gesetzlichen Abzüge und die Summen enthält, wird in § 1 EBV sehr genau
definiert. Dabei ist immer von den Grundvorgaben der Verordnung auszugehen. Ein
„sachkundiger Dritter“ muss eine Entgeltabrechnung lesen und verstehen können,
egal von welchem Arbeitgeber sie mit welcher Software erstellt wurde. Aus diesem
Grund muss alles einzeln und mit erklärenden Zuordnungen gezeigt werden.

Die Vorgabe für die Bruttolohnarten definiert eindeutig, dass jeder Be- oder Abzug
einzeln gezeigt werden muss und dass jede Lohnart eine Identifikation erhält, wie sie
steuer- und sozialversicherungsrechtlich zu behandeln ist. Somit müsste jede Brutto-
lohnart folgende Merkmale enthalten:

• steuerpflichtig oder steuerfrei,
• SV-pflichtig oder SV-frei,
• Auswirkungen auf das arbeitsrechtliche Gesamtbrutto, den steuerpflichtigen Ar-

beitslohn und das Sozialversicherungsbruttoentgelt,
• ob es sich um laufende oder einmalige Be- oder Abzüge handelt.

Dies bedeutet, dass alle Bruttolohnarten eine mehrteilige Tabelle haben müssen.
Damit ist es auch nicht möglich, mehrere Bezüge zusammenzufassen und als eine
Lohnart auf der Abrechnung darzustellen, z. B. Tarifgehalt + tarifliche Zulage + be-
triebliche Zulage = Entgelt – hier sind alle drei Lohnarten anzudrucken.

Auch bei den Lohnarten für SFN-Zuschläge ist eine Einzeldarstellung zu beachten,
da es eine eindeutig erkennbare Zuordnung zu den steuer- bzw. SV-freien und den
pflichtigen Bezügen geben muss.

Folgende Lohnarten sind im Bruttoteil der Entgeltbescheinigung darzustellen:

• Die Aufstockungsbeträge zur Altersteilzeit sind als (steuer- und SV-freier) Brutto-
betrag auszuweisen.
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6.3 Entgeltbescheinigung für den Arbeitnehmer
• Sachbezüge und geldwerte Vorteile sind als Bruttobetrag und Nettoabzug auszu-
weisen.

• Auf den Arbeitnehmer abgewälzte pauschale Lohnsteuer ist als (steuer- und SV-
freier) Bruttoabzug auszuweisen.

• Beiträge zur Zukunftssicherung wirken sich auf das Brutto weder erhöhend noch
mindernd aus.

Besonders die Darstellung von Sachbezügen führt häufig zu Verständnisproblemen,
z. B. vor der Entgeltbescheinigungsverordnung:

mit der Entgeltbescheinigungsverordnung:

Kommt eine Entgeltumwandlung nach dem Betriebsrentengesetz dazu, wird es noch
kniffliger:

6.3.4 Lohnartenteil – Summen
In der Verordnung werden in § 1 Abs. 2 Nr. 2 und 3 EBV die Summen genauer defi-
niert. Die Zuordnung von Lohnarten zu dem arbeitsrechtlichen, dem steuerrechtli-
chen und dem sozialversicherungsrechtlichen Brutto wird genau definiert. Weiterhin

Gehalt 5.000 €
Dienstwagen (geldwerter Vorteil) 500 €
arbeitsrechtliches Gesamtbrutto 5.000 €
Steuerbrutto 5.500 €
Sozialversicherungsbrutto entsprechend

Gehalt 5.000 €
Dienstwagen (geldwerter Vorteil) 500 €
arbeitsrechtliches Gesamtbrutto 5.500 €
Steuerbrutto 5.500 €
Sozialversicherungsbrutto entsprechend
Nettoabzug für Dienstwagen – 500 €

Gehalt 5.000 €
Entgeltumwandlung § 3 Nr. 63 EStG – 300 €
Dienstwagen (geldwerter Vorteil) 500 €
arbeitsrechtliches Gesamtbrutto 5.500 €
Steuerbrutto 5.200 €
Sozialversicherungsbrutto entsprechend
Nettoabzug für Dienstwagen – 500 €
Überweisung der Entgeltumwandlung – 300 €
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6 Abrechnungsbeispiel
wird es zum ersten Mal eine gesetzliche Definition der Begriffe „Nettoentgelt“ und
„Auszahlungsbetrag“ geben.

Das arbeitsrechtliche Gesamtbruttoentgelt wird in einer Summe dargestellt, ohne
Trennung nach laufenden und einmaligen Bezügen.

Bei dem steuer- bzw. sozialversicherungsrechtlichen Brutto muss aber eine Tren-
nung in laufende und einmalige Bezüge vorgenommen werden. Eine bisher übliche
Darstellung mit einer Gesamtsumme und einem Davon-Teil darf es nicht mehr geben
(z. B. Steuerbrutto = 10.000 €, davon einmalig 6.000 €).

Problematisch ist auch die Vorgabe für die Darstellung des Sozialversicherungsbrut-
toentgelts, da hier eine Trennung nach Versicherungszweigen vorgegeben ist. Bis-
her wurden KV/PV und RV/AV brutto ausgewiesen.

Die gesetzlichen Abzüge sind getrennt nach laufenden und einmaligen Bezügen dar-
zustellen. Auch hier ist eine „Davon-Regelung“ nicht mehr möglich.

Zum ersten Mal wird durch diese Verordnung ein gesetzliches Netto definiert. Dies
ist die Differenz zwischen dem Gesamtbrutto und den gesetzlichen Abzügen. Hierbei
ist besonders die neue Regelung bei der Darstellung von Sachbezügen, geldwerten
Vorteilen etc. (§ 1 Abs. 3 GewO) zu beachten, da das Netto von dem bisherigen ab-
weichen kann.

6.3.5 Weitere Regelungen
Auf Drängen der Softwarehäuser hat der Gesetzgeber darauf verzichtet, dass jeden
Monat eine Entgeltbescheinigung gedruckt werden muss. Arbeitnehmer müssen nur
dann eine Bescheinigung erhalten, wenn Änderungen erfolgt sind. Um jedoch die
Vollständigkeit überprüfen zu können, wird in § 2 EBV vorgeschrieben, dass die Zeit-
räume lückenlos angegeben werden müssen, für die diese Bescheinigung gilt.

Den Sachbearbeitern bei den Leistungsträgern soll mit diesen Entgeltbescheinigun-
gen die Arbeit erleichtert werden und Rückfragen sollen reduziert werden. Hierfür ist
zwingend vorgeschrieben, dass die Entgeltbescheinigung einen Hinweis enthält,
dass sie nach § 108 Abs. 3 Satz 1 der GewO erstellt wurde.
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 7 Teillohnzahlungszeitraum

7.1 Begriff
Ein Teillohnzahlungszeitraum liegt vor, wenn der Anspruch auf Arbeitslohn nicht für
den vollen Monat besteht.

Mögliche Gründe dafür können sein:

• Ein- und Austritt während des Monats,
• unbezahlter Urlaub,
• Ende der Entgeltfortzahlung.

Zu beachten sind

• die Höhe des Teilentgelts und
• die richtige steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung.

Eine Übersicht im Anhang dieses Buches zeigt weitere Teillohnzahlungszeiträume
und unbezahlte Fehlzeiten sowie deren steuer- und sozialversicherungsrechtlichen
Auswirkungen auf.

7.2 Berechnung von Teilmonatsentgelt
7.2.1 Stundenlöhne
Bei Stundenlohnempfängern ist die Berechnung einfach: Es sind die tatsächlich an-
teilig geleisteten Stunden des Monats zu berücksichtigen. Der anteilige Lohn kann
durch Multiplikation dieser Stunden mit dem Stundenlohn problemlos ermittelt wer-
den.

7.2.2 Festbezüge
Für Monatslöhne oder Gehälter gibt es in der Praxis verschiedene Umrechnungsfor-
meln. Einige übliche und weit verbreitete Umrechnungsmethoden werden im Folgen-
den vorgestellt.

7.2.3 Kalendertägliche Berechnung
Hier wird für jeden Kalendertag der entsprechende Bruchteil des Festbezugs be-
zahlt.

Beispiel

Eintritt eines Arbeitnehmers zum 08.07., Gehalt 3.000 €
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7 Teillohnzahlungszeitraum
Ergebnis: Teilgehalt 2.322,58 €

7.2.4 Dreißigstel-Berechnung
Der Festbezug wird immer durch 30 geteilt, unabhängig davon, wie viele Tage der
Monat tatsächlich hat.

Beispiel

Auf obiges Beispiel bezogen ergibt sich damit:

Ergebnis: Teilgehalt 2.400,00 €

7.2.5 Arbeitstägliche Berechnung
Der Festbezug wird durch die Anzahl der Arbeitstage des Monats geteilt. Dieser Be-
trag wird mit den zu bezahlenden Arbeitstagen multipliziert.

Beispiel

Beim Eintritt am 08.07. fallen 18 zu bezahlende Arbeitstage an. Der Juli hat insge-
samt 23 Arbeitstage.

Ergebnis: Teilgehalt 2.347,83 €

Betrag x zu bezahlende Kalendertage________________________________
tatsächliche Kalendertage des Monats

3.000 € x 24 Kalendertage________________________________
31 Kalendertage

Betrag x zu bezahlende Kalendertage________________________________
30

3.000 € x 24 Kalendertage________________________________
30 Kalendertage

Betrag x zu bezahlende Arbeitstage________________________________
tatsächliche Arbeitstage des Monats

3.000 € x 18 Arbeitstage________________________________
23 Arbeitstage
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7.2 Berechnung von Teilmonatsentgelt
In der Praxis werden noch andere Umrechnungsformeln eingesetzt:

• Durchschnittliche Arbeitstage: Das Monatsentgelt wird durch die aus dem Jah-
resdurchschnitt errechneten durchschnittlichen monatlichen Arbeitstage – inklu-
sive gesetzlicher Wochenfeiertage – geteilt.

• Stundenweise Umrechnung: Diese Methode entspricht der arbeitstäglichen
Methode mit der Maßgabe, dass die Sollstunden an die Stelle der Arbeitstage tre-
ten (z. B. bei 21 Arbeitstagen je 8 Sollstunden und bei 12 Anspruchstagen 96/
168).

• Feste Sollstunden: Das Monatsgehalt wird durch eine festgelegte Pauschal-
stundenzahl, unabhängig von den jeweiligen tatsächlichen Arbeitsstunden des
Monats, geteilt und das Ergebnis wird mit den Anspruchsstunden vervielfacht
(z. B. bei einer Pauschalstundenzahl von 168 und 48 Stunden Entgeltanspruch
48/168).

7.2.6 Abzugs-/Bezugsmethode
Alle genannten Formeln können sowohl im Rahmen der Abzugsmethode als auch
der Bezugsmethode verwirklicht werden. Die bisherigen Beispiele wurden alle nach
der Bezugsmethode berechnet.

7.2.6.1 Abzugsmethode
Errechnung aus Stundensatz/Tagessatz aus Monatsentgelt x Anzahl nicht zu be-
zahlender Stunden/Tage. Das Ergebnis wird vom festgelegten Monatsentgelt abge-
zogen. Der Restbetrag ist das auszuweisende Teilentgelt.

7.2.6.2 Bezugsmethode
Errechnung von Stundensatz/Tagessatz aus Monatsentgelt x Anzahl zu bezahlen-
der Stunden/Tage. Das Ergebnis ist der auszuweisende Teilbetrag.

7.2.6.3 Anwendung der richtigen Formel
Welche Formel nun für die Umrechnung herangezogen werden muss, entscheidet
sich nach Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen, Einzelarbeitsverträgen oder nach
betrieblicher Übung.

Falls keine genaue Regelung existiert, ist laut Urteil des Bundesarbeitsgerichts die
arbeitstägliche Methode zu verwenden.

Wichtig

Bei fehlender Regelung werden Teilmonate nach der arbeitstäglichen Methode
berechnet (BAG-Urteil vom 14.08.1985, Aktenzeichen 5 AZR 384/84).
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7 Teillohnzahlungszeitraum
7.3 Berechnung der Steuer- und 
SV-Beiträge

Basis ist die am 01.01.2026 verfügbare Lohnsteuerberechnung.

Die steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung ist von der Ursache des
Teillohnzahlungszeitraums abhängig.

7.3.1 Ein- und Austritt während des Monats
Teillohnzahlungszeiträume entstehen häufig durch Ein- oder Austritte von Mitarbei-
tern während des Monats.

Beispiel

Der Arbeitnehmer Fritz Bauer tritt am 08.07. neu in der Firma ein. Sein monatli-
ches Gehalt beträgt 3.000 €. Bei Anwendung der kalendertäglichen Bezugsme-
thode ergibt sich ein Teilgehalt von gerundet 2.322,58 € (3.000 € : 31 Kalender-
tage x 24 anteilige Kalendertage). Herr Bauer hat die Steuerklasse IV ohne
Kinderfreibeträge (Kirchensteuer 9 %).

7.3.2 Ermittlung der Lohnsteuer
Bei Ein- oder Austritten während des Monats entstehen sogenannte anteilige Steu-
ertage (LStR 39b Abs. 5). Steuertage sind alle Kalendertage einschließlich der
Samstage, Sonntage und Feiertage. Ein voller Monat hat immer 30 Steuertage.

Für anteilige Steuertage ist die Lohnsteuer aus der Tagestabelle zu berechnen. Die
Monatstabelle kommt nicht zur Anwendung, da die Freibeträge, die bereits in die Mo-
natstabelle eingearbeitet sind, nur anteilig berücksichtigt werden dürfen. Zur Anwen-
dung der Tagestabelle erfolgt die Umrechnung auf einen Steuertag:

Mit diesem Betrag ist dann in die Tageslohnsteuertabelle zu gehen und der Ta-
gessatz der Lohn- und Kirchensteuer sowie des Solidaritätszuschlags zu ermitteln:

Steuerliche Abzüge nach Tagestabelle bei 96,77 € in Steuerklasse IV:

= Entgelt pro Steuertag

= 96,77 € pro Steuertag

Lohnsteuer: 9,29 €
Kirchensteuer (9 %): 0,83 €
Solidaritätszuschlag: 0,00 €

2.322,58 €
----------------------24
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7.3 Berechnung der Steuer- und SV-Beiträge
Bei der Berechnung der Lohnsteuer wurde der durchschnittliche Zusatzbeitrag für
die gesetzliche Krankenversicherung berücksichtigt. Diese Ergebnisse werden wie-
der mit den 24 angefallenen Steuertagen multipliziert und ergeben die monatlichen
Steuerbeträge für das Teilgehalt von 2.322,58 €:

Die Lohnsteuer aus der Tagestabelle ist deutlich höher als die beim Monatsbetrag
aus der Monatstabelle ausgewiesene Lohnsteuer. Dies kommt daher, weil die in die
Lohnsteuertabelle eingearbeiteten Freibeträge nur anteilig innerhalb der Tagesta-
belle berücksichtigt werden.

Nach der Monatstabelle ergeben sich bei dem Teilgehalt von 2.322,58 € zum Ver-
gleich folgende Abzüge:

Diese Vorgehensweise wäre allerdings falsch. In diesem Fall darf die Lohnsteuer nicht
aus der Monatstabelle ermittelt werden, sondern ausdrücklich aus der Tagestabelle.

Vorsicht

Teilmonate = Tageslohnsteuertabelle

7.3.3 Ermittlung der Sozialversicherungsbeiträge
Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis während des Monats, entstehen anteilige
Sozialversicherungstage. Sozialversicherungstage sind, wie Steuertage, alle Kalen-
dertage, einschließlich der Samstage, Sonn- und Feiertage. Ein voller Monat hat
immer 30 Sozialversicherungstage.

Wichtig

Steuer und Sozialversicherungstage sind alle Kalendertage, einschließlich der
Samstage, Sonn- und Feiertage.

Wenn anteilige Sozialversicherungstage vorliegen, gelten nicht die vollen monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenzen, sondern nur anteilige Beitragsbemessungs-
grenzen. Diese sind im Verhältnis zu den angefallenen Sozialversicherungstagen zu
bilden.

Lohnsteuer: 9,29 € x 24 Steuertage = 222,96 €
KiSt: 0,83 € x 24 Steuertage = 19,92 €
SolZ: 0,00 € x 24 Steuertage = 0,00 €

Lohnsteuer: 156,33 €
Kirchensteuer (9 %): 14,06 €
Solidaritätszuschlag: 0,00 €
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7 Teillohnzahlungszeitraum
7.3.4 Anteilige Beitragsbemessungsgrenzen
1. Tägliche Beitragsbemessungsgrenze in der KV/PV:

 = 193,75 €

2. Tägliche Beitragsbemessungsgrenze RV/AV:

 = 281,67 €

Die im Beispiel vorliegenden 24 Kalendertage verursachen folgende anteilige monat-
liche Beitragsbemessungsgrenzen (RV-West):

Da das Teilgehalt von 2.322,58 € unterhalb der beiden anteiligen Beitragsbemes-
sungsgrenzen liegt, entsteht in allen Zweigen volle Sozialversicherungspflicht.

Bezieht ein Arbeitnehmer in den westlichen Bundesländern ein Teilgehalt von bei-
spielsweise 4.700 € bei 24 vorliegenden Sozialversicherungstagen, sind davon nur
4.650 € in der Kranken- und Pflegeversicherung pflichtig. In der Renten- und Ar-
beitslosenversicherung würden für die kompletten 4.700 € Beiträge anfallen, da die
anteilige monatliche Beitragsbemessungsgrenze 6.760,08 € hoch ist.

7.4 Ende der Entgeltfortzahlung
Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz ist erkrankten Arbeitnehmern das Arbeitsent-
gelt für die Dauer von sechs Wochen weiterzuzahlen. Innerhalb dieser Sechs-Wo-
chen-Frist fällt normales steuer- und SV-pflichtiges Entgelt an. Da die Frist in den
seltensten Fällen gerade zum Monatsende abläuft, entstehen in diesem Zusammen-
hang oft Teillohnzahlungszeiträume.

Beispiel

Der Arbeitnehmer Fritz Bauer (Beispiel aus 7.3.1) ist schon längere Zeit krank. Die
Lohnfortzahlungsdauer von sechs Wochen ist bereits am 14.08. abgelaufen.

Die Krankenkasse zahlt ab 15.08. Krankengeld. Das anteilige Gehalt bis ein-
schließlich 14.08. beträgt 1.354,84 € (3.000 € : 31 x 14).

7.4.1 Berechnung der Lohnsteuer
Der Bezug von Krankengeld während des Monats verursacht keine anteiligen Steu-
ertage. Im Monat August fallen deshalb für den Arbeitnehmer volle 30 Steuertage an.
Die Lohnsteuer ist aus der Monatstabelle zu ermitteln.

193,75 € x 24 Kalendertage = 4.650,00 €
281,67 € x 24 Kalendertage = 6.760,08 €

69.750 € 
360----------------

101.400 €
360----------------
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7.4 Ende der Entgeltfortzahlung
Vorsicht

Beim Ende der Entgeltfortzahlung entsteht steuerlich kein Teilmonat.

7.4.2 Berechnung der 
Sozialversicherungsbeiträge

Im Gegensatz zur Lohnsteuer entstehen in der Sozialversicherung anteilige Sozial-
versicherungstage. Anteilige Sozialversicherungstage verursachen anteilige monatli-
che Beitragsbemessungsgrenzen, wie bereits im Beispiel eines Ein- oder Austritts
während des Monats aufgezeigt wurde. Beiträge fallen nur bis zur Höhe dieser antei-
ligen monatlichen Beitragsbemessungsgrenzen an.

Vorsicht

Beim Ende der Entgeltfortzahlung entsteht sozialversicherungsrechtlich ein Teil-
monat.

7.4.3 Aufzeichnungspflichten
Das Arbeitsverhältnis wird ab Beginn des Krankengeldbezugs unterbrochen, das
heißt, dass das Arbeitsverhältnis erst einmal ruht. In dieser Zeit fallen keine Beiträge
zur Sozialversicherung an.

Im Zusammenhang mit einer solchen Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses sind
bestimmte Aufzeichnungs- und Meldepflichten vorzunehmen:

• Ausweis des Unterbrechungstatbestands im Lohnkonto und in der Lohnsteuerbe-
scheinigung,

• Durchführung einer Unterbrechungsmeldung.

7.4.3.1 Ausweis der Unterbrechung für das Finanzamt
Eine Unterbrechung von mindestens fünf aufeinanderfolgenden Arbeitstagen ist
im Lohnkonto und auf der Lohnsteuerbescheinigung durch den Großbuchstaben U
auszuweisen. Arbeitsfreie Samstage, Sonn- und Feiertage unterbrechen den Zeit-
raum nicht.

Beispiel

Die Unterbrechung beginnt am Donnerstag und dauert bis Mittwoch der Folgewo-
che. Der Mindestzeitraum von fünf Tagen ist erfüllt. Die Unterbrechung ist zu be-
scheinigen.
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7 Teillohnzahlungszeitraum
Bei Unterbrechungen, die über den Jahreswechsel fortdauern, ist jedes Kalenderjahr
für sich zu betrachten.

Diese Kennzeichnung der Unterbrechung verlangt das Finanzamt wegen der Prü-
fung des Progressionsvorbehalts. Sämtliche Lohnersatzleistungen, wie z. B. Kran-
kengeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, Auf-
stockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz, Mutterschaftsgeld und Zuschuss zum
Mutterschaftsgeld, unterliegen dem Progressionsvorbehalt.

7.4.3.2 Unterbrechungsmeldung für die Sozialversicherung
Dauert die Unterbrechung mindestens einen vollen Kalendermonat an, muss eine
Unterbrechungsmeldung mit dem Meldegrund 51 erfolgen.

Im obigen Beispiel beginnt die Unterbrechung am 15.08., also mit dem ersten Tag
des Krankengeldbezugs. Ist der Arbeitnehmer am 25.09. wieder gesund, sind zwar
mehr als vier Wochen, aber kein voller Kalendermonat vergangen.

Erst wenn der Arbeitnehmer den kompletten Monat September arbeitsunfähig er-
krankt, ist der Tatbestand für eine Unterbrechungsmeldung gegeben. Die Unterbre-
chungsmeldung hat mit der nächsten Entgeltabrechnung zu erfolgen.

Beispiel

Unterbrechung vom 15.08. bis zum 20.09.:

kein voller Kalendermonat = keine Meldung

Unterbrechung vom 15.08. bis zum 12.10.:

kompletter Monat September ohne Entgelt = Unterbrechungsmeldung 51
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 8 Behandlung von 
Abwesenheitszeiten

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) definiert in § 611 den Grundsatz „kein Arbeits-
lohn ohne Arbeit“, der auch den Umkehrschluss „keine Arbeit ohne Arbeitslohn“ zu-
lässt. Dies bedeutet, dass der Arbeitnehmer immer dann, wenn er seine Arbeitsleis-
tung zur Verfügung gestellt hat, einen Anspruch auf Arbeitslohn hat.

Allerdings kennt das deutsche Recht eine Vielzahl von Tatbeständen, bei denen es
auch einen Arbeitslohnanspruch gibt, ohne dass eine Arbeitsleistung erbracht wird.
Besonders in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer aus persönlichen Gründen an
der Erbringung der Arbeitsleistung verhindert ist, sieht das Gesetz besondere Rege-
lungen vor, z. B. Entgeltfortzahlung

• bei Krankheit und Kur,
• an Feiertagen,
• im Urlaub,
• im Mutterschutz,
• in Elternzeit.

8.1 Entgeltfortzahlung bei Krankheit 
oder Kur

Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz erwerben alle in Deutschland beschäftigten Ar-
beitnehmer einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Krankheit für die Dauer von
sechs Wochen.

Diese Regelung gilt unabhängig von der wöchentlichen Arbeitszeit für alle Arbeitneh-
mergruppen, egal ob Auszubildende, geringfügig Entlohnte oder kurzfristig Beschäf-
tigte, Arbeiter oder Angestellte.

Ausgenommen davon bleiben in Heimarbeit beschäftigte Personen. Heimarbeiter
haben keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Krankheit. Für diesen Personen-
kreis gewährt die Krankenkasse ab dem ersten Krankheitstag Krankengeld.

8.1.1 Dauer der Entgeltfortzahlung
Ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall besteht für die Zeit der Arbeits-
unfähigkeit, längstens für die Dauer von sechs Wochen (42 Kalendertage). Dieser
Anspruch kann durch Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen oder Einzelarbeitsver-
träge verlängert, jedoch keinesfalls verkürzt werden.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
Für die Berechnung ist Folgendes zu beachten:

• Tritt die Arbeitsunfähigkeit während oder im Anschluss an die Arbeitszeit ein,
dann wird dieser Tag nicht mitgerechnet.

• Tritt die Arbeitsunfähigkeit vor Arbeitsbeginn ein, wird dieser Tag mitgerech-
net.

• Ruht das Arbeitsverhältnis zu Beginn der Arbeitsunfähigkeit (z. B. unbezahlter
Urlaub), wird die Frist nicht in Gang gesetzt.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer hat vom 02.08. bis zum 22.08. unbezahlten Urlaub. Am 15.08.
wird er arbeitsunfähig krank. Die Sechs-Wochen-Frist beginnt erst am 23.08. und
endet am 03.10.

Für die Dauer des unbezahlten Urlaubs hat der Arbeitnehmer keinen Anspruch
auf Entgeltfortzahlung.

8.1.2 Entgeltfortzahlung bei mehreren 
Erkrankungen

Bei Mehrfacherkrankungen eines Arbeitnehmers bestimmt sich die Dauer der Ent-
geltfortzahlung danach, ob es sich um eine Erkrankung mit gleicher Ursache oder
um eine neue Krankheit handelt.

Abbildung 8.1: Mehrfacherkrankungen
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8.1 Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder Kur
8.1.2.1 Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit
Wird ein Arbeitnehmer infolge derselben Krankheit mehrmals arbeitsunfähig, besteht
grundsätzlich nur für die Dauer von insgesamt sechs Wochen Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung. Eine Fortsetzungserkrankung (Mehrfacherkrankung) liegt vor, wenn der
Arbeitnehmer wiederholt an derselben Krankheit erkrankt. Dies ist nach BAG-Urteil
dann der Fall, wenn die Erkrankung auf demselben Grundleiden beruht, das Grund-
leiden somit nicht ausgeheilt ist.

War allerdings der Arbeitnehmer vor erneuter Arbeitsunfähigkeit mindestens sechs
Monate nicht infolge derselben Krankheit arbeitsunfähig, beginnt der Anspruch für
die Dauer von sechs Wochen wieder neu.

Daran ändert sich auch nichts, wenn in den Zwischenzeitraum von sechs Monaten
eine Krankheit fällt, die eine andere Ursache hat als die ursprüngliche. Sind also
z. B. zwischen zwei Krankheiten aufgrund desselben Rückenleidens sechs Monate
vergangen, so entsteht auch dann ein neuer Entgeltfortzahlungsanspruch, wenn der
Arbeitnehmer zwischendurch wegen einer Erkältung arbeitsunfähig war.

Außerdem erwirbt der Arbeitnehmer auch dann einen neuen Anspruch auf sechs
Wochen Entgeltfortzahlung, wenn zwar der Abstand von sechs Monaten nicht erfüllt
ist, aber seit Beginn der ersten Erkrankung eine Frist von 12 Monaten abgelaufen
ist.

Beispiel 1

Arbeitsunfähig seit: 03.08.

Ende der Sechs-Wochen-Frist: 13.09.

Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Erkrankung: 05.11.

Prüfung:

1. Sind seit der letzten Krankheit (13.09. bis 05.11.) mindestens sechs Monate
vergangen? Dies ist nicht der Fall.

2. Sind seit dem Auftreten der ersten Krankheit (03.08. bis 05.11.) mindestens
12 Monate vergangen? Auch dies ist nicht der Fall.

Ergebnis:

Da weder ein Zeitraum von sechs Monaten seit der letzten Erkrankung vergangen
und auch kein 12-Monats-Zeitraum erfüllt ist, entsteht mit Beginn derselben
Krankheit am 05.11. kein erneuter Anspruch auf Entgeltfortzahlung.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
Beispiel 2

Ein Arbeitnehmer war wegen derselben Krankheit in den folgenden Zeiträumen
erkrankt:

Ab dem 08.06. im Folgejahr erneute Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit.

Prüfung:

Sind seit der letzten Krankheit (27.11. bis 08.06.) mindestens sechs Monate ver-
gangen? Dies ist der Fall.

Ergebnis:

Da seit Ende der letzten Erkrankung mindestens sechs Monate vergangen sind,
entsteht mit Beginn der neuen Arbeitsunfähigkeit aufgrund derselben Krankheit
der Entgeltfortzahlungsanspruch für die Dauer von sechs Wochen erneut.

Beispiel 3

Ein Arbeitnehmer war wegen derselben Krankheit in den folgenden Zeiträumen
arbeitsunfähig:

ab 15.03. des Folgejahres erneut krank

Ergebnis:

Bei der zweiten Erkrankung ab 07.07. sind keine sechs Monate seit Ende der letz-
ten Arbeitsunfähigkeit (27.02.) vergangen. Deshalb läuft die Entgeltfortzahlung
nur bis 27.07., weil dann die 42 Kalendertage erreicht sind.

Bei dritter Erkrankung ab dem 03.11. sind weder sechs Monate seit der letzten Er-
krankung noch 12 Monate seit der ersten Erkrankung vergangen. Daher entsteht
kein neuer Anspruch auf Lohnfortzahlung. Die sechs Wochen waren bereits am
27.07. abgelaufen.

Bei der vierten Arbeitsunfähigkeit, die am 15.03. des Folgejahres beginnt, sind
seit der vorhergehenden Krankheit (Ende am 21.11.) auch noch keine sechs Mo-
nate vergangen, aber seit Beginn der ersten Erkrankung (07.02.) liegen mindes-
tens 12 Monate dazwischen. Daher entsteht ein neuer Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung für die Dauer von sechs Wochen.

vom 10.10. bis zum 27.11. = 49 Kalendertage
Entgeltfortzahlung bis zum 20.11. = 42 Kalendertage

vom 07.02. bis zum 27.02. = 21 Kalendertage
Entgeltfortzahlung bis zum 27.02. = 21 Kalendertage
vom 07.07. bis zum 10.08. = 35 Kalendertage
Entgeltfortzahlung bis zum 27.07. = 21 Kalendertage

= 42 Kalendertage
vom 03.11. bis zum 21.11. = 19 Kalendertage 
keine Entgeltfortzahlung
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8.1 Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder Kur
8.1.2.2 Nachweispflicht
Nach der Rechtsprechung des BAG haben Arbeitgeber zu prüfen, ob eventuell eine
Fortsetzungserkrankung vorliegt. Der Arbeitgeber kann beantragen, dass die Leis-
tungsträger ihm die Zeiten mitteilen, die auf den Anspruch eines Beschäftigten auf
die Entgeltfortzahlung anzurechnen sind (§ 23c Abs. 3 SGB IV). Allerdings dürfen
dabei aus datenschutzrechtlichen Gründen keine Diagnosedaten mitgeteilt werden.

8.1.2.3 Arbeitsunfähigkeit aufgrund neuer Krankheit
Wenn der Arbeitnehmer infolge einer neuen Krankheit erkrankt, ist Folgendes zu be-
achten:

• Jede neue Erkrankung begründet generell einen neuen Entgeltfortzahlungsan-
spruch für die Dauer von sechs Wochen.

• Wenn während einer Arbeitsunfähigkeit eine weitere neue Erkrankung auftritt,
verlängert sich dadurch die Entgeltfortzahlung von insgesamt sechs Wochen
nicht.

8.1.2.4 Arbeitgeberwechsel
Ein Arbeitgeberwechsel führt zu einer neuen Frist von sechs Wochen und einem
neuen 12-Monats-Zeitraum. Krankheitszeiten bei einem früheren Arbeitgeber wer-
den nicht angerechnet.

Wichtig

Beim Arbeitgeberwechsel werden Krankheitszeiten bei früheren Arbeitgebern nicht
angerechnet.

8.1.3 Höhe der Entgeltfortzahlung
Die Höhe der Entgeltfortzahlung bemisst sich nach dem Lohnausfallprinzip. Der
Arbeitnehmer ist so zu vergüten, als ob er gearbeitet hätte.

Zu dieser Vergütung gehören:

• der Monats-, Wochen-, Tages- und Stundenlohn,
• Provisionen, die ohne Erkrankung erzielt worden wären,
• vermögenswirksame Leistungen,
• Sachbezüge,
• eine Tariferhöhung, die während der Arbeitsunfähigkeit stattfindet, muss auch bei

der Entgeltfortzahlung berücksichtigt werden,
• Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, wenn in der Vergangenheit

solche Arbeit geleistet wurde und ohne Krankheit hätte geleistet werden müssen,
• Gefahren und Erschwerniszuschläge,
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
• bei Akkordlohn besteht Anspruch auf den in der maßgebenden regelmäßigen Ar-
beitszeit erzielbaren Durchschnittsverdienst (i. d. R. Rückgriff auf die letzten drei
Monate).

Nicht in die Entgeltfortzahlungshöhe einfließende Beträge:

• Auslösungen,
• Überstundenvergütungen,
• Essenszuschüsse,
• Fahrkostenzuschüsse,
• Schmutzzulagen.

Hinweis

In Tarifverträgen kann von diesen gesetzlichen Bestimmungen abgewichen wer-
den. So wird z. B. in der Praxis die Höhe der Entgeltfortzahlung häufig auch nach
dem Durchschnittsverdienst der letzten drei oder sechs Monate berechnet, wo-
bei normalerweise der Tarifvertrag bestimmt, wie die Bemessungsgrundlage für
die Entgeltfortzahlung zu ermitteln ist.

8.1.4 Wartezeit
Neu eingestellte Arbeitnehmer erlangen erst dann einen Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung, wenn das Arbeitsverhältnis mindestens vier Wochen (= 28 Kalendertage)
ununterbrochen bestanden hat.

Wichtig

Die Wartezeit für den Anspruch auf Entgeltfortzahlung beträgt vier Wochen.

Wird ein Arbeitnehmer in dieser Zeit krank, bezieht er Krankengeld von der Kranken-
kasse bzw. Verletztengeld von der Berufsgenossenschaft. Unerheblich ist dabei, ob
die Erkrankung vor oder nach Antritt des Arbeitsverhältnisses beginnt.

Dauert die Krankheit länger als vier Wochen, beginnt danach der Entgeltfortzah-
lungsanspruch für die Dauer von sechs Wochen. Eine Anrechnung der Wartezeit auf
die sechswöchige Anspruchsdauer findet also nicht statt.

8.1.5 Krankengeld und Aufzeichnungspflichten
Nach Ablauf der Entgeltfortzahlungsfrist von sechs Wochen erhält der Arbeitnehmer
Krankengeld von der Krankenkasse. Dieses ist steuer- und sozialversicherungsfrei.
Es unterliegt jedoch dem sogenannten Progressionsvorbehalt. Daher muss der Ar-
beitnehmer seinem Wohnsitzfinanzamt die Höhe des Krankengeldes mit der Ein-
kommensteuererklärung mitteilen.
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8.2 Entgeltfortzahlung an Feiertagen
Eine Unterbrechungsdauer von mindestens fünf aufeinanderfolgenden Arbeitsta-
gen ist auf der Lohnsteuerbescheinigung und im Lohnkonto auszuweisen. Die Kenn-
zeichnung erfolgt mit dem Großbuchstaben U in Zeile 2 der Lohnsteuerbescheini-
gung.

Wichtig

Beim Bezug von Krankengeld für mindestens fünf aufeinanderfolgende Arbeits-
tage den Großbuchstaben „U“ in der Lohnsteuerbescheinigung ausweisen.

8.1.6 Unterbrechungsmeldung
Dauert eine Unterbrechung eines Arbeitsverhältnisses mindestens einen vollen Ka-
lendermonat an, ist vom Arbeitgeber eine Unterbrechungsmeldung an die zustän-
dige Krankenkasse abzugeben.

8.2 Entgeltfortzahlung an Feiertagen
8.2.1 Anspruch auf Feiertagslohn
Grundsätzlich haben nach § 2 des Entgeltfortzahlungsgesetzes (EFZG) alle Arbeit-
nehmer (Angestellte, Arbeiter, Auszubildende sowie Aushilfs- und Teilzeitkräfte) An-
spruch auf Weiterzahlung ihres Entgelts (Feiertagslohn) an gesetzlichen Feiertagen.

Es gelten folgende gesetzliche Feiertage:

• Neujahr,
• Karfreitag,
• Ostermontag,
• Tag der Arbeit,
• Christi Himmelfahrt,
• Pfingstmontag,
• Tag der Deutschen Einheit,
• Buß- und Bettag (nur in Sachsen),
• 1. Weihnachtsfeiertag,
• 2. Weihnachtsfeiertag.

Außerdem können in Landesgesetzen noch weitere gesetzliche Feiertage festgelegt
werden. Entscheidend ist das Recht des Landes, in dem der Arbeitnehmer seine Ar-
beit verrichtet. Wenn der Feiertag auf einen Samstag oder Sonntag fällt, besteht nur
Anspruch auf Feiertagslohn, sofern der Arbeitnehmer auch an diesen Tagen gear-
beitet hätte.
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Bleiben Arbeitnehmer am letzten Arbeitstag vor oder am ersten Arbeitstag nach Fei-
ertagen ohne Entschuldigung der Arbeit fern, können sie nach § 2 Abs. 3 EFZG kei-
nen Anspruch auf Vergütung dieser Feiertage geltend machen. Gleiches gilt, wenn
zwischen Weihnachten und Neujahr Betriebsruhe besteht und der Arbeitnehmer am
letzten Tag vor oder am ersten Tag nach der Betriebsruhe unentschuldigt fehlt.

Beachtet werden müssen Sonderregelungen am Ostersonntag und Pfingstsonntag.
Dies sind keine gesetzlichen Feiertage, sie werden aber u. U. als solche behandelt,
z. B. bei der Berechnung der Steuerfreiheit bei SFN-Zuschlägen.

Vorsicht

Ostersonntag und Pfingstsonntag sind keine gesetzlichen Feiertage (außer im
Bundesland Brandenburg).

Eine Übersicht der gesetzlichen Feiertage finden Sie in den Anlagen im Abschnitt
13.9.

8.2.2 Höhe des Feiertagslohns
Die Höhe des Feiertagslohns richtet sich wie bei der Entgeltfortzahlung bei Krankheit
nach dem Lohnausfallprinzip. Der Arbeitnehmer ist so zu vergüten, als ob er gearbei-
tet hätte (§ 2 Abs. 1 EFZG).

Von gesetzlicher Feiertagsbezahlung kann nach § 12 EFZG nicht zu Ungunsten des
Arbeitnehmers abgewichen werden. Diese Regelung hat in der Praxis für Angestellte
kaum Bedeutung, da sie üblicherweise ihr normales Monatsgehalt beziehen, unab-
hängig davon, ob bzw. wie viele Feiertage in den Abrechnungsmonat fallen.

Die Anwendung des Lohnausfallprinzips wirkt sich hauptsächlich bei gewerblichen
Arbeitnehmern aus. In der Konsequenz bedeutet es nämlich, dass der Betreffende
den Vergütungsanspruch hat, der ihm aufgrund zuletzt geleisteter Tätigkeit gezahlt
wurde, zuzüglich eventueller Zuschläge und anderer von Schichtarbeit abhängiger
Zahlungen.

Nicht eindeutig geklärt ist die Frage, ob und in welchem Ausmaß sich Überstunden
auswirken, die vor einem Feiertag geleistet wurden. Nach allgemeiner Rechtspre-
chung kann man allerdings davon ausgehen, dass regelmäßig angefallene Über-
stunden in der Vergangenheit (von Regelmäßigkeit geht man in der Regel bei einem
Zeitraum von drei Monaten aus) auch bei der Feiertagsvergütung entsprechend be-
rücksichtigt werden müssen.

Feiertagslohn wird in vielen Betrieben nicht nach dem Lohnausfallprinzip, sondern
nach dem sogenannten Durchschnittsprinzip vergütet. So wird z. B. oft der Feier-
tagslohn mit dem durchschnittlichen Stundenlohn der letzten drei Monate bezahlt.
Häufig regeln Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträge die genaue Berechnungs-
weise.
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8.2 Entgeltfortzahlung an Feiertagen
Für die Berechnung der Stundenzahl sind die Stunden zugrunde zu legen, die der
Arbeitnehmer sonst ohne den Feiertag gearbeitet hätte. Beträgt z. B. die Wochenar-
beitszeit nur 37,5 Stunden (bei 5 Arbeitstagen also 7,5 Stunden täglich), im Betrieb
werden aber 8 Stunden täglich gearbeitet, weil die Verlängerung der Arbeitszeit
durch Freischichten ausgeglichen wird, hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Feier-
tagslohn für 8 Stunden, wenn die Arbeit aufgrund eines Feiertags ausfällt.

Feiertagslohn ist steuer- und sozialversicherungspflichtig. Es handelt sich hier um
die Weiterzahlung des Entgelts an gesetzlichen Feiertagen, an denen der Arbeitneh-
mer normalerweise ohne den Feiertag gearbeitet hätte. Etwas anderes ist es, wenn
der Arbeitnehmer an diesen gesetzlichen Feiertagen tatsächlich Arbeitsleistung er-
bracht hat und er dafür einen bestimmten Feiertagszuschlag von seinem Arbeitgeber
erhält. Dieser zusätzlich gezahlte Zuschlag ist aufgrund von § 3b EStG teilweise
steuerfrei. Siehe hierzu auch Kap. 9.2.3.

Wichtig

Falls bei der Berechnung von Feiertagslohn steuerfreie Sonntags- und Nachtzu-
schläge berücksichtigt wurden, sind diese steuerpflichtig, weil sie nicht für tatsäch-
lich geleistete Sonntags- und Nachtarbeit gezahlt wurden.

8.2.3 Zusammentreffen von Feiertagen mit 
anderen Tagen

Fällt ein Feiertag in den Urlaub des Arbeitnehmers, so darf ihm dafür kein Urlaubstag
angerechnet werden. Er hat in diesem Fall Anspruch auf Feiertagslohn. Fällt der Fei-
ertag jedoch in die Zeit eines unbezahlten Urlaubs, entfällt der Anspruch auf Feier-
tagslohn.

Wichtig

Fällt ein Feiertag in den Urlaub des Arbeitnehmers, wird dafür kein Urlaubstag an-
gerechnet.

Wenn ein Arbeitnehmer nach Dienstplan an einem bestimmten Wochentag regelmä-
ßig arbeitsfrei hat und ein Feiertag auf diesen Tag fällt, besteht kein Anspruch auf
Bezahlung des Feiertags. Fällt ein Feiertag in eine Zeit der krankheitsbedingten Ar-
beitsunfähigkeit, besteht Anspruch auf Entgeltfortzahlung in Höhe der Feiertagsver-
gütung.

Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung ist für einen Feiertag, der in den Zeitraum
von angeordneter Kurzarbeit fällt, Feiertagslohn in Höhe von Kurzarbeitergeld zu
zahlen, welches der Arbeitnehmer ohne den Feiertag bezogen hätte. Das Arbeitsamt
erstattet für diese Tage kein Kurzarbeitergeld.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
8.2.4 Feiertag und Pflegeversicherung
Grundsätzlich teilen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Beiträge zur gesetzli-
chen Pflegeversicherung je zur Hälfte. Zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen
wurde in fast allen Ländern der Buß- und Bettag als gesetzlicher Feiertag gestrichen,
wobei folgende Besonderheiten zu beachten sind:

• In Bayern und Baden-Württemberg wird der Buß- und Bettag als sogenannter ge-
schützter Feiertag fortgeführt. Dies bedeutet, dass der Arbeitnehmer zwar ar-
beitsfrei nehmen kann, die ausgefallene Arbeitszeit dann aber durch Verzicht auf
einen Urlaubstag bzw. Vor- oder Nacharbeit ausgleichen muss.

• In Sachsen wurde der Buß- und Bettag beibehalten. Daher müssen die Arbeit-
nehmer den Beitrag zur Pflegeversicherung in Höhe von 1 % allein tragen, den
Rest teilen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

8.3 Urlaub
8.3.1 Allgemeines
Nach § 1 BUrlG hat jeder Arbeitnehmer Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub.
Der gesetzliche Mindesturlaubsanspruch beträgt im Kalenderjahr bei einer 5-Tage-
Woche 20 Werktage bzw. 24 Werktage bei einer 6-Tage-Woche, wobei sich aus ver-
traglichen Vereinbarungen im Normalfall höhere Ansprüche ergeben.

Das Bundesurlaubsgesetz schreibt vor, dass der volle Urlaubsanspruch im Eintritts-
jahr des Arbeitnehmers erst nach einer sechsmonatigen Wartezeit erworben wird.

Wichtig

Voller Urlaubsanspruch beim Eintritt des Arbeitnehmers nach einer Wartezeit von
sechs Monaten.

Bereits durch den Vorarbeitgeber im laufenden Kalenderjahr gewährter Urlaub ist
dem neuen Arbeitgeber durch eine Urlaubsbescheinigung nachzuweisen.

Hinweis

Nach einem Urteil des BAG vom 16.12.2014 (Aktenzeichen 9 AZR 295/13) ist der
Arbeitgeber nach § 6 Abs. 2 BUrlG verpflichtet, dem Arbeitnehmer bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses eine Bescheinigung über den im laufenden Kalen-
derjahr gewährten oder abgegoltenen Urlaub auszuhändigen.

Der jeweilige Urlaubsanspruch bezieht sich auf das Kalenderjahr, nicht auf eine Be-
schäftigung. Bereits gewährter Urlaub wird im neuen Beschäftigungsverhältnis ange-
rechnet.
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8.3 Urlaub
In bestehenden Arbeitsverhältnissen beginnt der Urlaubsanspruch stets zu Beginn des
neuen Kalenderjahres. Nicht genommene Urlaubstage verfallen mit Ablauf des Kalen-
derjahres. Eine Übertragung auf das nächste Jahr darf nach § 7 Abs. 3 BUrlG nur
stattfinden, wenn dringende betriebliche oder persönliche Gründe dies rechtfertigen.

Beim Austritt eines Arbeitnehmers kann eventuell in der ersten Hälfte des Kalender-
jahres erhaltenes Urlaubsentgelt für bereits genommenen Urlaub nicht zurückgefor-
dert werden. Tritt der Arbeitnehmer nach erfüllter Wartezeit in der zweiten Hälfte des
Kalenderjahres aus, erwirbt er sich den vollen Urlaubsanspruch.

In der Praxis fallen verschiedene Vergütungen im Zusammenhang mit Urlaub an:

• Urlaubslohn (Urlaubsentgelt),
• (zusätzliches) Urlaubsgeld,
• Urlaubsabgeltung.

8.3.2 Urlaubsentgelt/Urlaubslohn
Unter Urlaubsentgelt, häufig auch Urlaubslohn genannt, versteht man die gesetzlich
vorgeschriebene Weiterzahlung des Arbeitsentgelts für Urlaubstage.

Die Berechnung erfolgt entsprechend dem Bundesurlaubsgesetz nach dem durch-
schnittlichen Arbeitsverdienst, den der Arbeitnehmer in den letzten 13 Wochen vor
Beginn des Urlaubs erhalten hat (§ 11 BUrlG).

Zu berücksichtigen sind dabei beispielsweise:

• Grundlohn,
• Erschwerniszulagen,
• Provisionen,
• Sachbezüge,
• Prämien,
• SFN-Zuschläge.

Nicht zu berücksichtigen sind:

• einmalige Zuwendungen (Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld usw.),
• Reisekostenersatz,
• Auslösungen,
• Überstunden und Überstundenzuschläge.

Tarifvertraglich wird oft anstelle der 13 Wochen eine Frist von drei Monaten verein-
bart, da dies praktikabler ist. Gehaltsempfänger oder Festlohnempfänger erhalten im
Urlaub ihre fixe Entlohnung weiterbezahlt.

Die Durchschnittsberechnung findet ihren Einsatz vorwiegend bei variablen Stun-
denlohnempfängern. Verdiensterhöhungen, die während des Urlaubs stattfinden,
sind zur Berechnung des Urlaubsentgelts zu berücksichtigen.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
8.3.3 Steuer- und beitragsrechtliche Behandlung
Das Urlaubsentgelt wird als laufender Bezug über die Monatstabelle versteuert. In
der Sozialversicherung sind die monatlichen Beitragsbemessungsgrenzen zu beach-
ten.

Fließen zur Berechnung des Urlaubsentgelts ansonsten steuerfreie Sonntags-, Fei-
ertags- und Nachtzuschläge mit ein, sind diese in dem Fall steuer- und beitrags-
pflichtig, da sie nicht für tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung gezahlt werden.

Entstehen durch Teillohnzahlungszeiträume anteilige Steuer- bzw. Sozialversiche-
rungstage, muss die Versteuerung über die Tagestabelle erfolgen. In der Sozialver-
sicherung kürzen die anteiligen Sozialversicherungstage die monatlichen Beitrags-
bemessungsgrenzen. In diesen Monaten werden Beiträge nur bis zu den anteilig
errechneten Beitragsbemessungsgrenzen erhoben.

8.3.4 Urlaubsgeld
Viele Firmen zahlen aufgrund tarifvertraglicher oder einzelvertraglicher Vorschriften
ein zusätzliches Urlaubsgeld. Der Auszahlungszeitpunkt und die Höhe dieser zusätz-
lichen Urlaubsgelder sind innerbetrieblich unterschiedlich geregelt.

Das zusätzliche Urlaubsgeld ist steuerrechtlich ein sonstiger Bezug und sozialversi-
cherungsrechtlich eine einmalige Zuwendung. Deshalb erfolgt eine gesonderte Be-
handlung im Steuer- und Sozialversicherungsrecht.

8.3.5 Urlaubsabgeltung
Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann der Resturlaub oft nicht mehr voll-
ständig gewährt werden. In diesen Fällen ist der Urlaub vom Arbeitgeber abzugelten.
Die Urlaubsabgeltung wird steuer- und sozialversicherungsrechtlich als Einmalbezug
behandelt.

Eine Abgeltung des Urlaubsanspruchs bei einem bestehenden Arbeitsverhältnis ist
nicht möglich.

Hinweis

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit seinen Urteilen vom 06.11.2018 (C-
596/16, C-570/16, C-619/16 und C-684/16) Stellung zu europarechtlichen Rege-
lungen genommen:

Der Anspruch auf bezahlten (gesetzlichen) Jahresurlaub darf nicht automatisch
deshalb (am 31.03. des Folgejahres) verfallen, weil der Arbeitnehmer keinen Ur-
laub beantragt hat. Das darf nach EU-Recht nur dann geschehen, wenn der Ar-
beitgeber nachweisen kann, dass er seine Arbeitnehmer angemessen aufgeklärt
und in die Lage versetzt habe, den Urlaub zu nehmen.
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8.3 Urlaub
Der Arbeitnehmer ist im Verhältnis zum Chef die schwächere Partei. Deshalb
könnte er davon abgeschreckt werden, auf seinem Urlaub zu bestehen. Kann der
Arbeitgeber beweisen, dass der Arbeitnehmer aus freien Stücken auf den Urlaub
verzichtet hat, kann der (gesetzliche) Urlaubsanspruch oder eine entsprechende
Ausgleichszahlung verfallen.

Außerdem können Erben eines verstorbenen Arbeitnehmers von dessen ehemali-
gem Arbeitgeber eine finanzielle Vergütung für den nicht genommenen bezahlten
(gesetzlichen) Jahresurlaub verlangen. Beide Sachverhalte gelten sowohl für öf-
fentliche als auch für private Arbeitgeber.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit Urteilen vom 22.01.2019 (9 AZR 10/17,
45/16, 149/17 und 328/16) entschieden, dass beim Tod des Arbeitnehmers der
Anspruch auf die Abgeltung des Resturlaubs auf die Erben übergeht. Neben dem
gesetzlichen Urlaubsanspruch aus dem Bundesurlaubsgesetz ist auch der Zusat-
zurlaub nach dem Schwerbehindertenrecht und ggf. tariflicher Mehrurlaub abzu-
gelten, wenn im Tarifvertrag kein vom Bundesurlaubsgesetz abweichender, ei-
genständiger Urlaubsbegriff geregelt ist (beachten Sie dazu die folgenden
Ausführungen).

Aufgrund des Zuflusses im Steuerrecht muss die Urlaubsabgeltung beim Tod des Ar-
beitnehmers im Monat der Zahlung beim Erben mit dessen Lohnsteuerabzugsmerk-
malen gemäß ELStAM abgerechnet werden.

Die Sozialversicherung hat zur Abgeltung des Urlaubs bei Tod des Arbeitnehmers
ein Besprechungsergebnis vom 20.11.2019 veröffentlicht. Danach ist die Urlaubsab-
geltung als Einmalbezug beim verstorbenen Arbeitnehmer abzurechnen, sofern die
Abgeltung im Einzelfall tatsächlich gezahlt wird (§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Die
meisten Lohnprogramme werden dies nicht automatisch umsetzen können, so dass
dieser Sachverhalt manuell abgerechnet werden muss. Die Abrechnung erfolgt in
drei Schritten:

1. Schritt: Abrechnung 
der Urlaubsabgeltung 
beim verstorbenen 
Arbeitnehmer:

2. Schritt: Abrechnung 
der Urlaubsabgeltung 
beim Erben:

3. Schritt: Rückstellung 
bilden (wenn sich kein 
Erbe meldet)

Abrechnung im Sterbe-
monat

Abrechnung zum Zeit-
punkt der Auszahlung an 
den Erben

Einmalbezug (wie ein geld-
werter Vorteil, der dem so-
zialversicherungspflichti-
gen Brutto zugerechnet, 
aber als Nettoabzug wieder 
abgezogen wird)

sonstiger Bezug

steuerfrei steuerpflichtig
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
8.4 Mutterschutz
Nach § 14 Abs. 1 MuSchG soll die werdende Mutter dem Arbeitgeber ihre Schwan-
gerschaft und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen, sobald sie davon
Kenntnis erlangt hat. Aufgrund dieser Mitteilung werden die gesetzlichen Beschäfti-
gungsverbote wirksam.

Hinweis

Das Mutterschutzgesetz wurde bei den Personengruppen, die unter den Anwen-
dungsbereich des Gesetzes fallen, erweitert. Nach § 1 des MuSchG fallen auch
unter den Anwendungsbereich des Gesetzes:

• Auszubildende,
• Praktikantinnen,
• behinderte Frauen, die in Werkstätten für behinderte Menschen beschäftigt

sind,
• Entwicklungshelferinnen,
• Frauen im Rahmen eines freiwilligen sozialen Jahres,
• Frauen im Bundesfreiwilligendienst,
• Angehörige einer geistlichen Genossenschaft,

sozialversicherungspflich-
tig, sofern die Abgeltung 
im Einzelfall tatsächlich 
gezahlt wird (§ 22 Abs. 1 
Satz 2 SGB IV)

sozialversicherungsfrei

Sondermeldung 54 (für 
die beim Verstorbenen 
berechneten Beiträgen)

kein Meldegrund

Urlaubsabgeltung als 
Nettoabzug (weil nur geld-
werter Vorteil)

Sozialversicherungsbei-
träge als Nettoabzug beim 
Erben

Sozialversicherungsbei-
träge als Abzugsbetrag 
von der Rückstellungs-
summe

keine Auszahlung an den 
Verstorbenen

Auszahlung an den Erben Gewinnmindernde Rück-
stellung in Höhe der Ur-
laubsabgeltung

1. Schritt: Abrechnung 
der Urlaubsabgeltung 
beim verstorbenen 
Arbeitnehmer:

2. Schritt: Abrechnung 
der Urlaubsabgeltung 
beim Erben:

3. Schritt: Rückstellung 
bilden (wenn sich kein 
Erbe meldet)
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8.4 Mutterschutz
• Schülerinnen und Studentinnen, soweit der Ort der Ausbildung, Zeit und Ab-
lauf verpflichtend vorgegeben ist.

Bereits immer erfasst vom Gesetz waren:

• arbeitnehmerähnliche Frauen,
• Heimarbeiterinnen.

Mit Beginn bzw. Bekanntgabe der Schwangerschaft können unmittelbare Beschäfti-
gungsverbote verbunden sein. Es ist zwischen individuellen und generellen Beschäf-
tigungsverboten zu unterscheiden.

8.4.1 Individuelle Beschäftigungsverbote
• Bei Gefährdung von Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind entsprechend

ärztlichem Zeugnis.
• Verbot von schwerer körperlicher Arbeit und des Umgangs mit gesundheitsge-

fährdenden Stoffen, ebenso für stillende Mütter.
• Bei eingeschränkter Leistungsfähigkeit entsprechend ärztlichem Zeugnis nach

Entbindung und Schutzfrist.
• Verbot von Mehrarbeit (§ 4 MuSchG), Nacht- und Sonntagsarbeit (§§ 5 und 6

MuSchG), sowohl für werdende als auch für stillende Mütter.

Arbeitgeber sind verpflichtet, vor einem betriebsbedingten individuellen Beschäfti-
gungsverbot die Möglichkeiten einer Weiterbeschäftigung zu prüfen (§§ 9 bis 15 Mu-
SchG).

Bereits mit dem bisherigen Mutterschutzgesetz bestand für Arbeitgeber die Ver-
pflichtung, für jede Tätigkeit, bei der die Gesundheit von Schwangeren oder Stillen-
den gefährdet werden kann, eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Gefähr-
dungsbeurteilungen für alle Tätigkeiten im Betrieb gehören zu den allgemeinen
arbeitsschutzrechtlichen Pflichten des Arbeitgebers (§§ 5 ff. Arbeitsschutzgesetz
(ArbSchG)). Die Ergebnisse einer solchen Gefährdungsbeurteilung sind zu doku-
mentieren. Bislang waren die besonderen Schutzpflichten des Arbeitgebers gegen-
über Schwangeren und Stillenden an eine mögliche konkrete Gefährdung dieser
Personen gebunden. Der Arbeitgeber musste somit rechtzeitig handeln, um eine Ge-
fährdung von werdenden oder stillenden Müttern auszuschließen. Seit dem
01.01.2018 besteht die Pflicht zu einer generellen „mutterschutzsensiblen“ Gefähr-
dungsbeurteilung der Tätigkeiten (§§ 9 ff. MuSchG). Es findet also eine Gefähr-
dungsbeurteilung in zwei Schritten statt.

1. Schritt: Abstrakte Gefährdungsbeurteilung: Seit dem 01.01.2018 muss bei al-
len Gefährdungsbeurteilungen mögliche Gefährdungen von Schwangeren (§§ 9
bis 12 MuSchG) geprüft werden. Das Ergebnis ist sowohl hinsichtlich der mögli-
chen Gefährdungen als auch hinsichtlich der erforderlichen Schutzmaßnahmen
zu dokumentieren (§ 14 MuSchG).
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
2. Schritt: Individuelle Gefährdungsbeurteilung: Erhält der Arbeitgeber Kenntnis
davon, dass eine Beschäftigte schwanger ist oder stillt, hat er die ermittelten Er-
kenntnisse aus dem 1. Schritt unverzüglich zu konkretisieren und die erforderli-
chen Schutzmaßnahmen festzulegen.

Über das Ergebnis dieser Gefährdungsbeurteilung (abstrakt und individuell), ein-
schließlich der daraus erforderlichen Schutzmaßnahmen, muss der Arbeitgeber die
betroffenen schwangeren oder stillenden Arbeitnehmerin informieren (§ 14 Abs. 3
MuSchG).

8.4.2 Generelle Beschäftigungsverbote
Werdende Mütter dürfen in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung gene-
rell nicht mehr beschäftigt werden, es sei denn, sie haben sich ausdrücklich dazu be-
reit erklärt. Für die Berechnung der Frist ist die Aussage des Arztes oder der Heb-
amme maßgebend.

Bis zum Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bzw. 12 Wochen bei
Früh- oder Mehrlingsgeburten und der Geburt eines behinderten Kindes dürfen
Frauen auf keinen Fall beschäftigt werden. Um eine Frühgeburt im medizinischen
Sinne handelt es sich dann, wenn das Kind bei der Geburt weniger als 2.500 Gramm
wiegt. Wird vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bei dem Kind eine Be-
hinderung im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX festgestellt, verlängert sich die
Schutzfrist nach der Geburt des behinderten Kindes auf 12 Wochen (wie bei Früh-
oder Mehrlingsgeburten).

Nach dem Mutterschutzgesetz können jedoch alle Mütter mindestens eine Mutter-
schutzfrist von insgesamt 14 Wochen in Anspruch nehmen, auch wenn das Kind vor
dem errechneten Geburtstermin zur Welt kommt (§ 3 Abs. 1 MuSchG).

Früher sind die nicht beanspruchten Tage vor der Geburt verfallen, wenn es sich
nicht um eine Frühgeburt im medizinischen Sinne handelte. Inzwischen ist geregelt,
dass sich bei frühzeitigen Geburten generell (also nicht nur bei Frühgeburten im me-
dizinischen Sinne), die 8- bzw. 12-Wochen-Frist um die Tage verlängert, um die sich
die 6-Wochen-Frist vor der Entbindung verkürzt hat.

Beispiel

Der Arzt bescheinigt als voraussichtlichen Entbindungstermin den 29.10.

Mutterschutzbeginn (6 Wochen vor Geburt = 42 Kalendertage): 17.09.

Mutterschutzende (8 Wochen nach Geburt = 56 Kalendertage): 24.12.

Wird das Kind bereits am 24.10. geboren, also fünf Tage früher als geplant, ver-
längert sich die Schutzfrist nach der Geburt um genau diese fünf Tage. Das Ende
der Schutzfrist wäre dann am 24.12. Es bleibt also bei dem bisherigen Endtermin.
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8.4 Mutterschutz
Seit dem 01.06.2025 sind Änderungen im Mutterschutzgesetz in Kraft getreten, die
vor allem den Umgang mit Fehlgeburten betreffen. Bisher war die rechtliche Behand-
lung nicht eindeutig geregelt, was in der Praxis zu Unklarheiten hinsichtlich eventuel-
ler Freistellungen führte. Die Reform des Mutterschutzgesetzes schafft künftig Klar-
heit und regelt nun eine gestaffelte Freistellung im Anschluss an eine Fehlgeburt.

Die neuen Regelungen im Überblick:

• ab der 13. Schwangerschaftswoche: zwei Wochen Freistellung
• ab der 17. Schwangerschaftswoche: sechs Wochen Freistellung
• ab der 20. Schwangerschaftswoche: acht Wochen Freistellung

Von einer Fehlgeburt betroffene Frauen können auf die Freistellung verzichten, so-
fern sie eine ausdrückliche Erklärung zur Arbeitsfähigkeit abgeben.

Aus medizinischer Sicht spricht man von einer Fehlgeburt, wenn eine Schwanger-
schaft vor der 24. Schwangerschaftswoche endet und der Fötus außerhalb des Mut-
terleibes noch nicht lebensfähig ist.

Erfolgt der Verlust innerhalb der ersten zwölf Schwangerschaftswochen, liegt ein
Frühabort vor. Tritt er nach der 16. und vor Beginn der 24. Schwangerschaftswoche
ein, wird dies als Spätabort bezeichnet. Erfolgt der Verlust des Kindes zu einem spä-
teren Zeitpunkt oder wiegt das Kind mehr als 500 Gramm, spricht man von einer Tot-
geburt, auch als stille Geburt bezeichnet.

8.4.3 Mutterschutzlohn
Falls individuelle Beschäftigungsverbote eine Fortsetzung der üblichen Arbeitstä-
tigkeit verbieten, kann die Arbeitnehmerin auch mit anderen zumutbaren Arbeiten
beschäftigt werden.

Dies darf allerdings nicht zu einer Verdienstminderung führen. Der Arbeitgeber muss
deshalb mindestens den Durchschnittsverdienst der letzten 13 Wochen oder drei
Monaten vor Beginn des Monats, in dem die Schwangerschaft eingetreten ist, wei-
terbezahlen (§ 18 MuSchG).

Es liegt frei in der Entscheidung des Arbeitgebers, ob er 13 Wochen oder drei Mo-
nate zur Berechnung zugrunde legt. Dabei ist von dem letzten Tag des Kalendermo-
nats vor dem ersten Schwangerschaftsmonat um drei Monate oder 13 Wochen zu-
rückzurechnen.

Beispiel

Eine Arbeitnehmerin darf ihre bisherige Tätigkeit aufgrund eines individuellen Be-
schäftigungsverbots nicht mehr ausüben. Deshalb wird sie an einen anderen Ar-
beitsplatz versetzt. Ihr Bruttoverdienst auf diesem Arbeitsplatz beträgt 500 €.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
Die Arbeitnehmerin bezog in den letzten drei Monaten vor Beginn des Monats, in
dem die Schwangerschaft eingetreten ist, für ihre bisherige Tätigkeit folgende
Bruttoverdienste:

Sie verdiente somit in den letzten drei Monaten insgesamt 1.850 €. Dies ergibt
einen monatlichen Mutterschutzlohn in Höhe von 616,67 €. Da sie auf dem neuen
Arbeitsplatz nur 500 € erhält, muss der Arbeitgeber ihr die Differenz von 116,67 €
als Mutterschutzlohn bezahlen.

Der Mutterschutzlohn ist als laufendes Arbeitsentgelt steuer- und sozialversiche-
rungspflichtig. Die Entgeltbestandteile, die zur Berechnung des Mutterschutzlohns
maßgebend sind, können nachfolgender Tabelle entnommen werden.

• im ersten Monat des Berechnungszeitraums 650 €
• im zweiten Monat des Berechnungszeitraums 590 €
• im dritten Monat des Berechnungszeitraums 610 €

Lohn/Gehalt Maßgebend ist die im Berechnungszeitraum tatsächlich 
erzielte Arbeitsvergütung inklusive laufender Prämien und 
Akkordlohn.

Provisionen Zählen zum Arbeitsentgelt, wenn sie im Berechnungszeit-
raum fällig geworden sind, unabhängig vom Auszahlungs-
zeitpunkt.

Sachbezüge Sind Arbeitsverdienst und deshalb mit einzubeziehen (freie 
Wohnung, Unterhalt, Pkw-Nutzung usw.). Nicht mit einzube-
ziehen sind aber unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten.

Überstunden, 
Sonntags-, Feier-
tags- und Nacht-
arbeit

Sofern sie für einen 3-Monats-Zeitraum anfallen, sind sie 
unabhängig vom Zeitpunkt der Auszahlung und ohne Rück-
sicht auf die Regelmäßigkeit, mit der sie anfielen, mit einzu-
rechnen.

Zulagen Zulagen, die im Berechnungszeitraum angefallen sind, sind 
ohne Rücksicht auf ihre Regelmäßigkeit dazuzurechnen.

Verdiensterhöhung Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Art, die 
während oder nach dem Berechnungszeitraum eintreten, 
müssen berücksichtigt werden.

Verdienstkürzung Verdienstkürzungen, die im Berechnungszeitraum infolge 
von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschuldeter Ar-
beitsversäumnis eintreten, bleiben für die Berechnung außer 
Betracht. Andere dauerhafte Verdienstkürzungen, die wäh-
rend oder nach Ablauf des Berechnungszeitraums eintreten 
und nicht auf einem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungs-
verbot beruhen, sind künftig jedoch zu berücksichtigen.
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8.4 Mutterschutz
Wichtig

Einmalzahlungen sind nicht in die Durchschnittsberechnung mit einzubeziehen.

8.4.4 Mutterschaftsgeld
Für den Zeitraum der Mutterschutzfrist (sechs Wochen vor und acht bzw. 12 Wochen
nach der Entbindung) wird von der gesetzlichen Krankenkasse Mutterschaftsgeld
bezahlt (§ 19 MuSchG). Mutterschaftsgeld erhalten allerdings nur Frauen, die bei
Beginn der Schutzfrist in einem Arbeitsverhältnis stehen oder deren Arbeitsverhältnis
während ihrer Schwangerschaft vom Arbeitgeber zulässig aufgelöst wurde.

Weitere Voraussetzung ist, dass in der Zeit zwischen dem 10. und vierten Monat vor
der Entbindung, inklusive dieser Monate, für mindestens 12 Wochen Versicherungs-
pflicht oder ein Arbeitsverhältnis bestanden hat.

Die Höhe des Mutterschaftsgeldes berechnet sich nach dem um die gesetzlichen
Abzüge verminderten, durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelt der letz-
ten drei abgerechneten Kalendermonate.

Die Höhe des Mutterschaftsgeldes, welches die Krankenkasse bezahlt, beträgt maxi-
mal 13 € pro Kalendertag für Arbeitnehmerinnen (§ 19 Abs. 1 MuSchG), die in der
gesetzlichen Krankenkasse versichert sind.

Privat krankenversicherte Arbeitnehmerinnen erhalten auf Antrag vom Bundesversi-
cherungsamt ein Mutterschaftsgeld von 13 € pro Kalendertag, höchstens jedoch
210 € (§ 19 Abs. 2 MuSchG).

Wichtig

Das Mutterschaftsgeld ist steuer- und sozialversicherungsfrei, unterliegt jedoch
dem Progressionsvorbehalt.

8.4.5 Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
Der Arbeitgeber muss einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bezahlen (§ 20 Mu-
SchG), wenn das um die gesetzlichen Abzüge verminderte durchschnittliche kalen-
dertägliche Arbeitsentgelt den Höchstbetrag des Mutterschaftsgeldes (13 € kalen-
dertäglich) übersteigt. Als Zuschuss ist die Differenz zwischen dem
Nettoarbeitsentgelt pro Kalendertag und 13 € zu zahlen.

Ist eine Frau für mehrere Arbeitgeber tätig, sind für die Berechnung des o. g. Arbeit-
geberzuschusses die durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelte aus die-
sen Beschäftigungsverhältnissen zusammenzurechnen. Den sich daraus ergeben-
den Betrag zahlen die Arbeitgeber anteilig im Verhältnis der von ihnen gezahlten
durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelte.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
Bei einer Verdiensterhöhung gilt Folgendes:
• Tritt die Verdiensterhöhung innerhalb des Berechnungszeitraums ein, so ist die

Erhöhung vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an zu berücksichtigen.
• Verdiensterhöhungen, die während der Schutzfristen eintreten, sind ab diesem

Zeitpunkt einzubeziehen.
• Die Grundsätze über eine Verdienstkürzung beim Zuschuss zum Mutterschafts-

geld sind identisch mit denen des Mutterschutzlohns.

Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld ist steuer- und sozialversicherungsfrei. Er un-
terliegt jedoch dem Progressionsvorbehalt. Deshalb ist der Betrag im Lohnkonto und
auf der Lohnsteuerbescheinigung extra auszuweisen.

Beispiel
Eine Angestellte mit der Steuerklasse IV/0/rk bezieht ein Gehalt von 2.700 €. Der
Entbindungstermin wird auf den 26.06. festgesetzt. Ihr Nettoarbeitsentgelt der
letzten drei abgerechneten Kalendermonate beträgt 4.670 €.

Die sechswöchige Schutzfrist beginnt am 15.05. 

Gehaltsabrechnung Mai
Der Gehaltsanspruch der Arbeitnehmerin endet am 14.05. mit der Folge, dass ihr
Gehalt für den Mai anteilig umzurechnen ist. Bei Anwendung der Dreißigstel-Be-
zugsmethode würde sich z. B. folgendes Teilgehalt ergeben:

 1.260 € (Teilgehalt)

Zuschuss zum Mutterschaftsgeld:
Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld errechnet sich aus dem Netto der letzten drei
Kalendermonate (Februar, März und April)

4.670 € geteilt durch 90 SV-Tage = 51,89 €
kalendertägliches Mutterschaftsgeld = 51,89 €
abzgl. Betrag von der Krankenkasse = –13,00 €
Zuschuss Mutterschaftsgeld pro Kalendertag = 38,89 €
17 Kalendertage (15.05. bis 31.05.) x 38,89 € = 661,13 €

661,13 € bleiben steuer- und sozialversicherungsfrei.

Die Abrechnung Mai sieht wie folgt aus:
Teilgehalt 1.260,00 €
Zuschuss Mutterschaftsgeld (steuer- und SV-frei) 661,13 €
Gesamtbrutto 1.921,13 €
Steuerbrutto 1.260,00 €
Sozialversicherungsbrutto 1.260,00 €

2.700,00 € 14 Kalender tage×
30

---------------------------------------------------------------
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8.4 Mutterschutz
Bei einer erneuten Schwangerschaft ist im Fall der Beendigung der Elternzeit nach
dem BEEG mit dem Beginn der neuen Schutzfrist das Arbeitsentgelt aus einer mög-
lichen Teilzeitbeschäftigung, das vor der Beendigung der Elternzeit während der El-
ternzeit erzielt wurde, für die Berechnung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld
nicht zu berücksichtigen, soweit das durchschnittliche Arbeitsentgelt ohne die Be-
rücksichtigung der Zeiten, in denen dieses Arbeitsentgelt erzielt wurde, höher ist.

Während der Elternzeit sind Ansprüche auf Leistungen nach den §§ 18 und 20 Mu-
SchG aus dem wegen der Elternzeit ruhenden Arbeitsverhältnis ausgeschlossen.
Übt die Schwangere während der Elternzeit eine Teilzeitarbeit aus, ist für die Ermitt-
lung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts nur das Arbeitsentgelt aus dieser Teil-
zeitarbeit zugrunde zu legen.

8.4.6 Freibeträge und Steuerklassenwechsel
Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld hängt vom Nettoarbeitsentgelt der letzten drei
abgerechneten Kalendermonate ab. Entscheidend für das Nettoarbeitsentgelt sind
die gemeldeten ELStAM (Steuerklasse, Freibeträge, Konfession). Es stellt sich somit
die Frage, wie sich ein Steuerklassenwechsel oder die Eintragung eines Freibetrags
auf den Arbeitgeberzuschuss auswirkt.

Der beträchtliche Einkommensvorteil könnte dazu verleiten, für den Berechnungs-
zeitraum des Arbeitgeberzuschusses die ELStAM ändern zu lassen.

Auch ein beim Ehemann eventuell eingetragener Freibetrag kann von der Ehefrau
übernommen werden. Nach steuerlichen Vorschriften sind solche Änderungen bis
zum 30.11. des laufenden Jahres zulässig.

Das Mutterschutzgesetz verbietet eine solche Beeinflussung des Nettoarbeitsent-
gelts nicht ausdrücklich. Gleichwohl hat das Bundesarbeitsgericht entschieden, dass
der Arbeitgeber bei der Berechnung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld einem
Steuerklassentausch nicht zu folgen braucht, wenn die Änderung der Steuermerk-
male ohne sachlichen Grund nur deshalb erfolgt ist, um den Nettoverdienst im Be-
rechnungszeitraum zu erhöhen.

Erfolgt die Änderung der Steuerklassen aber in Anpassung an die tatsächlichen Ver-
hältnisse, stellt dies keine missbräuchliche Anwendung dar.

Steuertage 30
Sozialversicherungstage 14
Lohnsteuer aus Monatstabelle (IV/0) – 0,00 €
SolZ 5,5 % – 0,00 €
Kirchensteuer 9 % – 0,00 €
SV-Beiträge AN – 248,22 €
(KV* 7,3 %, RV 9,3 %, PV 1,8 %, AV 1,3 % = 19,7 %)
Auszahlungsbetrag 1.672,91 €

* kein kassenindividueller Zusatzbeitrag berücksichtigt
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
8.5 Elternzeit
8.5.1 Dauer der Elternzeit
Nach § 15 des Bundeserziehungsgeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) haben Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres
eines Kindes Anspruch auf Elternzeit. Die 8- oder 12-wöchige Schutzfrist nach der
Geburt wird dabei angerechnet. Allerdings erfolgt die Anrechnung nur auf die Eltern-
zeit der Mutter und somit nicht auf die Elternzeit des Vaters.

Wichtig
Neuregelung zum 01.07.2015 (Elternzeit).

Mit Wirkung zum 01.07.2015 traten Änderungen im Bundeserziehungsgeld- und El-
ternzeitgesetz in Kraft. Diese neuen Regelungen sollen Eltern die Inanspruchnahme
der Elternzeit künftig mit mehr Flexibilität ermöglichen. Die Elternzeit wird danach 24
statt wie bisher 12 Monate zwischen dem dritten und achten Lebensjahr eines Kin-
des betragen können. Dazu ist es nicht mehr notwendig, die Zustimmung des Arbeit-
gebers einzuholen. Dies ist auch beim Arbeitgeberwechsel möglich.

Tipp
Neue Arbeitgeber können vom Arbeitnehmer eine Bescheinigung über bereits in
Anspruch genommene Elternzeit verlangen.

Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf das Bundeserziehungsgeld- und El-
ternzeitgesetz seit dem 01.01.2015. Das Gesetz ist für Geburten ab dem
01.07.2015 anwendbar.
• Die Elternzeit kann von jedem Elternteil auf drei Zeitabschnitte aufgeteilt werden.

Beispiel
Ein Jahr Elternzeit direkt nach der Geburt des Kindes. Ein weiteres Jahr Elternzeit
während des ersten Kindergartenjahres des Kindes und das dritte Jahr Elternzeit
während des ersten Schuljahres des Kindes.

• Die Frist für den Antrag auf Reduzierung der Arbeitszeit während der Elternzeit
wurde angepasst an die Frist für den Antrag auf Elternzeit, also
– sieben Wochen vor Beginn, wenn die Elternzeit bzw. die Teilzeitbeschäftigung

vor dem dritten Geburtstag des Kindes genommen wird,
– 13 Wochen vor Beginn der Elternzeit bzw. der Teilzeitbeschäftigung, die zwi-

schen dem dritten und achten Lebensjahr des Kindes genommen wird.
– Ein Teil der Elternzeit kann auf einen späteren Zeitpunkt (bis zum vollendeten

8. Lebensjahr des Kindes) verschoben werden. Eine Zustimmung des Arbeit-
gebers ist dazu nicht mehr notwendig.
212



8.5 Elternzeit
Die Elternzeitregelungen gelten jetzt jeweils für das einzelne Arbeitsverhältnis der El-
ternteile. Bei sich überschneidenden Elternzeiten von zwei Kindern verfällt die El-
ternzeit für ein Kind nicht.

Wichtig

Für Eltern, deren Kind vor dem 01.07.2015 geboren wird, besteht keine Möglich-
keit, die Neuregelungen zur Elternzeit zu nutzen. Diese Eltern benötigen nach wie
vor die Zustimmung des Arbeitgebers, wenn Elternzeit (höchstens 12 Monate)
zwischen dem dritten bis zum achten Lebensjahr übertragen werden soll.

Ab dem Zeitraum der Anmeldung der Elternzeit bis zum Ende der Elternzeit besteht
Kündigungsschutz:

• frühestens acht Wochen vor dem Beginn der Elternzeit bis zum dritten Lebens-
jahr des Kindes,

• frühestens 14 Wochen vor dem Beginn der Elternzeit zwischen dem dritten und
achten Lebensjahr des Kindes.

8.5.2 Anspruchsvoraussetzungen
Ihren Anspruch auf Elternzeit können Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur ver-
langen, wenn ihnen für das Kind die Personenfürsorge zusteht und sie es im eigenen
Haushalt selbst betreuen und erziehen.

Dies gilt auch für Kinder des Ehepartners bzw. angenommene Kinder und Kinder in
Adoptionspflege (vgl. hierzu im Einzelnen § 15 BEEG).

8.5.3 Elternzeit für Großeltern
Zur Unterstützung ihrer minderjährigen Kinder können auch Großeltern Elternzeit in
Anspruch nehmen, um ihre Enkel betreuen zu können. Mit dieser Regelung soll vor
allem erreicht werden, dass sich die minderjährigen Eltern auf ihre Ausbildung kon-
zentrieren können und diese abschließen.

Der Anspruch der Großeltern auf Elternzeit setzt wie bei allen anderen Elternzeitbe-
rechtigten nach § 15 Abs. 1 BEEG voraus, dass die oder der Anspruchsberechtigte
mit dem Kind in einem Haushalt lebt und das Kind selbst betreut und erzieht. Es wird
nicht vorausgesetzt, dass der anspruchsvermittelnde Elternteil ebenfalls mit im
Haushalt der Großeltern lebt.

8.5.4 Antragsfristen
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen die Elternzeit bis zum dritten Le-
bensjahr des Kindes sieben Wochen vor Beginn anmelden. Soll sie nicht unmittel-
bar nach der Geburt des Kindes oder nach Ablauf der Mutterschutzfrist beginnen,
verlängert sich die Frist auf 13 Wochen zwischen dem dritten und achten Lebensjahr
des Kindes.
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
Schöpfen Eltern ihre Elternzeit vor dem dritten Geburtstag des Kindes nicht voll aus,
können sie maximal 24 Monate auf die Zeit bis zum vollendeten achten Lebensjahr
übertragen. Um Eltern bei der Inanspruchnahme der Elternzeit eine größere Flexibili-
tät einzuräumen, wurde die Übertragung im Gesetz geändert und sieht seitdem vor,
dass Eltern für Geburten ab dem 01.07.2015 24 statt 12 Monate zwischen dem drit-
ten bis achten Lebensjahr des Kindes in Anspruch nehmen können, ohne dass es
dazu der Zustimmung des Arbeitgebers bedarf.

8.5.5 Auswirkungen auf das Arbeitsverhältnis
Für die Dauer der Elternzeit ruht das Beschäftigungsverhältnis. Die Mitgliedschaft in
der Sozialversicherung bleibt erhalten. Bei fehlendem Arbeitsentgelt fallen keine So-
zialversicherungsbeiträge an.

Sozialversicherungspflicht besteht auch nicht, wenn es sich um eine geringfügig ent-
lohnte Beschäftigung handelt. Dagegen führt eine kurzfristige, auf längstens drei 
Monate begrenzte Beschäftigung zur Sozialversicherungspflicht, weil die Teil-
zeitbeschäftigung während der Elternzeit als berufsmäßig ausgeübte Tätigkeit gilt.

8.5.6 Abbruch der Elternzeit
Die Elternzeit kann vorzeitig beendet werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt. Die
vorzeitige Beendigung wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder in Fällen be-
sonderer Härte, insbesondere beim Eintritt einer schweren Krankheit, Schwerbehin-
derung oder Tod eines Elternteils oder eines Kindes der berechtigten Person oder
bei erheblich gefährdeter wirtschaftlicher Existenz der Eltern nach Inanspruchnahme
der Elternzeit, kann der Arbeitgeber nur innerhalb von vier Wochen aus dringenden
betrieblichen Gründen ablehnen.

Die Elternzeit kann zur Inanspruchnahme der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des
§ 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes auch ohne Zustimmung des Arbeitgebers vor-
zeitig beendet werden; in diesen Fällen soll die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber die
Beendigung der Elternzeit rechtzeitig mitteilen. Eine Verlängerung der Elternzeit
kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener Wechsel der Anspruchsberechtigten
aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann.

8.6 Elterngeld
Das Elterngeld wird für maximal 14 Monate an Vater und Mutter gezahlt, beide kön-
nen den Zeitraum frei untereinander aufteilen. Ein Elternteil kann höchstens 12 Mo-
nate allein nehmen, zwei weitere Monate sind als Option für den anderen Partner re-
serviert.

Der Bezugszeitraum beginnt mit der Geburt und dauert bis zur Vollendung des 12.
bzw. 14. Lebensmonats. Erfolgt die Antragstellung später, kann für max. drei Monate
eine Nachzahlung erfolgen. Bei Antragstellung müssen beide Elternteile die persönli-
che Zeitdauer der Inanspruchnahme festlegen.
214



8.6 Elterngeld
8.6.1 Höhe des Elterngeldes
Kernelement des Elterngeldes ist die dynamische Leistung in Anknüpfung an das
Erwerbseinkommen. Die Elterngeldleistung beträgt prozentual mindestens 65 %
bzw. 67 % des entfallenden Nettoeinkommens, absolut mindestens 300 € und
höchstens 1.800 € (67 % von maximal 2.700 €, die als Einkommen berücksichtigt
werden) für mindestens die ersten 12 Lebensmonate des Kindes.

Hinweis

Seit dem 01.01.2011 wird die Elterngeldleistung bei einem anzurechnenden Net-
toeinkommen ab 1.240 € auf 65 % begrenzt.

Für Geringverdiener gibt es ein erhöhtes Elterngeld, um den Arbeitsanreiz zu erhal-
ten: Ist das Nettoeinkommen vor der Geburt geringer als 1.000 € monatlich, wird die
Ersatzrate von 67 % auf bis zu 100 % angehoben. Für je 2 €, die das Nettoeinkom-
men unter 1.000 € liegt, steigt die Ersatzrate um 0,1 %.

z. B. Nettoverdienst 800 € = 200 € weniger = 10 %
67 % plus 10 % = 77 % von 800 € = 616 € Elterngeld
(80 € mehr als normal)

Bei einer Teilzeittätigkeit während der Elternzeit von durchschnittlich 32 Wochen-
stunden erhält die Betreuungsperson 65 % bzw. 67 % des entfallenden Teileinkom-
mens. Als Nettoeinkommen vor der Geburt werden dabei höchstens 2.700 € berück-
sichtigt.

z. B. vorher 2.700 €;
Teilzeitentgelt 1.750 € = 2.700 € – 1.750 € = 950 €, 
davon 67 % = 636,50 € Elterngeld

Betrug das Nettoeinkommen mehr als 2.700 €, wird diese Obergrenze für die Be-
rechnung genommen.

z. B. vorher 3.100 €;
Teilzeitentgelt 2.100 € = 2.700 € (Basiswert) – 2.100 € = 600 €, davon 67 % =
402 € Elterngeld

Mehrkindfamilien erhalten einen Geschwisterbonus. Das zustehende Elterngeld
wird um 10 %, mindestens aber 75 € im Monat erhöht. Der Anspruch besteht so
lange, wie zumindest ein älteres Geschwisterkind unter drei Jahren mit im Haushalt
lebt. Bei zwei oder mehr älteren Geschwisterkindern genügt es, wenn mindestens
zwei das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Der Geburtenabstand zu
dem Kind, für das jetzt Elterngeld beantragt wird, kann dann also sogar größer als
drei Jahre sein. Mit dem Ende des Monats, in dem das ältere Geschwisterkind sei-
nen dritten bzw. sechsten Geburtstag vollendet, entfällt der Erhöhungsbetrag. Der
Grundbetrag des Elterngeldes läuft bis zum Ende des Bezugszeitraums von 12 oder
14 Monaten weiter.
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Alle berechtigten Eltern erhalten einen Mindestbetrag von 300 €. Dieser wird für 12
Lebensmonate des Kindes unabhängig davon gezahlt, ob sie vor der Geburt er-
werbstätig waren oder nicht, also auch für Hausfrauen und -männer, Studierende,
Kleinstverdiener.

Den besonderen Belastungen einer Mehrlingsgeburt wird durch die Erhöhung des
sonst zustehenden Elterngeldes um 300 € für das zweite und jedes weitere Kind
Rechnung getragen.

Das Elterngeld ist abgabenfrei. Es werden keine Beiträge für Sozialversicherungen
auf das Elterngeld erhoben. Privat Versicherte zahlen ihre Beiträge selbst weiter.

Das Elterngeld selbst ist steuerfrei, unterliegt aber dem Progressionsvorbehalt. Es
wird für die Ermittlung des auf das steuerpflichtige Einkommen anzuwendenden
Steuersatzes zum Einkommen hinzugerechnet.

8.6.2 Ermittlung des Elterngeldes
Seit 2013 wird bei der Berechnung des Elterngeldes der Bruttolohn der letzten 12
Monate vor der Geburt zugrunde gelegt. Hiervon werden im Rahmen eines gesetz-
lich vorgegebenen Programmablaufplans pauschale Abgaben für Steuer und Sozial-
versicherung abgezogen. Für Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung werden pauschal 21 Prozent berechnet.

Für die Berechnung der Lohnsteuer wird die Lohnsteuerklasse verwendet, die der
Arbeitnehmer in den vorangegangenen 12 Monaten am längsten hatte, wobei die
persönlichen Freibeträge nicht angewendet werden.

8.6.3 Konsequenzen für Arbeitgeber und die 
Personalpraxis

Teilzeitarbeit bis zu durchschnittlich 32 Wochenstunden ist zulässig; entsprechenden 
Teilzeitwünschen muss in der Regel entsprochen werden.

Den Arbeitgeber treffen künftig auch bußgeldbewährte Auskunfts- und Nachweis-
pflichten über das Arbeitsentgelt der Beschäftigten, die abgezogene Lohnsteuer
und den Arbeitnehmeranteil der Sozialversicherungsbeiträge sowie die Arbeitszeit.

Elterngeld und Elternzeit sind rechtlich voneinander unabhängig. Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen müssen jedoch regelmäßig ihren Anspruch auf Elternzeit
geltend machen, um ihre Arbeitszeit reduzieren und das Elterngeld nutzen zu kön-
nen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Anmeldung der Elternzeit spätestens sie-
ben Wochen vor ihrem geplanten Beginn erfolgen muss, während der mit der An-
meldung ausgelöste besondere Kündigungsschutz frühestens acht Wochen vor
Beginn der Elternzeit gilt.
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8.7 Elterngeld Plus
8.7 Elterngeld Plus
Für Geburten seit dem 01.07.2015 ist das Elterngeld Plus eingeführt. Bislang konnten
Eltern für maximal 14 Monate Elterngeld beziehen, seit dem 01.07.2015 können
Eltern für maximal 28 Monate Elterngeld Plus beziehen (inkl. Partnerschaftsbonus).
Der Gesetzgeber schließt mit dieser Neuregelung eine Gesetzeslücke. Eltern, die
bisher schneller in das Berufsleben zurückkehren, sind nach der Elterngeld-
Regelung schlechtergestellt, da die betroffenen Eltern auf einen Teil des Elterngel-
des verzichten.

Beispiel

Eine Mutter kehrt acht Monate nach der Geburt ihres Kindes im Rahmen einer
Teilzeitbeschäftigung an ihren Arbeitsplatz zurück. Eigentlich hat sie noch An-
spruch auf vier Monate Elterngeld. Dieses wird allerdings mit ihrem Einkommen
aus der Teilzeitbeschäftigung verrechnet. Die Folge ist ein geringes Elterngeld.

Seit dem 01.07.2015 wird dies durch einen längeren Bezug ausgeglichen. Die
Mutter erhält das Elterngeld Plus länger (24 Monate), allerdings nur noch zur Hälfte.

Mit dem Elterngeld Plus sollen Eltern die Möglichkeit erhalten, die Betreuung ihres
Kindes flexibel mit ihrem Beruf zu vereinbaren.

8.7.1 Höhe des Elterngeld Plus
Das Elterngeld Plus beträgt höchstens die Hälfte des regulären Elterngeldes ohne
Erwerbstätigkeit. Bei der Berechnung des Elterngeld Plus ist nicht die Höhe des ent-
gangenen Arbeitslohns maßgebend, sondern das für den vollen Arbeitslohn berech-
nete Elterngeld (65 % vom vorherigen Nettoverdienst).

Wichtig

Neuregelung zum 01.07.2015 (Elterngeld Plus).

Die Berechnungsgrundlage für das Elterngeld Plus bleibt zum Elterngeld unverän-
dert. Eltern können für Geburten nach dem 01.07.2015 zwischen dem bisherigen El-
terngeld und dem neuen Elterngeld Plus wählen.

Beispiel

Nettogehalt vor der Geburt: 1.400 €

Teilzeitgehalt nach der Geburt: 600 €
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1. Elterngeld ohne Erwerbstätigkeit nach der Geburt:
1.400 € x 65 % = 910 € für 12 Monate = 10.920 €

2. Elterngeld mit Teilzeitbeschäftigung (600 €) nach der Geburt:
1.400 € – 600 € = 800 € x 65 % = 520 € für 12 Monate = 6.240 €

3. Elterngeld Plus mit Teilzeitbeschäftigung nach der Geburt:
910 : 2 = 455 € für 24 Monate = 10.920 €

Im o. g. Beispiel ersetzt das Elterngeld Plus das weggefallene Einkommen bis zur
Hälfte des Elterngeldes, das ein Elternteil ohne Teilzeitbeschäftigung nach der Ge-
burt des Kindes bekommen hätte. Für Eltern, die während des Elterngeldbezugs
nicht erwerbstätig sind, ändert sich nichts. Auch sie können mit dem Elterngeld Plus
die Bezugsdauer verdoppeln und in dieser Zeit den halben Elterngeldbetrag beziehen.

Wichtig

1 Monat Elterngeld = 2 Monate Elterngeld Plus

8.7.2 Partnerschaftsbonus
Mit dem Elterngeld Plus wird zusätzlich der Partnerschaftsbonus eingeführt. Dieser
soll die Eltern unterstützen, Familie und Beruf besser miteinander zu vereinbaren.
Um den Partnerschaftsbonus zu erhalten, arbeiten beide Eltern zwischen 25 und 30
Wochenstunden im Monatsdurchschnitt. Dabei ist die Höhe des Elterngeldes in
einem Monat des Partnerschaftsbonus mit der eines Monats mit Elterngeld Plus
identisch. Der zusätzliche Partnerschaftsbonus von vier Monaten wird zusätzlich
zum Elterngeld Plus von 24 Monaten gewährt (gesamt 28 Monate).

Hinweis

Auch Alleinerziehende profitieren vom Partnerschaftsbonus. Alleinerziehende er-
halten eine zusätzliche Förderung, die mit dem Partnerschaftsbonus vergleichbar
ist. Wie Elternpaare können sie für vier weitere Monate Elterngeld Plus beziehen,
wenn sie in mindestens vier aufeinanderfolgenden Monaten zwischen 25 und 30
Wochenstunden arbeiten.

8.7.3 Vorteile für den Arbeitgeber
Durch das Elterngeld Plus und die Einführung des Partnerschaftsbonus profitieren
auch Arbeitgeber: Dadurch, dass die Elternpaare schneller in das Berufsleben zu-
rückkehren, bleiben die Mitarbeiter dem Unternehmen erhalten (Qualifikation und
Fachkräfte).
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8.8 Pflegezeitgesetz
8.8.1 Allgemeines
Die Bevölkerung Deutschlands wird immer älter und in den letzten Lebensjahren be-
dürfen sie immer mehr der Pflege. Mit dem Pflegezeitgesetz (PflegeZG) möchte der
Gesetzgeber die häusliche Pflege durch die Angehörigen stärken.

Arbeitnehmer haben durch dieses Gesetz einen Anspruch auf eine Freistellung von
bis zu sechs Monaten. Die Rückkehr zu ihrem Arbeitgeber bleibt garantiert. Sie blei-
ben für diese Zeit in aller Regel über die Pflegekasse rentenversichert. Der Anspruch
aus der Arbeitslosenversicherung bleibt erhalten. Falls erforderlich werden die Bei-
träge zur Kranken- und Pflegeversicherung bis zur Höhe des Mindestbeitrags von
der Pflegekasse des Gepflegten übernommen.

Seit dem 01.01.2012 können Beschäftigte in Abstimmung mit ihrem Arbeitgeber
auch eine „Familienpflegezeit“ in Anspruch nehmen. Die entsprechenden Regelun-
gen werden im nächsten Kapitel dargestellt.

Tritt ein Pflegefall plötzlich auf, können Beschäftigte kurzfristig für bis zu zehn Tage
der Arbeit fernbleiben, um die Pflege in dieser Zeit sicherzustellen oder eine bedarfs-
gerechte Pflege zu organisieren.

8.8.2 Angehörige
Nahe Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind

• Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern,
• Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft, Geschwister,
• Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder,
• die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners,
• Schwiegerkinder und Enkelkinder,
• Schwägerin und Schwager.

8.8.3 Kurzzeitige Arbeitsverhinderung
Durch § 2 des Pflegezeitgesetzes wird es dem Arbeitnehmer ermöglicht, sofort und
ohne Einhaltung einer Frist von der Arbeit fernzubleiben.

8.8.3.1 Anspruchsvoraussetzungen
Der Anspruch auf die kurzzeitige Arbeitsverhinderung ist nur dann gegeben, wenn es
sich um einen „akuten“ Fall handelt. Auf Verlangen des Arbeitgebers ist eine ärztli-
che Bescheinigung vorzulegen. Dabei muss auch die Notwendigkeit der Arbeitsver-
hinderung bescheinigt werden, d. h., es sind konkrete Maßnahmen nachzuweisen.
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Allerdings kann die Akutpflegezeit auch dann genommen werden, wenn kein Pflegefall
im Sinne des Pflegegesetzes vorliegt. Dies wird durch § 7 Abs. 4 PflegeZG bestimmt.

Der Arbeitnehmer muss den Arbeitgeber über die Inanspruchnahme informieren.
Dies kann schriftlich oder mündlich vorgenommen werden. Das Gesetz sieht keine
formelle Regelung vor.

8.8.3.2 Dauer
Der Arbeitnehmer hat einen Anspruch auf eine Freistellung von zehn Arbeitstagen.
Es gibt keine Vorgabe, dass die Arbeitstage am Stück zu nehmen sind. Je Akutfall
können die Tage verteilt werden, wobei allerdings immer die gesetzliche Intention zu
beachten ist. Beispielsweise können in drei aufeinanderfolgenden Wochen je drei
Tage genommen werden, weil dies für die Organisation und die Behördengänge not-
wendig ist. Eine Verwendung für die Pflege ist nicht möglich, da hier das Akutereig-
nis nicht gegeben ist, z. B. fünf Kinder einer Pflegeperson lösen sich in der Pflege ab
und der Arbeitnehmer nimmt immer montags frei. Dies wäre eine Pflege und müsste
wie Pflegezeit behandelt werden.

Für jeden neuen Akutfall kann die Freistellung genommen werden, auch wenn es
sich um die gleiche Pflegeperson handelt.

8.8.3.3 Entgeltfortzahlung und Pflegeunterstützungsgeld
Aufgrund des Gesetzes besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Allerdings
kann ein Anspruch aufgrund einer anderen Regelung vorliegen, z. B. aufgrund eines
Tarifvertrags oder einer Betriebsvereinbarung. Auch muss § 616 BGB beachtet wer-
den, allerdings kann der sich hieraus ergebende Anspruch auf Entgeltzahlung durch
einen Tarifvertrag bzw. Betriebsvereinbarung ausgeschlossen werden.

Wichtig

Seit dem 01.01.2015 (Pflegeunterstützungsgeld).

Besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung gegenüber dem Arbeitgeber, hat der Ar-
beitnehmer einen Anspruch auf das Pflegeunterstützungsgeld. Seit dem 01.01.2015 ist
das Pflegeunterstützungsgeld für die Fälle der kurzzeitigen Pflegefreistellung nach
dem Pflegezeitgesetz (§ 44a Abs. 3 SGB XI) eingeführt.

Basis für die Berechnung des Pflegeunterstützungsgeldes ist das sich aus dem aus-
gefallenen laufenden Bruttoarbeitsentgelt ergebende pauschalierte Netto.

Das Pflegeunterstützungsgeld wird nicht von der Krankenkasse des pflegenden Ar-
beitnehmers gezahlt, sondern von der Pflegekasse bzw. Pflegeversicherung des ge-
pflegten Angehörigen.
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8.8.3.4 Sozialversicherung
Während der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung besteht das SV-pflichtige Beschäfti-
gungsverhältnis weiter. Aufgrund der zehn Tage kann es nicht zu einer Abmeldung
oder Unterbrechungsmeldung kommen. Allerdings kann es in dem Fall zu Meldun-
gen kommen, wenn der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung ein unbezahlter Urlaub lü-
ckenlos vorangeht oder folgt.

Die Beiträge werden nur aus dem tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelt berechnet.
Dies hat Auswirkungen bei der Zahlung des Arbeitgeberzuschusses zur freiwilligen
bzw. privaten Krankenversicherung.

Erhält der Arbeitnehmer während der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung kein Entgelt
vom Arbeitgeber fortgezahlt und zahlt die Pflegekasse der zu pflegenden Person
Pflegeunterstützungsgeld, ist dies eine Lohnersatzleistung, die zur Kürzung der SV-
Tage beim Arbeitnehmer führt.

8.8.4 Pflegezeit
8.8.4.1 Anspruchsvoraussetzungen
Im Gegensatz zur kurzfristigen Arbeitsverhinderung haben nur Arbeitnehmer einen
Anspruch auf eine Pflegezeit, deren Betrieb mindestens 16 Beschäftigte hat.

Der Anspruch muss dem Arbeitgeber mindestens zehn Arbeitstage vor Inanspruch-
nahme mitgeteilt werden und die Notwendigkeit muss durch die Pflegekasse oder
den medizinischen Dienst der Krankenkasse nachgewiesen werden. Aufgrund die-
ser Vorgabe kann nur dann Pflegezeit beantragt werden, wenn der Angehörige min-
destens einen anerkannten Pflegegrad 1 hat.

Die Pflegezeit kann nur für die häusliche Betreuung von nahen Angehörigen genutzt
werden. Ist der Angehörige in einem Pflegeheim untergebracht, ist eine Pflegezeit
ausgeschlossen. Seit dem 01.01.2015 kann die Betreuung eines pflegebedürftigen
minderjährigen Kindes auch außerhäuslich sein.

Wichtig

Rechtsanspruch auf Sterbebegleitung.

Nach den neuen Regelungen haben Angehörige seit dem 01.01.2015 einen Rechts-
anspruch, einen pflegebedürftigen Angehörigen in der letzten Lebensphase, bis zu
drei Monate, zu begleiten. In dieser Zeit kann der Arbeitnehmer ganz freigestellt wer-
den oder aber auch bei verringerter Arbeitszeit arbeiten. Für den entgangenen Ar-
beitslohn kann der Arbeitnehmer ein zinsloses Darlehen durch das Bundesamt für
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) in Anspruch nehmen.

Im Gegensatz zur Akutpflegezeit entsteht der Anspruch nur einmal pro Angehöri-
gem. Allerdings kann für weitere Angehörige wieder eine Pflegezeit genommen wer-
den. Da jedoch keine Meldepflicht für den Arbeitgeber besteht, kann theoretisch die
Pflegezeit für den gleichen Angehörigen bei einem neuen Arbeitgeber nochmals ge-
nommen werden.
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8.8.4.2 Dauer
Die Pflegezeit beträgt je Pflegefall einmalig bis sechs Monate. Bei der Mitteilung an
den Arbeitgeber muss der Arbeitnehmer die Dauer der Pflegezeit festlegen. Dies ist
für den Arbeitnehmer eine durchaus schwere Entscheidung, da der Arbeitgeber nicht
verpflichtet ist, einer Verkürzung oder Verlängerung zuzustimmen.

Zu beachten ist, dass die Pflegezeit auch durch teilweise Freistellung von der Arbeit
genommen werden kann. In diesem Fall ist die Verteilung der Arbeitszeit mitzuteilen.
Der Arbeitgeber kann dies nur ablehnen, wenn dringende betriebliche Bedürfnisse
bestehen.

Obwohl die Pflegezeit an die Elternzeit angelehnt ist und viele Aspekte übernommen
wurden, gibt es für die Teilzeit in Pflegezeit keine Mindest- oder Höchstgrenzen.

8.8.4.3 Vorzeitige Beendigung bzw. Verlängerung 
der Pflegezeit

Die Pflegezeit beträgt max. sechs Monate und muss bei Antragstellung zeitlich defi-
niert werden. Eine vorzeitige Beendigung ist grundsätzlich nicht möglich bzw. bedarf
der Zustimmung des Arbeitgebers. Allerdings kann bei Wegfall der Pflegevorausset-
zung die Pflegezeit mit einer vierwöchigen Ankündigung beendet werden.

Mit der eingeschränkten Möglichkeit der vorzeitigen Beendigung soll der Arbeitgeber
geschützt werden. Ausschlaggebend für den 4-Wochen-Zeitraum ist der Eintritt der
veränderten Umstände. Da der Arbeitnehmer aber verpflichtet ist, den Arbeitgeber
sofort zu informieren, darf zwischen diesen beiden Ereignissen kein allzu großer
Zeitraum liegen. Eine gesetzliche Vorgabe für die Form der Meldung gibt es nicht.

Hat der Arbeitnehmer einen zu kurzen Zeitraum gewählt, kann eine Verlängerung
nur dann erfolgen, wenn der Arbeitgeber zustimmt.

8.8.4.4 Entgeltfortzahlung
Im Gegensatz zur kurzzeitigen Arbeitsverhinderung gibt es keine Bestimmungen, die
eine Pflicht zur Entgeltfortzahlung vorsehen.

Allerdings sind die tarifvertraglichen und betrieblichen Regelungen zur Weiterzah-
lung von Arbeitgeberleistungen zu beachten. Dies gilt besonders in den Fällen der
Weitergewährung von Sachbezügen, wie z. B. Dienstwagen, Dienstwohnung, Versi-
cherung etc.

Nach Aussage der Spitzenverbände stellen diese Zahlungen keinen beitragspflich-
ten Bezug dar. Die Spitzenverbände sind sich einig, dass auch kein Fall nach § 23c
SGB IV entstehen kann.

Seit dem 01.01.2015 können Arbeitnehmer ein zinsloses Darlehen beantragen um
ihren Lebensunterhalt während der Pflegezeit abzusichern. Das Darlehen wird in Ra-
ten an den Arbeitnehmer ausgezahlt und über das Bundesamt für Familie und zivil-
gesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) beantragt.
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8.8.4.5 SV- und steuerrechtliche Behandlung
Bei Nutzung der Pflegezeit mit voller Freistellung haben die Spitzenverbände festge-
legt, dass bei Beginn der Pflegezeit eine Abmeldung mit Grund 30 vorzunehmen ist.
Hierbei darf die Monatsfrist wie z. B. bei unbezahltem Urlaub nicht angewandt wer-
den. Nach dem Ende der Pflegezeit ist eine Anmeldung mit Grund 10 vorzunehmen.
Während der Pflegezeit entstehen keine SV-Tage.

Hat der Arbeitnehmer allerdings eine Teilzeitarbeit vereinbart, dann gilt das tatsäch-
lich erzielte Einkommen und es entstehen in diesen Fällen auch SV-Tage.

8.8.4.6 Kündigungsschutz
Ab dem Zeitpunkt der Ankündigung einer Pflegezeit besteht ein Sonderkündigungs-
schutz. Dieser ist allumfassend und kann nicht ausgehebelt werden. Der Kündi-
gungsschutz gilt bis zum Ende der Pflegezeit. In besonderen Fällen kann die für den
Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehörde eine Kündigung genehmigen. Zu
beachten ist auch, dass es keine Wartefrist gibt.

8.8.4.7 Auswirkungen auf befristete Arbeitsverhältnisse
Befristete Arbeitnehmer haben auch einen Anspruch auf Pflegezeit. Bei diesen Ar-
beitsverhältnissen endet aber die Befristung gemäß Vereinbarung. Es gibt auch kei-
nen erweiterten Kündigungsschutz.

Wenn Auszubildende Pflegezeit in Anspruch nehmen, verlängert sich die Ausbil-
dungszeit entsprechend.

8.8.4.8 Befristete Arbeitsverhältnisse
Um den Ausfall des Arbeitnehmers zu kompensieren, kann der Arbeitgeber einen
befristeten Arbeitsvertrag mit Sachgrund abschließen. Sollte der Arbeitnehmer vor-
zeitig aus der Pflegezeit zurückkommen, kann das befristete Arbeitsverhältnis mit
einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden.

8.8.5 Soziale Absicherung
8.8.5.1 Volle Pflegezeit
Die SV-Pflicht endet zum Tag vor Beginn der Pflegezeit, da während dieser Zeit
keine Beschäftigung gegen Entgelt ausgeübt wird, d. h., es ist eine Abmeldung mit
Grund 30 vorzunehmen und nach Ende der Pflegezeit eine Anmeldung mit Grund
10. Zu beachten ist hier eine evtl. Kumulation mit unbezahltem Urlaub.

Während der Pflegezeit ist der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Sozialversicherung
weiterversichert.

• Arbeitslosenversicherung: Pflegezeit wie Versicherungszeit, Beitragszahlung
durch die Pflegekasse der gepflegten Person; wenn keine AV-Pflicht besteht, ist
eine freiwillige Versicherung möglich.
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• Rentenversicherung: Da der Pflegebedürftige eine Pflegestufe gemäß SGB XI
haben muss, werden Zeiten der häuslichen Pflege als Pflichtbeitragszeiten be-
handelt.

• Kranken- und Pflegeversicherung: Voller Versicherungsschutz, Zuschusszahlung
durch die Pflegekasse der gepflegten Person.

8.8.5.2 Teilweise Pflegezeit
Bei einer teilweisen Freistellung bleibt das SV-pflichtige Arbeitsverhältnis bestehen.
Dabei sind allerdings folgende Besonderheiten zu beachten:

• Sinkt das Arbeitsentgelt innerhalb der Grenze der Geringfügigkeit entsteht eine
SV-Freiheit aufgrund der Geringfügigkeit. Damit ist zu prüfen, ob ein weiteres ge-
ringfügiges Arbeitsverhältnis besteht und dadurch evtl. wieder SV-Pflicht ent-
steht.

• Sinkt das Arbeitsentgelt unter 2.000 €, aber liegt oberhalb der Geringfügkeit, muss
der Übergangsbereich angewandt werden.

• Durch die Reduzierung des Arbeitsentgelts kann eine SV-Pflicht entstehen. Eine
Befreiung von der KV-Pflicht für die Dauer der Pflegezeit ist möglich.

• Bei der Prüfung auf JAEG-Überschreitung wird Pflegezeit wie Elternzeit behan-
delt.

• Bei der teilweisen Pflegezeit gibt es keine Ober- bzw. Untergrenze für die Arbeits-
zeit (abweichende Behandlung gegenüber Elternzeit).

8.8.6 Familienpflegezeit
Mit der Familienpflegezeit sollen pflegende Angehörige dabei unterstützt werden, in
einem Zeitraum von zwei Jahren mit reduzierter Stundenzahl im Beruf weiterzuarbei-
ten, dabei ihre Kenntnisse und Fähigkeiten im Beruf zu erhalten und parallel dazu
dem Wunsch nach Sorge für pflegebedürftige Angehörige nachzukommen.

Das Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) basiert auf folgenden Vorgaben:

• geförderter Personenkreis,
• Reduzierung der Arbeitszeit,
• Aufstockung der Entgeltansprüche,
• finanzielle Unterstützung durch den Staat,
• Absicherung des Arbeitgebers.

Von den gesetzlichen Regelungen zur Familienpflegezeit sind Kleinbetriebe mit 25
oder weniger Arbeitnehmern ausgenommen, ausschließlich der zur Berufsausbil-
dung beschäftigten Arbeitnehmer.

Wichtig

Familienpflegezeitgesetz nur für Arbeitgeber mit 26 oder mehr Arbeitnehmern.
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8.8.6.1 Grundausrichtung des Gesetzes
Das Gesetz regelt vorrangig die Förderung durch spezifische staatliche Maßnah-
men. Es handelt sich somit nicht grundsätzlich um ein Gesetz, welches die Modalitä-
ten einer Familienpflegezeit regelt, sondern um ein Finanzierungsgesetz. § 3 FPfZG
regelt die Förderung durch das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben und definiert im Einzelnen, welche Voraussetzungen hierfür erfüllt sein müssen.

8.8.6.2 Geförderter Personenkreis
Die Familienpflegezeit können alle Beschäftigten in Anspruch nehmen, die einen
pflegebedürftigen nahen Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen wollen. Bei
der Definition der pflegebedürftigen Personen verweist das Gesetz auf § 7 des Pfle-
gezeitgesetzes.

Nahe Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind:

• Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern,
• Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft, Geschwister,
• Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder,
• die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners,
• Schwiegerkinder und Enkelkinder,
• Schwägerin und Schwager.

8.8.6.3 Dauer der Familienpflegezeit
Die Familienpflegezeit kann für längstens 24 Monate in Anspruch genommen wer-
den.

Grundsätzlich endet die Familienpflegezeit mit einer Frist von vier Wochen, wenn die
Voraussetzung wegfällt, d. h., wenn der zu pflegende Angehörige verstirbt oder in
eine stationäre Pflege überführt wird. Der Arbeitgeber ist unverzüglich zu informie-
ren, wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorliegen und die Familienpflegezeit en-
det. Die Familienpflegezeit kann nur vorzeitig beendet werden, wenn der Arbeitgeber
der vorzeitigen Beendigung zustimmt.1

Von der Ankündigung bis zum Ende der Familienpflegezeit besteht Kündigungs-
schutz.

8.8.6.4 Reduzierung der Arbeitszeit
Während der Familienpflegezeit kann die wöchentliche Arbeitszeit bis zu einem Min-
destumfang von 15 Stunden reduziert werden. Durch diese Regelung, die der Unter-
grenze bei der Teilzeitbeschäftigung in Elternzeit entspricht, wird gewährleistet, dass
der Arbeitnehmer Anspruch auf Leistungen der Arbeitsförderung durch die Agentur
für Arbeit behält.

1 § 2a Abs. 5 FPfZG
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Bei unterschiedlichen wöchentlichen Arbeitszeiten oder einer unterschiedlichen Ver-
teilung der wöchentlichen Arbeitszeit darf die wöchentliche Arbeitszeit im Durch-
schnitt eines Zeitraums von bis zu einem Jahr 15 Stunden nicht unterschreiten.

8.8.6.5 Ankündigung durch den Arbeitnehmer
Der Arbeitnehmer muss seinen Arbeitgeber spätestens acht Wochen vor dem ge-
wünschten Beginn der Familienpflegezeit in Textform informieren. Gleichzeitig muss
der Arbeitnehmer darin erklären, für welchen Zeitraum und in welchem Umfang die
Freistellung von der Arbeitsleistung in Anspruch genommen werden soll. Dabei ist
auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben.

Enthält die Ankündigung keine eindeutige Festlegung, ob die oder der Beschäftigte
Pflegezeit nach § 3 des Pflegezeitgesetzes oder Familienpflegezeit in Anspruch neh-
men will, und liegen die Voraussetzungen beider Freistellungsansprüche vor, gilt die
Erklärung als Ankündigung von Pflegezeit.2

8.8.6.6 Darlehen für entstandenen Verdienstausfall
Für die Dauer der Familienpflegezeit gewährt das Bundesamt für Familie und zivilge-
sellschaftliche Aufgaben dem Arbeitnehmer ein zinsloses Darlehen. Das in monatli-
chen Raten ausgezahlte Darlehen soll den Verdienstausfall des Arbeitnehmers auf-
fangen. Das Darlehen wird in Höhe der Hälfte der Differenz zwischen den pauscha-
lierten monatlichen Nettoentgelten vor und während der Freistellung gewährt.

Wichtig

Die gesetzliche Regelung stellt dem Arbeitnehmer ein Darlehen für den ausgefal-
len Verdienst zur Verfügung.

Das pauschalierte monatliche Nettoentgelt vor der Freistellung ist das nach der im
jeweiligen Kalenderjahr geltenden Verordnung über die pauschalierten Nettoentgelte
für das Kurzarbeitergeld maßgebliche Entgelt, bezogen auf das auf den nächsten
durch zwanzig teilbaren Betrag zugrunde gelegte regelmäßige durchschnittliche mo-
natliche Bruttoentgelt ausschließlich der Sachbezüge der letzten 12 Kalendermonate
nach Beginn der Freistellung.3

8.8.6.7 Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber hat dem Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
für die bei ihm beschäftigten Arbeitnehmer den Arbeitsumfang sowie das Arbeitsent-
gelt vor der Freistellung nach § 3 Abs. 1 FPfZG zu bescheinigen.4

2 § 2a Abs. 1 FPfZG
3 § 3 Abs. 3 FPfZG
4 § 4 FPfZG
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8.8.6.8 Informationspflichten
Mit dem Gesetz wurden für die Arbeitgeber Informationspflichten eingeführt:

• Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und der oder dem Beschäftigten über die In-
anspruchnahme von Familienpflegezeit (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 FPfZG),

• Bescheinigung über den Arbeitsumfang sowie das Arbeitsentgelt vor der Freistel-
lung (§ 4 FPfZG).

8.8.6.9 Kombination von Pflegezeit und Familienpflegezeit
Pflegezeit und Familienpflegezeit können miteinander kombiniert werden und auch in-
einander übergehen. Die Gesamtdauer der Freistellung beträgt höchstens 24 Monate.

8.9 Beitragspflicht von Arbeitgeber-
leistungen während des Bezugs 
von Sozialleistungen (§ 23c SGB IV)

Mit dem Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht (Ver-
waltungsvereinfachungsgesetz) vom 21.03.2005 ist mit Wirkung vom 30.03.2005 die
Vorschrift des § 23c SGB IV eingefügt worden.

In § 23c Satz 1 SGB IV ist geregelt, dass arbeitgeberseitige Leistungen, die für die
Zeit des Bezugs von Sozialleistungen gezahlt werden, nicht als beitragspflichtiges
Arbeitsentgelt (beitragspflichtige Einnahme) gelten, soweit die Einnahmen zusam-
men mit den Sozialleistungen das Nettoarbeitsentgelt (§ 47 SGB V) nicht überstei-
gen (SV-Freibetrag).

Alle darüber hinausgehenden Beträge sind hingegen als beitragspflichtige Einnah-
men zu berücksichtigen. Hiervon werden auch geringe Beträge erfasst. Seit dem
01.01.2008 gilt allerdings eine Freigrenze von 50 €. Erst wenn diese überschritten
wird, sind alle den SV-Freibetrag übersteigenden Zahlungen beitragspflichtig.

Für die Beurteilung, ob § 23c SGB IV angewendet werden muss, sind mehrere
Schritte durchzuführen:

1. Bestimmung der arbeitgeberseitigen Leistungen
2. Ermittlung der Sozialleistungen
3. Ermittlung des Nettoarbeitsentgelts
4. Ermittlung des SV-Freibetrags

8.9.1 Arbeitgeberseitige Leistungen
Zu den laufend gezahlten arbeitgeberseitigen Leistungen zählen insbesondere:

• Zuschüsse zum Krankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld,
• Zuschüsse zum Mutterschaftsgeld,
• Zuschüsse zum Krankentagegeld privat Versicherter,
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
• Sachbezüge (z. B. Kost, Wohnung und private Nutzung von Geschäftsfahrzeugen),
• Firmen- und Belegschaftsrabatte,
• vermögenswirksame Leistungen,
• Kontoführungsgebühren,
• Zinsersparnisse aus verbilligten Arbeitgeberdarlehen,
• Telefonzuschüsse und
• Beiträge und Zuwendungen zur betrieblichen Altersvorsorge.

8.9.2 Sozialleistungen
Das Gesetz erfasst folgende Sozialleistungen, neben denen laufend gezahlte arbeit-
geberseitige Leistungen unter den genannten Voraussetzungen nicht als beitrags-
pflichtige Einnahmen gelten:

• Krankengeld und Krankengeld bei Erkrankung des Kindes (Krankenkassen),
• Verletztengeld und Verletztengeld bei Verletzung des Kindes (Unfallversiche-

rungsträger),
• Übergangsgeld (Rentenversicherungsträger/Bundesagentur für Arbeit/Unfallver-

sicherungsträger/Kriegsopferfürsorge),
• Versorgungskrankengeld (Träger der Kriegsopferversorgung),
• Mutterschaftsgeld (Krankenkassen/Bund),
• Krankentagegeld (private Krankenversicherungsunternehmen),
• Pflegeunterstützungsgeld.

Obwohl keine Sozialleistung im eigentlichen Sinne, wird von § 23c SGB IV auch die
Elternzeit erfasst.

8.9.3 Nettoarbeitsentgelt (Vergleichsnetto)
Zur Feststellung des Sozialversicherungsfreibetrags wird ein zu vergleichendes Net-
toarbeitsentgelt (Vergleichsnetto) benötigt. Der höchstmögliche Sozialversicherungs-
freibetrag ist die Differenz zwischen dem Vergleichsnetto und der Netto-Sozialleis-
tung.

Das Vergleichsnetto entspricht dem Nettoarbeitsentgelt, das der Arbeitgeber den ge-
setzlichen Sozialleistungsträgern zur Berechnung der Sozialleistung in einer Entgelt-
bescheinigung mitteilen muss.

Für privat Krankenversicherte hat der Arbeitgeber das Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt
in gleicher Weise zu ermitteln. Der so ermittelte Betrag bleibt für die Dauer des Be-
zugs von Sozialleistungen unverändert.

Sehen arbeitsrechtliche bzw. tarifrechtliche Regelungen für die Berechnung des Zu-
schusses des Arbeitgebers zur Sozialleistung ein anderes Nettoarbeitsentgelt vor als
das der Berechnung der Sozialleistung zugrunde liegende, bestehen keine Beden-
ken, dieses vereinbarte Nettoarbeitsentgelt als Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt zu
verwenden.
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8.9 Beitragspflicht von Arbeitgeberleistungen während des Bezugs von Sozialleistungen
Es bestehen ebenfalls keine Bedenken, wenn der Arbeitgeber monatlich das Net-
toarbeitsentgelt als Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt berücksichtigt, das im Falle der
tatsächlichen Ausübung der Beschäftigung zu ermitteln wäre.

Bildung des Vergleichsnettos:

Das maßgebliche Vergleichsnetto wird wie folgt ermittelt:

8.9.4 Ermittlung der beitragspflichtigen 
Einnahmen

Der zusammen mit der jeweiligen Sozialleistung das Vergleichsnetto übersteigende
Teil der laufend gezahlten arbeitgeberseitigen Leistungen wird in der Sozialversiche-
rung beitragspflichtig. Hierfür sind jeweils die Netto-Sozialleistung und die Bruttozah-
lungen des Arbeitgebers zu berücksichtigen.

Die Netto-Sozialleistung ist bei gesetzlichen Leistungsträgern die Brutto-Sozialleis-
tung abzüglich der daraus zur Sozialversicherung vom Versicherten zu tragenden
Beitragsanteile.

Kürzungen von Sozialleistungen wirken sich weder auf die Brutto- noch auf die
Netto-Sozialleistung, sondern nur auf den Auszahlungsbetrag der Sozialleistung
aus. Die Netto-Sozialleistung bleibt deshalb für den gesamten Zeitraum des Bezugs
von Sozialleistungen für die Ermittlung des SV-Freibetrags unverändert. Bei privaten
Leistungsträgern sind Brutto- und Netto-Sozialleistung gleich.

Beitragspflichtige Einnahmen aufgrund von arbeitgeberseitigen Leistungen fallen –
auch in Monaten mit nur teilweisem Sozialleistungsbezug – nur an, wenn unter Be-
rücksichtigung eines vollen Abrechnungsmonats mit Bezug von Sozialleistungen die
dem Grunde nach beitragspflichtigen laufend gezahlten arbeitgeberseitigen Leistun-
gen zusammen mit der Sozialleistung das Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt übersteigen.

Die Regelung hat folgende Auswirkungen:

• Für Unterbrechungszeiten, in denen SV-pflichtiges Brutto anfällt, entstehen nor-
male SV-Tage (30 SV-Tage pro Monat). Dies führt zu einer Erhöhung der SV-Luft
bei der Ermittlung der SV-Beiträge für Einmalbezüge.

• Durch die Zahlung von beitragspflichtigem Entgelt entfällt die Grundlage für eine
Unterbrechungsmeldung. Eine solche ist nicht durchzuführen, wenn der SV-Frei-
betrag durch Arbeitgeberleistungen überschritten wird.

Bruttolohn

abzgl. gesetzlicher Abzüge

abzgl. des tatsächlichen Gesamtbeitrags zur freiwilligen oder privaten KV und PV

zuzügl. Arbeitgeberzuschuss zur freiwilligen oder privaten KV und PV. Bei Privat-
versicherten ist maximal der nach § 257 SGB V zuschussfähige Höchstbetrag zu 
berücksichtigen (= 508,59 €).
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
• Bei einem privat krankenversicherten Arbeitnehmer entscheidet die Höhe des
Krankentagegeldes, ob zusätzliche Leistungen des Arbeitgebers (z. B. Sachbe-
züge) in der Renten- und Arbeitslosenversicherung pflichtig sind.

8.9.5 Bezug von Mutterschaftsgeld
Nach § 19 Abs. 1 MuSchG erhalten Frauen, die Anspruch auf Mutterschaftsgeld ha-
ben, während ihres bestehenden Arbeitsverhältnisses für die Zeit der Schutzfristen
(§ 3 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 MuSchG) sowie für den Entbindungstag von ihrem Arbeit-
geber einen Zuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen 13 € und dem um
die gesetzlichen Abzüge verminderten kalendertäglichen Arbeitsentgelt (Nettoar-
beitsentgelt).

Bei einem kalendertäglichen Nettoarbeitsentgelt von bis zu 13 € besteht somit kein
Anspruch auf einen Arbeitgeberzuschuss nach § 20 Abs. 1 MuSchG. In diesem Fall
stellt jede arbeitgeberseitige Leistung eine beitragspflichtige Einnahme dar. Sonstige
nicht beitragspflichtige Einnahmen im Sinne des § 23c SGB IV können nicht vorliegen.

Bei einem kalendertäglichen Nettoarbeitsentgelt von über 13 € übersteigt der Arbeit-
geberzuschuss nach § 20 Abs. 1 MuSchG zusammen mit dem Mutterschaftsgeld
nicht das Nettoarbeitsentgelt. Es liegt somit ausschließlich eine nicht beitragspflich-
tige Einnahme im Sinne des § 23c SGB IV vor.

Ein Überschreiten des SV-Freibetrags kann in diesem Fall nur eintreten, wenn der
Arbeitgeber neben dem Zuschuss nach § 20 Abs. 1 MuSchG weitere arbeitgebersei-
tige Leistungen erbringt.

Beispiel Mutterschaftsgeldzuschuss

Eine Arbeitnehmerin bezieht während der Mutterschutzfrist je Kalendertag 13 €
von ihrer gesetzlichen Krankenkasse. Außerdem erhält sie als Zuschuss vom Ar-
beitgeber die Differenz zu ihrem durchschnittlichen Nettoentgelt der letzten drei
Monate vor Beginn der Mutterschutzfrist. Somit erhält sie also bereits 100 % ihres
bisherigen Nettoverdienstes. Zusätzlich erhält die Arbeitnehmerin eine Kontofüh-
rungsgebühr von 1,50 €.

Die Freigrenze von 50 € wird nicht überschritten und somit ist die Arbeitgeberleis-
tung nicht beitragspflichtig.

Beispiel Krankengeld

Bruttoarbeitsentgelt 3.000,00 €

Abzgl. der gesetzlichen Abzüge ergibt sich ein 
Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt

2.100,00 €

Nettokrankengeld monatlich – 1.628,10 €
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8.10 Freistellung von Arbeitnehmern
Die Bruttozahlungen des Arbeitgebers überschreiten den SV-Freibetrag monatlich
um 128,10 €. Dieser Betrag ist sozialversicherungspflichtig.

8.9.6 Elternzeit
Werden während der Elternzeit Arbeitgeberleistungen weiter gewährt (z. B. Dienst-
wohnung, Kontoführungsgebühr usw.), sind diese bis zum Vergleichsnetto SV-frei.
Für eine Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit gelten die allgemeinen Rege-
lungen der Sozialversicherung.

8.9.7 Freigrenze
Seit dem 01.01.2008 gilt eine Freigrenze von 50 € im Monat. Wird der SV-Freibetrag
überschritten, kommt es bis zu einem Betrag von 50 € nicht zu einem Fall nach § 23c
SGB IV. Werden die 50 € überschritten, ist der gesamte Betrag SV-pflichtig. Die Frei-
grenze ist ein monatlicher Wert und darf nicht kumuliert werden. Liegen in einem Mo-
nat mehrere Sozialleistungen vor, ist die Freigrenze jeweils getrennt zu berechnen.

Wichtig

§ 23c SGB IV: Freigrenze von 50 € im Monat

8.10 Freistellung von Arbeitnehmern
8.10.1 Entgeltanspruch des dienstbereiten 

Arbeitnehmers
Das Schutzrecht der Sozialversicherung sieht vor, dass das SV-rechtliche Arbeits-
verhältnis weiter besteht, wenn der Arbeitnehmer noch seine Dienste zur Verfügung
stellt und es zur Weiterzahlung von Entgelt kommt. Notfalls ist über eine solche strit-
tige Frage die Entscheidung des Gerichts abzuwarten. Die eventuelle Fortdauer der
SV-Pflicht ist nämlich von dem Urteil des Arbeitsgerichts abhängig.

Nach § 8 Abs. 1 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) wird der Anspruch auf Fortzah-
lung des Arbeitsentgelts nicht dadurch berührt, dass der Arbeitgeber oder der Arbeit-
nehmer aus einem dort bezeichneten Anlass das Arbeitsverhältnis kündigt. In diesen
Fällen ist trotz der Beendigung des Arbeitsverhältnisses der Krankenlohn weiterzu-
zahlen. Nach Sinn und Zweck des EFZG ist davon auszugehen, dass in solchen Fäl-
len Versicherungs- und Beitragspflicht bis zum Wegfall des Anspruchs auf Kranken-
lohn besteht.

SV-Freibetrag 471,90 €

Bruttozahlungen des Arbeitgebers 600,00 €
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8 Behandlung von Abwesenheitszeiten
8.10.2 Wirkung einer arbeitsgerichtlichen 
Entscheidung

Wird durch Urteil des Arbeitsgerichts oder arbeitsgerichtlichen Vergleich (z. B. Um-
wandlung einer fristlosen in eine fristgemäße Kündigung) das Arbeitsverhältnis nach-
träglich „verlängert“, so besteht das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nis so lange weiter, bis zum festgelegten Ende die Vergütung bezahlt wird.

Hinweis
Diese Regelungen gelten allerdings nur dann, wenn der Arbeitnehmer seine Be-
reitwilligkeit zur Arbeitsleistung zu erkennen gegeben hat (BSG vom 25.09.1981,
Aktenzeichen 12 RK 58/80).

8.10.3 Freistellung des Arbeitnehmers vor Ende des 
Arbeitsverhältnisses

Immer wieder kommt es vor, dass Arbeitnehmer von ihrer Arbeit freigestellt werden,
obwohl das (arbeits-)rechtliche Ende des Arbeitsverhältnisses noch gar nicht erreicht
ist. Die Auswirkungen auf die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung sind da-
bei – je nach Vereinbarung und Sachverhalt – sehr unterschiedlich.

Die Spitzenverbände der Sozialversicherung haben in ihrer Besprechung am 05./
06.07.2005 über die versicherungsrechtlichen Auswirkungen – insbesondere über
den Zeitpunkt der Beendigung des sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisses – beraten. Dabei wurde auch die Rechtsprechung des Bundessozial-
gerichts vom 18.12.2003 – ergangen zu den Sperrzeiten beim Arbeitslosengeld –
einbezogen. Für die betriebliche Praxis ergeben sich folgende Sachverhalte:

8.10.4 Einvernehmliche unwiderrufliche 
Freistellung

Ein versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis liegt vor, wenn der Arbeitnehmer seine
Arbeitskraft anbietet und der Arbeitgeber sein Weisungsrecht ausübt sowie die ver-
einbarte Vergütung leistet.

Wenn beide Parteien einvernehmlich und unwiderruflich auf diese gegenseitigen Be-
ziehungen verzichten, endet das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis
mit dem letzten arbeitsrechtlichen Arbeitstag. Diese Regelung wurde 2009 nach
einem Urteil des BSG (B 12 KR 22/07 R) möglich. Die Spitzenverbände haben dies
in ihrem Besprechungsergebnis vom 30./31.03.09 ebenfalls bestätigt.

8.10.5 Einseitige unwiderrufliche Freistellung
Ein einseitiger Verzicht des Arbeitgebers auf die Arbeitskraft des Arbeitnehmers ver-
setzt den Arbeitgeber in den sogenannten Annahmeverzug. Da der Arbeitnehmer
weiterhin seine Arbeitskraft anbietet, besteht das SV-pflichtige Arbeitsverhältnis wei-
ter. Es endet nicht vorzeitig. Weitergezahlte Vergütungen sind beitragspflichtig.
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8.10 Freistellung von Arbeitnehmern
8.10.6 Einvernehmliche widerrufliche Freistellung
Sind sich zwar beide Parteien einig, das Arbeitsverhältnis zu beenden, so besteht
das SV-pflichtige Beschäftigungsverhältnis dennoch fort, wenn der Arbeitgeber sich
vorbehält, jederzeit auf die Arbeitskraft und das Wissen des Arbeitnehmers zurück-
greifen zu können. Weitergezahltes Arbeitsentgelt ist beitragspflichtig.

8.10.7 Aufhebungsvertrag
Ein Aufhebungsvertrag ist eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, mit der das Arbeitsverhältnis einvernehmlich zu einem bestimmten Zeitpunkt
beendet wird. Diese Beendigung erfolgt unabhängig von bestehenden Kündigungs-
fristen. Im Gegensatz zu einem Abwicklungsvertrag, bei dem das Arbeitsverhältnis
durch eine Kündigung endet und anschließend die Modalitäten geregelt werden, wird
das Arbeitsverhältnis durch den Aufhebungsvertrag selbst beendet. Mit dem Ab-
schluss eines Aufhebungsvertrags endet auch das sozialversicherungsrechtliche Be-
schäftigungsverhältnis, also das bestehende Versicherungsverhältnis.

Häufig sind mit einem Aufhebungsvertrag Abfindungszahlungen des Arbeitgebers
verbunden, die den Verlust des Arbeitsplatzes ausgleichen sollen. Diese Zahlungen
werden in der Regel nach dem zuletzt erzielten Arbeitsentgelt berechnet und gelten
nicht als Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung.
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 9 Besondere Entgeltarten

9.1 Vermögenswirksame Leistungen
9.1.1 Allgemeines
Unter vermögenswirksamen Leistungen (VL) versteht man Geldleistungen, die der
Arbeitgeber für den Arbeitnehmer in bestimmten Anlageformen anlegt (5. Vermö-
gensbildungsgesetz (VermBG)). Diese Leistungen können vom Arbeitnehmer selbst
oder auch als zusätzliche Arbeitgeberleistungen erbracht werden.

Die staatliche Förderung für vermögenswirksame Leistungen hat sich bereits ab
01.01.2004 geändert. Es gelten niedrigere Sparzulagen. Die Tabelle zeigt die Größen:

Hinweis

Beide Förderarten können nebeneinander in Anspruch genommen werden.

Die Sparzulage wird nicht vom Arbeitgeber ausbezahlt und somit auch nicht auf der
Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesen. Auf Antrag gewährt das Finanzamt die
Sparzulage nach Ablauf der Festlegungsfrist. Außer der Abführung der Gesamtrate
zur Vermögensbildung hat der Arbeitgeber in diesem Zusammenhang keine weite-
ren Pflichten zu erfüllen.

Um für vermögenswirksame Leistungen die Arbeitnehmer-Sparzulage mit der Steu-
ererklärung beantragen zu können, stellte das Anlageinstitut bisher dem Anleger jähr-
lich die „Anlage VL“ aus. Diese Bescheinigung war der Steuererklärung beizufügen.

Für nach dem 31.12.2016 angelegte vermögenswirksame Leistungen sind keine Pa-
pierbescheinigungen (Anlage VL) mehr auszustellen.

Förderart Wohnungsbau Vermögensbeteiligungen

• Bausparkassenbeiträge, 
Entschuldung von 
Wohnungseigentum

• Kapitalversicherungen

• Aktien
• Aktienfonds
• stille Beteiligungen
• Darlehen

Sparzulage 9 % 20 %

Höchstbetrag 
jährlich

470 € 400 €
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9 Besondere Entgeltarten
9.1.2 Steuer- und beitragsrechtliche Behandlung
Der Arbeitgeberanteil zur Vermögensbildung ist steuer- und sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeitslohn.

9.1.3 Angaben des Arbeitnehmers zur 
Vermögensbildung

Der Arbeitnehmer muss dem Arbeitgeber entsprechende Informationen mitteilen, da-
mit die Vermögensbildung im Zuge der Abrechnung abgewickelt werden kann.

Im Einzelnen sind dies:

• die Höhe der einmaligen oder laufenden Beträge, die angelegt werden sollen,
• der Zeitpunkt, ab wann die Anlage erfolgen soll,
• die Art der Anlage, das Institut, Bankverbindung und Vertragsnummer.

Von den Anlageinstituten werden entsprechende Vordrucke für die Vorlage beim Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellt, aus denen diese Angaben hervorgehen.

9.2 Arbeitszeitbezogene Zuschläge
9.2.1 Allgemeines
In der Praxis werden oft Zuschläge für Überstunden und Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeit gezahlt. Dabei handelt es sich um Leistungen, die zusätzlich zum nor-
malen Entgelt aufgrund besonderer Leistungen des Arbeitnehmers gewährt werden.
Neben Zuschlägen kommt es zur Zahlung diverser Zulagen, wie z. B. Erschwernis-
zulagen, Schmutzzulagen und außertarifliche Leistungszulagen.

Hinweis

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit einem Urteil1 die Anforderung an die
nationalen Staaten formuliert, Systeme einzurichten, mit denen die tägliche Ar-
beitszeit gemessen werden kann. Ohne ein solches System kann weder die Zahl
der geleisteten Arbeitszeit und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der Überstun-
den objektiv und verlässlich ermittelt werden. Zum Zeitpunkt der Drucklegung lag
aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales kein Gesetzesentwurf vor, der
zu einer gesetzlichen Verpflichtung führt, die Arbeitszeit aufzeichnen zu müssen.

1 Urteil vom 14.05.2018 (C-55/18)
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9.2 Arbeitszeitbezogene Zuschläge
9.2.2 Überstunden
Es gibt keine gesetzliche Regelung für die genaue Vergütung von erbrachten Über-
stunden. In § 612 BGB billigt das Gesetz wenigstens die Grundvergütung für Mehrar-
beit zu, wenn ein Freizeitausgleich nicht möglich ist. Üblicherweise finden sich je-
doch in Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen oder Arbeitsverträgen genaue
Hinweise, auf welche Art und Weise geleistete Überstunden als Arbeit, die über die
vereinbarte Arbeitszeit hinausging, zu vergüten sind.

Sowohl der Grundlohn (Stundenlohn) als auch die eigentlichen Zuschläge für die Über-
stunden gehören zum laufenden steuerpflichtigen Arbeitslohn bzw. Arbeitsentgelt.

Normalerweise sind Überstunden beitragsrechtlich dem Monat zuzuordnen, für den
sie gezahlt werden. Aus Vereinfachungsgründen (Besprechungsergebnis der Spit-
zenverbände der Krankenkassen, des Verbands deutscher Rentenversicherungsträ-
ger (VDR) und der Bundesanstalt für Arbeit (BA) vom 16./17.01.1979) dürfen geleis-
tete Überstunden aber auch späteren Lohnzahlungszeiträumen zugeordnet werden.

Dies darf jedoch nur dann erfolgen, wenn sie regelmäßig im nächsten oder über-
nächsten Monat versetzt ausgezahlt werden. Erfolgt die Abrechnung der Überstun-
den nicht regelmäßig, zeitlich versetzt, im nächsten oder übernächsten Monat, son-
dern nur von Zeit zu Zeit in größeren Abständen, müssen die Abrechnungsmonate,
in denen Überstunden angefallen waren, abrechnungstechnisch neu aufgerollt wer-
den. Dabei hat die Lohnsteuer- und Beitragsberechnung unter Beachtung der in dem
betreffenden Monat angefallenen Überstunden zu erfolgen.

9.2.3 SFN-Zuschläge
Die Höhe der Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge (SFN-Zuschläge) richtet
sich meistens nach tarifvertraglichen oder arbeitsrechtlichen Bestimmungen.

9.2.3.1 Steuer- und SV-Freiheit der SFN-Zuschläge
Die Steuerfreiheit der SFN-Zuschläge ist in § 3b EStG geregelt. Danach sind die Zu-
schläge in ganz bestimmtem Umfang steuerfrei, wobei die Steuerfreiheit Sozialversi-
cherungsfreiheit nach sich zieht.

Allerdings wurde sowohl die Steuer- als auch die SV-Freiheit in der Höhe begrenzt.
In beiden Fällen ist der Grundlohn ausschlaggebend. Beträgt dieser mehr als 25 €,
ist der übersteigende Wert SV-pflichtig. Bei der Lohnsteuerberechnung beträgt die
Grenze 50 €.
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9 Besondere Entgeltarten
Abbildung 9.1: Schaubild SFN-Zuschläge

Wurde die Arbeit an einem Sonn- oder Feiertag begonnen, gilt die steuerfreie Zeit-
zone bis 4 Uhr des folgenden Tages.

Beispiel 1

Der Arbeitnehmer beginnt die Arbeit am Sonntag um 21 Uhr und beendet sie am
Montag um 5 Uhr. In diesem Fall sind folgende steuerfreie Zuschläge möglich:

Sonntag 21 bis 24 Uhr = 50 % + 25 %

Montag 0 bis 4 Uhr = 50 % + 40 %

Montag 4 bis 5 Uhr = 25 %

in Prozent vom 
Grundlohn

Art der Zuschläge

25 % für Nachtarbeit von 20 Uhr bis 6 Uhr

40 % für Nachtarbeit von 0 Uhr bis 4 Uhr, wenn die Nachtarbeit vor 
0 Uhr aufgenommen worden ist

50 % für Sonntagsarbeit von 0 Uhr bis 24 Uhr

125 % für Arbeit an gesetzlichen Feiertagen (inklusive Oster- und 
Pfingstsonntag) von 0 Uhr bis 24 Uhr sowie für Arbeit am 31. 
Dezember ab 14 Uhr

150 % für Arbeit am 24. Dezember ab 14 Uhr, am 25. und 26. Dezem-
ber sowie am 01. Mai von 0 Uhr bis 24 Uhr

Tabelle 9.1: Steuerfreie SFN-Zuschläge

SFN-Zuschläge

- Höhe der Zuschläge 
bestimmt der Tarif-
vertrag, Arbeitsver-
trag usw.

- Steuerfreiheit nach 
§ 3b EStG bis zu ei-
nem Grundlohn von 
50 Euro/Std.

- Beitragsfreiheit in 
der SV bis zu einem 
Grundlohn von 25 
Euro/Std.
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9.2 Arbeitszeitbezogene Zuschläge
Die Steuerfreiheit setzt voraus, dass SFN-Zuschläge zusätzlich zum normalen Lohn
oder Gehalt bezahlt werden. Eine Herausrechnung aus einem einheitlich geschulde-
ten Arbeitslohn ist unzulässig.

Beispiel 2

Ein Angestellter bezieht ein Gehalt von 5.000 €. Er arbeitet auch ab und zu sonn-
tags. Eine Arbeitszeitregelung ist nicht festgelegt. Hier darf nicht ein Teil seines
Gehalts für die Sonntagsarbeit abgespalten und steuerfrei ausbezahlt werden.
Das Gehalt ist in voller Höhe steuer- und sozialversicherungspflichtig. Eine Abgel-
tung von geleisteten SFN-Stunden in Form von Freizeit oder Geld ist nicht nach
§ 3b EStG steuerfrei.

Beispiel 3

Arbeitet ein Arbeitnehmer an einem Feiertag und nimmt er sich dafür die entspre-
chenden Stunden an einem normalen Werktag frei, so sind damit keine steuer-
und sozialversicherungsfreien Zuschläge entstanden. Der Arbeitslohn ist in voller
Höhe steuerpflichtig.

9.2.3.2 Berechnung des Grundlohns
Die Steuerfreiheit der Zuschläge bemisst sich nach dem Grundlohn. Unter dem
Grundlohn versteht man den laufenden Arbeitslohn, der auf eine Arbeitsstunde ent-
fällt.

Zum Grundlohn gehören:

• laufender Arbeitslohn,
• vermögenswirksame Leistungen,
• laufende Sachbezüge, sofern sie steuerpflichtig sind (z. B. Firmenwagen zur pri-

vaten Nutzung),
• steuerpflichtige Fahrtkostenzuschüsse, die nicht pauschal versteuert werden,
• laufende Beiträge zu einer Direktversicherung, auch wenn sie pauschal versteu-

ert werden,
• laufende Beiträge, die steuerfrei in eine Pensionskasse oder einen Pensions-

fonds abgeführt werden,
• laufende Zuschläge und Zulagen, die aufgrund besonderer Tätigkeit während der

normalen Arbeitszeit gezahlt werden (z. B. Erschwerniszuschläge, Schmutzzu-
lage usw.).

Nicht zum Grundlohn gehören:

• sonstige Bezüge, unabhängig von ihrer Höhe,
• Mehrarbeitslohn und Mehrarbeitszuschläge,
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9 Besondere Entgeltarten
• Nachzahlungen von Arbeitslohn als sonstiger Bezug,
• steuerfreier Arbeitslohn (steuerfreier Aushilfslohn ist jedoch Grundlohn),
• pauschal nach § 40 EStG versteuerte Bezüge (z. B. Fahrkostenzuschüsse),
• Zuschläge für SFN, die innerhalb der nach § 3b EStG geförderten Zeit geleistet

werden.

Der Grundlohn wird für eine Arbeitsstunde unter Berücksichtigung der vereinbarten
Arbeitszeit errechnet. Es spielt dabei keine Rolle, aus welchem Grund Stunden aus-
gefallen sind. Die durchschnittliche regelmäßige monatliche Arbeitszeit ergibt sich
aus der wöchentlichen Arbeitszeit multipliziert mit 4,35.

Der Grundlohn unterteilt sich in einen Basisgrundlohn und Grundlohnzusätze.

9.2.3.3 Basisgrundlohn
Der Basisgrundlohn ist mit dem vereinbarten normalen laufenden Arbeitslohn iden-
tisch. Der Basisgrundlohn entspricht dem Festbezug oder Stundenlohn eines Arbeit-
nehmers. Er ändert sich somit nicht jeden Monat.

Bei einem Arbeitnehmer, der aufgrund einer Altersteilzeitregelung einen niedrigen
Grundlohn hat, ist der Grundlohn der Vollzeitbeschäftigung zu berücksichtigen.

Bei der Berechnung muss immer der gesamte Monat betrachtet werden, und zwar
so, als ob der Arbeitnehmer voll gearbeitet hätte.

Die Berechnung eines Monatslohns erfolgt unter Berücksichtigung der im Gesetz
vorgegebenen Arbeitszeit-Berechnungsformel:

wöchentliche Arbeitszeit x 4,35 = monatliche Arbeitszeit

Der Monatslohn muss dann auf einen Stundenlohn umgerechnet werden. Gesetzliche
Formel:

Monatslohn / (wöchentliche Arbeitszeit x 4,35) = Std.-Lohn

9.2.3.4 Grundlohnzusätze
Grundlohnzusätze setzen sich aus Bestandteilen des Grundlohns zusammen, die im
Voraus nicht exakt bestimmbar sind (z. B. Schmutzzulagen, Erschwerniszulagen).
Sie sind mit den Beträgen in den Grundlohn mit einzurechnen, die dem Arbeitneh-
mer für den entsprechenden Lohnzahlungszeitraum tatsächlich zustehen. Hier wer-
den nur die tatsächlich gearbeiteten Stunden bewertet.

9.2.3.5 Beispiel für die Berechnung des steuerlichen 
Grundlohns (aus LStH § 3b)

1. Schritt – Ermittlung der Basisdaten
Für die Berechnung des steuerlichen Stundensatzes ist nach den Vorschriften
des § 3b EStG vorzugehen. Aus diesem Grund sind viel mehr Lohnarten zu be-
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9.2 Arbeitszeitbezogene Zuschläge
rücksichtigen als bei der Berechnung des arbeitsrechtlichen Stundensatzes, mit
dem die Stunden bezahlt werden.
Beispiel:

*) Basisgrundlohn
**) Grundlohnzusätze

2. Schritt – Analyse des Bezugsmonats
Es muss immer der Monat herangezogen werden, der für die Ermittlung des Std.-
Satzes für die Bezahlung verwendet wird, insbesondere bei zeitversetzten Zah-
lungen. Im Juni hat der Arbeitnehmer infolge Urlaubs nur an zehn Tagen insge-
samt 80 Stunden gearbeitet. In diesen 80 Stunden sind enthalten:

*) Überstunden werden nicht bewertet
3. Schritt – Ermittlung der zu berücksichtigenden Zeiten

Die Überstunden sind herauszurechnen, somit ergeben sich an geleisteten Ar-
beitsstunden:

*) = Basisgrundlohn
**) = Grundlohnzusätze

– Stundenlohn 8,50 €/Std.*)
– Schichtzuschlag 0,25 €/Std.*)
– Zuschlag für Samstagsarbeit 0,50 €/Std.**)
– Spätarbeitszuschlag zwischen 18 und 20 Uhr 0,85 €/Std.**)
– Überstundenzuschlag fix 2,50 €/Std.
– Gefahrenzulage 1,50 €/Std.**)
– Fahrtkostenzuschuss 3,00 €/Tag**)
– AG-Zuschuss zu VL 40,00 €/Monat*)
– AG-Beitrag zur Direktversicherung 50,00 €/Monat*)

– Regelmäßige Arbeitsstunden 76
– Überstunden insgesamt 4 *)
– Samstagsstunden insgesamt 12
– Überstunden an Samstagen 2 *)
– Spätarbeitsstunden insgesamt 16
– Überstunden mit Spätarbeit 2 *)
– Stunden mit gefährlichen Arbeiten insgesamt 5
– Überstunden mit gefährlichen Arbeiten 1 *)

– Regelmäßige Arbeitsstunden 72 *)
– Samstagsstunden insgesamt 10 **)
– Spätarbeitsstunden insgesamt 14 **)
– Stunden mit gefährlichen Arbeiten insgesamt 4 **)
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4. Schritt – Berechnung des Basisgrundlohn

Wichtig

Der Basisgrundlohn muss immer auf einer Monatsbasis berechnet werden.

5. Schritt – Berechnung der Grundlohnzuschläge

Wichtig

Die Grundlohnzuschläge werden immer anhand des Basismonats berechnet. Ba-
sismonat ist der Monat, welcher für den tariflichen Stundensatz verwendet wird.

6. Schritt – Berechnung des Grundlohn-Stundensatzes

Wichtig

Dieser Stundensatz ist jetzt für die Berechnung des maximal steuerfreien Betrags
zu verwenden.

Stundenlohn 38 Std. x 4,35 x 8,50 € 1.405,05 €
Schichtzuschlag 38 Std. x 4,35 x 0,25 € 41,33 €
AG-Zuschuss zu VL 40,00 €
AG-Beitrag zur Direktversicherung 50,00 €

Summe Basisgrundlohn 1.536,38 €

Samstagsarbeit 10 Std. x 0,50 € 5,00 €
Spätarbeitszuschlag 14 Std. x 0,85 € 11,90 €
Gefahrenzulage 4 Std. x 1,50 € 6,00 €
Fahrtkostenzuschuss 10 Tage x 3,00 € 30,00 €

Summe der Grundlohnzuschläge 52,90 €

Summe Basisgrundlohn 1.536,38 €
Summe der Grundlohnzuschläge 52,90 €
Grundlohn 1.589,28 €/Monat

Stundensatz = 1.589,28 : (38 x 4,35) 9,61 €
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9.2.3.6 Kombinationen von steuerfreien Zuschlägen
Wenn an Sonn- und Feiertagen zusätzlich Nachtarbeit geleistet wird, können für die
Berechnung des steuerfreien Betrags die Zuschlagssätze kumuliert werden.

9.2.3.7 SV-Pflicht bei SFN-Zuschlägen
Seit dem 01.07.2006 muss der SV-pflichtige Teil gesondert ausgerechnet werden.
Gesetzliche Grundlage ist § 1 Abs. 1 Nr. 1 SvEV. Übersteigt der Grundlohn gemäß
§ 3b EStG 25 €, ist der übersteigende Betrag SV-pflichtig. Die Sozialversicherung er-
kennt als Grundlage für die Berechnung den § 3b EStG in vollem Umfang an. Der
SV-pflichtige Betrag muss gemäß Beitragsverfahrensverordnung (BVV) in der Bei-
tragsabrechnung ausgewiesen werden.

Dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und damit beitragspflichtig ist nur der Teil der
SFN-Zuschläge, der auf einem den Grundlohn von 25 € übersteigenden Betrag be-
ruht, jedoch nicht der vollständige SFN-Zuschlag.

Bei der Ermittlung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts im Sinne von § 6 Abs. 1
Nr. 1 i. V. m. Abs. 6 oder Abs. 7 SGB V sind die (bei einem Grundlohn von mehr als
25 €) dem Grunde nach gemäß § 1 Satz 2 SvEV beitragspflichtigen SFN-Zuschläge
aber zu berücksichtigen, wenn die Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit regelmä-
ßig geleistet wird.

Durch diese Anbindung an den Grundlohn/Stundengrundlohn nach § 3b EStG wird
deutlich, dass für die beitragsrechtliche Beurteilung auf die steuerlichen Tatbestände
abzustellen ist.

1. Nachtarbeit am Sonntag
– von 0 Uhr bis 4 Uhr, wenn die Nachtarbeit vor 

0 Uhr begonnen wurde
50 % + 40 % = 90 %

– von 20 Uhr bis 24 Uhr 50 % + 25 % = 75 %
– von 0 Uhr bis 4 Uhr des folgenden Tages, wenn 

die Nachtarbeit vor 0 Uhr aufgenommen wurde
50 % + 40 % = 90 %

2. Nachtarbeit am Feiertag
– von 0 Uhr bis 4 Uhr, wenn die Nachtarbeit vor 

0 Uhr begonnen wurde
125 % + 40 % = 165 %
150 % + 40 % = 190 %

– von 20 Uhr bis 24 Uhr 125 % + 25 % = 150 %
150 % + 25 % = 175 %

– von 0 Uhr bis 4 Uhr des folgenden Tages, wenn 
die Nachtarbeit vor 0 Uhr aufgenommen wurde

125 % + 40 % = 165 %
150 % + 40 % = 190 %

3. Arbeit an einem Sonntag, der auf einen Feiertag 
fällt

125 % bzw. 150 %
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Für die Berechnung des beitragspflichtigen Anteils der SFN-Zuschläge bei Über-
schreiten des Stundengrundlohns von 25 € ist folgende Berechnungsweise anzu-
wenden:

1. Umrechnung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit,
2. Ermittlung des Stundengrundlohns,
3. Ermittlung des beitragsfreien Anteils des Zuschlags, hierbei wird auf pauschale

Stundensätze Bezug genommen,
4. Ermittlung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts, hierbei wird der insgesamt zu

zahlende Betrag ermittelt und das Ergebnis aus Pkt. 3 abgezogen.

Bei der Umsetzung ist zu beachten, dass es viele unterschiedliche Konstellationen ge-
ben kann. Vielfach werden abweichende Prozentsätze gezahlt oder der tarifliche Stun-
densatz für die Bezahlung weicht vom Stundensatz ab, der in § 3b EStG genannt ist.

Die folgenden Beispiele sollen dies verdeutlichen:2

Grunddaten:

Lohnarten:

Stundensatz

Beispiel 1

Gleichheit der Prozentsätze für die Bezahlung und des Prozentsatzes aus § 3b
EStG. Sonntag mit Nachtarbeit = bezahlt werden 75 % Zuschlag, steuerfrei sind
75 %.

Ergebnis: Der SV-pflichtige Betrag beträgt 9,53 €:

Dies entspricht 10 Std x 1,27 € x 75 %.

2 Basis ist eine 35-Std.-Woche, ergibt eine monatliche Arbeitszeit von 152,25 Std (35 x 4,35).

Gehalt 3.000,00 €
Zulage 1.000,00 €
VL              26,59 €
Summe 4.026,59 €

Bezahlung 26,27 € 4.000,00 € : 152,25 Std.
§ 3b – Steuer 26,45 € 4.026,59 € : 152,25 Std.
§ 3b – SV 25,00 €

Bezahlung 10 Std. 75 % 10 Std. x 26,27 € x 75 % 197,03 €

§ 3b – Steuer 10 Std. 75 % 10 Std. x 26,45 € x 75 % 198,38 €
keine Steuerpflicht

§ 3b – SV 10 Std. 75 % 10 Std. x 25,00 € x 75 % 187,50 €
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Beispiel 2

Prozentsatz für die Bezahlung ist geringer als der Satz in § 3b EStG. Sonntag mit
Nachtzuschlag = bezahlt werden 70 % Zuschlag, steuerfrei sind 75 %.

Ergebnis: Der SV-freie Betrag ist höher als der gezahlte, deshalb entsteht kein 
SV-pflichtiges Entgelt.

9.3 Einmalbezüge
9.3.1 Allgemeines
Einmalbezüge sind als Gegenstück zu den laufenden Bezügen zu verstehen. Nach
R 39b.2 Lohnsteuerrichtlinien versteht man unter laufendem Arbeitslohn eine regel-
mäßige Vergütung für Arbeitsleistung während der üblichen Lohnzahlungszeiträume.
Darunter können auch schwankende Bezüge fallen.

Einmalbezüge sind alle Vergütungen, die nicht zum laufenden Arbeitslohn gehören.
Sie werden aus besonderem Anlass oder zu einem bestimmten Zweck gezahlt.

Typische Einmalbezüge sind:

• Urlaubsgelder,
• Tantiemen, Gratifikationen, Prämien,
• Weihnachtszuwendungen,
• Urlaubsabgeltungen für nicht genommenen Urlaub,
• 13. oder 14. Gehalt,
• Abfindungen,
• Jubiläumszuwendungen,
• Erholungsbeihilfen,
• Heirats- und Geburtsbeihilfen,
• steuerpflichtige Sachzuwendungen aus besonderen Anlässen.

Einmalbezüge unterliegen einer anderen steuer- und sozialversicherungsrechtlichen
Behandlung als laufende Bezüge.

Bezahlung 10 Std. 70 % 10 Std. x 26,27 € x 70 % 183,89 €

§ 3b – Steuer 10 Std. 75 % 10 Std. x 26,45 € x 75 % 198,38 €
keine Steuerpflicht

§ 3b – SV 10 Std. 75 % 10 Std. x 25,00 € x 75 % 187,50 €
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9.3.2 Steuerrechtliche Behandlung
Das Steuerrecht verwendet den Begriff sonstiger Bezug. Sonstige Bezüge sind
unter Berücksichtigung des voraussichtlichen Jahresarbeitslohns nach der Jahres-
lohnsteuertabelle zu versteuern (§ 39b Abs. 3 Satz 1 EStG).

9.3.2.1 Ermittlung der Lohnsteuer
Sinn und Zweck des besonderen Besteuerungsverfahrens für sonstige Bezüge ist es,
den sonstigen Bezug nicht in dem Lohnzahlungszeitraum zu versteuern, in dem die
Auszahlung stattfindet, sondern ihn gleichmäßig auf das Kalenderjahr zu verteilen.

Durch die Anwendung der Jahreslohnsteuertabelle wird eine hohe steuerliche Pro-
gression vermieden. Der sonstige Bezug wird somit gleichmäßig mit jeweils 1/12 auf
das gesamte Kalenderjahr verteilt. Zur Ermittlung der Lohnsteuer für den sonstigen
Bezug wird der voraussichtliche Jahresarbeitslohn gebildet.

Die Ermittlung des voraussichtlichen Jahresarbeitslohns erfolgt in drei Schritten (LStR
39b.6 Abs. 3 Satz 3):

1. Ermittlung des laufenden Arbeitslohns, der im laufenden Jahr bereits bezahlt
wurde.

2. Ermittlung der sonstigen Bezüge, die bereits im Kalenderjahr gezahlt wurden.
3. Ermittlung des laufenden Arbeitslohns, der bis Ende des Kalenderjahres vor-

aussichtlich noch zufließen wird.

Der voraussichtlich noch zufließende laufende Arbeitslohn kann auch durch Umrech-
nung des bisher bereits zugeflossenen laufenden Arbeitslohns (Durchschnittsbil-
dung) auf die Restzeit des Kalenderjahres errechnet werden.

Künftige andere sonstige Bezüge, die zum Zeitpunkt der Berechnung noch nicht ge-
währt wurden, bleiben stets unberücksichtigt, auch wenn mit ihrer Zahlung sicher zu
rechnen ist.

Tipp

Zukünftig zu erwartende Gehaltserhöhungen können aus Vereinfachungsgründen
außer Ansatz bleiben. Zur genaueren Ermittlung der Lohnsteuer kann jedoch
auch eine Miteinberechnung erfolgen.

Wichtig

Die Frei- bzw. Hinzurechnungsbeträge dürfen nicht von dem zu versteuernden
Einkommen abgezogen werden, sondern müssen dem Steuerberechnungspro-
gramm zusätzlich vorgegeben werden. Bei der Nutzung von Softwareprodukten
ist dies ohne Weiteres möglich. Sollten nur Papiertabellen vorliegen, ist eine ge-
naue Steuerermittlung nicht möglich.
246



9.3 Einmalbezüge
Berechnungsschema sonstige Bezüge

Bereits gezahlter laufender und einmaliger Arbeitslohn, einschließlich eventueller
Vorarbeitgeberwerte

Die Differenz zwischen den beiden ermittelten Lohnsteuerbeträgen ergibt genau die
Lohnsteuer für den sonstigen Bezug.

Die auf diese Art ermittelte Lohnsteuer wird dann mit dem jeweiligen Kirchensteuer-
satz (8 % bzw. 9 %) multipliziert und ergibt die Kirchensteuer für den sonstigen Bezug.
Analog dazu wird der Solidaritätszuschlag mit 5,5 % auf die Lohnsteuer erhoben.

Wichtig

Eventuelle Kinderfreibeträge wirken sich bei der Kirchensteuerberechnung eines
sonstigen Bezugs nicht mindernd aus. Ebenso verhält es sich mit dem Solidari-
tätszuschlag. Auch die Freigrenzen innerhalb des Solidaritätszuschlags und der
gemilderte Solidaritätszuschlag finden bei der Versteuerung eines sonstigen Be-
zugs keine Anwendung.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer beginnt am 01.04. eine Beschäftigung. Auf seiner Lohnsteuer-
bescheinigung, die er dem neuen Arbeitgeber vorlegt, ist für den Zeitraum 01.01.
bis 31.03. ein Vorverdienst von 9.325 € eingetragen.

Als Gehalt wurden 3.000 € vereinbart. Nach Ablauf der dreimonatigen Probezeit,
d. h. ab 01.07., findet eine Erhöhung auf 3.300 € statt. Im November wird ein an-
teiliges Weihnachtsgeld in Höhe von 2.000 € gezahlt.

Der Arbeitnehmer hat die Steuerklasse IV; Kinderfreibetrag 1,0 und einen Jahres-
freibetrag von 2.400 € bzw. einen Monatsfreibetrag von 200 € ab dem 01.01. Bei
der Steuerberechnung wird der gesetzliche durchschnittliche Zusatzbeitrag der
Krankenkasse unterstellt. 

+ zu erwartender Arbeitslohn im Restjahr

– Altersentlastungsbetrag, wenn Voraussetzungen vorliegen

– Versorgungsfreibetrag, wenn Versorgungsbezüge vorliegen

= Bemessungsgrundlage 1 für LSt (ohne sonstigen Bezug)

(hieraus Ermittlung der Jahreslohnsteuer unter Berücksichtigung von 
Frei- bzw. Hinzurechnungsbeträgen)

+ sonstiger Bezug, der versteuert werden muss

= Bemessungsgrundlage 2 für LSt (mit sonstigem Bezug)

(hieraus Ermittlung der Jahreslohnsteuer unter Berücksichtigung von 
Frei- bzw. Hinzurechnungsbeträgen)
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Ermittlung des voraussichtlichen Jahresarbeitslohns

Jetzt wird die Jahreslohnsteuer für beide Beträge ermittelt. Die Differenz zwischen
der beim Jahresarbeitslohn 1 und Jahresarbeitslohn 2 abgelesenen Lohnsteuer er-
gibt die Steuer für den sonstigen Bezug.

Wichtig
Die Kirchensteuer und der Solidaritätszuschlag werden prozentual davon berech-
net. Sie dürfen nicht aus der Tabelle abgelesen werden.

Die Berechnung erfolgt auf Grundlage der am 01.01.2026 veröffentlichten Werte zur
Lohnsteuerberechnung mit Berücksichtigung des durchschnittlichen Zusatzbeitrags
in der Krankenversicherung.

9.3.3 Berücksichtigung von Vorarbeitgeberwerten
Auf der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesene Vorarbeitgeberwerte sind zur Er-
mittlung des voraussichtlichen Jahresverdienstes zu berücksichtigen.

Im Zuge der seit 01.01.2004 neu eingeführten elektronischen Lohnsteuerbescheini-
gung sind Arbeitnehmer beim Neueintritt nicht mehr verpflichtet, Angaben über ihre
Vorarbeitgeberverdienste zu machen.

Vorarbeitgeberwerte lt. LSt-Bescheinigung 9.325,00 €
+ Gehalt April bis Juni je 3.000 € 9.000,00 €
+ Gehalt Juli bis November je 3.300 € 16.500,00 €
= bereits gezahlter laufender Arbeitslohn: 34.825,00 €
+ zukünftiger Arbeitslohn des Jahres

(das aktuelle Gehalt wird mit den restlichen Monaten – 
in dem Fall nur Dezember – multipliziert)

3.300,00 €

= geschätzter Jahresarbeitslohn (JAL) im Kalenderjahr 38.125,00 €

= Bemessungsgrundlage JAL 1 für Lohnsteuer 38.125,00 €
+ Weihnachtsgeld 2.000,00 €
= Bemessungsgrundlage JAL 2 für Lohnsteuer 40.125,00 €

Jahreslohnsteuer (1) aus 38.125 € – LSt-Freibetrag von 2.400 € 
(St-Kl. IV/KFB 1,0)

3.388,00 €

Jahreslohnsteuer (2) aus 40.125 € – LSt-Freibetrag von 2.400 € 
(St-Kl. IV/KFB 1,0)

3.829,00 €

Differenz = Lohnsteuer für Weihnachtsgeld 441,00 €
441 € x 5,5 % Solidaritätszuschlag (Freigrenze) = 0,00 €
441 € x 9,0 % Kirchensteuer (angenommen) = 39,69 €
Gesamte steuerliche Abzüge für Weihnachtsgeld 380,69 €
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Teilt ein Arbeitnehmer seinen Vorverdienst nicht mit, hat der neue Arbeitgeber die
Vorarbeitgeberwerte auf Basis des von ihm gezahlten Gehalts zu schätzen. Zeiten,
in denen kein Arbeitsentgelt erworben wurde, bleiben außer Betracht (§ 39b Abs. 3
Satz 2 EStG i. V. m. BMF-Schreiben vom 27.01.2004).

Beispiel
Bei der Firma Müller KG tritt zum 01.08. ein neuer Arbeitnehmer ein. Er teilt mit,
dass er vom 01.03. bis zum 31.07. dieses Jahres bereits als Arbeitnehmer be-
schäftigt war. Vom 01.01. bis zum 28.02. war er arbeitslos. Die Firma Müller zahlt
ein Gehalt von 3.000 €.

Da der neue Arbeitgeber keine Vorarbeitgeberwerte kennt, wird der voraussichtliche
Jahresverdienst auf der Basis des Gehalts von 3.000 € geschätzt. Unter Berück-
sichtigung des früheren Beschäftigungszeitraums (März bis Juli = fünf Monate) und
des Beschäftigungszeitraums bei der neuen Firma (August bis Dezember = fünf
Monate), ergibt sich ein voraussichtlicher Jahresverdienst in Höhe von 30.000 €
(zehn Monate x 3.000 €).

9.3.3.1 Ausweispflicht Großbuchstabe S
Wird ein Jahresverdienst ohne Bekanntgabe der Vorarbeitgeberwerte auf diese
Weise ermittelt, ist dies durch den Großbuchstaben S in der Lohnsteuerbescheini-
gung auszuweisen. In diesen Fällen wird der Arbeitnehmer zur Einkommensteuerer-
klärung verpflichtet. Ein Lohnsteuerjahresausgleich durch den Arbeitgeber darf nicht
stattfinden (§ 41b Abs. 1 i. V. m. § 46 Abs. 2 Nr. 5a EStG).

9.3.4 Sozialversicherungsrechtliche Behandlung
9.3.4.1 Einmalige Zuwendung
Der sozialversicherungsrechtliche Begriff eines Einmalbezugs heißt einmalige Zu-
wendung. Er entspricht im Grunde dem lohnsteuerlichen Begriff sonstiger Bezug.

9.3.4.2 Beitragsbemessungsgrenzen
Überschreitet die einmalige Zuwendung zusammen mit dem laufenden Entgelt die mo-
natlichen Beitragsbemessungsgrenzen (BBG), werden diese außer Kraft gesetzt und
eine gesonderte Beitragsberechnung wird für die einmalige Zuwendung durchgeführt.

Anstelle der monatlichen BBG gelten die anteiligen jährlichen BBG in den Sozial-
versicherungszweigen. Diesen anteiligen BBG wird das bereits sozialversicherungs-
pflichtig abgerechnete Arbeitsentgelt gegenübergestellt.

Die Differenz, die noch nicht mit Beiträgen belegt ist, trägt auch die Bezeichnung So-
zialversicherungs-Luft (SV-Luft). Die einmalige Zuwendung ist bis zu der Höhe der
entstandenen SV-Luft sozialversicherungspflichtig.

Diese Regelung basiert auf der Überlegung, dass ein Einmalbezug zwar in einem
bestimmten Monat bezahlt wird, aber eigentlich nicht nur für den Auszahlungsmonat
bestimmt ist, sondern sich in der Regel auf einen längeren Zeitraum bezieht.
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9 Besondere Entgeltarten
Beispiel 1

Ein Arbeitnehmer bezieht im Juli ein Urlaubsgeld in Höhe von 1.000 €. Sein Gehalt
beträgt 3.300 €. Die Addition von Gehalt und einmaliger Zuwendung ergibt 4.300 €.

Diese Summe liegt unterhalb der monatlichen BBG in der KV/PV (5.812,50 €) und
unterhalb der BBG der allg. RV/AV (8.450 €). Daher ist in keinem Zweig der Sozi-
alversicherung eine gesonderte Berechnung erforderlich.

Der Gesamtbetrag von 4.300 € kann noch unter Beachtung der monatlichen BBG in
voller Höhe in allen Zweigen der Sozialversicherung der Beitragspflicht unterworfen
werden. Eine Ermittlung der sogenannten SV-Luft ist erst dann erforderlich, wenn
die Summe von laufenden Bezügen und Einmalbezug die BBG übersteigt.

Beispiel 2

Ein Arbeitnehmer mit einem Gehalt von 4.800 € bezieht im Juli ein zusätzliches
Urlaubsgeld in Höhe von 2.000 €. Der Arbeitnehmer ist bereits seit Januar des
Jahres beim Arbeitgeber beschäftigt und bezog jeden Monat das gleiche Gehalt.
Zusätzliche Leistungen erhielt er nicht.

Hier ergibt die Summe von laufendem Entgelt und einmaliger Zuwendung den Be-
trag von 6.800 €. Damit wird die BBG in der KV/PV (5.812,50 €) in diesem Monat
überschritten. Jetzt tritt die gesonderte Berechnungsvorschrift in der KV/PV ein.

Die monatliche BBG wird aufgehoben. An ihre Stelle tritt die anteilige jährliche Bei-
tragsbemessungsgrenze. Durch Vergleich mit dem bis Juli bereits versicherungs-
pflichtigen Entgelt in der KV/PV bildet sich die sogenannte SV-Luft.

Das Urlaubsgeld ist bis zur Höhe der entstandenen SV-Luft versicherungspflichtig
in der KV/PV.

In der Renten- und Arbeitslosenversicherung ist keine gesonderte Berechnung not-
wendig, da die Addition von Gehalt und einmaliger Zuwendung immer noch unter
der allg. BBG RV/AV (8.450 €) liegt und somit in voller Höhe beitragspflichtig ist.

Bildung SV-Luft KV/PV
anteilige jährliche Beitragsbemessungsgrenze
von Januar bis Juli (69.750 € / 360 SV-Tage x 210 anteiligen SV-
Tagen) =

40.687,50 €

abzüglich des bereits beitragspflichtigen Arbeitsentgelts von 
Januar bis Juli (7 Monate je 4.800 €) =

– 33.600,00 €

----------------
SV-Luft KV/PV im Juli = 7.087,50 €

RV/AV
In der RV und AV ist die Ermittlung der SV-Luft nicht notwendig, da das 
komplette Arbeitsentgelt von 6.800 € unterhalb der monatlichen BBG 
(8.450 €) liegt und somit voll beitragspflichtig in der RV und AV ist.
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9.3 Einmalbezüge
Die anteilige BBG, die in der KV/PV von Januar bis Juli 40.687,50 € beträgt, wurde
nur bis zu 33.600 € ausgeschöpft. Theoretisch hätte der Arbeitnehmer (bei höherem
Verdienst) insgesamt 40.687,50 € innerhalb dieses Zeitraums der Beitragspflicht un-
terwerfen können.

Da er nur 33.600 € versicherungspflichtiges Arbeitsentgelt bezogen hat, wurden bis
Juli 7.087,50 € weniger zur KV/PV-Pflicht herangezogen, als maximal möglich gewe-
sen wäre. Somit ist eine SV-Luft in der KV/PV in Höhe von 7.087,50 € entstanden.

Eine einmalige Zuwendung im Juli muss nun genau bis zur Höhe dieses Betrags ver-
sicherungspflichtig abgerechnet werden. Anders ausgedrückt, die SV-Luft, d. h. die
entstandene Differenz, kann mit Beiträgen „aufgefüllt“ werden.

Weil das Urlaubsgeld nur 2.000 € beträgt, wird das gesamte Urlaubsgeld zusätzlich
zum laufenden Gehalt pflichtig in der KV und PV. Für den nächsten Monat bleibt so-
mit sogar noch eine SV-Luft in Höhe von 5.087,50 € übrig, die zu der im August neu
entstehenden SV-Luft von 1.012,50 € (BBG: 5.812,50 € – Gehalt: 4.800 €) addiert
wird.

Im August hätte dieser Arbeitnehmer eine SV-Luft in Höhe von 6.100 €. Diese erhöht
sich jeden Monat (bei gleichbleibendem Gehalt) um weitere 1.012,50 €.

In der Renten- und Arbeitslosenversicherung ist bei diesem Beispiel keine geson-
derte Berechnung notwendig, da die BBG in der allg. RV/AV (8.450 €) die Summe
von laufendem Entgelt und einmaliger Zuwendung (6.800 €) überschreitet. Daher
sind die kompletten 5.800 € bereits unter Berücksichtigung der monatlichen BBG voll
versicherungspflichtig in der RV/AV. Die Gehaltsabrechnung dieses Arbeitnehmers
weist im Juli ein KV-Brutto und ein RV-Brutto von jeweils insgesamt 6.800 € aus.

Beispiel 3

Der gleiche Arbeitnehmer wie zuvor bezieht im November ein Weihnachtsgeld in
Höhe von 4.800 €, bei einem gleichbleibenden Gehalt von monatlich 4.800 € und
keinen weiteren sonstigen versicherungspflichtigen Zahlungen.

Das Weihnachtsgeld ist in voller Höhe sozialversicherungspflichtig.

anteilige jährliche BBG KV/PV
von Jan. bis Nov. (69.750 € / 360 SV-Tage x 330 anteiligen SV-
Tagen) =

63.937,50 €

abzgl. des bereits beitragspflichtigen Arbeitsentgelts von 
Jan. bis Nov. (11 Monate je 4.800 €) =

– 52.800,00 €

abzgl. des bereits beitragspflichtigen Urlaubsgeldes im Juli – 2.000,00 €
-----------------

SV-Luft KV/PV im November 9.137,50 €
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9 Besondere Entgeltarten
Da im November die Addition von laufendem Gehalt 4.800 € und Weihnachtsgeld
4.800 €, die BBG in der allg. RV/AV (8.450 €) übersteigt, ist nun auch in diesen Zwei-
gen eine gesonderte Berechnung erforderlich.

Bei dieser hohen SV-Luft in der RV/AV ist das gesamte Weihnachtsgeld neben dem
Gehalt versicherungspflichtig. Im November fällt ein KV-Brutto sowie ein RV-Brutto
von jeweils 9.600 € an (Gehalt 4.800 € + Weihnachtsgeld 4.800 €). Die SV-Luft baut
sich in jedem Jahr wieder neu auf, d. h., aus dem alten Jahr werden keine Werte
übernommen.

9.3.4.3 Ermittlung der Beschäftigungszeiten
Für die Bildung der anteiligen jährlichen Beitragsbemessungsgrenzen sind nur sol-
che Beschäftigungszeiten heranzuziehen, die beim selben Arbeitgeber im Laufe des
Kalenderjahres stattgefunden haben. Beitragslose Beschäftigungszeiten, wie sie
z. B. bei Krankengeld oder Mutterschaftsgeld anfallen, bleiben außer Acht. Unbe-
zahlter Urlaub bis zu einem Monat wird als normaler Monat behandelt. Teilmonate
werden mit ihren entsprechenden angefallenen Sozialversicherungstagen (SV-Tage)
berücksichtigt.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer tritt am 15.04. neu in die Firma ein. Vorher war er bei einem an-
deren Arbeitgeber beschäftigt. Vom 10.08 bis zum 31.08. wird Krankengeld be-
zahlt. Im Oktober nimmt er eine Woche unbezahlten Urlaub. Im November erfolgt
die Auszahlung des Weihnachtsgeldes in Höhe von 2.000 €. Sein monatliches
Gehalt beträgt 3.000 €.

a) Kranken- und Pflegeversicherung

Die tägliche BBG KV/PV beträgt 193,75 € (5.812,50 € geteilt durch 30 SV-Tage bzw.
69.750,00 € geteilt durch 360 SV-Tage). Um Differenzen in der Beitragsberechnung
zu vermeiden, ist stets mit dem ungerundeten Wert zu rechnen.

anteilige jährliche BBG RV/AV
von Jan. bis Nov. (101.400 € / 360 SV-Tage x 330 anteiligen 
SV-Tagen) =

92.950,00 €

abzgl. des bereits beitragspflichtigen Arbeitsentgelts von 
Jan. bis Nov. (11 Monate je 4.800 €) =

– 52.800,00 €

abzgl. des bereits beitragspflichtigen Urlaubsgeldes im Juli – 2.000,00 €
-----------------

SV-Luft RV/AV im November 38.150,00 €
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9.3 Einmalbezüge
Die anteilige Jahresbeitragsbemessungsgrenze in der Kranken- und Pflegeversiche-
rung beträgt im November 39.718,75 €.

b) Renten- und Arbeitslosenversicherung

Die tägliche BBG RV/AV beträgt 281,67 € (8.450 € bzw. 101.400 € geteilt durch 30
SV-Tage bzw. 360 SV-Tage). Die Beitragsbemessungsgrenzen werden als Jahres-
wert festgelegt, so dass auch hier grundsätzlich die Berechnung von der BBG RV/AV
(101.400,00 € geteilt durch 360 SV-Tage) erfolgt. Um Differenzen in der Beitragsbe-
rechnung zu vermeiden, ist stets mit dem ungerundeten Wert zu rechnen.

Die Höhe der anteiligen Jahres-BBG in der Renten- und Arbeitslosenversicherung
liegt im November bei 57.742,35 €.

9.3.4.4 Zeitliche Zuordnung
Einmalige Zuwendungen sind grundsätzlich dem Abrechnungsmonat zuzuordnen, in
dem sie ausgezahlt werden. Ruht das Beschäftigungsverhältnis zum Zeitpunkt einer
Einmalzahlung oder wurde es bereits beendet, ist die Einmalzahlung dem letzten
Lohnabrechnungszeitraum im laufenden Kalenderjahr zuzuordnen. Dies gilt auch
dann, wenn in diesem Monat kein Arbeitsentgelt vorhanden war.

Januar bis 14. April (Vorarbeitgeber) keine Berücksichtigung
15. April bis 30. April: 16 SV-Tage x 193,75 € = 3.100,00 €
Mai bis Juli: 90 SV-Tage x 193,75 € = 17.437,50 €
1. August bis 9. August: 9 SV-Tage x 193,75 € = 1.743,75 €
10. August bis 31. August (Krankengeld) keine Berücksichtigung
(Entgeltfortzahlungszeiten werden dagegen wie 
gearbeitete Zeiten behandelt.)
September bis November: 90 SV-Tage x 193,75 € = 17.437,50 €

----------------
Summe 39.718,75 €

Januar bis 14. April (Vorarbeitgeber)
15. April bis 30. April: 16 SV-Tage x 281,67 € =
Mai bis Juli: 90 SV-Tage x 281,67 € =
1. August bis 9. August: 9 SV-Tage x 281,67 €
10. August bis 31. August (Krankengeld)
September bis November: 90 SV-Tage x 281,67 € =

Summe

keine Berücksichtigung
4.506,72 €

25.350,30 €
2.535,03 €

keine Berücksichtigung
25.350,30 €
----------------
57.742,35 €
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9 Besondere Entgeltarten
Beispiel

Ein Arbeitnehmer, der bereits im September ausgeschieden ist, bezieht im No-
vember ein Weihnachtsgeld. Das Weihnachtsgeld ist dem Austrittsmonat Septem-
ber zuzuordnen.

9.3.4.5 Märzklausel
Da die anteiligen Jahresbeitragsbemessungsgrenzen in den ersten Monaten des Ka-
lenderjahres noch relativ niedrig sind, könnte man auf die Idee kommen, z. B. Weih-
nachtsgelder erst im Januar des nächsten Jahres auszubezahlen, um dadurch mög-
lichst niedrige Beiträge zu erreichen.

Vorsicht

Bei Einmalbezügen in den ersten drei Monaten eines Jahres muss die Märzklau-
sel beachtet werden.

Um dies zu vermeiden, wurde die sogenannte Märzklausel eingeführt. Danach müs-
sen Einmalbezüge, die im ersten Quartal des Jahres ausbezahlt werden und nicht
voll beitragspflichtig in der jeweils zu prüfenden Sozialversicherung abgerechnet
werden können, dem Dezember des Vorjahres zugeordnet werden.

Für die richtige Zuordnung zu der zu prüfenden Sozialversicherung (KV oder RV) ist
zuerst der Krankenversicherungsstatus des Arbeitnehmers zu ermitteln.

Bei krankenversicherungspflichtigen Arbeitnehmern wird geprüft, ob der Einmalbe-
zug komplett in die vorhandene SV-Luft der Krankenversicherung passt.

Bei freiwillig und privat krankenversicherten Arbeitnehmern wird geprüft, ob der Ein-
malbezug komplett in die vorhandene SV-Luft der Rentenversicherung passt.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer mit einem monatlichen Gehalt von 4.000 € erhält im Februar
eine Umsatzprovision in Höhe von 3.500 €. Da die Summe von Gehalt und Provi-
sion die monatliche Beitragsbemessungsgrenze in der KV/PV überschreitet, ist
eine gesonderte Berechnung, nämlich die Bildung der anteiligen jährlichen Bei-
tragsbemessungsgrenze, in diesen Zweigen vorzunehmen.

anteilige Jahres-BBG KV/PV
Januar bis Februar (60 SV-Tage x 5.512,50 €) = 11.625,00 €
abzgl. des bereits beitragspflichtigen Arbeitsentgelts Januar bis 
Februar (2 Monate x 4.000 €) =

– 8.000,00 €

------------------
SV-Luft KV/PV im Februar = 3.625,00 €
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9.3 Einmalbezüge
Die Differenz (SV-Luft) beträgt im Februar 3.625 €. Somit könnte der Einmalbezug
nicht in voller Höhe beitragspflichtig abgerechnet werden.

In diesem Fall greift nun die Märzklausel: Der gesamte Betrag wird dem Dezember
des Vorjahres zugerechnet, d. h., die im Dezember des Vorjahres eventuell beste-
hende SV-Luft ist entscheidend dafür, in welcher Höhe die Umsatzprovision bei-
tragspflichtig in der KV und PV wird. Die Zurechnung erfolgt bei Eintreten der März-
klausel immer zum Vorjahr, auch wenn die SV-Luft des Vorjahres kleiner sein sollte
als die SV-Luft des noch jungen laufenden Jahres, und selbst dann, wenn im Vorjahr
gar keine SV-Luft mehr besteht. Die Märzklausel muss sich also nicht immer negativ
auswirken, sondern kann auch zu niedrigeren Beiträgen führen, als sich ohne ihre
Anwendung ergeben würden.

Auch in der RV und AV gilt diese Vorgehensweise, obwohl in diesem Beispiel die
Umsatzprovision auch ohne Anwendung der Märzklausel voll beitragspflichtig wäre.
Kommt die Märzklausel in der KV und PV zur Anwendung, dann immer in allen
Zweigen der Sozialversicherung.

Bei Anwendung der Märzklausel sind für die Beitragsberechnung die Bedingungen
des Vorjahres zu beachten. Es gelten die Beitragssätze und Beitragsgruppen zum
Zeitpunkt Dezember des Vorjahres. Durch Anwendung der Märzklausel kann sich
das RV-Brutto des Vorjahres nachträglich verändern. Seit 01.01.2014 gilt eine ver-
kürzte Abgabefrist für DEÜV-Jahresmeldungen, die in der Folge zu vermehrten Son-
dermeldungen führte, denn diese muss seitdem spätestens am 15.02. des Folgejah-
res übermittelt werden. Einmalzahlungen, die in der Zeit vom 01.01 bis zum 31.03.
gezahlt werden und durch die Märzklausel dem Vorjahr zuzuordnen sind, können
deshalb oft nicht mehr der Jahresmeldung zugeschlagen werden, sondern sind da-
her gesondert zu melden. Das führte aber insbesondere bei rückwirkenden Korrektu-
ren bereits gemeldeter Jahres- bzw. Sondermeldungen zu vermehrten Fragen und
Irritationen bei den Arbeitgebern.

Mit dem 5. SGB IV-Änderungsgesetz hat der Gesetzgeber jetzt eine Klarstellung her-
beigeführt. Seit dem 01.01.2016 ist es ohne Bedeutung, ob die Jahresmeldung be-
reits gemeldet wurde oder nicht. Sofern einmalig gezahltes Arbeitsentgelt durch An-
wendung der Märzklausel dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum des Vorjahres
zuzuordnen ist, muss immer eine Sondermeldung (Grund der Abgabe 54) erstattet
werden.

Die Märzklausel gilt auch dann, wenn im ersten Quartal des Kalenderjahres noch
überhaupt kein laufendes Arbeitsentgelt angefallen ist. Dies kann beispielsweise bei
Bezug von Krankengeld vorkommen. Wird in einem solchen Fall die einmalige Zu-
wendung nach dem 31.03. ausgezahlt, erfolgt die Zuordnung der Einmalzahlung
zum letzten Abrechnungszeitraum. Fehlt ein solcher Abrechnungszeitraum, z. B. we-
gen Krankengeldbezug, fallen keine Beiträge in der Sozialversicherung an.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer bezieht ab 03.12. des Vorjahres Krankengeld. Im April wird eine
Tantieme von 3.000 € ausbezahlt. Die Tantieme bleibt in allen Zweigen der Sozial-
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9 Besondere Entgeltarten
versicherung versicherungsfrei, da im laufenden Kalenderjahr noch kein beitrags-
pflichtiges Entgelt abgerechnet wurde und somit keine anteilige Jahresbeitragsbe-
messungsgrenze gebildet werden kann. Die Märzklausel greift nicht, da der Ein-
malbezug erst im April zur Auszahlung kommt.

9.3.4.6 Berücksichtigung von Vorverdiensten
Vorverdienste, die bei einem anderen oder demselben Arbeitgeber im laufenden Ka-
lenderjahr angefallen sind, sind steuer- und sozialversicherungsrechtlich unter-
schiedlich zu berücksichtigen.

9.3.4.6.1 Steuerrechtliche Betrachtung
Für die Ermittlung des voraussichtlichen Jahresarbeitsverdienstes werden alle Vor-
verdienste des laufenden Kalenderjahres dazugerechnet:

• Bezüge, die bei anderen Arbeitgebern erworben wurden.
• Bezüge, die bei demselben Arbeitgeber erworben wurden.

9.3.4.6.2 Sozialversicherungsrechtliche Betrachtung
Für die Bildung der anteiligen Jahresbeitragsbemessungsgrenzen des laufenden Ka-
lenderjahres ist zu beachten:

• Vorverdienste, die bereits im gleichen Kalenderjahr bei demselben Arbeitgeber
angefallen sind, finden Berücksichtigung.

• Vorverdienste, die bei einem anderen Arbeitgeber erworben wurden, werden
nicht berücksichtigt. 

9.4 Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten

Bis 31.12.2024 kann die Tarifermäßigung des § 34 Abs. 1 EStG für bestimmte Ar-
beitslöhne (Entschädigungen, Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten) bereits bei
der Berechnung der Lohnsteuer berücksichtigt werden. Da dieses Verfahren für Ar-
beitgeber kompliziert ist, wurde es gestrichen. Die Tarifermäßigung können ab 2025
Arbeitnehmer weiterhin (nur) im Veranlagungsverfahren der Einkommensteuer gel-
tend machen. Arbeitgeber müssen daher gezahlte Abfindungen oder Vergütungen
für mehrjährige Tätigkeiten wie Jubiläumszahlungen mit den Lohnsteuerabzugs-
merkmalen und als sonstigen Bezug versteuern. Es besteht auch keine Wahlmög-
lichkeit. Eine ermäßigte Besteuerung im Lohnsteuerabzug ist nicht mehr möglich,
auch wenn die Voraussetzungen eindeutig vorliegen. Die Abfindungen und Zahlun-
gen für mehrere Jahre sind aber weiterhin separat in der Jahreslohnsteuerbescheini-
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9.5 Abfindungen
gung auszuweisen. So kann die ermäßigte Besteuerung über das Finanzamt auf An-
trag der Beschäftigten erfolgen.

Die Neuregelung gilt erstmals für den Lohnsteuerabzug 2025.

Für Arbeitnehmer bedeutet der Wegfall der Fünftelregelung eine zeitliche Verlage-
rung auf die Einkommensteuererklärung. Zudem werden nicht alle Arbeitnehmer in
der Lage sein, die Einkommensteuererklärung abzugeben.

Als Folge wurden die Bezüge zu der Norm in den Regelungen zum Lohnsteuerjah-
resausgleich nach § 42b Abs. 2 Satz 2 und 6 EStG ebenfalls gestrichen. Ebenso er-
folgte die Streichung in § 46 Abs. 2 Nr. 5 EStG im Rahmen der Pflichtveranlagung.
Diese ist nicht mehr notwendig. Der Arbeitnehmer muss zukünftig eine Erklärung ab-
geben, um die Überprüfung, ob die ermäßigte Besteuerung möglich ist, zu beantra-
gen.

9.5 Abfindungen
Wenn sich Arbeitgeber von ihren Mitarbeitern trennen wollen, sind Abfindungszah-
lungen eine durchaus übliche Maßnahme. Mit dem Angebot einer Entschädigungs-
zahlung soll dem Arbeitnehmer die Entscheidung für eine Einigung schmackhaft ge-
macht werden. Dabei spielt es keine Rolle, aus welchen Gründen der Arbeitsvertrag
beendet werden soll. Dies kann eine Reduzierung der Anzahl der Arbeitnehmer im
Unternehmen sein, aber auch die Trennung von einem bestimmten Arbeitnehmer
aufgrund von persönlichen Gründen. Auch die Höhe der Abfindung ist nicht wichtig,
sie reicht von Kleinstbeträgen bis zu dem im Topmanagement bekannten „goldenen
Handschlag“.

9.5.1 Gibt es einen Anspruch auf Abfindungen?
Im deutschen Arbeitsrecht wird die Abfindung als eine Leistung des Arbeitgebers, die
er dem Arbeitnehmer als Ausgleich für den Verlust des Arbeitsplatzes im Zusam-
menhang mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses zahlt, definiert. Einen Rechts-
anspruch auf eine Abfindung gibt es im deutschen Rechtswesen nicht. Die Zahlung
ist immer eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers, wird aber sehr oft durch Tarifver-
träge oder Betriebsvereinbarungen geregelt. Auch kann ein Anspruch auf Abfindung
durch einen gerichtlichen Vergleich erfolgen.

Eine Besonderheit bildet § 1a des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG). Seit dem
01.01.2004 sieht § 1a KSchG einen Abfindungsanspruch des Arbeitnehmers vor,
wenn der Arbeitgeber eine ordentliche betriebsbedingte Kündigung ausgesprochen
hat. Die Höhe dieser Abfindung beträgt 0,5 Monatsverdienste für jedes Jahr des Be-
stehens des Arbeitsverhältnisses. In diesem Fall bietet der Arbeitgeber eine Abfin-
dung an und der Arbeitnehmer verzichtet im Gegenzug auf sein Recht der Kündi-
gungsschutzklage. Es handelt sich also faktisch nicht um einen gesetzlichen
Anspruch, sondern weiterhin um eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers.
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9 Besondere Entgeltarten
9.5.2 Auswirkungen auf das Arbeitslosengeld
Im Allgemeinen hat die Zahlung einer Abfindung keine nachteiligen Auswirkungen
auf den Anspruch auf Arbeitslosengeld. Voraussetzung ist allerdings die Einhaltung
der Kündigungsfrist. Wird der Arbeitsvertrag vorzeitig durch einen Aufhebungsver-
trag oder einen Abwicklungsvertrag beendet, müssen die Arbeitnehmer mit einer
Sperrfrist beim Bezug von Arbeitslosengeld rechnen. Die Sperrfrist beträgt i. d. R. 12
Wochen.

Allerdings wird von einer Sperrzeit abgesehen, wenn dem Arbeitnehmer eine Kündi-
gung gedroht hätte und er dieser durch den Aufhebungsvertrag zuvorgekommen ist.
Die Abfindung sollte in diesen Fällen zwischen 0,25 und 0,5 Gehältern pro Monats-
verdiensten für jedes Jahr des Bestehens des Arbeitsverhältnisses liegen.

9.5.3 Steuerliche Behandlung von Abfindungen
Bis 31.12.2024 kann die Tarifermäßigung des § 34 Abs. 1 EStG für bestimmte Ar-
beitslöhne (Entschädigungen, Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten) bereits bei
der Berechnung der Lohnsteuer berücksichtigt werden. Da dieses Verfahren für Ar-
beitgeber kompliziert ist, wurde es gestrichen. Die Tarifermäßigung können ab 2025
Arbeitnehmer weiterhin (nur) im Veranlagungsverfahren der Einkommensteuer gel-
tend machen. Arbeitgeber müssen daher gezahlte Abfindungen oder Vergütungen
für mehrjährige Tätigkeiten, wie Jubiläumszahlungen mit den Lohnsteuerabzugs-
merkmalen und als sonstigen Bezug versteuern. Es besteht auch keine Wahlmög-
lichkeit. Eine ermäßigte Besteuerung im Lohnsteuerabzug ist nicht mehr möglich,
auch wenn die Voraussetzungen eindeutig vorliegen. Die Abfindungen und Zahlun-
gen für mehrere Jahre sind aber weiterhin separat in der Jahreslohnsteuerbescheini-
gung auszuweisen. So kann die ermäßigte Besteuerung über das Finanzamt auf An-
trag der Beschäftigten erfolgen.

Die Neuregelung gilt erstmals für den Lohnsteuerabzug 2025.

Für Arbeitnehmer bedeutet der Wegfall der Fünftelregelung eine zeitliche Verlage-
rung auf die Einkommensteuererklärung. Zudem werden nicht alle Arbeitnehmer in
der Lage sein, die Einkommensteuererklärung abzugeben.

Als Folge wurden die Bezüge zu der Norm in den Regelungen zum Lohnsteuerjahres-
ausgleich nach § 42b Abs. 2 Satz 2 und 6 EStG ebenfalls gestrichen. Ebenso erfolgte
die Streichung in § 46 Abs. 2 Nr. 5 EStG im Rahmen der Pflichtveranlagung. Diese ist
nicht mehr notwendig. Der Arbeitnehmer muss zukünftig eine Erklärung abgeben, um
die Überprüfung, ob die ermäßigte Besteuerung möglich ist, zu beantragen.

9.5.4 Sozialversicherung
Sozialversicherungsbeiträge fallen nur für solche Arbeitsentgelte an, die aus einer
aktiven Beschäftigung resultieren. Nach einem Urteil des Bundessozialgerichts vom
21.02.1990 (12 RK 20/88) gehören Entlassungsentschädigungen nicht zum sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsentgelt. Es fallen keine Beiträge an.
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Wichtig

Dies gilt für den gesamten Abfindungsbetrag.

9.5.5 Abfindung und Lohnpfändung
Abfindungen sind nach herrschender rechtlicher Ansicht grundsätzlich als Geldleis-
tungen voll pfändbar, denn sie sind im Sinne des § 850 ZPO Arbeitseinkommen, da
sie zumindest teilweise die Funktion haben, den Lebensunterhalt sicherzustellen.
Um zumindest einen Teil der Abfindung für den eigenen Lebensunterhalt und den
der unterhaltsberechtigten Angehörigen vor der Pfändung zu retten, kann der Pfän-
dungsschutz des § 850i ZPO in Anspruch genommen werden.

Dem Schuldner kann auf Antrag von der Abfindung so viel belassen werden, damit
er für einen angemessenen Zeitraum seinen notwendigen Unterhalt bestreiten kann.
Dabei kommt es jeweils auf den Einzelfall an, mehr als der eigentliche Arbeitslohn
darf dem Schuldner jedoch nicht verbleiben. Der Gesetzgeber hat bewusst dem Ge-
richt die Möglichkeit gegeben, unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnisse des Schuldners diese frei zu würdigen, und keine festen Frei-
beträge wie in der Pfändungstabelle angesetzt.

9.6 Sachbezüge
9.6.1 Allgemeines
Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert erstattet werden. Somit ge-
hören auch Sachbezüge, mit Ausnahme von steuerfreien Sachbezügen, zum steu-
erpflichtigen Arbeitslohn und sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt.

Wichtig

Unter einem Sachbezug versteht man alle möglichen Vermögensvorteile, die einem
Arbeitnehmer im Rahmen seiner Arbeitsleistung zufließen und nicht in Geldzu-
wendungen bestehen.

Es kann sich dabei nicht nur um Gegenstände, wie z. B. die Überlassung eines
Dienstfahrzeugs zur privaten Nutzung, sondern auch um sogenannte geldwerte
Vorteile handeln.

Typische geldwerte Vorteile sind beispielsweise:

• Überlassung von Betriebseinrichtungen zur privaten Nutzung,
• Dienstleistungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer (Betriebskindergarten

usw.),
• verbilligter Belegschaftseinkauf, Belegschaftsrabatte,
• verbilligtes oder kostenloses Mittagessen.
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9 Besondere Entgeltarten
Ideelle Vorteile, wie z. B. Stellung im Beruf, Büroausstattung, Fortbildungsmaßnahmen,
gehören nicht zu den Sachbezügen.

Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elekt-
romobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften3 eine neue Definition
für Sachbezüge eingeführt. Danach heißt es in § 8 Abs. 1 EStG:

„Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und dem Steuer-
pflichtigen im Rahmen einer der Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 7 EStG
zufließen. Zu den Einnahmen in Geld gehören auch zweckgebundene Geldleistungen,
nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen
Geldbetrag lauten. Satz 2 gilt nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die ausschließlich
zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2
Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) erfüllen.“

Die Ergänzung nach dem 1. Satz ist seit 01.01.2020 in Kraft und maßgeblich für die An-
wendung der Sachbezugs-Freigrenze bzw. der Pauschalversteuerung nach § 37b EStG.

Nach der neuen Definition sind Geldleistungen z. B.

• zweckgebundene Geldzahlungen,
• nachträgliche Kostenerstattungen,
• Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten,
• Prepaidkarten, die uneingeschränkt an allen Akzeptanzstellen zur Bezahlung ein-

gesetzt werden können und einen Bargeldersatz darstellen.

Sachbezüge sind z. B.

• Gutscheine oder Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienst-
leistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG erfüllen. Somit
verfügen diese nicht über eine Auszahl-. Barzahlungs- oder Wandungsfunktion.

• Prepaidkarten, die nur an bestimmten Akzeptanzstellen, in einem bestimmten Ein-
kaufszentrum oder in den Geschäften des Ausstellers der Karte verwendet werden
können.

Hinweis

Das Bundesfinanzministerium hat zur Ergänzung des § 8 Abs. 1 EStG am
15.03.2022 ein aktualisiertes BMF-Schreiben veröffentlicht.

9.6.2 Bewertung von Sachbezügen
Die steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung der einzelnen Sachbe-
züge entscheidet sich nach dem jeweiligen Einzelfall. So wird beispielsweise der
Wert eines Firmenfahrzeugs anders ermittelt als die unentgeltliche Gewährung von

3 Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiter 
steuerlicher Vorschriften vom 12.12.2019 (BGBl 2019 Teil I vom 17.12.2019, Seite 2451)
260



9.6 Sachbezüge
Mahlzeiten in einer Betriebskantine. Auf den folgenden Seiten werden die wichtigs-
ten Sachbezüge und ihre jeweilige steuer- und sozialversicherungsrechtliche Be-
handlung vorgestellt.

9.6.3 Aufmerksamkeiten
Die Lohnsteuerrichtlinien definieren Aufmerksamkeiten als Sachleistungen des Ar-
beitgebers, die im gesellschaftlichen Verkehr üblicherweise ausgetauscht werden
und zu keiner ins Gewicht fallenden Bereicherung der Arbeitnehmer führen. Sie ge-
hören nicht zum steuerpflichtigen Arbeitslohn.

Zu den Aufmerksamkeiten zählen Sachzuwendungen bis zu einem Wert von 60 €
(inklusive Mehrwertsteuer), die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer oder seinen An-
gehörigen aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses zuwendet.

Vorsicht

Aufmerksamkeiten bis zu einem Wert von 60 €.

Darunter fallen typischerweise Blumen, Genussmittel, Bücher oder ein Geschenk-
gutschein. Geldzuwendungen gehören dagegen stets zum steuerpflichtigen Arbeits-
lohn, auch wenn der Wert gering ist. Zu den Aufmerksamkeiten gehören auch Ge-
tränke oder Genussmittel im Wert von bis zu 60 €, die den Arbeitnehmern zum
kostenlosen Verzehr im Betrieb überlassen werden. Gleiches gilt für Speisen, die der
Arbeitgeber den Arbeitnehmern anlässlich oder während eines außergewöhnlichen
Arbeitseinsatzes, z. B. während einer außergewöhnlichen betrieblichen Bespre-
chung oder Sitzung, im ganz überwiegend betrieblichen Interesse kostenlos oder
verbilligt überlässt und deren Wert 60 € nicht überschreitet.

9.6.4 Auslagenersatz
Die Erstattung von Ausgaben, die der Arbeitnehmer im eigenen Namen oder im Na-
men des Arbeitgebers vorgenommen hat, verursacht weder steuerpflichtigen Ar-
beitslohn noch sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt.

Geschenke für Geschäftsfreunde, Erstattungen für dienstlich veranlasste Telefonge-
spräche oder Bewirtungskosten für die Bewirtung von Geschäftspartnern sind als ty-
pische Beispiele zu nennen. Die Erstattung von Kontoführungsgebühren gehört je-
doch nicht dazu, weil hier die betriebliche Veranlassung fehlt.

9.6.5 Berufskleidung
Die Überlassung typischer Berufskleidung, wie z. B. spezieller Schutzkleidung, Sicher-
heitsschuhe usw., stellt keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Voraussetzung ist je-
doch, dass es sich um keine „normale“ Kleidung handelt, sondern dass diese einen ob-
jektiv beruflichen Zweck erfüllt und nicht im „normalen“ Leben getragen werden kann.
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9.6.6 Betriebsveranstaltungen
Die Aufwendungen, die im Rahmen einer herkömmlichen Betriebsveranstaltung (Be-
triebsausflug, Weihnachtsfeier usw.) auftreten, gehören nicht zum steuerpflichtigen
Arbeitslohn, sofern die Kosten pro Teilnehmer den Betrag von 110 € (inklusive Mehr-
wertsteuer) nicht übersteigen. Nach BMF-Schreiben vom 14.10.2015 sind Veranstal-
tungen auch dann als Betriebsveranstaltung anzuerkennen, wenn sie:

• jeweils nur für eine Organisationseinheit des Betriebs, z. B. Abteilung, durchge-
führt werden, wenn alle Arbeitnehmer dieser Organisationseinheit an der Veran-
staltung teilnehmen können,

• nur für alle im Ruhestand befindlichen früheren Arbeitnehmer des Unternehmens
veranstaltet werden (Pensionärstreffen),

• nur für solche Arbeitnehmer durchgeführt werden, die bereits im Unternehmen
ein rundes (10-, 20-, 25-, 30-, 40-, 50-, 60-jähriges) Arbeitnehmerjubiläum gefei-
ert haben oder i. V. m. der Betriebsveranstaltung feiern (Jubilarfeiern). Dabei ist es
unschädlich, wenn neben den Jubilaren auch ein begrenzter Kreis anderer Arbeit-
nehmer, wie z. B. die engeren Mitarbeiter und Abteilungsleiter des Jubilars, Be-
triebsrats-/Personalratsvertreter, oder auch die Familienangehörigen des Jubilars
eingeladen werden. Der Annahme eines 40-, 50- oder 60-jährigen Arbeitnehmer-
jubiläums steht nicht entgegen, wenn die Jubilarfeier zu einem Zeitpunkt stattfin-
det, der höchstens fünf Jahre vor den bezeichneten Jubiläumsdienstzeiten liegt.

Vorsicht

Gesetzliche Neuregelungen (Zollkodexanpassungsgesetz) bei Betriebsveranstal-
tungen seit dem 01.01.2015, ergänzt durch ein BMF-Schreiben vom 14.10.2015
(IV C 5 – S 2332/15/10001).

Der Betrag von 110 € ist ein Freibetrag, d. h., bei einer Überschreitung wird nur die
Differenz steuerpflichtig.

Wichtig

Max. zwei Betriebsveranstaltungen im Jahr, bis zu einem Freibetrag von 110 €
pro Veranstaltung.

Zuwendungen anlässlich einer Betriebsveranstaltung sind alle Aufwendungen des
Arbeitgebers (einschl. Umsatzsteuer), unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeit-
nehmern individuell zurechenbar sind oder ob es sich um einen rechnerischen Anteil
an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber
Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet.

Aufwendungen sind z. B.:

• Speisen, Getränke, Tabakwaren und Süßigkeiten,
• die Übernahme von Übernachtungs- und Fahrtkosten,
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• Musik, künstlerische Darbietungen sowie Eintrittskarten für kulturelle und sportli-
che Veranstaltungen, wenn sich die Veranstaltung nicht im Besuch der kulturel-
len oder sportlichen Veranstaltung erschöpft,

• Geschenke. Dies gilt auch für die nachträgliche Überreichung der Geschenke an
solche Arbeitnehmer, die aus betrieblichen oder persönlichen Gründen nicht an
der Betriebsveranstaltung teilnehmen konnten, nicht aber für eine deswegen ge-
währte Barzuwendung,

• Zuwendungen an Begleitpersonen des Arbeitnehmers,
• Barzuwendungen, die statt der in a) bis c) genannten Sachzuwendungen gewährt

werden, wenn ihre zweckentsprechende Verwendung sichergestellt ist,
• Aufwendungen für den äußeren Rahmen, z. B. für Räume, Beleuchtung oder

Eventmanager.

Gemäß dem Zollkodexanpassungsgesetz sind die Betriebsveranstaltungen neu in
§ 19 EStG geregelt. Danach sind alle Aufwendungen einschließlich Umsatzsteuer,
die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen einer Betriebsveran-
staltung aufwendet, in die Berechnung mit einzubeziehen. Das BMF-Schreiben er-
läutert nun, was im eigentlichen Sinne unter einer Betriebsveranstaltung zu verste-
hen ist. Demnach sind Betriebsveranstaltungen Veranstaltungen auf betrieblicher
Ebene mit gesellschaftlichem Charakter. Dazu gehören Betriebsausflüge, Weihnachts-
feiern und Jubiläumsfeiern. Ob diese Veranstaltung vom Arbeitgeber selbst oder
vom Betriebs- oder Personalrat durchgeführt wird, ist dabei unerheblich. Die Teilneh-
mer müssen überwiegend Betriebsangehörige und deren Begleitpersonen oder Ar-
beitnehmer aus anderen Unternehmen innerhalb des Konzernverbundes sein. Leih-
arbeitnehmer sind ebenfalls zu berücksichtigen.

Werden anlässlich solcher Betriebsveranstaltungen Sachgeschenke verteilt, sind sie
in den Freibetrag von 110 € mit einzurechnen.

Klargestellt wurde im BMF-Schreiben vom 14.10.2015 zudem, dass auch unübliche
Zuwendungen, z. B. Geschenke, deren Wert die Grenze von 60 € je Arbeitnehmer
übersteigt, oder Zuwendungen an einzelne Arbeitnehmer aus Anlass einer Betriebs-
veranstaltung (nicht nur bei Gelegenheit), unter die Regelungen des § 19 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1a EStG fallen und somit mit den Aufwendungen der Betriebsveranstaltung zu
bewerten sind.

Der BFH hat mit seinem Urteil vom 23.04.2021 (Aktenzeichen VI R 31/18) die Ver-
waltungsanweisung bestätigt, dass die Gesamtkosten einer Betriebsveranstaltung
auf die tatsächlich anwesenden Teilnehmer aufzuteilen sind. Es kommt nicht auf die
angemeldeten Personen an.

Wird ein einzelner Jubilar geehrt oder können nur einzelne Arbeitnehmer an der Ver-
anstaltung teilnehmen, handelt es sich nicht um eine Betriebsveranstaltung. Ein Ar-
beitsessen erfüllt ebenfalls nicht die Voraussetzung der Betriebsveranstaltung. In
diesen Fällen ist von Arbeitslohn für den einzelnen Arbeitnehmer auszugehen.

Bis zu zwei Betriebsveranstaltungen pro Kalenderjahr sind im Rahmen des Freibe-
trags von 110 € möglich. Bei der dritten Veranstaltung werden alle damit verbunde-
nen Zuwendungen an die Arbeitnehmer steuerpflichtig.
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Steuerfreie Leistungen für Reisekosten im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind
nicht in die Zuwendungen an die Arbeitnehmer mit einzubeziehen

Der Arbeitgeber kann selbst wählen, welche zwei von mehreren Betriebsveranstal-
tungen er steuerfrei abrechnen möchte.

Folgende Aufwendungen dürfen vom Arbeitgeber wahlweise mit 25 % in der Lohn-
steuer pauschaliert werden:

• Aufwendungen für nicht herkömmliche Betriebsveranstaltungen (z. B. für die dritte
Veranstaltung im Jahr),

• für übliche Zuwendungen bei herkömmlichen Betriebsveranstaltungen, welche den
Freibetrag von 110 € übersteigen.

Zusätzlich zur pauschalen Lohnsteuer fallen 5,5 % Solidaritätszuschlag und eventu-
ell Kirchensteuer an. Die Pauschalversteuerung zieht Beitragsfreiheit in der Sozial-
versicherung nach sich.

Beispiel

Ein Arbeitgeber veranstaltet einen Betriebsausflug für Mitarbeiter und Angehörige.
Es haben 75 Arbeitnehmer teilgenommen, davon 15 Arbeitnehmer, die von je ei-
nem Angehörigen begleitet wurden, insgesamt also 90 Personen.

Der Freibetrag von 110 € wird nicht überschritten. Somit sind die kompletten Zuwen-
dungen steuerfrei. Dies gilt für alle Arbeitnehmer, und zwar auch für diejenigen, die
Familienangehörige mitgebracht haben.

Würden die Zuwendungen den Betrag von 110 € übersteigen, könnte der Arbeitge-
ber eine Pauschalversteuerung in Höhe von 25 % für den übersteigenden Betrag
wählen (§ 40 Abs. 2 Nr. 1 EStG). Bei dieser Berechnung werden die 75 Arbeitneh-
mer berücksichtigt und die 15 Familienangehörigen.

Beispiel 1

Beispiel bei Kosten von 140 € pro Person (Grenze von max. zwei Veranstaltungen
im Jahr ist eingehalten).

Folgende Kosten sind angefallen:

Fahrt mit dem Zug 1.100 €
tatsächlicher Wert von Speisen und Getränken 2.500 €
Musikkapelle 600 €

Gesamtkosten: 4.200 €

Kosten pro TN 4.200 € : 90 TN = 46,67 €
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Beispiel 2

Beispiel bei Kosten von 130 € pro Person. Es handelt sich hierbei um die dritte
Betriebsveranstaltung in diesem Jahr.

Hinweis

Die Pauschalversteuerung bei Betriebsveranstaltungen ist für alle Veranstaltun-
gen ab 2026 nur noch bei Vorliegen des Offenstehens für alle Beschäftigten eines
Betriebsteils oder des Betriebs zulässig.

Damit wird die bisher geltende Rechtsprechung unterlaufen und gesetzlich geän-
dert, dass bei Veranstaltungen, die nicht allen Beschäftigten offenstehen, keine
Pauschalversteuerung mit 25 Prozent nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG durch-
geführt werden kann.

Stattdessen muss nun § 37b EStG angewendet werden. Dies wiederum hätte
auch Auswirkungen auf die Sozialversicherung. Dies bedeutet, es müssen bei
Veranstaltungen z. B. der Führungskräfte oder für ausgewählte Mitarbeiter Teil-
nehmerlisten geführt werden. Der Anteil je Teilnehmer muss in der Lohn- und Ge-
haltsabrechnung dokumentiert werden und bei einer Pauschalversteuerung nach
§ 37b EStG muss die Sozialversicherungsabführung geprüft werden. Diese kann
der Arbeitgeber übernehmen, dies muss dann aber entsprechend mit einer Lohn-
art geschlüsselt werden, weil die Übernahme einen weiteren geldwerten Vorteil
darstellt und entsprechend hochgerechnet werden muss.

steuerpflichtige Zuwendungen:
140 € x 90 TN = 12.600,00 €
110 € x 75 AN = 8.250,00 €
= über dem Freibetrag 4.350,00 €

pauschale Lohnsteuer: 25 % von 4.350 € = 1.087,50 €

Solidaritätszuschlag: 5,5 % aus 1.087,50 € = 59,81 €

Kirchensteuer: z. B. 7 % aus 1.087,50 € = 76,13 €

steuerpflichtige Zuwendungen:
130 € x 90 TN = 11.700,00 €

pauschale Lohnsteuer: 25 % von 11.700 € = 2.925,00 €

Solidaritätszuschlag: 5,5 % aus 2.925 € = 160,88 €

Kirchensteuer: z. B. 7 % aus 2.925 € = 204,75 €
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9.6.7 Bewirtungskosten
In der Praxis kommen vielfältige Formen von Bewirtung vor, die einzeln zu betrach-
ten sind:

• Bewirtung in der Wohnung des Arbeitnehmers: Eine Bewirtung von Geschäfts-
partnern oder Kollegen in der eigenen Wohnung wird regelmäßig als Kosten der
privaten Lebensführung angesehen. Ein Ersatz des Arbeitgebers verursacht
steuerpflichtigen Arbeitslohn.

• Bewirtung außerhalb der Wohnung des Arbeitnehmers: Die Kosten, die für
eine Bewirtung von Geschäftspartnern außerhalb der eigenen Wohnung entste-
hen, stellen Auslagenersatz dar und können vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt
werden. Dies gilt auch für den Anteil des Arbeitnehmers selbst. Die Bewirtungs-
kosten können nur in Höhe von 70 % vom Arbeitgeber als Betriebsausgaben an-
gesetzt werden (allerdings voller Vorsteuerabzug).

• Bewirtung anlässlich einer Dienstreise: Bewirtet ein Arbeitnehmer Geschäfts-
partner während einer Dienstreise, gelten die gleichen Grundsätze wie oben (Be-
wirtung außerhalb der Wohnung des Arbeitnehmers).

• Gewährung kostenloser Mahlzeiten durch den Arbeitgeber bei Dienstrei-
sen: Unternimmt ein Arbeitnehmer zusammen mit seinem Arbeitgeber eine
Dienstreise, so handelt es sich bei kostenlos gewährten Mahlzeiten nicht um eine
Bewirtung, sondern um eine „übliche Beköstigung“. Solche Verpflegungen müs-
sen mit den amtlichen Sachbezugswerten für Mahlzeiten angesetzt werden. Für
eine kostenlos abgegebene Mahlzeit beträgt der Sachbezugswert für 2026 4,57 €
pro Mittag- und Abendessen bzw. 2,37 € pro Frühstück.

• Ehrung eines Arbeitnehmers: Aufwendungen anlässlich Pensionärsfeiern,
Ende der Beschäftigung usw. sind steuerfrei, wenn der Wert 110 € pro Gast nicht
übersteigt.

• Belohnungsessen: Darunter versteht man die Gewährung von Mahlzeiten des
Arbeitgebers bei besonderen Leistungen seiner Arbeitnehmer. Diese Mahlzeiten
sind mit ihrem tatsächlichen Wert als steuerpflichtiger Arbeitslohn anzusetzen.

• Mahlzeiten bei außergewöhnlichem Arbeitseinsatz: Werden die Mahlzeiten
im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse im Rahmen eines außergewöhn-
lichen Arbeitseinsatzes gewährt, entsteht keine Steuerpflicht, sofern der Wert pro
Arbeitnehmer 60 € nicht übersteigt. Besprechungen und Sitzungen können als
außergewöhnlicher Arbeitseinsatz angesehen werden.

• Mahlzeitenabgabe durch den Arbeitgeber bei Dienstreisen: Gibt der Arbeit-
geber an seine Arbeitnehmer, die sich auf Dienstreise befinden, kostenlose oder
verbilligte Mahlzeiten ab, entsteht steuerpflichtiger Arbeitslohn für den Arbeitneh-
mer. Die Bewertung erfolgt nach den amtlichen Sachbezugswerten. Mahlzeiten,
die anlässlich einer Fortbildungsveranstaltung als übliche Beköstigung an den Ar-
beitnehmer durch Vereinbarung von einem Dritten kostenlos gewährt werden,
müssen ebenso mit dem amtlichen Sachbezugswert angesetzt werden. Der Wert
der Mahlzeit darf 60 € nicht überschreiten.
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9.6.8 Fortbildungskosten
Fortbildungskosten sind solche Aufwendungen, die Fachkenntnisse im ausgeübten
Beruf erweitern. Bildet sich ein Arbeitnehmer in seinem ausgeübten Beruf fort, um
den wachsenden Anforderungen an seinen Beruf gerecht zu werden und seine Ar-
beitsleistung an die stetig steigenden Ansprüche anzupassen, so sind die Vorausset-
zungen einer beruflichen Fortbildung erfüllt. Neben Fortbildungskosten gehören aber
auch Weiterbildungskosten des Arbeitnehmers nicht zum steuerpflichtigen Arbeits-
lohn, wenn die Weiterbildung der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des Ar-
beitnehmers dient und die Weiterbildung keinen überwiegenden Belohnungscharak-
ter hat (§ 3 Nr. 19 EStG).

Davon betroffen sind auch Maßnahmen, die nicht nur ausschließlich auf die berufli-
che Tätigkeit des Arbeitnehmers bezogen sind.

Erstattet der Arbeitgeber Aufwendungen für die Fort- oder Weiterbildung eines
Arbeitnehmers, ist dies kein steuer- und beitragspflichtiger Arbeitslohn, wenn die
Maßnahme im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse erfolgt. Davon ist auch
dann auszugehen, wenn ein fremdes Unternehmen die Fort- oder Weiterbildung
durchführt und dem Arbeitgeber die Leistung in Rechnung stellt (R 19.7 Abs. 1 Satz 3
LStR). Seit dem 01.01.2020 ist § 3 Nr. 19 EStG neu gefasst. Danach sind Weiterbil-
dungsleistungen des Arbeitgebers für Maßnahmen nach § 82 Abs. 1 und 2 SGB III
sowie für solche Weiterbildungsleistungen, die der Verbesserung der Beschäfti-
gungsfähigkeit des Arbeitnehmers dienen, steuerfrei. Die Weiterbildung darf jedoch
keinen überwiegenden Belohnungscharakter haben.

Unter mit § 82 Abs. 1 und 2 SGB III vergleichbaren Weiterbildungsleistungen sind
solche Maßnahmen zu verstehen, die eine Anpassung und Fortentwicklung der be-
ruflichen Kompetenzen des Arbeitnehmers ermöglichen und somit zur besseren Be-
gegnung der beruflichen Herausforderungen beitragen.

Bei Bildungsmaßnahmen im Sinne des § 82 SGB III wird bei der Finanzierung dieser
Maßnahmen durch den Arbeitgeber von einem ganz überwiegend eigenbetrieblichen
Interesse auszugehen sein. Die neue Steuerbefreiungsvorschrift § 3 Nr. 19 EStG
sorgt für Rechtssicherheit, dass die Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers für
Maßnahmen nach § 82 Abs. 1 und 2 SGB III nicht der Besteuerung unterliegen. Dies
gilt auch für Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der Verbesserung der
Beschäftigungsfähigkeit des Arbeitnehmers dienen (z. B. Sprachkurse oder Compu-
terkurse, die nicht arbeitsplatzbezogen sind).

Wichtig

Zur Übernahme von Kosten der beruflichen Weiterbildung siehe auch R 19.7
LStR.

Für Unterkunft und Verpflegungskosten gelten die allgemeinen Regelungen zu
Dienstreisen.
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9.6.9 Freie Verpflegung und Unterkunft
Gewährt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern freie Unterkunft und Verpflegung, ist
der Wert anhand der amtlichen Sachbezugsverordnung anzusetzen.

Vorsicht

Neue Sachbezugswerte bei Verpflegung (345 €) und Unterkunft (285 €). Diese
setzen sich wie folgt zusammen:

Umfasst die freie Verpflegung auch Familienangehörige, erhöhen sich die Werte ent-
sprechend für:

• Familienangehörige, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, um 80 %,
• Familienangehörige, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, um 60 %,
• Familienangehörige, die das 7. Lebensjahr vollendet haben, um 40 %,
• Familienangehörige, die das 7. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, um 30 %.

9.6.10 Unterkunft
Unter einer Unterkunft versteht man im steuerrechtlichen Sinne eine nicht in sich ge-
schlossene Wohnung, d. h. mehrere Räume, in denen ein vollständiger Haushalt ge-
führt werden kann. Typisch ist beispielsweise die Mitbenutzung einer Gemein-
schaftsküche oder gemeinsamer Toiletten und Duschen.

9.6.11 Wohnung
Eine Wohnung ist eine in sich abgeschlossene Einheit. Dafür spricht beispielsweise
das Vorhandensein einer eigenen Wasserversorgung, von Küche, Bad und Toilette.
Für eine Wohnung ist stets die ortsübliche Miete heranzuziehen, also nicht der amtli-
che Sachbezugswert.

Sachbezugsart monatlich kalendertäglich

Unterkunft 285 € 9,50 €

Wohnung ortsübliche Miete ortsübliche Miete

Frühstück 71 € 2,37 €
Mittagessen 137 € 4,57 €
Abendessen 137 € 4,57 €

Verpflegung
Gesamt 345 € 11,51 €
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Bei der Vermietung von Wohnungen durch Arbeitgeber an Arbeitnehmer wird seit
dem 01.01.2020 deren finanzieller Mietvorteil geringer besteuert. Für den als Ver-
gleichsmaßstab dienenden ortsüblichen Mietpreis ist ein Bewertungsabschlag in
Höhe von 1/3 vorzunehmen (§ 8 Abs. 2 Satz 12 EStG). Der Bewertungsabschlag be-
trägt 1/3 der ortsüblichen Miete (z. B. der niedrigste Mietpreis der Mietpreisspanne
des Mietspiegels für vergleichbare Wohnungen zuzüglich der nach der Betriebskos-
tenverordnung (BetrKV) umlagefähigen Kosten, die konkret auf die überlassene
Wohnung entfallen) und wirkt letztendlich wie ein Freibetrag.

Die nach Anwendung des Bewertungsabschlags ermittelte Vergleichsmiete ist Be-
messungsgrundlage für die Bewertung des geldwerten Vorteils. Die vom Arbeitneh-
mer tatsächlich gezahlte Miete und die tatsächlich abgerechneten Nebenkosten für
die Wohnung sind auf die Vergleichsmiete anzurechnen.4

Beträgt die ortsübliche Kaltmiete mehr als 25 € pro qm, ist der Bewertungsabschlag
nicht anzuwenden. Die feste Mietobergrenze von 25 € pro qm bezieht sich auf den
ortsüblichen Mietwert ohne die nach der BetrKV umlagefähigen Kosten und dient der
Gewährleistung sozialer Ausgewogenheit und Vermeidung der steuerbegünstigten
Vermietung von Luxuswohnungen.

Beispiel 1

Ein Arbeitnehmer wohnt kostenfrei in der Wohnung seines Arbeitgebers. Die orts-
übliche ermittelte Miete beträgt 680,00 €.

Lösung:

Die Bewertung mit den amtlichen Sachbezugswerten ist nicht zulässig. Anzuset-
zen ist der ortsübliche Mietpreis abzüglich des Bewertungsabschlags in Höhe von
1/3 der ortsüblichen Miete.

Der geldwerte Vorteil beträgt für den Arbeitnehmer 320,00 €.

Wichtig

Der im Steuerrecht ab 2020 geltende Bewertungsabschlag bei verbilligter Woh-
nungsüberlassung an Arbeitnehmer findet in der Sozialversicherung ab
01.01.2021 ebenfalls Berücksichtigung.5 Die Regelungen der SvEV enthalten los-
gelöst vom Steuerrecht eigenständige Bewertungen von unentgeltlich oder verbil-
ligt überlassenen Sachbezügen durch den Arbeitgeber. Danach ist der Vorteils-
wert, den der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer in Form einer unentgeltlichen oder

4 BFH, Urteil vom 11.05.2011 (BStBl II S. 946)

Ortsübliche Miete 480,00 €
- Abschlag von 1/3 160,00 €
= geldwerter Vorteil 320,00 €

5 Niederschrift über die Sitzung zu „Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs“ vom 20.11.2019
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verbilligten Überlassung von Wohnraum gewährt, unter Berücksichtigung der Be-
wertungsregelungen des § 2 Abs. 4 und 5 SvEV zu ermitteln. Eine darüber hin-
ausgehende Berücksichtigung steuerrechtlicher Vorschriften kam bis 31.12.2020
nicht in Betracht, es sei denn, sie werden (so wie in § 3 Abs. 1 SvEV vorgesehen)
für entsprechend anwendbar erklärt. Da die Neuregelung des § 8 Abs. 2 Satz 12
EStG nun auch seit dem 01.01.2021 in der SvEV enthalten ist, scheidet eine Be-
rücksichtigung des Bewertungsabschlags bei der Feststellung des Sachbezugs-
werts in der Sozialversicherung nur für das Jahr 2020 aus.

9.6.12 Geringfügige Sachbezüge
Für geringfügige Sachbezüge gibt es eine monatliche Freigrenze von 50 €. Gemäß
§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG gehören Sachbezüge unterhalb dieser Grenze nicht zum
steuerpflichtigen Arbeitslohn, wenn diese zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt werden.

Vorsicht

Bagatellgrenze von 50 € bei Sachbezügen (§ 8 Abs. 2 EStG). Die Grenze wurde
mit dem Jahressteuergesetz 2020 zum 01.01.2022 von 44 € auf 50 € pro Monat
erhöht.

Diese Freigrenze ist allerdings nicht für alle Arten von Sachbezügen anwendbar. So
gilt sie grundsätzlich nicht für solche Sachbezüge, für die ein amtlicher Sachbezugs-
wert festgelegt wurde. Für die Bewertung eines Dienstfahrzeugs ist die Freigrenze
nicht zu berücksichtigen.

Typische Anwendungsfälle für diese Freigrenze sind beispielsweise:

• Vorteile aus Wohnungsüberlassung,
• von Dritten eingeräumte Preisnachlässe.

Wenn der Wert 50 € übersteigt, entsteht Steuer- und Sozialversicherungspflicht für
den kompletten Betrag. Die Freigrenze bezieht sich auf den Monat. Monatlich nicht
ausgeschöpfte Beträge können nicht aufs Jahr hochgerechnet werden.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer wohnt verbilligt in einer Betriebswohnung. Die Miete beträgt
50 € weniger, als ortsüblich für eine ähnliche Wohnung verlangt wird.

Hier greift die Sachbezugsfreigrenze. Dem Arbeitnehmer entsteht durch die verbil-
ligte Mietwohnung kein geldwerter Vorteil.
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9.6.13 Warengutscheine
Für die steuerliche Behandlung von Warengutscheinen, die Arbeitgeber an Arbeit-
nehmer für den Kauf von bestimmten Waren aushändigen, ist zu unterscheiden, ob
die Gutscheine bei demselben Arbeitgeber oder bei einem Dritten einlösbar sind.

Gutscheine, die zum Bezug von Waren beim eigenen Arbeitgeber berechtigen, sind
ohne Zweifel Sachbezüge. Auf diese findet der Rabattfreibetrag von 1.080 € jährlich
Anwendung. Warengutscheine, die bei einem Dritten einlösbar sind, werden nur
dann als Sachbezug betrachtet, wenn entweder eine Ware angegeben ist oder wenn
der Geldbetrag des Gutscheins ausschließlich für den Erwerb von Waren eingesetzt
werden kann. Dies bedeutet, dass ein Gutschein, dessen Wert in Bargeld ausgezahlt
werden kann, ein steuerpflichtiger Barlohn ist.

Beispiel 1

Ein Mitarbeiter eines Steuerbüros erhält einen Gutschein für 30 Liter Benzin, der
bei allen Aral-Tankstellen einzulösen ist.

Solange 30 Liter Benzin den Wert von 50 € nicht übersteigen, wird der Gutschein
als Sachbezug anerkannt, so dass die Freigrenze zum Tragen kommt.

Beispiel 2

Ein Mitarbeiter erhält einen Tankgutschein im Wert von 50 €, einlösbar bei einer
Esso-Tankstelle (keine Barauszahlung, kein Erwerb von weiteren Guthaben- und
Gutscheinprodukten).

In diesem Fall ist ein Geldwert auf dem Gutschein ausgewiesen. Da der Geldbe-
trag nur gegen Waren bei der Tankstelle eingelöst werden kann, liegt ein Sachbe-
zug vor.

Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elekt-
romobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften6 eine neue Definition
für Sachbezüge eingeführt. Danach heißt es in § 8 Abs. 1 EStG:

„Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und dem Steuer-
pflichtigen im Rahmen einer der Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 7 EStG
zufließen. Zu den Einnahmen in Geld gehören auch zweckgebundene Geldleistungen,
nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen
Geldbetrag lauten. Satz 2 gilt nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die ausschließlich
zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2
Absatz 1 Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) erfüllen.“

6 Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften vom 12.12.2019 (BGBl 2019 Teil I vom 17.12.2019, Seite 2451)
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Die Ergänzung nach dem 1. Satz ist seit dem 01.01.2020 in Kraft und maßgeblich für
die Anwendung der Sachbezugsfreigrenze bzw. der Pauschalversteuerung nach
§ 37b EStG.

Nach der neuen Definition sind Geldleistungen z. B.

• zweckgebundene Geldzahlungen,
• nachträgliche Kostenerstattungen,
• Geldsurrogate, andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten,
• Prepaidkarten, die uneingeschränkt an allen Akzeptanzstellen zur Bezahlung ein-

gesetzt werden können und einen Bargeldersatz darstellen.

Sachbezüge z. B.

• Gutscheine oder Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienst-
leistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG erfüllen. Somit
verfügen diese nicht über eine Auszahl-. Barzahlungs- oder Wandungsfunktion.

• Prepaidkarten, die nur an bestimmten Akzeptanzstellen, in einem bestimmten
Einkaufszentrum oder in den Geschäften des Ausstellers der Karte verwendet
werden können.

Hinweis

Das Bundesfinanzministerium hat zu der Ergänzung des § 8 Abs. 1 EStG am 
15.03.2022 ein aktualisiertes BMF-Schreiben veröffentlicht.

In § 8 Abs. 1 EStG wird verwiesen auf § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG mit folgenden Definitionen:

„Als Zahlungsdienste gelten nicht:

Dienste, die auf Zahlungsinstrumenten beruhen, die

a. für den Erwerb von Waren oder Dienstleistungen in den Geschäftsräumen des
Emittenten oder innerhalb eines begrenzten Netzes von Dienstleistern im Rah-
men einer Geschäftsvereinbarung mit einem professionellen Emittenten einge-
setzt werden können,

b. für den Erwerb eines sehr begrenzten Waren- oder Dienstleistungsspektrums ein-
gesetzt werden können, oder

c. beschränkt sind auf den Einsatz im Inland und auf Ersuchen eines Unternehmens
oder einer öffentlichen Stelle für bestimmte soziale oder steuerliche Zwecke nach
Maßgabe öffentlich-rechtlicher Bestimmungen für den Erwerb der darin bestimm-
ten Waren oder Dienstleistungen von Anbietern, die eine gewerbliche Vereinba-
rung mit dem Emittenten geschlossen haben, bereitgestellt werden“

Die Regeln des ZAG werden spätestens ab 01.01.2022 auf Gutscheine und Geldkar-
ten angewendet. Dieser Nichtbeanstandungsregel bis zum 31.12.2021 schließt sich
die Sozialversicherung an.
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Als Sachbezug gelten ab 01.01.2022

a. Gutscheine, Prepaidkarten oder Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von
Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10
Buchstabe a ZAG erfüllen, d. h. z. B.
– keine Auszahl-, Barzahlungs- oder Wandlungsfunktion haben, also
– beim Aussteller des Gutscheins unabhängig von einer Betragsangabe be-

rechtigen, ausschließlich Waren oder Dienstleistungen zu beziehen
• nur aus dessen Produktpalette; das ist nicht auf das Inland beschränkt

(Hinweis: Das gilt nicht für Marketplaces.),
• aufgrund von Akzeptanzverträgen bei einem begrenzten Kreis von Akzep-

tanzstellen im Inland.
Als Akzeptanzstellen im Inland gelten
– Einkaufs- und Dienstleistungsverbünde, die sich auf eine Stadt oder mehrere

benachbarte Städte und Gemeinden in einer Region erstrecken,
– Ladenketten im Inland oder Internetshops mit einheitlichem Marktauftritt.
Beispiele für Gutscheine oder Geldkarten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 a ZAG:
– wiederaufladbare Karten für den Einzelhandel,
– Hauskarte für Shop-in-Shop-Lösungen,
– Tankkarten einer Tankstellenkette oder eines Tankstellenbetreibers zum Be-

zug von Waren oder Dienstleistungen,
– vom Arbeitgeber selbst ausgestellte Gutscheine, wenn die Akzeptanzstelle

unmittelbar mit dem Arbeitgeber abrechnet,
– Karten eines Online-Händlers für dessen eigene Produktpalette, jedoch nicht

für Produkte von Fremdanbietern (Marketplace),
– Karten für ein Shopping-Center, eine Mall oder ein Outlet-Village,
– City-Cards (Stadtgutscheine).

b. Gutscheine, Prepaidkarten oder Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von
Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10
Buchstabe b ZAG erfüllen, d. h. z. B. für
– den Personennah- und Fernverkehr, z. B. Fahrkarten, Verwendung im Zugre-

staurant, Park-&-Ride-Bezahlung,
– Mobilitätsdienstleistungen, z. B. die Nutzung von Fahrrädern, E-Bikes, 

E-Scootern, Carsharing,
– alles, was das Auto bewegt, also Kraftstoff, Ladestrom,
– den Besuch von Trainingsstätten und Bezug der dort angebotenen Waren

und Dienstleistungen,
– den Bezug von Zeitungen, Zeitschriften, Büchern, Filmen, Musik; auch als 

Download oder Streamingdienst,
– Beautykarten für Hautpflege, Makeup, Friseur und ähnliche Pflege der Person,
– Bekleidung, Schuhe, Taschen, Schmuck, Kosmetika, Düfte, Accessoires.
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c. Gutscheine, Prepaidkarten oder Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von
Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Abs. 1 Nr. 10
Buchstabe c ZAG erfüllen, d. h.
– unabhängig von einer Betragsangabe,
– aufgrund von Akzeptanzverträgen zwischen Aussteller und Akzeptanzstellen

(auf die Anzahl der Akzeptanzstellen kommt es nicht an),
– im Inland,
– Waren oder Dienstleistungen,
– ausschließlich für soziale oder steuerliche Zwecke.
Der Zufluss des Sachbezugs erfolgt
– bei Einlösung bei einem Dritten zum Zeitpunkt der Übergabe des Gutscheins

durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer bzw. bei Geldkarten zum Zeit-
punkt des Aufladens, unabhängig vom Termin der Nutzung durch den Arbeit-
nehmer,

– bei Einlösung beim Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Einlösung.

9.6.14 Umwandlung von Barlohn
Häufig wird in den Betrieben überlegt, durch Umwandlung von Barlohn in Warengut-
scheine oder auch andere Sachbezüge steuerliche und sozialversicherungsrechtli-
che Vorteile zu erlangen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass eine solche Umwand-
lung von Barlohn zugunsten steuerfreier Sachbezüge (z. B. Warengutscheine) i. d. R.
nur dann anerkannt wird, wenn es sich um zusätzliche freiwillige Zahlungen des Ar-
beitgebers handelt, also nicht um bereits verdienten oder vertraglichen Lohn bzw.
Tariflohn.

Schon in einem BFH-Urteil aus dem Jahr 1997 wird die Möglichkeit der Umwandlung
von Barlohn in einen Sachlohn zugelassen. Als Folge dieser Rechtsprechung hat die
Finanzverwaltung in R 8.1 Abs. 7 Nr. 4 Buchstabe c LStR die Umwandlung von Bar-
lohn in Essensmarken oder Restaurantschecks zugelassen. Gleiches ist anzuneh-
men, wenn ein Arbeitnehmer Barlohn zugunsten der Überlassung eines Firmenwa-
gens umwandelt. Die Finanzverwaltung hat aufgrund der Rechtsprechung unter R
8.1 Abs. 7 LStR ausgeführt, dass eine Gehaltsumwandlung von Barlohn in einen
Sachlohn mit steuerlicher Wirkung nur akzeptiert werden kann, wenn diese durch
Änderung des Arbeitsvertrags vereinbart wurde.

Unter Berücksichtigung dieser Rechtsaufassung ergeben sich folgende Möglichkei-
ten einer Gehaltsumwandlung:

• Barlohn wird in einen Sachlohn umgewandelt.
• Barlohn wird in einen später zufließenden Versorgungslohn umgewandelt.
• Steuerpflichtiger Barlohn wird in einen steuerfreien oder pauschal versteuerten

Sachlohn umgewandelt.
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Hinweis

Die Gehaltsumwandlung des Arbeitnehmers zugunsten von Leistungen, die ganz
überwiegend im eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers erfolgen, erkennt
die Finanzverwaltung nicht an.

Zusätzlich hat die Finanzverwaltung aufgrund aktueller BFH-Rechtsprechung (vom
01.08.2019) in § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG ergänzt, dass die Anwendung der Frei-
grenze von 50 € für Sachbezüge nur in Betracht kommt, wenn der Sachbezug zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt wird.

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes (JStG) 20207 wurde § 8 Abs. 4 EStG neu ein-
geführt und definiert die Zusätzlichkeitserfordernisse zur Anwendung entsprechen-
der Regelungen für die Steuerfreiheit (z. B. Bagatellgrenze für Sachbezüge) bzw.
Pauschalversteuerung. Danach sind Leistungen des Arbeitgebers oder auf seine
Veranlassung eines Dritten (Sachbezüge oder Zuschüsse) für einen Beschäftigten
nur dann zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn, wenn

• die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet,
• der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt,
• die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer bereits

vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und
• und bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird.

So auch das BMF-Schreiben vom 05.02.2020 als Nichtanwendungserlass zu den
anderslautenden BFH-Urteilen vom 01.08.2019, der bis zur gesetzlichen Regelung
gültig ist. Betroffen sind folgende Regelungen:

• § 3 Nr. 11a EStG = steuerfreie Corona-Beihilfe,
• § 3 Nr. 15 EStG = steuerfreies Jobticket,
• § 3 Nr. 33 EStG = steuerfreie Kindergartengebühr,
• § 3 Nr. 34 EStG = steuerfreie Gesundheitsförderung (maximal 600 € je Arbeit-

nehmer und je Kalenderjahr),
• § 3 Nr. 34a EStG = steuerfreie Dienstleistung zur Vermittlung von Kinderbetreu-

ung sowie Kosten einer betrieblich veranlassten kurzfristigen Kinderbetreuung
bis 600 € jährlich,

• § 3 Nr. 37 EStG = steuerfreie private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads,
• § 3 Nr. 46 EStG = steuerfreies Aufladen von Elektrofahrzeugen im Betrieb sowie

Überlassen einer Ladevorrichtung,
• § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG = Anwendung der 50-€-Freigrenze für Sachbezüge,
• § 37b EStG = Pauschalversteuerung mit 30 % für Sachbezüge,
• § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 EStG = 25 % pauschale Lohnsteuer für die Übereignung

von Datenverarbeitungsgeräten,

7 Jahressteuergesetz 2020 vom 21.12.2020 (BGBl Teil I Nr. 65 vom 28.12.2020, Seite 3096)
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• § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 = 25 % pauschale Lohnsteuer für die Übereignung einer
Ladevorrichtung für Elektro- bzw. Hybridfahrzeuge,

• § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 = 25 % pauschale Lohnsteuer für die Übereignung eines
betrieblichen Fahrrads bzw. Pedelecs,

• § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG = 15 % pauschale Lohnsteuer für Zuschüsse zu Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte,

• § 100 EStG = bis zu 960,00 € steuerfreie zusätzliche betriebliche Altersvorsorge
des Arbeitgebers i. V. m. dem Zuschuss von 30 %.

Verzichtet ein Arbeitnehmer durch Änderung seines Arbeitsvertrags auf Barlohn zu-
gunsten eines Sachlohns, wird diese Änderung aus Sicht der Sozialversicherung an-
erkannt. Hat der Arbeitnehmer weiterhin einen Anspruch auf Barlohn, kann er somit
zwischen Barlohn und Sachlohn wählen, wird eine solche Änderung als Barlohnmin-
derung nicht anerkannt.

Das Bundesozialgericht8 hat festgelegt, dass eine Entgeltumwandlung allein danach
zu beurteilen ist, ob diese arbeitsrechtlich zulässig ist. Das Sozialversicherungsrecht
darf keine weiteren Erfordernisse zur beitragsrechtlichen Beurteilung aufstellen. Mit
diesem Urteil macht das Bundessozialgericht deutlich, dass derartige Entgeltum-
wandlungen ohne besondere Schriftformerfordernisse beitragsrechtlich wirksam
werden. Es ist somit auch möglich, eine mündliche Vereinbarung heranzuziehen. Für
die Wirksamkeit der Entgeltumwandlung ist allein entscheidend, dass die Umwand-
lung auf künftig fällig werdende Arbeitsentgeltbestandteile gerichtet und arbeitsrecht-
lich zulässig ist.

Hinweis

Durch Verzicht oder Umwandlung darf der gesetzliche oder tarifliche Mindestlohn
nicht unterschritten werden.

Die Spitzenverbände der Sozialversicherung haben in diesem Zusammenhang als
Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Gehaltsumwandlung die Grundsätze des
Steuerrechts übernommen. Dieses Zusätzlichkeitserfordernis wird nicht durch Ge-
haltsumwandlungen erfüllt. Somit kommt eine beitragsfreie Gehaltsumwandlung
nicht in Betracht, wenn die Umwandlung aus einer Arbeitgeberleistung resultiert.

In der am 11.11.2021 veröffentlichten Niederschrift zu Fragen des gemeinsamen
Beitragseinzugs wird klargestellt, dass in der Regel für die Frage, ob die Zusätzlich-
keitsvoraussetzungen für steuerfreie bzw. pauschal versteuerte Sachzuwendungen
erfüllt sind, die Regelungen des Steuerrechts anzuwenden sind.

Daraus kann man Folgendes ableiten:

Bis zum 31.12.2021 führt eine Entgeltumwandlung bzw. ein Entgeltverzicht in der
Sozialversicherung unter den Voraussetzungen, dass der Verzicht

8 BSG, Urteil vom 02.03.2010 – B 12 R 5/09 R, CAAAD-49229
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9.6 Sachbezüge
• nicht nur vorübergehend,
• für künftig fällige Entgelte
• und arbeitsrechtlich zulässig

erfolgt, zur Beitragsfreiheit der daraus resultierenden Arbeitgeberleistung, da in die-
sen Fällen eine Zusätzlichkeit angenommen wurde. Im Steuerrecht kann das Zusätz-
lichkeitserfordernis grundsätzlich nicht durch Entgeltumwandlungen erfüllt werden.

Sieht das Beitragsrecht, im Gegensatz zum Steuerrecht, für bestimmte Sachverhalte
ein Zusätzlichkeitserfordernis vor, ist der Gehaltsverzicht auf die Arbeitgeberleistung
beitragsfrei, wenn der Verzicht ernsthaft gewollt, nicht nur vorübergehend und auch
arbeitsrechtlich zulässig ist. Dazu gehören u. a.:

• Erstattung von Kosten im Rahmen der doppelten Haushaltsführung (§ 3 Nr. 16 EStG),
• steuerfreie Weiterbildungsleistungen (§ 3 Nr. 19 EStG),
• Aufstockungsbeträge und zusätzliche Rentenversicherungsbeiträge nach dem

Altersteilzeitgesetz (§ 3 Nr. 28 EStG),
• Entschädigungen für die betriebliche Nutzung privater Werkzeuge (§ 3 Nr. 30

EStG),
• unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von Berufsbekleidung (§ 3 Nr. 31 EStG),
• unentgeltliche oder verbilligte Sammelbeförderung (§ 3 Nr. 32 EStG),
• unentgeltliche oder verbilligte Überlassung betrieblicher Fahrräder zur privaten

Nutzung (§ 3 Nr. 37 EStG),
• Mitarbeiterkapitalbeteiligung (§ 3 Nr. 39 EStG),
• private Nutzung betrieblicher Computer und Telekommunikationsgeräte und von

deren Zubehör und Software (§ 3 Nr. 45 EStG),
• unentgeltliches oder verbilligtes Aufladen von Elektro- oder Hybridfahrzeugen im

Betrieb des Arbeitgebers (§ 3 Nr. 46 EStG),
• Auslagenersatz und durchlaufende Gelder (§ 3 Nr. 50 EStG),
• Zukunftssicherungsleistungen (§ 3 Nr. 62 EStG),
• Kaufkraftausgleich (§ 3 Nr. 64 EStG),
• Beiträge zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (§ 40b EStG a. F.),
• Beiträge zur umlagefinanzierten betrieblichen Altersversorgung (§ 3 Nr. 56 bzw.

§ 40b EStG).

In einigen Fällen sieht weder das Steuer- noch das Sozialversicherungsrecht ein Zu-
sätzlichkeitserfordernis vor. Ein Gehaltsverzicht bzw. eine Gehaltsumwandlung führt
in diesen Fällen zu einer steuerfreien bzw. pauschal besteuerten Arbeitgeberleistung
und im Rahmen der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) zur Beitragsfrei-
heit in der Sozialversicherung. Dazu gehören u. a.:

• sonstige Bezüge für mehrere Arbeitnehmer (§ 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG i. V. m.
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SvEV (allerdings nur dann, wenn kein einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt),
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9 Besondere Entgeltarten
• Arbeitslohn aus Anlass einer Betriebsveranstaltung (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
EStG i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV),

• Erholungsbeihilfen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
SvEV),

• Verpflegungsmehraufwendungen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 EStG i. V. m. § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 SvEV),

• Sachbezüge in Form unentgeltlicher oder verbilligter Beförderung (§ 40 Abs. 2
Satz 2 1. Hs. EStG i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SvEV),

• Beiträge zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (§ 3 Nr. 63 EStG
i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV),

• Sachprämien aus Kundenbindungsprogrammen (§ 3 Nr. 38 EStG nach § 37a
EStG i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 SvEV),

• Geschenke an Arbeitnehmer nicht verbundener Unternehmen (§ 37b Abs. 1
EStG i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 14 SvEV).

Ab 01.01.2023 gelten neue Anforderungen an das Zusätzlichkeitserfordernis im Bei-
tragsrecht.9 Arbeitgeberleistungen werden nicht zusätzlich gewährt, wenn sie ein
teilweises Surrogat für den vorherigen Entgeltverzicht bilden. Das Beitragsrecht ori-
entiert sich an den Kriterien des steuerrechtlichen Zusätzlichkeitserfordernis in § 8
Abs. 4 EStG:

• Die Leistung wird nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet und
• der Anspruch auf Arbeitslohn wird nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt und
• die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung wird nicht anstelle einer be-

reits vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und
• bei Wegfall der Leistung wird der Arbeitslohn nicht erhöht.

Unter diesen Voraussetzungen ist von einer zusätzlichen Leistung auch dann auszu-
gehen, wenn der Arbeitnehmer arbeitsvertraglich (Gesetz, Tarifvertrag, Betriebsver-
einbarung, Arbeitsvertrag) einen Anspruch darauf hat.

Beitragsrechtlich ist eine Entgeltumwandlung zulässig, wenn

• das Unternehmen nicht tarifgebunden ist oder
• ein bindender oder allgemein verbindlich erklärter Tarifvertrag TV vorliegt, nur

dann, wenn
– eine Öffnungsklausel besteht,
– der Verzicht schriftlich festgehalten wird und
– sich die Entgeltumwandlung auf zukünftig fällig werdende Entgelte bezieht.

Steuerfreie Entgeltbestandteile sind nur dann nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV bei-
tragsfrei, wenn sie zusätzlich zum Arbeitsentgelt gewährt werden. Entscheidend ist,
ob im Steuer- und/oder Beitragsrecht das Zusätzlichkeitserfordernis besteht. Wenn
nicht, führt eine Entgeltumwandlung zur Steuer- bzw. Beitragsfreiheit. Bei Entgeltum-
wandlungen durch vorherigen Entgeltverzicht ist die Zusätzlichkeit nicht erfüllt.

9 Niederschrift zu Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs vom 11.11.2021
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9.6.15 Zufluss des Arbeitslohns
Bei der Ausstellung von Warengutscheinen stellt sich die Frage, wann der lohnsteu-
errechtliche Zufluss erfolgt. Dies ist besonders dann interessant, wenn es sich um
Waren handelt, deren Preise sehr starken Schwankungen unterliegen (z. B. Benzin-
gutscheine). Hierzu gilt:

• Bei Warengutscheinen, die bei einem fremden Dritten einzulösen sind (z. B.
Tankstelle), findet der Zufluss mit der Ausgabe (Weiterreichung) an den Arbeit-
nehmer statt.

• Bei Warengutscheinen, die beim eigenen Arbeitnehmer einzulösen sind, findet
der Zufluss zum Zeitpunkt der Einlösung des Gutscheins statt.

9.6.16 Arbeitslohn durch Dritte
Nach § 38 Abs. 1 Satz 3 EStG unterliegt auch der im Rahmen des Dienstverhältnisses
von einem Dritten gewährte Arbeitslohn der Lohnsteuer, wenn der Arbeitgeber Kennt-
nis davon hat oder erkennen kann, dass solche Vergütungen erbracht werden.

Hinweis

Siehe auch: BMF-Schreiben vom 20.01.2015 (IV C 5 – S 2360/12/10002).

Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um Barlohnvergütungen oder Sachleistungen
in Form von Rabatten und Vorteilsgewährungen handelt, wobei in der Praxis über-
wiegend die Vorteilsgewährung durch Rabatte eine Rolle spielt.
Diese Verpflichtung trifft den Arbeitgeber grundsätzlich nur dann, wenn er an der
Verschaffung von unentgeltlichen oder verbilligten Sachbezügen oder geldwerten
Vorteilen selbst mitgewirkt bzw. davon Kenntnis erlangt hat.
Eine Kenntnis und somit Mitwirkung des Arbeitgebers wird man in der Praxis im Re-
gelfall immer dann unterstellen, wenn z. B. die Rabattgewährung auf bestimmte Wa-
ren oder Dienstleistungen durch konzernverbundene Unternehmen im Sinne des
§ 15 des Aktiengesetzes stattfindet.
Außerdem unterstellt man eine Mitwirkung des Arbeitgebers, wenn aus seinem Han-
deln ein Anspruch des Arbeitnehmers auf den Preisvorteil entstanden ist. Ein typi-
sches Beispiel dafür ist der Abschluss eines Rahmenvertrags mit einem Lieferanten.
Vereinbart dagegen der Betriebsrat oder die Personalvertretung solche Rabattrege-
lungen mit Dritten, entsteht kein steuerpflichtiger Arbeitslohn.
Eine weitere Annahme für eine Mitwirkung liegt vor, wenn der Arbeitgeber für den
Dritten bestimmte Verpflichtungen übernommen hat, wie z. B. Inkassotätigkeit oder
Haftung. Arbeitnehmer, die entsprechende Vergünstigungen von einem Dritten be-
ziehen, sind nach § 38 Abs. 4 Satz 3 EStG verpflichtet, diese Lohnzahlungen ihrem
Arbeitgeber für jeden Lohnzahlungszeitraum mitzuteilen.
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Machen die Arbeitnehmer keine Angaben und der Arbeitgeber weiß bzw. kann er-
kennen, dass seine Arbeitnehmer Arbeitslohn von Dritten bezogen haben, ist der Ar-
beitgeber verpflichtet, dies dem Betriebsstättenfinanzamt unverzüglich anzuzeigen
(§ 38 Abs. 4 Satz 3 EStG).
Nach LStR 38.4 hat der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer auf die Verpflichtung zur
Mitteilung des von einem Dritten bezogenen Arbeitslohns hinzuweisen. Dieser Infor-
mationspflicht sollte der Arbeitgeber auf jeden Fall nachkommen, um sich von even-
tuellen Haftungsansprüchen freizustellen (LStR 42d.1).

Bei Einräumung von Drittrabatten steht dem Arbeitnehmer der Rabattfreibetrag
(1.080 €) nicht zu. Allerdings darf ein pauschaler Wertabschlag von 4 % auf den übli-
chen Endpreis der Ware vorgenommen werden.

9.6.17 Private Nutzung eines Firmenwagens
9.6.17.1 Allgemeines
Eine betrieblich veranlasste Überlassung eines Firmenfahrzeugs an den Arbeit-
nehmer (z. B. für eine Dienstreise) ist kein steuerpflichtiger Arbeitslohn. Wenn der
Arbeitnehmer allerdings in den Genuss der privaten Nutzung eines Firmenfahrzeugs
kommt, entsteht steuer- und sozialversicherungspflichtiger Arbeitslohn. Der entspre-
chende Sachbezug wird vom Arbeitgeber im Zuge der Lohnabrechnung ermittelt.

Es gibt zwei verschiedene Ansatzmethoden:

• Aufteilung der Gesamtkosten entsprechend den mittels Fahrtenbuch nachgewie-
senen dienstlich und privat zurückgelegten Fahrtstrecken (Einzelnachweis),

• pauschale Schätzung des Privatanteils nach der 1-%-Regelung.

Die einmal gewählte Methode darf erst nach Ablauf eines Jahres gewechselt werden
(Ausnahme bei Fahrzeugwechsel innerhalb des Jahres).

9.6.17.2 Pauschale Ermittlung
Als geldwerter Vorteil wird monatlich 1 % des auf volle 100 € abgerundeten Fahr-
zeugpreises angesetzt. Darunter versteht man den Listenpreis zuzüglich Sonderaus-
stattungen und Mehrwertsteuer.

Diese Regelung gilt ebenso für Gebrauchtwagen (gültiger Listenpreis zum Zeitpunkt
der Neuanschaffung) und Leasingfahrzeuge. Kosten für ein Autotelefon und eine
Freisprechanlage wirken sich genauso wenig auf die Berechnungsbasis aus wie
Überführungskosten. Dagegen erhöhen Sonderausstattungen und Diebstahlsi-
cherungen sowie Autoradios den geldwerten Vorteil.

Nach LStR 8.1 Abs. 9 fließt ein zusätzlicher Satz Reifen einschließlich Felgen nicht
in die Bemessungsgrundlage für die 1-%-Regelung mit ein. 
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Damit soll klargestellt werden, dass der 1-%-Betrag nur auf der Basis des Listenprei-
ses inklusive eines Satzes Reifen (Sommer- oder Winterreifen) zu berechnen ist. Mit
der Versteuerung des 1-%-Wertes ist auch der geldwerte Vorteil aus der Überlas-
sung eines weiteren Satzes Reifen abgegolten. Ein fest eingebautes Navigationsge-
rät ist dem Listenpreis hinzuzurechnen, erhöht also den geldwerten Vorteil.

Pauschale und kilometerbezogene Eigenbeteiligungen des Arbeitnehmers mindern
den geldwerten Vorteil. Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer einen Teil der Anschaf-
fungskosten übernimmt.

Beispiel 1

Ein Arbeitnehmer nutzt sein Dienstfahrzeug mit Verbrennermotor privat. Der Listen-
preis des Wagens beträgt 75.000 €. Das Fahrzeug ist geleast. Die monatliche Leasin-
grate beträgt 1.200 €. Daran beteiligt sich der Arbeitnehmer mit einer Zuzahlung von
monatlich 500 €.

Der geldwerte Vorteil für die private Nutzung des Fahrzeugs aus der 1-%-Regelung
beträgt somit 250 €.

Sonderausstattungen Einzubeziehen in die 
1-%-Versteuerung

Nicht einzubeziehen

Autoradio x
Autotelefon x
Diebstahlsicherung x
Freisprecheinrichtung x
Klimaanlage x
Navigationsgerät x
Standheizung x
Zusätzlicher Reifensatz x
Überführungskosten x

Listenpreis Fahrzeug 75.000,00 €
monatliche Leasingrate 1.200,00 €
mtl. Zuzahlung Arbeitnehmer 500,00 €

Daraus ergibt sich folgende Berechnung:

1 % von 75.000 € = 750,00 €
abzüglich Zuzahlung Arbeitnehmer mtl. – 500,00 €

anzusetzender Wert 250,00 €
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Beispiel 2

Ein Arbeitnehmer erhält ab 01.09. ein Dienstfahrzeug mit Verbrennermotor, wel-
ches er auch privat nutzen kann. Der monatliche Sachbezugswert nach der 1-%-
Methode beträgt insgesamt 800 €. Der Arbeitnehmer übernimmt eine einmalige
Eigenleistung für Sonderausstattungen in Höhe von 3.500 €.

Gemäß dem BMF-Schreiben vom 04.04.2018 können die verbleibenden 300 € im
Folgejahr verrechnet werden.

In einem Urteil des BFH10 wird abweichend von den Ausführungen im BMF-Schreiben
vom 04.04.2018 dargestellt, dass eine Zuzahlung des Arbeitnehmers zu den Anschaf-
fungskosten des privat genutzten Fahrzeuges auf den Zeitraum der Nutzung zu verteilen
ist. Bei Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu den Anschaffungskosten des Fahrzeuges
oder einer Leasingsonderzahlung ist regelmäßig danach zu unterscheiden, ob eine ar-
beitsvertragliche Regelung zum Zuzahlungszeitraum getroffen wurde oder aber nicht.
Liegt eine solche Vereinbarung über einen Zuzahlungszeitraum vor, ist die Zuzahlung
des Arbeitnehmers grundsätzlich auf diesen Zeitraum gleichmäßig zu verteilen. Es ist
hierbei unbenommen, ob der einzelne Zuzahlungsbetrag hierbei den Nutzungswert
des Fahrzeuges überschreitet oder nicht. Bei Überschreitung kommt es auch hier nicht
zum Vorliegen von negativem Arbeitslohn oder Werbungskosten. Die Finanzverwal-
tung hat die Rechtsprechung im BMF-Schreiben vom 03.03.2022 mit aufgenommen.

Beispiel 3
Ein Arbeitnehmer nutzt einen Firmenwagen mit einem Bruttolistenpreis von 100.000 €
privat. Der Arbeitnehmer zahlt eine Zuzahlung zu den Anschaffungskosten in Höhe
von 10.000 €. Die vereinbarte Nutzungsdauer beträgt drei Jahre.

Regelung nach dem BMF-Schreiben vom 04.04.2018:

monatlicher Sachbezugswert: 800,00 €

September bis Dezember: 4 x 800 € = 3.200,00 €
abzüglich Eigenanteil des AN – 3.500,00 €

verbleiben 300,00 €

10 BFH, Urteil vom 16.12.2020 (VI R 19/18)

Sachbezugswert für die private Nutzung: 1.000,00 €

Zuzahlung 10.000 € : 1.000 € = 10 Monate

Sachbezugswert 1. bis 10. Monat 0,00 €

Sachbezugswert ab 11. Monat 1.000,00 €
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Alternative Regelung nach dem BMF-Schreiben vom 03.03.2022:

Ist arbeitsvertraglich oder arbeits-/dienstrechtlich keine Vereinbarung über einen
Zuzahlungszeitraum getroffen, ist hingegen eine Anrechnung der (Einmal-)Zuzah-
lung des Arbeitnehmers sowohl im Zuzahlungsjahr als auch in den Folgejahren mög-
lich. In diesen Fällen wird der Nutzungswert der privaten Nutzung regelmäßig bis auf
0 € angerechnet (R 8.1 Abs. 9 Nr. 4 S. 2, 3 LStR). Auch hier kommt es demnach
nicht zu negativem Arbeitslohn oder Werbungskosten.

In beiden Fällen – mit oder ohne arbeitsvertragliche Regelung zum Zuzahlungszeit-
raum – führt eine (Einmal-)Zuzahlung des Arbeitnehmers zu den Anschaffungskos-
ten nicht zu einer Verminderung der Bemessungsgrundlage des geldwerten Vorteils.
Sie führt regelmäßig vielmehr zu einer Kürzung des monatlichen Nutzungswertes;
unabhängig davon, ob die Zuzahlung an den Arbeitgeber oder einen Dritten (z. B.
Autohaus) erfolgt.

Das Sozialversicherungsrecht folgt dem Steuerrecht.

9.6.17.3 Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte

Wenn der Arbeitnehmer den Firmenwagen auch für Fahrten zwischen Wohnung und
erster Arbeitsstätte benutzt, so ist dieser ihm daraus entstehende Vorteil zusätzlich
zur 1-%-Methode steuerlich anzusetzen.

Für Fahrten zwischen Wohnung und erster Arbeitsstätte beträgt der geldwerte Vor-
teil monatlich 0,03 % vom Listenpreis mal Entfernungskilometer. Unter Entfernungs-
kilometer wird die einfache Wegstrecke verstanden. Ein Arbeitnehmer, der morgens
20 km zur Arbeit zurücklegt und abends wiederum 20 km zurückfährt, hat pro Tag 20
Entfernungskilometer zurückgelegt.

Die tatsächliche Anzahl der Fahrten spielt dabei keine Rolle. Ein eventueller Nut-
zungsausfall durch Urlaub oder Krankheit ist in den gesetzlichen Pauschalsätzen
von 1 % bzw. 0,03 % berücksichtigt. Nach Auffassung des BMF in Absprache mit
den Ländern ist die 0,03-%-Regelung auch dann anzusetzen, wenn der Arbeitneh-
mer sich nur vorübergehend zu Hause auffällt (z. B. Kurzarbeit und Homeoffice).

Dieser so errechnete geldwerte Vorteil kann vom Arbeitgeber mit 15 % pauschal ver-
steuert werden (ab dem 1. Entfernungskilometer 0,38 € und pauschale Anrechnung
von 180 Tagen im Jahr). Können mehr als 180 Fahrten pro Jahr zwischen Wohnung
und Arbeitsstätte nachgewiesen werden, ist auch ein höherer Ansatz möglich.

Sachbezugswert für die private Nutzung: 1.000,00 €

Zuzahlung 10.000 € : 36 Monate Nutzungsdauer 277,78 €

Sachbezugswert monatlich 722,22 €
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Beispiel

Ein Arbeitnehmer erhält ein Dienstfahrzeug zur privaten Nutzung. Der Anschaf-
fungswert beträgt 78.000 €. Zusätzlich kommen Sonderausstattungen in Höhe
von 2.000 € hinzu. Die einfache Entfernung (Entfernungskilometer) von der Woh-
nung zur ersten Tätigkeitsstätte beträgt 30 km. Der Arbeitgeber pauschaliert die
Fahrten Wohnung – erste Tätigkeitsstätte im Rahmen der gesetzlichen Möglich-
keiten. Ohne genaue Prüfung kann der Arbeitgeber davon ausgehen, dass 180
Fahrten im Jahr bzw. 15 Fahrten pro Monat von der Wohnung zur Arbeitsstätte
stattgefunden haben.

Gemäß BMF-Schreiben vom 18.11.2021 mindert sich ab dem 01.01.2022 die Anzahl
der pauschalierten 15 Tage pro Monat bzw. 180 Tage im Jahr „verhältnismäßig, wenn
der Arbeitnehmer bei einer in die Zukunft gerichteten Prognose an der ersten Tätigkeits-
stätte typischerweise an weniger als 5 Arbeitstagen in der Kalenderwoche nach den
dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen beruflich tätig werden soll (z. B. bei Teil-

Listenpreis bei Erstzulassung inklusive MwSt. 78.000,00 €
Sonderausstattung inklusive MwSt. 2.000,00 €
maßgeblicher Fahrzeugpreis 80.000,00 €
monatlich 1 % privater Nutzungsanteil = 800,00 €
(geldwerter Vorteil für private Nutzung)

0,03 % von 80.000 € = 24,00 €
30 km x 24,00 € = 720,00 €
(geldwerter Vorteil für Fahrten von der Wohnung zur Arbeitsstätte)
davon können pauschal versteuert werden:

0,38 € x 30 km = 11,40 € (Entfernungspauschale x Entfernungs-
kilometer) x 15 Tage (pauschale Annahme)

171,00 €

Somit muss der Arbeitnehmer für Fahrten von der Wohnung zur 
ersten Tätigkeitsstätte noch individuell versteuern: 549,00 € 
(720,00 € minus 171,00 €)

Vom Arbeitnehmer insgesamt zu versteuernder geldwerter Vorteil 
(private Nutzung und individuell zu versteuernder Anteil für Fahr-
ten von der Wohnung zur Arbeitsstätte): 800,00 € + 549,00 € =

1.349,00 €

Zusätzlich versteuert der Arbeitgeber den Restbetrag von 171,00 € 
pauschal mit 15 %:
15 % von 171,00 € = 25,65 € p. LSt.
5,5 % von 25,65 € = 1,41 € p. SolZ
6 % von 25,65 € = 1,40 € p. KiSt.
(z. B. in Niedersachsen)
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zeitmodellen, Homeoffice, Telearbeit, mobilem Arbeiten). So kann z. B. bei einer 3-
Tage-Woche aus Vereinfachungsgründen davon ausgegangen werden, dass monatlich
an 9 Arbeitstagen (3/5 von 15 Tagen) Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte oder Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3 EStG erfolgen.“

Der Arbeitgeber soll nur eine in die Zukunft gerichtete Prognose anwenden. Eine
rückwirkende Änderung bei Abweichungen von dieser Prognose ist nicht vorge-
schrieben. Abweichungen zwischen der vorausschauenden Prognose durch den Ar-
beitgeber und den durch den Arbeitnehmer als Werbungskosten geltend gemachten
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte werden wie bisher aufgrund
der Eintragung in Zeile 18 der Lohnsteuerbescheinigung im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung korrigiert. Das geschieht durch eine Kürzung der Werbungs-
kosten um den pauschal versteuerten Betrag, bei einem negativen Ergebnis durch
eine Erhöhung des steuerpflichtigen Bruttolohns.

Hinweis
Werden Fahrzeuge Arbeitnehmern nur von Fall zu Fall, d. h. nur gelegentlich im
Monat überlassen, ist der geldwerte Vorteil für die gelegentliche Überlassung ab-
weichend von den v. g. Regelungen zu berechnen. Es ist dann je Kilometer
0,001 % vom Anschaffungswert des Fahrzeugs anzusetzen.

Bei der Ermittlung mit der 0,03-%-Methode handelt es sich um das Monatsprinzip.
Der geldwerte Vorteil wird wie bei der 1-%-Methode für einen gesamten Kalender-
monat ermittelt. Bei der privaten Nutzung eines Firmenwagens durch den Arbeitge-
ber ist dies unstrittig.

Bei den Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte hat der BFH mit
zwei Urteilen von 2008 (BFH, Urteil v. 28.08.2008 – VI R 52/07, BStBl 2009 II S. 280)
und von 2010 (BFH, Urteil v. 22.09.2010 – VI R 54/09, BStBl 2011 II S. 354) anders
entschieden. In ihrer Begründung führen die Richter aus, dass die 0,03-%-Methode
einen Korrekturposten zum persönlichen Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers
darstellt, da die Berechnung anhand der Entfernungskilometer erfolgt. Somit komme
der geldwerte Vorteil auch nur dann zum Ansatz, wenn der Arbeitnehmer den Fir-
menwagen auch tatsächlich für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte nutzt. Die Finanzverwaltung folgt der Auffassung der Richter und lässt deshalb
auch eine Einzelbewertung nach tatsächlichen Kalendertagen zu.

Bei dieser Art der Einzelbewertung werden 0,002 % des Bruttolistenpreises zzgl.
Sonderausstattung, zum Zeitpunkt der Erstzulassung, je Entfernungskilometer für die
tatsächlich gefahrenen Kalendertage eines Monats als geldwerter Vorteil angesetzt.

Listenpreis bei Erstzulassung inklusive MwSt. 78.000,00 €
Sonderausstattung inklusive MwSt. 2.000,00 €
maßgeblicher Fahrzeugpreis 80.000,00 €
monatlich 1 % privater Nutzungsanteil = 800,00 €
(geldwerter Vorteil für private Nutzung)
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Die Finanzverwaltung sieht für die Anwendung der abweichenden Bewertung eine
jahresbezogene Begrenzung auf insgesamt 180 Tage vor. Eine Begrenzung auf
15 Fahrten pro Monat lehnt die Finanzverwaltung ausdrücklich ab. Die gewählte Be-
wertungsmethode ist für jedes Kalenderjahr einheitlich für alle dem Arbeitnehmer zur
Verfügung gestellten Firmenfahrzeuge anzuwenden. Selbst der Wechsel eines Fahr-
zeugs innerhalb des Kalenderjahres ändert die Bewertungsmethode nicht.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Arbeitnehmers die Einzelbewer-
tung der Fahrten mit 0,002 % für jede tatsächliche Fahrt für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte anstelle des Ansatzes der Monatspauschale mit
0,03 % je Entfernungskilometer durchzuführen. Die Verpflichtung zur Anwendung
dieser Regelung entfällt nur dann, wenn der Arbeitgeber dies arbeits- oder dienst-
rechtlich ausschließt (BMF-Schreiben vom 04.04.2018, Rz. 10 Buchstabe e).

9.6.17.4 Einzelnachweis der Privatfahrten
Die dienstlich und privat gefahrenen Kilometer sowie die Fahrten zwischen Wohnung
und Arbeitsstätte müssen einzeln aufgezeichnet werden. In diesem Zusammenhang
ist ein ständiges Fahrtenbuch zu führen.

Ein Fahrtenbuch muss folgende Mindestangaben enthalten:

• Datum und Kilometerstand zu Beginn und am Ende jeder einzelnen Geschäfts-
fahrt,

• genaue Adresse des Reiseziels,
• Reisezweck und aufgesuchte Gesprächspartner,
• Kilometerangaben für Privatfahrten und Fahrten von der Wohnung zur Arbeits-

stätte.

Die tatsächlichen Gesamtkosten des Fahrzeugs sind durch Belege nachzuweisen.
Die Kosten sind im Verhältnis zwischen privaten und betrieblich gefahrenen Kilome-
tern aufzuteilen.

Beispiel
Der Listenpreis eines Fahrzeugs beträgt 82.000 €. Der Arbeitgeber ermittelt den
geldwerten Vorteil nach der Fahrtenbuchmethode. Die Abschreibungsdauer des
Fahrzeugs beträgt sechs Jahre. Die Gesamtkosten des Fahrzeugs sind bekannt.
Der Arbeitnehmer führt ein Fahrtenbuch und zeichnet seine Geschäfts- und Pri-
vatfahrten getrennt auf.

0,002 % von 80.000 € = 1,60 €
30 km x 1,60 € x 12 Tage = 576,00 €
(geldwerter Vorteil für Fahrten von der Wohnung zur Arbeitsstätte)

Vom Arbeitnehmer insgesamt zu versteuernder geldwerter Vorteil 
(private Nutzung und Anteil für Fahrten von der Wohnung zur ers-
ten Tätigkeitsstätte): 800,00 € + 576,00 € =

1.376,00 €
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9.6.17.5 Elektrofahrzeuge zur privaten Nutzung
Bei in der Zeit vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2030 angeschafften Elektrofahrzeu-
gen ist für die Berechnung des geldwerten Vorteils für die private Nutzung der Lis-
tenpreis zur Hälfte anzusetzen. Dies wirkt sich auf die v. g. geldwerten Vorteile für
• Privatfahren nach der 1-%-Methode,
• Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nach der 0,03-%-Methode

aus. Die Änderung hat allerdings auch Auswirkungen auf

• die Fahrten im Rahmen der doppelten Haushaltsführung,
• gelegentliche Fahrten,
• Fahrtenbuchmethode.

Listenpreis Erstzulassung inklusive MwSt. 84.000,00 €

Nutzungsdauer 6 Jahre 14.000,00 €

Steuer und Versicherung 6.000,00 €
Betriebskosten (Benzin, Wartung usw.) 12.000,00 €

jährliche Gesamtkosten des Fahrzeugs 32.000,00 €

Aufzeichnungen laut Fahrtenbuch:
Dienstkilometer 20.000 km
Privatfahrten insgesamt 10.000 km
210 Fahrten Wohnung – Arbeitsstätte je 20 km =
4.200 km
sonstige Privatfahrten =
5.800 km

Gesamtfahrleistung 30.000 km

von den Gesamtkosten entfallen auf die sonstigen Privatfahrten:

 = 6.186,67 €

davon monatlich 1/12 = 515,56 €
von den Gesamtkosten entfallen auf die Fahrten Wohnung/Arbeits-
stätte:

 = 4.480,00 €

davon monatlich 1/12 = 373,33 €

×
30.000 km

--------------------------------------------------32.000,00 € 5.800 km

×
30.000 km

--------------------------------------------------32.000,00 € 4.200 km
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Beispiel
Einem Arbeitnehmer wird am 02.01.2026 ein betriebliches Elektrofahrzeug zur pri-
vaten Nutzung überlassen. Der Bruttolistenpreis des Fahrzeugs beträgt 80.000 €.
Die Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte beträgt 20 Kilometer.
Der lohnsteuerpflichtige geldwerte Vorteil wird nach der 1-%-Methode berechnet.

• Der geldwerte Vorteil ist somit für jeden Kalendermonat mit der Hälfte des inlän-
dischen Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung zzgl. der Kosten für Son-
derausstattung und einschließlich USt. anzusetzen: 40.000 € x 1,0 % = 400 €.

• Kann das Fahrzeug auch für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte genutzt werden, so erhöht sich der geldwerte Vorteil für jeden Ka-
lendermonat um einen Zuschlag in Höhe von 0,03 % des Bruttolistenpreises je
Entfernungskilometer, der ebenfalls nur mit der Hälfte des inländischen Listen-
preises und einschließlich USt. angesetzt wird: 40.000 € x 0,03 % x 20 = 240 €.

Der gesamte geldwerte Vorteil beträgt somit 400 € + 240 € = 640 €.

Abwandlung zum Beispiel 1 aus Punkt 9.6.17.2
Ein Arbeitnehmer nutzt sein Dienstfahrzeug privat. Der Listenpreis des Wagens be-
trägt 65.000 €. Das Fahrzeug ist geleast. Die monatliche Leasingrate beträgt 600 €.
Daran beteiligt sich der Arbeitnehmer mit einer Zuzahlung von monatlich 100 €.

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Än-
derung weiterer steuerlicher Vorschriften11 wurde die Regelung zur Halbierung des
Bruttolistenpreises statt bis zum 31.12.2021 bis zum 31.12.2030 verlängert. Aller-
dings wurden an die Halbierung des Bruttolistenpreises zur Berechnung des geld-
werten Vorteils für Elektro- und extern aufladbare Hybridfahrzeuge neue Vorausset-
zungen geknüpft. Der Bruttolistenpreis zur Berechnung des geldwerten Vorteils wird
zur Hälfte angesetzt bei Anschaffungen bzw. erstmaliger Überlassung an einen Ar-
beitnehmer zur privaten Nutzung in der Zeit

Listenpreis Fahrzeug 65.000,00 €
monatliche Leasingrate 600,00 €
mtl. Zuzahlung Arbeitnehmer 100,00 €

Daraus ergibt sich folgende Berechnung:
1 % von 1 . 50 € (1/4 von 5.000 €) = 162,50 €
abzüglich Zuzahlung Arbeitnehmer mtl. -100,00 €

anzusetzender Wert 62,50 €

11 Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften vom 12.12.2019 (BGBl 2019 Teil I vom 17.12.2019, Seite 2451)

66 2
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• vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2021, wenn das Fahrzeug höchstens 50 g CO2 je
Kilometer ausstößt oder die Reichweite des elektrischen Antriebs mindestens 40
km beträgt,

• vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2024, wenn das Fahrzeug höchstens 50 g CO2 je
Kilometer ausstößt oder die Reichweite des elektrischen Antriebs mindestens 60
km beträgt,

• vom 01.01.2025 bis zum 31.12.2030, wenn das Fahrzeug höchstens 50 g CO2 je
Kilometer ausstößt oder die Reichweite des elektrischen Antriebs mindestens 80
km beträgt.

Die Förderung von Elektro- und Hybridfahrzeugen setzt beim Bruttolistenpreis an,
der den inländischen Listenpreis zum Zeitpunkt der Erstzulassung inklusive Sonder-
ausstattung und Umsatzsteuer umfasst. Dieser wird auf volle 100 € abgerundet und
schließt auch die Kosten des Batteriesystems ein.

Bei der lohnsteuerlichen Dienstwagenbesteuerung der geldwerten Vorteile für die
Privatnutzung von Elektro- und Hybridfahrzeugen erfolgt regelmäßig eine Halbie-
rung, teilweise sogar eine Viertelung der Bemessungsgrundlage (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S.
2 EStG). Der geldwerte Vorteil sinkt entsprechend. Die Reduzierung gilt auch für
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte und für Familienheimfahrten
im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung.

Die Regelungen gelten aktuell bis zum Jahr 2030. Damit ist unter Berücksichtigung
der Nutzungsdauer von Dienstwagen eine hinreichende Planungssicherheit gege-
ben.

Die Finanzverwaltung hat einen ausführlichen Anwendungserlass12 mit zahlreichen
Einzelheiten zur Behandlung von Elektro- und Hybridfahrzeugen herausgegeben.

Beim Lohnsteuerabzug ist zu unterscheiden:

• Die Viertel-Regelung greift, wenn das Kraftfahrzeug keine Kohlenstoffdioxide-
mission je gefahrenen Kilometer hat und der Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs
nicht mehr als 100.000 € beträgt (bei Anschaffung bis 30.06.2025: 70.000 €; § 6
Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 3 und S. 3 Nr. 3 EStG).

• Erfüllt ein Elektrofahrzeug nicht die vorstehenden Voraussetzungen oder handelt
es sich um ein extern aufladbares Elektro-Hybridfahrzeug, kommt eine Halbie-
rung der Bemessungsgrundlage bzw. der Abschreibung gemäß vorstehenden
Grundsätzen in Betracht (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 4 bzw. 5 und S. 3 Nr. 4 bzw. 5
EStG).

Für die richtige steuerliche Behandlung ist die Kenntnis der begünstigten Fahrzeuge
erforderlich.

Elektrofahrzeuge sind reine Batterieelektrofahrzeuge, bei denen es sich entweder
um Kraftfahrzeuge mit einem Antrieb handelt, dessen Energiewandler ausschließlich
elektrische Maschinen sind und dessen Energiespeicher zumindest von außerhalb

12 BMF-Schreiben vom 05.11.2021
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9 Besondere Entgeltarten
des Fahrzeugs wieder aufladbar sind. Infrage kommen auch Brennstoffzellenfahr-
zeuge, bei denen es sich um Kraftfahrzeuge mit einem Antrieb handelt, dessen
Energiewandler ausschließlich aus den Brennstoffzellen und mindestens einer elek-
trischen Antriebsmaschine bestehen.

Elektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge sind, wenn sie die Listenpreisgrenze unter-
schreiten, nur mit einem Viertel des Listenpreises anzusetzen. Gleiches gilt für S-Pe-
delecs und E-Scooter.

Mit dem Investitionssofortprogramm der Bundesregierung wurde ab dem 01.07.2025
die Anwendung der Minderung des Bruttolistenpreises oder der Anschaffungskosten
in der Fahrtenbuchmethode auf 25 Prozent im Rahmen der Bewertung der privaten
Fahrten bei einem überlassenen vollelektrischen Dienstwagen auf Autos bis zu
einem Wert von 100.000 € ausgeweitet.

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Nr. 3 EStG gilt im Rahmen der Pauschalmethode oder
1-Prozent-Methode bei der privaten Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs, das
keine CO2-Emissionen hat, dass nur ein Viertel der Bemessungsgrundlage - der
Bruttolistenpreis zum Zeitpunkt der Erstzulassung - und nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3
Nr. 3 EStG im Rahmen der Fahrtenbuchregelung nur ein Viertel der Anschaffungs-
kosten oder vergleichbarer Aufwendungen anzusetzen ist.

Diese Vergünstigung galt bislang nur, wenn der Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs
nicht mehr als 70.000 € betrug, wenn dieses nach dem 31.12.2023 angeschafft
wurde.

Für Fahrzeuge, die ab dem 01.07.2025 angeschafft wurden, gilt nun ein Wert von
100.000 €. Maßgeblich ist das Anschaffungsdatum beim Arbeitgeber. Dies ist der
Zeitpunkt, wenn das Fahrzeug dem Arbeitgeber zur Verfügung steht und übergeben
wurde, inklusive Zulassung. Eine Bestellung ist nicht ausreichend. Auch gebrauchte
Fahrzeuge, die ab dem 01.07.2025 vom Arbeitgeber angeschafft wurden und bei der
Erstzulassung (beim Verkäufer) einen Bruttolistenpreis von maximal 100.000 € hat-
ten, fallen unter die Anhebung des Wertes.

Fahrzeuge, die vor dem 01.07.2025 vom Arbeitgeber angeschafft wurden, müssen
den Wert von 70.000 € weiter einhalten. Hier ist auch kein Wechsel des Fahrzeugs
unter Mitarbeitern hilfreich, da es immer auf den Anschaffungszeitpunkt beim Arbeit-
geber ankommt.

Der Bruttolistenpreis darf nicht gerundet werden für die Ermittlung der Grenze. Bei
100.009 € ist der Bruttolistenpreis überschritten. Bei 99.999 € ist der Bruttolistenpreis
nicht überschritten und wird für die weitere Verwendung auf 99.900 € gerundet.

Beispiel 1:
Ein Arbeitgeber schafft ein (neues) neu hergestelltes vollelektrisches Fahrzeug
nach dem 01.07.2025 an mit einem Bruttolistenpreis zum Zeitpunkt der Erstzulas-
sung von 100.000 €. Die Überlassung an den Mitarbeiter erfolgt ab dem
01.07.2025. Der Bruttolistenpreis wird auf 25.000 € für die Bewertung des geld-
werten Vorteils im Rahmen der Pauschalmethode gemindert.
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Beispiel 2:
Ein Arbeitgeber schafft ein vollelektrisches Fahrzeug am 10.01.2025 an mit einem
Bruttolistenpreis von 100.000 €. Die Überlassung an den Mitarbeiter erfolgt ab
dem 01.02.2025. Der Bruttolistenpreis wird auf 50.000 € für die Bewertung des
geldwerten Vorteils im Rahmen der Pauschalmethode gemindert.

Beispiel 3:
Ein Arbeitgeber schafft ein vollelektrisches Fahrzeug am 10.01.2025 an mit einem
Bruttolistenpreis von 100.000 € und nutzt dieses zunächst als Poolfahrzeug. Die
Überlassung an den Mitarbeiter zur privaten Nutzung erfolgt ab dem 01.07.2025.
Der Bruttolistenpreis wird auf 50.000 € für die Bewertung des geldwerten Vorteils
im Rahmen der Pauschalmethode gemindert. Auf die Überlassung an den Mitar-
beiter kommt es bei vollelektrischen Fahrzeugen nicht an. Maßgeblich ist nur die
Anschaffung beim Arbeitgeber.

Beispiel 4:
Ein Arbeitgeber schafft ein vollelektrisches Fahrzeug am 10.01.2025 an mit einem
Bruttolistenpreis von 100.000 €. Die Überlassung an den Mitarbeiter erfolgt ab
dem 11.01.2025. Der Bruttolistenpreis wird auf 50.000 € für die Bewertung des
geldwerten Vorteils im Rahmen der Pauschalmethode gemindert. Der Mitarbeiter
verlässt am 31.07.2025 das Unternehmen. Das Fahrzeug erhält ab dem
01.08.2025 ein anderer Mitarbeiter. Es bleibt bei der Bemessungsgrundlage von
50.000 €. 

Beispiel 5:
Arbeitgeber schafft ein vollelektrisches Fahrzeug am 10.07.2025 an. Dieses ist
gebraucht und der Kaufpreis beträgt 80.000 €. Der Bruttolistenpreis beim Verkäu-
fer (Kauf am 1.12.2024) betrug 100.000 €. Die Überlassung an den Mitarbeiter
beim Käufer erfolgt ab 11.07.2025. Der Bruttolistenpreis wird auf 25.000 € für die
Bewertung des geldwerten Vorteils im Rahmen der Pauschalmethode gemindert.
Auch gebrauchte Fahrzeuge fallen unter die Minderung. Wichtig ist aber, dass der
Bruttolistenpreis bei der Erstzulassung beim Verkäufer die Grenze von 100.000 €
nicht überschritten hat. Den Bruttolistenpreis sollte der Verkäufer nachweisen
oder der Hersteller.

Zusammenfassung
Ursprünglich lag der Bruttolistenpreisgrenzwert bei 40.000 €. Dieser wurde jedoch
bereits dreimal angehoben:

• Für Fahrzeuge die ab dem 01.01.2020 angeschafft wurden, gilt ein Grenzwert
von 60.000 €.

• Für Fahrzeuge, die ab dem 01.01.2024 angeschafft wurden, gilt ein Grenzwert
von 70.000 €.

• Für Fahrzeuge, die ab dem 01.07.2025 angeschafft werden, gilt ein Grenzwert
von 100.000 €. 
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Maßgeblich ist immer der Anschaffungszeitpunkt beim Arbeitgeber. Die Überlassung
an den Mitarbeiter zur privaten Nutzung ist bei vollelektrischen Fahrzeugen ohne Re-
levanz.

Die Anhebung des Bruttolistenpreises gilt sowohl für die Anwendung der Pauschal-
regelung als auch bei der Fahrtenbuchmethode.

Für teure E-Autos über 100.000 € und bestimmte Hybrid-Firmenwagen gilt die Hal-
bierung des Listenpreises.

Extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge sind Kraftfahrzeuge mit einem Antrieb,
der über mindestens zwei verschiedene Arten von Energiewandlern (davon mindes-
tens ein Energiewandler als elektrische Antriebsmaschine) und Energiespeichern
(davon mindestens einer von einer außerhalb des Fahrzeuges befindlichen Energie-
quelle elektrisch wieder aufladbar) verfügt. Extern aufladbare Hybridelektrofahr-
zeuge sind unter anderem sogenannte Plug-in-Hybridfahrzeuge.

Nach dem Verzeichnis des Kraftfahrtbundesamts zur Systematisierung von Kraft-
fahrzeugen und ihren Anhängern (Stand: März 2025) weisen folgende Codierungen
im Teil 1, Feld 10 der Zulassungsbescheinigung ein Hybridelektrofahrzeug in diesem
Sinne aus: 0008, 0010, 0012, 0019, 0022, 0024 bis 0031, 0033 bis 0036.

Hinweis

Die v. g. Regelung gilt bereits für Fahrzeuge, die ab 01.01.2019 angeschafft oder
erstmals überlassen wurden, allerdings erst ab 01.01.2020.

Der Ansatz mit einem Viertel bzw. der Hälfte vom Bruttolistenpreis kommt nicht nur
bei Elektroautos zur Anwendung. Auch E-Bikes (Elektrofahrräder mit einer Motorun-
terstützung von mehr als 25 km/h), Pedelecs (Elektrofahrräder mit einer Motorleis-
tung von max. 25 km/h) und E-Scooter (nach der Elektrokraftfahrzeugverordnung ein
Fahrzeug) fallen unter diese Regelung.

Die Halbierung bzw. Viertelung der Bemessungsgrundlage gilt ausschließlich für die
Lohn- und Einkommensteuer, jedoch nicht für die Umsatzsteuer. Im entsprechenden
Verwaltungserlass13 zur Umsatzsteuer wird dies wie folgt begründet:

Da der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung eines Elektro- oder Hybridelektrofahr-
zeugs dem Unternehmer unter den sonstigen Voraussetzungen in voller Höhe zusteht,
würde eine Übernahme der ertragsteuerlichen Regelungen (z. B. der Halbierung oder
Viertelung der Bemessungsgrundlage) im Rahmen der 1-%-Regelung zu einer steuer-
lichen Begünstigung führen, die nicht den tatsächlichen Verhältnissen entspricht.

Die Umsatzsteuer wird daher weiterhin auf Basis der vollständigen Bemessungs-
grundlage ermittelt, unabhängig von den lohnsteuerlichen Vergünstigungen.

13 BMF-Schreiben vom 07.02.2022
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9.6.17.6 Garagengeld bei Firmenwagenüberlassung
Häufig kommt es vor, dass Arbeitgeber eine Unterstellung der Firmenfahrzeuge in
einer Garage verlangen und Arbeitnehmern die Miete für die eigenen oder bei Dritten
angemieteten Garagen erstatten. Nach neuester Rechtsprechung verursachen diese
Erstattungsleistungen keinen zusätzlichen steuerpflichtigen Arbeitslohn, sondern sind
bereits mit dem pauschalen 1-%-Ansatz abgegolten.

9.6.17.7 Mehrere überlassene Fahrzeuge
Stehen einem Arbeitnehmer gleichzeitig mehrere Kraftfahrzeuge zur Verfügung, so
ist für jedes Kraftfahrzeug der pauschale Nutzungswert für Privatfahrten mit monat-
lich 1 % des Listenpreises anzusetzen. Dies gilt auch beim Einsatz eines Wechsel-
kennzeichens. Dem pauschalen Nutzungswert für Privatfahrten kann der Listenpreis
des überwiegend genutzten Kraftfahrzeugs zugrunde gelegt werden, wenn die Nut-
zung der Kraftfahrzeuge durch andere zur Privatsphäre des Arbeitnehmers gehö-
rende Personen so gut wie ausgeschlossen ist.

Bei Anwendung der 0,03-%-Regelung ist dem pauschalen Nutzungswert für Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte stets der Listenpreis des überwiegend
für diese Fahrten genutzten Kraftfahrzeugs zugrunde zu legen (BMF-Schreiben vom
04.04.2018, Rz. 22).

9.6.17.8 Elektronisches Fahrtenbuch
Ein elektronisches Fahrtenbuch ist nach Aussage des BMF anzuerkennen, wenn
sich daraus dieselben Erkenntnisse wie aus einem manuell geführten Fahrtenbuch
gewinnen lassen. Beim Ausdrucken von elektronischen Aufzeichnungen müssen
nachträgliche Veränderungen der aufgezeichneten Angaben technisch ausgeschlos-
sen, zumindest aber dokumentiert werden (vgl. BFH-Urteil vom 16.11.2005, BStBl
2006 II Seite 410).

Es bestehen keine Bedenken, ein elektronisches Fahrtenbuch, in dem alle Fahrten
automatisch bei Beendigung jeder Fahrt mit Datum, Kilometerstand und Fahrtziel er-
fasst werden, jedenfalls dann als zeitnah geführt anzusehen, wenn der Fahrer den
dienstlichen Fahrtanlass (Reisezweck und aufgesuchte Geschäftspartner) innerhalb
eines Zeitraums von bis zu sieben Kalendertagen nach Abschluss der jeweiligen
Fahrt in einem Webportal einträgt und die übrigen Fahrten dem privaten Bereich zu-
geordnet werden (BMF-Schreiben vom 04.04.2018, Rz. 25 und 26).

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden14, dass ein Fahrtenbuch in geschlosse-
ner Form geführt werden muss. Eine Datei, die mithilfe eines Computerprogramms
erstellt wurde, erfüllt nur dann die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch, wenn nachträgliche Änderungen technisch ausgeschlossen oder vollständig
dokumentiert und nachvollziehbar sind.

14 BFH, Beschluss vom 12.01.2024 (VI B 37/23)
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9.6.18 Aufladen von Elektrofahrzeugen
Das neue BMF-Schreiben vom 11.11.2025 bringt eine umfassende Aktualisierung
der steuerlichen Behandlung von Ladestrom und Ladevorrichtungen und löst das
Schreiben vom 29.09.2020 ab.

Der Anwendungszeitraum erstreckt sich weiterhin rückwirkend ab 2017 bis Ende
2030, wobei die bisherigen monatlichen Strompauschalen nur noch für Lohnzah-
lungszeiträume gelten, die vor dem 01.01.2026 enden. Mit dem neuen Schreiben re-
agieren die Finanzverwaltungen auf zahlreiche Praxisprobleme, die sich vor allem im
Zusammenhang mit privat getragenen Ladekosten für dienstlich überlassene Elek-
tro- und Hybridfahrzeuge ergeben haben.

9.6.18.1 Auslagenersatz
Weiterhin bleibt es dabei, dass Arbeitgeber die vom Arbeitnehmer selbst getragenen
Stromkosten für das Aufladen eines dienstlich überlassenen Elektro- oder Hybrid-
fahrzeugs steuerfrei erstatten können. Diese Erstattung erfolgt als Auslagenersatz
nach § 3 Nummer 50 EStG. In vielen Unternehmen werden Ladekosten ohnehin
über betrieblich bereitgestellte Ladekarten abgewickelt, die das Laden an öffent-
lichen Stationen ermöglichen und den Beschäftigten vollständig von eigenen Auf-
wendungen freistellen. In der Praxis haben allerdings zahlreiche Arbeitnehmer zu-
sätzlich eine private Lademöglichkeit zu Hause, häufig in Form einer eigenen oder
vom Arbeitgeber bezuschussten Wallbox. Lädt der Beschäftigte das Dienstfahrzeug
dort auf eigene Kosten, kann der Arbeitgeber diese Kosten weiterhin steuerfrei über-
nehmen. Die Ermittlung dieser Kosten war bislang eine der größten praktischen He-
rausforderungen.

Für die tatsächlichen Kosten verlangt das BMF einen detaillierten Nachweis. Die ge-
ladene Strommenge muss zwingend über einen separaten stationären oder mobilen
Zähler erfasst werden, etwa in der Wallbox oder im Fahrzeug selbst. Maßgeblich ist
der individuelle Strompreis nach dem Vertrag des Arbeitnehmers, wobei neben dem
Verbrauchspreis auch ein anteiliger Grundpreis zu berücksichtigen ist. Eigenbelege
erkennt die Finanzverwaltung ausdrücklich nicht an. Bei dynamischen Stromtarifen
dürfen die durchschnittlichen monatlichen Kosten je Kilowattstunde einschließlich
Grundpreis angesetzt werden. Neu hinzugekommen ist die Klarstellung für Haus-
halte mit Photovoltaikanlage. Hier genügt es, auf den regulären vertraglichen Strom-
preis des Versorgers abzustellen, unabhängig davon, ob der tatsächliche Ladeanteil
aus eigenerzeugtem Strom stammt.

9.6.18.2 Bisherige Strompreispauschale
Bislang konnten Arbeitgeber zur Vereinfachung steuerfreie monatliche Pauschalen
zahlen. Diese Pauschalen in Höhe von 30 oder 70 Euro bei reinen Elektrofahrzeugen
und entsprechend verminderten Beträgen bei Hybridfahrzeugen galten seit 2019 und
wurden durch das Schreiben vom 29.09.2020 geregelt. Mit dem neuen Schreiben
werden sie zum Jahresende 2025 ohne Übergangsfrist abgeschafft. Unternehmen
sind deshalb gezwungen, ihre Abrechnungsverfahren ab Januar 2026 anzupassen.
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9.6.18.3 Neue Strompreispauschale
An die Stelle der alten Pauschalen tritt nun eine gestufte Regelung, die aus der Er-
mittlung der Strommenge und der Festlegung des maßgeblichen Strompreises be-
steht. Die Strommenge ist wie bei der Ermittlung der tatsächlichen Kosten durch
einen separaten Zähler nachzuweisen. Der Strompreis kann entweder anhand der
tatsächlichen Vertragskonditionen des Arbeitnehmers ermittelt werden oder es wird
die neu eingeführte Strompreispauschale genutzt. Diese Pauschale entspricht dem
vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten durchschnittlichen Haushaltsstrom-
preis für das erste Halbjahr des Vorjahres. Sie ist auf volle Cent abzurunden und für
das gesamte Kalenderjahr verbindlich. Multipliziert wird dieser Wert mit der nachge-
wiesenen Strommenge. Die Pauschale deckt sämtliche häuslichen Stromkosten für
das Laden des Dienstwagens ab. Gleichzeitig bleibt die Erstattung von belegten
Kosten für öffentliches Laden möglich.

Beispiel aus dem BMF-Schreiben:

Ein Arbeitnehmer nutzt im Kalenderjahr 2026 einen dynamischen Stromtarif. Die
über einen separaten Zähler nachgewiesene Strommenge für das Laden des be-
trieblichen Fahrzeugs beträgt 3.000 Kilowattstunden. Nach den statistischen Ver-
öffentlichungen für das erste Halbjahr 2025 beträgt der maßgebliche Ge-
samtstrompreis für private Haushalte bei einem Jahresverbrauch zwischen 5.000
und 15.000 Kilowattstunden 34,36 Cent. Dieser Wert ist auf 34 Cent abzurunden
und mit der nachgewiesenen Strommenge zu multiplizieren. Der steuerfreie Aus-
lagenersatz für das Jahr 2026 beläuft sich somit auf maximal 1.020 Euro. Alterna-
tiv könnte der Arbeitnehmer seine tatsächlichen Kosten einschließlich anteiligem
Grundpreis nachweisen und diese erstatten lassen. Das Wahlrecht muss jedoch
für das gesamte Kalenderjahr einheitlich ausgeübt werden.

Der neue Jahresbezug des Wahlrechts ist ebenfalls von großer Bedeutung. Wäh-
rend bislang monatlich zwischen tatsächlichen Kosten und Pauschale gewechselt
werden konnte, ist das Wahlrecht nun kalenderjahresbezogen auszuüben. Dies er-
höht die Planungssicherheit, verlangt aber eine saubere Jahresentscheidung zu Be-
ginn des jeweiligen Abrechnungsjahres. Die Anwendung des neuen Verfahrens gilt
für alle offenen Fälle und ersetzt die bisherige Regelung vollständig.

9.6.18.4 Weiteres Regelwerk
Flankierend enthält das BMF-Schreiben weitere wichtige Klarstellungen. So werden
die Definitionen von Elektro- und Hybridfahrzeugen konkretisiert und an die Syste-
matik der Zulassungsbescheinigung angepasst. Darüber hinaus stellt das BMF klar,
dass Elektrofahrräder, die schneller als 25 km/h fahren und damit verkehrsrechtlich
als Kleinstfahrzeuge einzustufen sind, nicht unter die Steuerbefreiung des § 3 Num-
mer 37 EStG fallen. Zudem können Ladevorrichtungen nun auch von einem Dritten
oder einem verbundenen Unternehmen betrieben werden, ohne dass dies die Steu-
erfreiheit gefährdet, sofern der Arbeitgeber die Stromkosten trägt und keine fremden
Dritten in der Nutzung begünstigt werden.
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Insgesamt schafft das Schreiben mehr Klarheit, erhöht aber zugleich die Anforderun-
gen an eine präzise Dokumentation und an die technischen Voraussetzungen im Un-
ternehmen. Arbeitgeber sollten ihre internen Abläufe rechtzeitig überprüfen und für
das Jahr 2026 anpassen, insbesondere wenn sie bisher mit Pauschalen gearbeitet
haben. Für die Lohnabrechnungspraxis bedeutet dies eine Rückkehr zu sorgfältigen
Nachweisen, wie sie früher im Lohnbüro schon immer als Grundlage sauberer Ab-
rechnung galten.

9.6.19 Mahlzeiten
9.6.19.1 Allgemeines
Bei der Ausgabe von kostenlosen oder verbilligten Mahlzeiten in der betriebseigenen
Kantine durch den Arbeitgeber entsteht steuerpflichtiger Arbeitslohn, wenn die Ar-
beitnehmer für die Mahlzeit nicht mindestens den Betrag bezahlen, der in der amtli-
chen Sachbezugsordnung als Sachbezugswert für Verpflegungsleistungen festge-
setzt ist.

9.6.19.2 Sachbezugswerte
Die Sozialversicherungsentgeltverordnung 2026 enthält folgende Werte:

• Mittagessen/Abendessen 4,57 €,
• Frühstück 2,37 €.

Erhält ein Arbeitnehmer das Mittagessen kostenlos, muss er pro Mahlzeit 4,57 € ver-
steuern. Bei einem Preis von beispielsweise 2,00 € entsteht steuerpflichtiger Arbeits-
lohn von 2,57 € pro Essen.

Kostet eine Mahlzeit mindestens 4,57 €, unterbleibt ein steuerlicher Ansatz, da die
Aufwendungen des Arbeitnehmers mindestens dem Wert entsprechen, der vom Ge-
setzgeberfür eine Mahlzeit pauschal veranschlagt wird. Der tatsächliche Wert der
Mahlzeit ist dabei unerheblich.

Eine individuelle Versteuerung löst Beitragspflicht in der Sozialversicherung aus. Pau-
schaliert der Arbeitgeber, fallen dagegen keine Beiträge zur Sozialversicherung an.

9.6.19.3 Durchschnittsberechnung
In der Praxis kommt es häufig vor, dass Arbeitnehmer verschiedene Mahlzeiten zu
unterschiedlichen Preisen erwerben können. Ist der Arbeitgeber bereit, den eventuell
entstehenden Sachbezug mit 25 % in der Lohnsteuer zu pauschalieren, kann der
Wert der Mahlzeiten anhand einer Durchschnittsberechnung ermittelt werden.

Diese Vorgehensweise ist nur bei Mahlzeiten erlaubt, die allen Mitarbeitern offenste-
hen, wie es beispielsweise bei in Vorstandskasinos abgegebenen Speisen nicht der
Fall ist. Getränke können in die Berechnung mit einbezogen werden.
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Beispiel

Laut Aufzeichnungen wurden im Monat März in einer Betriebskantine folgende
Speisen und Getränke verbilligt ausgegeben:

Da der Durchschnittsbetrag über dem amtlichen Sachbezugswert von 4,57 € liegt,
entsteht kein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil.

9.6.19.4 Essensmarken zur Einlösung bei Dritten
Die amtlichen Sachbezugswerte gelten auch für Mahlzeiten, die der Arbeitnehmer in
Gaststätten für Essensmarken beziehen kann. Sofern der Preis für die Essensmarke
bzw. der Eigenanteil des Arbeitnehmers mindestens 4,57 € pro Mahlzeit beträgt, ent-
steht kein geldwerter Vorteil.

Andernfalls kann unter Umständen der günstige Sachbezugswert angesetzt werden,
wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

• Es muss mit der Gaststätte die Annahme von maximal einer Essensmarke pro
Tag vereinbart worden sein.

• Arbeitnehmer, die sich auf Dienstreisen, Einsatzwechseltätigkeiten oder Fahrtä-
tigkeiten befinden, dürfen keine Essensmarken erhalten.

• Der Arbeitgeber muss nachweisen können, dass für Arbeitnehmer, die sich auf
Dienstreisen, Urlaub usw. befinden, keine Essensmarken ausgegeben wurden
bzw. keine Essensmarken bei dem Restaurant eingelöst wurden. Diese aufwen-
dige Feststellung kann sich der Arbeitgeber für die Arbeitnehmer ersparen, die im
Jahresdurchschnitt nicht mehr als drei Arbeitstage pro Monat Dienstreisen aus-
üben. Allerdings darf er diesen Arbeitnehmern maximal 15 Essensmarken pro
Monat aushändigen.

• Der tatsächliche Wert der Essensmarke darf den Sachbezugswert für ein Mittag-
essen um höchstens 3,10 € übersteigen.

Menü I 600 Portionen je 3,50 € = 2.100,00 €
Menü II 200 Portionen je 3,90 € = 780,00 €
Menü III 200 Portionen je 4,10 € = 820,00 €

Gesamtbetrag Mahlzeiten: 3.700,00 €

Gesamtbetrag der Getränke zu den Mahlzeiten: 1.000,00 €

Gesamtzahlung für Speisen und Getränke: 4.700,00 €

Durchschnittliche Aufzahlung pro AN: 
4.700,00 € : 1.000 Mahlzeiten = 4,70 €
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Beispiel

Arbeitnehmer können Essensmarken zum Preis von 4,60 € pro Stück einkaufen.
Der Verrechnungswert der Marken in einer Gaststätte beträgt 7,60 €.

Die Ausgabe ist steuerfrei, da der Arbeitnehmer mehr als den Sachbezugswert
pro Mahlzeit (4,57 €) aufwendet und der Verrechnungswert der Essenmarken
nicht höher als 7,67 € ist.

9.6.19.5 Pauschalversteuerung durch den Arbeitgeber
Beträgt die Aufzahlung des Arbeitnehmers pro Mittagessen weniger als 4,57 €, ent-
steht ein steuerpflichtiger Vorteil, der entweder individuell durch den Arbeitnehmer
oder pauschal mit 25 % durch den Arbeitgeber zu versteuern ist. Im Falle der Pau-
schalierung entsteht Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung.

Beispiel

Ein Arbeitgeber gibt pro Monat 15 Essensmarken mit einem Verrechnungswert
von 5,00 € pro Marke kostenlos an seine Mitarbeiter ab. Der Betrieb beschäftigt
1.000 Mitarbeiter.

Da der Verrechnungswert der Essensmarke nicht höher als 7,67 € ist, darf der
Sachbezugswert von 4,57 € angesetzt werden. 1.000 Mahlzeiten x 4,57 € x 15
Marken mtl. = 68.550 €.

Der Wert der Mahlzeiten beträgt somit monatlich 68.550 €.

Diesen Betrag kann der Arbeitgeber mit 25 % in der Lohnsteuer pauschalieren.
Von der so errechneten pauschalen Lohnsteuer sind noch zusätzlich Solidaritäts-
zuschlag und Kirchensteuer zu berechnen.

9.6.20 Personalrabatte
9.6.20.1 Allgemeines
Erhalten Arbeitnehmer kostenlose oder verbilligte Waren und Dienstleistungen, han-
delt es sich grundsätzlich um steuerpflichtigen Arbeitslohn. Geht es dabei um Waren
oder Dienstleistungen, mit denen der Arbeitgeber Handel betreibt, die er also auch
an fremde Dritte verkauft, kommt der sogenannte Rabattfreibetrag von jährlich
1.080 € zur Anwendung.

Vorsicht

Rabattfreibetrag in Höhe von 1.080 € (§ 8 Abs. 3 EStG).
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9.6.20.2 Anwendung Rabattfreibetrag
Bei Inanspruchnahme des Rabattfreibetrags darf die Sachbezugsfreigrenze von 50 €
nicht berücksichtigt werden. Darüber hinaus schließt die Geltendmachung des Ra-
battfreibetrags eine Pauschalierung des Sachbezugs durch den Arbeitgeber aus.

Die Bewertung des jeweiligen Sachbezugs erfolgt mit dem Endpreis des Letztver-
brauchers nach Abzug eines pauschalen Bewertungsabschlags von 4 %.

Unter dem Letztverbraucher-Endpreis ist dabei der Angebotspreis inklusive Mehr-
wertsteuer zu verstehen. Im Einzelhandel ist das der ausgezeichnete Preis oder Lis-
tenpreis. Für die Preisfeststellung ist der Abgabezeitpunkt der Ware oder der Dienst-
leistung maßgebend.

Der Rabattfreibetrag bezieht sich auf ein Dienstverhältnis, d. h., der Arbeitnehmer er-
hält den Rabattfreibetrag für jedes Dienstverhältnis in voller Höhe, unabhängig von
dessen Dauer. Bei mehreren Dienstverhältnissen im Kalenderjahr, die neben- oder
hintereinander stattfinden, kann der Rabattfreibetrag somit mehrfach gewährt werden.

Beispiel 1

Die verbilligt in der Betriebskantine abgegebenen Mahlzeiten an die Arbeitnehmer
werden nur für diese hergestellt. Hier darf der Rabattfreibetrag nicht angesetzt
werden.

Beispiel 2

Arbeitnehmer eines Kaufhauses können die Waren mit 30 % Rabatt einkaufen.
Ein Arbeitnehmer hat im Kalenderjahr für 5.000 € Waren eingekauft und somit
einen Rabatt von 1.500 € erhalten.

9.6.20.3 Aufzeichnungspflichten
Sachbezüge sind grundsätzlich gesondert im Lohnkonto auszuweisen. Ist nach den
allgemeinen Umständen nahezu ausgeschlossen, dass der Arbeitnehmer den Ra-
battfreibetrag überschreitet, kann auf Antrag beim Betriebsstättenfinanzamt auf die
gesonderte Aufzeichnungspflicht im Lohnkonto verzichtet werden.

Bruttopreis 5.000,00 €
Rabatt 1.500,00 €
abzgl. pauschaler Bewertungsabschlag (4 % von 5.000 €) = – 200,00 €
verbleiben als geldwerter Vorteil 1.300,00 €
abzgl. Rabattfreibetrag – 1.080,00 €

zu versteuern 220,00 €
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Eine Aufzeichnungspflicht im Lohnkonto kann auch unterbleiben, wenn aus anderen
internen Aufzeichnungen des Arbeitgebers hervorgeht, wie hoch die von den einzel-
nen Arbeitnehmern getätigten Warenkäufe sind.

9.6.21 Telefon-, Internet- und Computernutzung
9.6.21.1 Allgemeines
Die private Nutzung von Arbeitgebern überlassenen (nicht übereigneten) betriebli-
chen Datenverarbeitungsgeräten, Telefonen und Internetanschlüssen verursacht
keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn (§ 3 Nr. 45 EStG).

Dabei ist es unerheblich, wo die Einrichtungen stehen. Auch die Nutzung von Gerä-
ten, die in der Privatwohnung des Arbeitnehmers stehen (z. B. bei Heimarbeit), ist
steuerfrei. Weiterhin trifft dies auf die private Nutzung von Autotelefonen oder von
Handys zu, die Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern überlassen haben.

Die Steuerbefreiung erstreckt sich auch auf Verbindungsentgelte der Geräte, und
zwar unabhängig davon, ob es sich dabei um Grundgebühren oder Einzelgebühren
handelt.

9.6.21.2 Steuerfreier Ersatz von Telefonkosten für 
private Geräte

Der Arbeitgeber kann die beruflich veranlassten Gebühren für Telefon und Internet-
nutzung auf einem privaten Gerät steuerfrei ersetzen. Voraussetzung dafür ist, dass
die beruflich veranlassten Kosten (Grundgebühren und Einzelkosten) entsprechend
nachgewiesen werden können.

Dieser beruflich veranlasste Teil der Kosten muss nicht jeden Monat nachgewiesen
werden. Es reicht aus, wenn der Arbeitnehmer den beruflichen Anteil über einen re-
präsentativen Zeitraum von drei Monaten aufzeichnet. Der so ermittelte Betrag kann
dann für die folgende Zeit beibehalten werden, solange sich die Verhältnisse nicht
wesentlich ändern.

Ersetzt der Arbeitgeber monatlich 20 % des Rechnungsbetrags, maximal 20 €
steuerfrei, darf auf die Nachweisführung ganz verzichtet werden. Auch in diesem Fall
ist es möglich, für einen Zeitraum von drei Monaten einen repräsentativen Durch-
schnittswertwert als Rechnungsbetrag zugrunde zu legen.

9.6.22 Arbeitgeberdarlehen
9.6.22.1 Allgemeines
Stellen Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zinsverbilligte Darlehen zur Verfügung, ist
zu prüfen, ob in diesem Zusammenhang steuerpflichtiger Arbeitslohn anfällt.

Zur Anwendung hat das BMF am 19.05.2015 ein Schreiben herausgegeben, wel-
ches als Ausführungsbestimmung dienen kann. Das letzte BMF-Schreiben zu die-
sem Thema wurde am 01.10.2008 veröffentlicht. Im neuen BMF-Schreiben wird ein
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Arbeitgeberdarlehen folgend definiert: „Ein Arbeitgeberdarlehen liegt vor, wenn
durch den Arbeitgeber oder aufgrund des Dienstverhältnisses durch einen Dritten an
den Arbeitnehmer Geld überlassen wird und diese Geldüberlassung auf einem Dar-
lehensvertrag beruht. Erhält der Arbeitnehmer durch solch ein Arbeitgeberdarlehen
Zinsvorteile, sind sie zu versteuern.“ Somit liegt ein Arbeitgeberdarlehen vor, wenn
der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einen Betrag zur Verfügung stellt, der über
seinen eigentliche Entgeltzahlung hinausgeht.

Hinweis

Das BMF hat ein Schreiben vom 19.05.2015 zum Thema Arbeitgeberdarlehen
veröffentlicht (IV C 5 – S 2334/07/0009).

Ein Arbeitgeberdarlehen liegt demnach nicht vor, wenn der Arbeitgeber seinem Arbeit-
nehmer Vorschüsse zu Reisekosten, Auslagenersatz, Lohnabschläge oder Lohnvor-
schüsse zahlt, die als Arbeitslohn zufließen. Eine Abschlagszahlung wird als Leistung
des Arbeitgebers auf das bereits verdiente, aber noch nicht in der Entgeltabrechnung
abgerechnete Entgelt gezahlt, während ein Vorschuss eine Leistung des Arbeitge-
bers auf noch nicht verdientes Entgelt darstellt.

9.6.22.2 Geldwerter Vorteil beim Arbeitgeberdarlehen
Mit dem Schreiben wird eine Freigrenze von 2.600 € bestimmt. Ist das Restdarlehen
geringer als diese Summe, dann entsteht kein geldwerter Vorteil. Weiterhin werden
die Fälle beschrieben, in denen eine Vorauszahlung des Arbeitgebers kein Darlehen
darstellt. Dies ist u. a. bei einem Reisekostenvorschuss oder einem Abschlag der Fall.

Die Hingabe eines Arbeitgeberdarlehens an seinen Arbeitnehmer stellt noch keinen
geldwerten Vorteil dar. Allerdings ist bei einem zinslosen oder zinsverbilligten Arbeit-
geberdarlehen die Zinsersparnis als geldwerter Vorteil in der Entgeltabrechnung zur
berücksichtigen. Der geldwerte Vorteil bemisst sich aus der Differenz zwischen dem
Maßstabszinssatz und dem tatsächlichen vom Arbeitnehmer gezahlten effektiven
Zinssatz. Als Maßstabszinssatz kann zur Anwendung herangezogen werden:

• Der günstigste Preis am Markt ohne einen Abschlag von 4 % (z. B. Internetbanken
oder sog. Direktbanken),

• Der übliche Endpreis am Abgabeort mit einem Abschlag von 4 % (örtliche Kredit-
institute oder Sparkassen),

• aus Vereinfachungsgründen der zuletzt veröffentliche Effektivzinssatz der Deut-
schen Bundesbank mit einem Abschlag von 4 %.

Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn bei einer Bewertung
nach § 8 Abs. 2 EStG für die Feststellung des Maßstabszinssatzes die bei Vertrags-
abschluss von der Deutschen Bundesbank zuletzt veröffentlichten Effektivzinssätze
– also die gewichteten Durchschnittszinssätze – herangezogen werden, die unter
http://www.bundesbank.de zu finden sind.
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Beispiel 1
Ein Arbeitgeber gewährt seinem Arbeitnehmer ein Arbeitgeberdarlehen in Höhe
von 25.000 €. Der vereinbarte Effektivzinssatz beträgt 1,5 % jährlich. Bei Ver-
tragsabschluss im Mai 2018 beträgt der günstigste vergleichbare Zinssatz 5,48 %
für ähnliche Darlehen am Abgabeort. 

Lösung:

Die Zinsvergünstigung in Höhe von 3,76 % führt zu einem Zinsvorsteil von 940 €
jährlich und 78,33 € monatlich. 

Beispiel 2
Ein Arbeitgeber gewährt seinem Arbeitnehmer ein Arbeitgeberdarlehen in Höhe
von 25.000 €. Der vereinbarte Effektivzinssatz beträgt 1,5 % jährlich. Bei Ver-
tragsabschluss im Mai 2018 beträgt der günstigste vergleichbare Zinssatz 5,48 %
für vergleichbare Darlehen von allgemein zugänglichen Internetangeboten und Di-
rektbanken.

Lösung:

Die Zinsvergünstigung in Höhe von 3,98 % führt zu einem Zinsvorsteil von 995 €
jährlich und 82,92 € monatlich. 

Beispiel 3
Ein Arbeitgeber gewährt seinem Arbeitnehmer ein Arbeitgeberdarlehen in Höhe
von 25.000 €. Der vereinbarte Effektivzinssatz beträgt 1,5 % jährlich. Bei Ver-
tragsabschluss im Mai 2018 beträgt der durch die Deutsche Bundesbank veröf-
fentlichte Effektivzinssatz 4,85 %.

Lösung:

Marktüblicher Zinssatz 5,48 %
Abschlag von 4 % 0,22 %
Maßstabszinssatz 5,26 %
Effektivzinssatz AN 1,50 %
Zinsvergünstigung 3,76 %

Marktüblicher Zinssatz 5,48 %
Effektivzinssatz AN 1,50 %
Zinsvergünstigung 3,98 %

Marktüblicher Zinssatz 4,85 %
Abschlag von 4 % 0,19 %
Maßstabszinssatz 4,66 %
Effektivzinssatz AN 1,50 %
Zinsvergünstigung 3,16 %
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Die Zinsvergünstigung in Höhe von 3,16 % führt zu einem Zinsvorsteil von 790 €
jährlich und 65,83 € monatlich. 

Auch bei Zinsersparnissen ist die Freigrenze in Höhe von 50 € anwendbar. Danach
sind Zinsvorteile die sich aufgrund eines zinslosen oder zinsverbilligten Arbeitgeber-
darlehens nach § 8 Abs. 2 EStG ergeben, steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn
sie die Freigrenze von 50 € im Monat nicht übersteigen.

Wichtig

Wird die 50-€-Freigrenze angewendet, ist zu prüfen, ob der Arbeitnehmer nicht
bereits andere Sachbezüge (z. B. einen Tankgutschein) erhält, der die Freigrenze
ganz oder teilweise ausschöpft. Ist die 50-€-Freigrenze bereits überschritten, kann
die Besteuerung des Arbeitgeberdarlehens auch nach § 37b EStG erfolgen. 

Beispiel 4

Ein Arbeitgeber gewährt seinem Arbeitnehmer ein Arbeitgeberdarlehen in Höhe
von 10.000 €. Der vereinbarte Effektivzinssatz beträgt 2 % jährlich. Bei Vertrags-
abschluss im Mai 2018 beträgt der günstigste vergleichbare Zinssatz 5,48 % für
vergleichbare Darlehen am Abgabeort.

Lösung:

Die Zinsvergünstigung in Höhe von 3,76 % führt zu einem Zinsvorsteil von 326 €
jährlich und 27,17 € monatlich. Dieser geldwerte Vorteil liegt unterhalb der Frei-
grenze von 50 € und ist daher steuer- und beitragsfrei. 

Gehört die Darlehensgewährung zum Geschäftszweck des Arbeitgebers (z. B. bei
Banken), richtet sich die Ermittlung des Sachbezugs nach den Grundsätzen der Per-
sonalrabattregelung (Rabattfreibetrag 1.080 €).

Beispiel

Ein Kreditinstitut gewährt seinem Arbeitnehmer ein Arbeitgeberdarlehen. Der Ar-
beitnehmer erhält im Mai 2018 ein Wohnbaudarlehen in Höhe von 110.000 € zu
einem Zinssatz von 2 %. Ein vergleichbares Darlehen bietet die Bank ihren Kun-
den im allgemeinen Geschäftsverkehr zu einem Effektivzinssatz von 4,66 % an. 

Marktüblicher Zinssatz 5,48 %
Abschlag von 4 % 0,22 %
Maßstabszinssatz 5,26 %
Effektivzinssatz AN 2,00 %
Zinsvergünstigung 3,26 %
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Lösung:

Bei einer monatlichen Zinszahlung ergibt sich somit ein steuer- und beitragspflich-
tiger geldwerter Vorteil von monatlich 136,42 €. 

Die Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger gehen bei Zinsersparnissen von
einer Beitragsfreiheit aus, soweit die Finanzverwaltung diese lohnsteuerfrei behandelt.

9.6.23 Jobtickets
Ein vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewähr-
tes bzw. unentgeltlich oder bezuschusstes bzw. vergünstigtes Jobticket für öffent-
liche Verkehrsmittel im Linienverkehr ist seit dem 01.01.2019 steuerfrei. Bis zum
31.12.2018 konnte für Jobtickets die Pauschalierung nach § 40 Abs. 2 EStG oder die
44-€-Freigrenze angewandt werden. Zu den Verkehrsmitteln des öffentlichen Linien-
verkehrs gehören neben

• U-Bahnen,
• S-Bahnen,
• Straßenbahnen,
• Bussen

auch Züge wie

• Regiobahnen,
• Regionalbahnen,
• IC-Züge,
• EC-Züge,
• ICE-Züge.

Das Jobticket bleibt auch dann steuerfrei, wenn der Arbeitnehmer es für private
Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr nutzen darf. Dabei ist zu beachten,
dass IC-, EC- und ICE-Züge nicht zum Personennahverkehr gehören.

Marktüblicher Zinssatz 4,66 %
Abschlag von 4 % 0,19 %
Maßstabszinssatz 4,47 %
Effektivzinssatz AN 2,00 %
Zinsvergünstigung 2,47 %

110.000 € x Maßstabszinssatz 4,47 % 4.917 €

110.000 € x Effektivzinssatz des AN 2,00 % 2.200 €

Zinsvorteil 2.717 €

Rabattfreibetrag § 8 Abs. 3 Satz 2 EStG 1.080 €

Geldwerter Vorteil jährlich 1.637 €
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9.6 Sachbezüge
Der steuerfreie Betrag des Jobtickets ist in Zeile 17 der Lohnsteuerbescheinigung
einzutragen.

Den Arbeitgebern steht es frei, weiterhin die Möglichkeit der Pauschalierung der
Lohnsteuer mit 15 % nach § 40 Abs. 2 Nr. 1 EStG zu nutzen. Seit dem 01.01.202015

besteht zusätzlich die Möglichkeit, die Beträge für Jobtickets pauschal mit 25 % nach
§ 40 Abs. 2 Nr. 2 EStG zu versteuern. Pauschaliert werden können Beträge, die der
Arbeitgeber (inklusive Umsatzsteuer) aufwendet für ein von ihm seinem Arbeitneh-
mer gewährtes bzw. bezahltes oder bezuschusstes bzw. verbilligtes Jobticket für öf-
fentliche Verkehrsmittel im Linienverkehr (d. h. auch EC, IC, ICE), das für private
Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr (d. h. nicht EC, IC, ICE) genutzt wer-
den kann bzw. nur für solche Fahrten genutzt wird (z. B. Tickets für Rentner).

Das BMF-Schreiben zur steuerlichen Behandlung von Zuschüssen und Tickets zum
öffentlichen Linienverkehr vom 15.08.2019 wurde angepasst. Es geht dabei um die
Definition von Personennahverkehr und die Freigabe von IC oder EC bei Nutzung
des Deutschlandtickets.

Die Randziffer 8 lautet nun: „Zum öffentlichen Personennahverkehr gehört die allge-
mein zugängliche Beförderung von Personen im Linienverkehr, die überwiegend
dazu bestimmt ist, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu
befriedigen. Als öffentlicher Personennahverkehr im Sinne des § 3 Nummer 15 EStG
gelten aus Vereinfachungsgründen alle öffentlichen Verkehrsmittel, die nicht Perso-
nenfernverkehr im Sinne der Rz. 7 sind und nicht unter Rz. 3 fallen. Wird eine Fahr-
berechtigung für den öffentlichen Personennahverkehr auch für die Nutzung be-
stimmter Fernzüge freigegeben, liegt weiterhin eine Fahrt im öffentlichen
Personennahverkehr im Sinne des § 3 Nummer 15 EStG vor. Hierunter fällt insbe-
sondere die Freigabe des Deutschlandtickets für bestimmte IC/ICE-Verbindungen.“

Die 25 % pauschale Lohnsteuer ist zu rechnen vom tatsächlichen Aufwand des Ar-
beitgebers (z. B. vom rabattierten Preis inkl. Umsatzsteuer). Mit dieser neuen Pau-
schalversteuerung kann ersetzt werden

• eine ggf. bisher durchgeführte Individual-Versteuerung
• bzw. die Pauschalversteuerung mit 15 % nach § 40 Abs. 2 Nr. 1 EStG und die

damit verbundene Anrechnung bei den Werbungskosten (Zeile 18 der Lohnsteu-
erbescheinigung),

• die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 15 EStG und die damit verbundene Anrechnung
bei den Werbungskosten (Zeile 17 der Lohnsteuerbescheinigung).

Der nach § 40 Abs. 2 Nr. 2 EStG mit 25 % pauschal versteuerte Betrag für ein Jobti-
cket wird beim Werbungskostenabzug für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte nicht angerechnet. Deshalb ist der pauschal versteuerte Betrag in der
Lohnsteuerbescheinigung nicht anzugeben, auch wenn das Jobticket überwiegend
privat genutzt wird.

15 Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften vom 12.12.2019 (BGBl 2019 Teil I vom 17.12.2019, Seite 2451)
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Eine Entgeltumwandlung ist für die Nutzung der Pauschalierung möglich. Die pau-
schale Lohnsteuer kann arbeitsrechtlich ganz oder teilweise auf den Arbeitnehmer
abgewälzt werden.

Werden Bezüge, auf die § 3 Nr. 15 EStG zutrifft, nach § 40 Abs. 2 Nr. 2 EStG mit 25 %
pauschal versteuert, gilt das für alle solche Zuwendungen eines Kalenderjahres. Ein
unterjähriger Wechsel der steuerlichen Behandlung ist nicht möglich. Arbeitsrechtlich
ist eine je Arbeitnehmer unterschiedliche Behandlung i. d. R. nicht möglich.

9.6.24 Gesundheitsförderung
Ziel der betrieblichen Gesundheitsförderung ist es, die Belastung der Arbeitnehmer
zu verringern und somit die persönlichen Ressourcen der Arbeitnehmer zur stärken.

Auch der Gesetzgeber hat die Vorteile der betrieblichen Gesundheitsförderung er-
kannt und mit dem Jahressteuergesetz 2009 eine Steuerbegünstigung geschaffen
mit dem Ziel der Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustandes und der
Stärkung der Gesundheitsförderung. Mit der steuerlichen Begünstigung soll die Be-
reitschaft der Arbeitgeber erhöht werden, Dienstleistungen den Arbeitnehmern anzu-
bieten oder auch Barzuschüsse für die Durchführung von Maßnahmen zuzuwenden,
um den allgemeinen Gesundheitszustand der Arbeitnehmer zu verbessern.

Bei der steuerlichen Begünstigung ist wichtig, dass diese zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn erbracht und nicht durch Entgeltumwandlung finanziert wird.

Leistungen des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer, die dieser zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszu-
standes und zur betrieblichen Gesundheitsförderung erbringt, sind steuerfrei, wenn
pro Arbeitnehmer der Freibetrag von 600 € jährlich nicht überschritten wird (§ 3 Nr. 34
EStG). Werden hingegen Leistungen unter Anrechnung von arbeitsrechtlich geschul-
detem Arbeitslohn oder durch Entgeltumwandlung erbracht, sind diese grundsätzlich
steuerpflichtig.

Vom Freibetrag in Höhe von 600 € pro Arbeitnehmer und Jahr sind nur Leistungen
erfasst, die hinsichtlich Qualität, Zweck und Ziel den Anforderungen der §§ 20 und
20b SGB V genügen. Der GKV-Spitzenverband hat zur Umsetzung den Leitfaden
Prävention veröffentlicht.

Hinweis

Die Zertifizierung von bisher nicht zertifizierten Maßnahmen wird vom Bundesminis-
terium der Finanzen ab 2020 gefordert. Davon bleiben die Voraussetzungen der
§§ 20 und 20b SGB V unberührt.

Der nach § 3 Nr. 34 EStG steuerfreie Arbeitslohn bis zu 600 € pro Arbeitnehmer und
Jahr ist auch beitragsfrei in der Sozialversicherung. Sind die Voraussetzungen der
Steuerfreiheit nicht erfüllt, sind die Leistungen des Arbeitgebers beitragspflichtig in
der Sozialversicherung.
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9.6 Sachbezüge
Handlungsfelder und Präventionsprinzipien nach § 20 Abs. 1 SGB V

Bewegungsgewohnheiten:

• Reduzierung von Bewegungsmangel durch gesundheitssportliche Aktivitäten
• Reduzierung und Vorbeugung gesundheitlicher Risiken durch verhaltens- und

gesundheitsorientierte Bewegungsprogramme

Ernährung:

• Vermeidung und Reduktion von Übergewicht
• Vermeidung von Mangel- und Fehlernährung

Suchtmittelkonsum:

• Nichtrauchen fördern
• Reduzierung des Alkoholkonsums
• Umgang mit Alkohol

Stressmanagement:

• Förderung von Konzepten zur Stressbewältigung
• Förderung von Entspannungskonzepten

Handlungsfelder und Präventionsprinzipien nach § 20b SGB V
Aus dem Handlungsfeldern und Präventionsprinzipien des § 20 Abs. 1 SGB V erge-
ben sich verhaltenspräventive Maßnahmen zum gesundheitsfördernden Arbeits- und
Lebensstil. Die Krankenkassen fördern mit Leistungen zur Gesundheitsförderung in
Betrieben (betriebliche Gesundheitsförderung) insbesondere den Aufbau und die
Stärkung gesundheitsförderlicher Strukturen. Hierzu erheben sie unter Beteiligung
der Versicherten und der Verantwortlichen für den Betrieb sowie der Betriebsärzte
und der Fachkräfte für Arbeitssicherheit die gesundheitliche Situation einschließlich
ihrer Risiken und Potenziale und entwickeln Vorschläge zur Verbesserung der ge-
sundheitlichen Situation sowie zur Stärkung der gesundheitlichen Ressourcen und
Fähigkeiten und unterstützen deren Umsetzung.

Mit dem Präventionsgesetz16 ist ein einheitliches Zertifizierungsverfahren für alle
Krankenkassen und für die Leistungen zur Verbesserung des allgemeinen Gesund-
heitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung eingeführt worden. Ist
eine Leistung zertifiziert, erfüllt sie die Anforderungen hinsichtlich Qualität, Zweckbin-
dung und Zielgerichtetheit nach den §§ 20 und 20b SGB V. Anbieter solcher Maß-
nahmen müssen allgemeine Anforderungen erfüllen, wie:

• Einen staatlich anerkannten Berufs- oder Studienabschluss im jeweiligen Hand-
lungsfeld,

• pädagogische, methodische und didaktische Kompetenz sowie Berufserfahrung,
• Zusatzqualifikationen und Nachweise über die Einweisung in das jeweilige Pro-

gramm.

16 BGBl. I, Jahrgang 2015, Seite 1.368
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Neben den allgemeinen Anforderungen müssen auch die jeweiligen Maßnahmen
weitere Anforderungen erfüllen:

• Wirksamkeit des Konzepts,
• Neutralität bezüglich Weltanschauung,
• Konzept findet in einer Gruppe statt,
• 8 bis 12 Kurseinheiten,
• angemessene Räumlichkeiten
• Aufbau, Ziele, Inhalt und Methoden zum Konzept,
• Teilnehmerunterlagen

Erfüllen die Maßnahmen die o.g. Voraussetzungen, begründet dies auch die Steuer-
befreiungsvorschrift des § 3 Nr. 34 EStG. Insoweit entfällt eine Einzelfallprüfung durch
die Finanzbehörde. Für nicht zertifizierte Maßnahmen kann die Finanzbehörde eine
Überprüfung der Voraussetzungen anhand des Präventionsleitfadens vornehmen.

Beispiel

Der Arbeitgeber die „A-AG“ plant ein Programm zur Gesundheitsförderung. Das
Programm sieht vor, dass Arbeitnehmer nach Vorlage einer Quittung den Eintritt
in die Sauna oder das Schwimmbad erstattet bekommen. Der Steuerberater wird
beauftragt, die Möglichkeiten der steuerfreien Erstattung im Rahmen der betriebli-
chen Gesundheitsförderung zu prüfen. Der Arbeitgeber führt als Argument mit an,
dass Schwimmen und Saunieren der Entspannung diene und der Arbeitnehmer
somit beruflichen Stress abbauen kann. Zudem fördert das Schwimmen die ge-
sundheitsorientierte Bewegung des Körpers.

Lösung:

Die steuerfreie Erstattung der Eintrittspreise für Sauna und Schwimmbad sind
keine Maßnahmen im Rahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung und kön-
nen vom Arbeitgeber nicht steuerfrei im Rahmen des § 3 Nr. 34 EStG erstattet
werden. Es handelt sich bei der Erstattung auch nicht um einen Sachbezug, die
50 €-Freigrenze kommt ebenfalls nicht zur Anwendung.

Sozialversicherung

Der nach § 3 Nr. 34 EStG steuerfreie Arbeitslohn bis zu 600 € pro Arbeitnehmer und
Jahr ist auch beitragsfrei in der Sozialversicherung. Sind die Voraussetzungen der
Steuerfreiheit nicht erfüllt, sind die Leistungen des Arbeitgebers beitragspflichtig in
der Sozialversicherung.

Zuschüsse des Arbeitgebers

Nicht nur die Leistung des Arbeitgebers zur Verbesserung des allgemeinen Gesund-
heitszustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung führen zur Steuerfrei-
heit. Auch Barleistungen des Arbeitgebers in Form von Zuschüssen an seine Arbeit-
nehmer, die diese für durchgeführte Maßnahmen bei externen Dritten erhalten, sind
steuerfrei. Diese Möglichkeit ist gerade für kleinere und mittelständige Arbeitgeber
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von Interesse, die keine eigenen Angebote im Unternehmen anbieten wollen. Je-
doch müssen auch die bezuschussten Maßnahmen die Voraussetzungen hinsicht-
lich Qualität, Zweckbindung und Zielgerichtetheit der §§ 20 und 20b SGB V erfüllen.
Bei einem Barzuschuss reicht es aus, wenn die Rechnung für die durchgeführte
Maßnahme auf den Arbeitnehmer ausgestellt ist. Die Rechnung muss nicht auf den
Arbeitgeber ausgestellt werden. Allerdings muss die Rechnung als Nachweis für die
steuerfreie Bezuschussung vom Arbeitgeber zum Lohnkonto genommen werden.

Mitgliedsbeiträge nicht steuerfrei

Auch wenn für viele Arbeitnehmer das Fitnessstudio oder der Sportverein mit ge-
sundheitsfördernden Maßnahmen zusammenhängt, ist die Übernahme oder Bezu-
schussung von Mitgliedsbeiträgen an ein Fitnessstudio oder einen Sportverein
steuer- und sozialversicherungspflichtiger Arbeitslohn. Dies ist auch dann der Fall,
wenn das Fitnessstudio ein spezielles Rückentraining anbietet.

Fitnessraum und Fitnessstudio

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer unentgeltlich einen Fitnessraum zur Ver-
fügung, liegt eine steuer- und beitragsfreie Leistung zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse vor (H 19.3 LStR).

Die Übernahme oder Bezuschussung von Mitgliedsbeiträgen für ein Fitnessstudio
sind hingegen immer steuer- und sozialversicherungspflichtig (siehe v.g. Punkt). Je-
doch kann bei einer Übernahme von Mitgliedsbeiträgen an ein Fitnessstudio oder
einen Sportverein die monatliche Sachbezugsfreigrenze in Höhe von 50 € vom Ar-
beitgeber ausgeschöpft werden (§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG). Ist der Arbeitgeber Ver-
tragspartner des Fitnessstudios, liegt ein Sachbezug bei der Übernahme oder Bezu-
schussung von Mitgliedsbeiträgen vor.

Beispiel

Der Arbeitgeber die „X-GmbH“ hat mit dem benachbarten Fitnessstudio „Fit macht
Spaß“ einen Vertrag abgeschlossen. Auf Grundlage der Vereinbarung dürfen Ar-
beitnehmer das Fitnessstudio nutzen. Der Arbeitgeber erhält dafür monatlich
eine Rechnung des Fitnessstudios. Der Monatsbeitrag pro Arbeitnehmer beträgt
43,50 €. Die Arbeitnehmer erhalten keine weiteren Sachbezüge vom Arbeitgeber.

Der Monatsbeitrag liegt unterhalb der 50 €-Freigrenze und ist somit steuer- und
beitragsfrei.

Beispiel

Der Arbeitgeber die „H-AG“ gibt an ihre Arbeitnehmer monatlich einen Gutschein
für die den Besuch des Fitnessstudios „Fit macht Spaß“ aus. Der Gutschein be-
trägt pro Monat 43,50 €. Die Arbeitnehmer erhalten keine weiteren Sachbezüge
vom Arbeitgeber.

Der Wert des Gutscheins liegt unterhalb der 50 €-Freigrenze und ist somit steuer-
und beitragsfrei.
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Kein Sachbezug, aber ein Barzuschuss des Arbeitgebers liegt vor, wenn der Arbeit-
nehmer der Vertragspartner des Fitnessstudios oder des Sportvereins ist und der Ar-
beitgeber ihm einen nicht zweckgebundenen Zuschuss zahlt. Die Anwendung der
Sachbezugsfreigrenze in Höhe von 50 € setzt voraus, dass es sich um einen Sach-
bezug handelt. Dies ist bei einem nicht zweckgebundenen Zuschuss nicht der Fall.

Beispiel
Einzelne Arbeitnehmer der „I-GmbH“ zahlen ihren Monatsbeitrag im Fitnessstudio
„Fit mach Spaß“ selbst und legen eine Quittung ihrem Arbeitgeber dem Steuerbüro
„Sparfix“ vor. Der Arbeitgeber zahlt den monatlichen Betrag in Höhe von 43,50 €
ohne weitere Angaben mit der Entgeltabrechnung des jeweiligen Monats aus.

Es handelt sich nicht um eine Sachzuwendung, sondern um einen Barzuschuss.
Die 50 €-Freigrenze ist nicht anwendbar und der Arbeitslohn ist steuer- und bei-
tragspflichtig.

Ein Sachbezug ist eine nicht in Geld bestehende Einnahme. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs kommt es nicht darauf an, auf welche Art und Weise
der Arbeitgeber den Anspruch erfüllt und seinen Arbeitnehmern des zugesagten Vor-
teil verschafft (BFH-Urteil vom 11.11.2010, BStBl. 2011, II, Seite 383). Entscheidend
ist, was der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber auf Grundlage der arbeitsvertrag-
lichen Vereinbarung beanspruchen kann. Hat der Arbeitnehmer das Recht auf Aus-
zahlung, liegt immer ein Barlohn vor.

Aktivwochen beim Arbeitgeber

Viele gesetzliche Krankenkassen unterstützen Arbeitgeber bei der Durchführung von
Aktivwochen. Dabei übernehmen die Krankenkassen Beratungen und stellen ver-
schiedene Möglichkeiten der Gesundheitsförderung dar. Werden Maßnahmen im
Rahmen eines solchen Angebots durch den Arbeitgeber durchgeführt und werden
die Kosten nicht von der Krankenkasse, sondern vom Arbeitgeber selbst getragen,
kann auch hier die Steuerfreiheit angewandt werden. Allerdings nur dann, wenn die
gesundheitsfördernden Maßnahmen dem Grund nach und in ihrer Höhe eindeutig
feststehen und keine Übernahmen durch eine Krankenkasse erfolgt.

Bildschirmbrille

Einige Arbeitnehmer übernehmen die Kosten für spezielle Bildschirmarbeitsbrillen
der Arbeitnehmer. Die Kosten für die Brille werden nicht selten nach den Regelun-
gen der Steuerfreiheit im Rahmen der Gesundheitsförderung (§ 3 Nr. 34 EStG) be-
wertet. Allerdings ist zu prüfen, ob die Brille als spezielle Sehhilfe am Arbeitsplatz
nicht ohnehin keinen Arbeitslohn darstellt.

Nach § 6 der Bildschirmarbeitsplatzverordnung i. V. m. der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge haben Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern eine angemessene
Untersuchung der Augen und des Sehvermögens durch einen Augenarzt oder Be-
triebsarzt anzubieten. Wird vom Arzt festgestellt, dass eine spezielle Sehhilfe für die
Arbeit am Bildschirm notwendig ist, ist der Arbeitgeber verpflichtet, diese erforderli-
chen Kosten zu übernehmen (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 ArbSchG). Die vom Arbeit-
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geber zu übernehmenden Kosten sind steuer- und beitragsfrei (R 19.3 Abs. 2 Nr.
LStR). Die Steuer- und Beitragsfreiheit setzt voraus, dass aufgrund einer Untersu-
chung durch eine fachkundige Person (Augenarzt, Betriebsarzt) im Sinne der Ver-
ordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge die spezielle Brille notwendig ist.

Wird ein solcher Nachweis nicht erbracht, kann die Brille nach der Regelung der Ge-
sundheitsförderung bis zu einem Betrag von 600 € pro Arbeitnehmer und Jahr
steuer- und beitragsfrei vom Arbeitgeber erstattet werden.

Massagen

Durch ein Urteil des Bundesfinanzhofs17 wurde entschieden, dass auch Massagen,
die von einem fachkundigen Masseur auf Kosten des Arbeitgebers den Arbeitneh-
mern im Betrieb verabreicht werden, keine steuer- und beitragspflichtigen Arbeitslohn
darstellen, wenn diese einer Tätigkeit an einem Bildschirmarbeitsplatz nachgehen.

Die Massage zur Verhinderung von krankheitsbedingten Arbeitsausfällen muss
durch Auskunft des medizinischen Dienstes der Krankenkassen oder durch die Be-
rufsgenossenschaft oder einem Sachverständigen nachgewiesen werden. Wird ein
solcher Nachweis nicht erbracht, können Massagen nach der Regelung der Gesund-
heitsförderung bis zu einem Betrag von 600 € pro Arbeitnehmer und Jahr steuer- und
beitragsfrei vom Arbeitgeber erstattet werden.

Gesunde Mahlzeiten

Gesundheitsgerechte Ernährung ist auch vielen Arbeitgeber wichtig, die ihren Arbeit-
nehmern die Möglichkeit bieten, sich in einer betrieblichen Kantine zu verpflegen.
Werden in einer betrieblichen Kantine unentgeltliche oder verbilligte „gesunde“ Mahl-
zeiten angeboten, kann dafür der Steuerfreibetrag in Höhe von 600 € pro Arbeitneh-
mer und Jahr in Anspruch genommen werden. Dabei müssen die Arbeitnehmer nicht
selbst die Mahlzeiten zubereiten. Der steuerfreie Höchstbetrag ist für jede Mahlzeit
und jeden Arbeitnehmer einzeln zu prüfen und darf nicht im Rahmen der Durch-
schnittsberechnung erfolgen.

Beispiel

Der Arbeitgeber die „I-GmbH“ gibt in seiner Kantine Mahlzeiten an seine Arbeit-
nehmer ab, diese erfüllen die Voraussetzungen der §§ 20 und 20b SGB V. Ein Ar-
beitnehmer hat in der Betriebskantine an 180 Arbeitstagen eine „gesunde“ Mahl-
zeit eingenommen und dafür einen Eigenanteil in Höhe von 1,50 € pro Mahlzeit
gezahlt.

Sachbezugswert Mittagessen 4,57 €

Eigenanteil Arbeitnehmer 2,50 €

Geldwerter Vorteil 2,07 €

2,07 € x 180 Arbeitstage 372,60 €

17 BFH-Urteil vom 30.05.2001, BStBl. II Seite 671
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Der geldwerte Vorteil in Höhe von 372,60 €/Jahr ist steuer- und sozialversiche-
rungsfrei im Rahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung nach § 3 Nr. 34 EStG.

Weitere Begünstigungen

Unter die betriebliche Gesundheitsförderung fallen noch weitere Maßnahmen. So
sind Yoga, Thai Chi, Qigong, Progressive Relaxation und die Grundstufe des Auto-
genen Trainings nach dem Leidfaden Prävention des GKV-Spitzenverbandes als
Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung anerkannt.

Aufwendungen der Arbeitgeber für Schutzimpfungen (z. B. Grippe) der Arbeitnehmer
fallen als Leistungen des Risikoschutzes ebenfalls unter die Maßnahmen der be-
trieblichen Gesundheitsförderung. Dazu können u. U. auch Vorsorgeuntersuchungen
fallen, sofern die Leistung nicht schon ohnehin ganz oder überwiegend im betriebli-
chen Interesse erfolgen oder von der Krankenkasse gezahlt werden.

Betriebliches Gesundheitsmanagement

Gesunde und engagierte Arbeitnehmer sind eine wichtige Voraussetzung für Pro-
duktivität und Wettbewerbsfähigkeit. Die betriebliche Gesundheitsförderung (BGF)
ist ein wichtiger Punkt in einer immer schneller werdenden Arbeitswelt. Sie umfasst
daher Maßnahmen zur gesundheitsgerechten Gestaltung von Arbeitsplätzen und un-
terstützt das gesundheitsgerechte Verhalten der Arbeitnehmer. Für viele Arbeitgeber
ist die BGF nicht mehr wegzudenken. Neben der steuerlichen Förderung (§ 3 Nr. 34
EStG) unterstützen Krankenkassen und Unfallversicherungsträger die Arbeitgeber
bei der Einführung und Umsetzung der betrieblichen Gesundheitsförderung. Bei grö-
ßeren Arbeitgebern wird die betriebliche Gesundheitsförderung durch den Betriebs-
arzt begleitet.

Ergänzt wird die betriebliche Gesundheitsförderung bei vielen Arbeitgebern durch
das betriebliche Gesundheitsmanagement. Oft wird beides miteinander gleichge-
setzt. Allerdings liegt zwischen beiden Begriffen ein großer Unterschied. Die betrieb-
liche Gesundheitsförderung ist ein essentieller Bestandteil der betrieblichen Gesund-
heitsmanagements, allerdings geht ihr Ansatz weit über die betriebliche
Gesundheitsförderung hinaus. Das betriebliche Gesundheitsmanagement beinhaltet
Prozesse und Strukturen zur Förderung der Gesundheit im Unternehmen. Es sind
somit keine einzelnen Maßnahmen, sondern Prozesse, die langfristig in der Unter-
nehmenspolitik verankert werden.

Der Verband deutscher Betriebs- und Werksärzte e.V. hat in einem Leitfaden zum
betrieblichen Gesundheitsmanagement 21 Tipps zur betrieblichen Gesundheitsför-
derung nach Dip.-Psych. Heinrich Thomsen veröffentlicht:

1. Themenschwerpunkte auf Grundlage der Ergebnisse einer qualifizierten Gefähr-
dungsbeurteilung auswählen

2. Feld durch Informationsveranstaltungen vorbereiten
3. Geschäftsführung und Arbeitnehmervertretung gleichrangig ansprechen
4. Arbeitnehmer frühzeitig mit ins Boot holen, z. B. durch Ansprechen anlässlich ar-

beitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen
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9.6 Sachbezüge
5. regelmäßig mit den Krankenkassen sprechen und die Konkurrenz unter den 
Krankenkassen nutzen; Inhalte von Marketing-Interessen trennen

6. offene Kommunikation als wichtiges Instrument der Gesundheitsförderung nut-
zen

7. Erwartungen dämpfen – Erfolge stellen sich häufig erst in langen Zeiträumen ein
8. Kontakt mit zuständiger gesetzlicher Unfallversicherung (BG) aufnehmen und 

Geduld mitbringen
9. Ziele bescheiden darstellen und frühzeitig auf mögliche Schwierigkeiten bei der 

Realisierung aufmerksam machen
10. realistische Erfolge deutlich herausstreichen (tue Gutes und rede darüber)
11. Geduld aufbringen und sich nicht die Verantwortung für das Gelingen eines Pro-

gramms zuschreiben lassen
12. nicht bei der Verhaltensprävention verharren, sondern in die Verhältnispräven-

tion einsteigen
13. als neugieriger Experte agieren und nicht als Weiser oder Guru
14. Autorität nutzen
15. so viel wie möglich an betriebliche Akteure delegieren
16. Neugier und Spaß in der Gesundheitsförderung fördern
17. querdenken und andere Ebenen und Methoden zur Gesundheitsförderung nut-

zen, wie Kunst und Kultur
18. dafür sorgen, dass die Arbeit auch für uns persönlich interessant wird und 

manchmal sogar Spaß macht
19. in langen Zeiträumen denken und vermitteln, dass Veränderungen Zeit benöti-

gen, wenn sie langfristig (nachhaltig) wirksam sein sollen
20. auf die Unternehmenskultur zielen, statt auf einzelne Abteilungen oder Gruppen 

und dabei bedenken, dass eine gewachsene Unternehmenskultur nur schwer zu 
beeinflussen ist

21. sich an den Aktiven und Lebendigen im Unternehmen orientieren, falls es diese 
nicht gibt, zum Leben erwecken oder das Thema vergessen und anderen über-
lassen
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 10 Besondere Arbeitnehmerformen

10.1 Minijobs
10.1.1 Allgemeines
Der Begriff „Minijobs“ wird in der Praxis hauptsächlich für sogenannte „geringfügig
entlohnte Beschäftigte“ verwendet. Darunter versteht man Arbeitnehmer, deren re-
gelmäßiges Entgelt die Geringfügigkeitsgrenze nicht überschreitet. Davon zu unter-
scheiden ist die „kurzfristige Beschäftigung“. Für kurzfristig beschäftigte Arbeitneh-
mer ist zwar die Verdiensthöhe nicht begrenzt, dafür darf aber die Beschäftigung einen
Zeitraum von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr nicht überschreiten.

Hinweis

Zum 01.10.2022 ist die gesetzliche Neuregelung für die Grenze für geringfügig
entlohnte Beschäftigte in Kraft getreten. Die Grenze für geringfügig entlohnte Be-
schäftigte ist an der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns dynamisiert.

Um bei Betriebsprüfungen die entsprechende sozialversicherungsrechtliche Beurtei-
lung und Behandlung der Arbeitnehmer nachweisen zu können, hat der Arbeitgeber
nach der Beitragsverfahrensverordnung (BVV) auch für geringfügig Beschäftigte ent-
sprechende Aufzeichnungen zu führen bzw. bestimmte Nachweise aufzubewahren.

Im Einzelnen handelt es sich um:

• Aufzeichnung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeiten und der tatsächlich
geleisteten Arbeitsstunden,

• Aufzeichnungen der monatlichen Arbeitsentgelte,
• Aufzeichnungen eventueller weiterer Beschäftigungen,
• Dokumentation der Beschäftigungsdauer,
• Erklärung der Beschäftigten zur Befreiung von der Versicherungspflicht,
• Feststellungen der Knappschaft-Bahn-See oder des Rentenversicherungsträgers

über das Vorliegen von Sozialversicherungspflicht,
• eventuelle Erklärungen der Arbeitnehmer über den Verzicht auf Versicherungs-

freiheit in der Rentenversicherung.

Bei kurzfristig Beschäftigten als Ergänzung:

• eventuelle weitere kurzfristige Beschäftigungen im Kalenderjahr,
• den Status der Beschäftigten (z. B. Student, Hausfrau, Rentner usw.).

Das heutige Einzugs und Meldeverfahren für geringfügig Beschäftigte geht auf eine
entscheidende Neuregelung zum 01.04.2003 zurück. Seitdem dient die Deutsche
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (Minijobzentrale) als zentrale Melde-
und Einzugsstelle für geringfügig Beschäftigte.
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10 Besondere Arbeitnehmerformen
Nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches sind geringfügig Beschäftigte so-
zialversicherungsfrei. Die Versicherungsfreiheit trifft jedoch nicht auf Personen zu,
die sich in bestimmten Arbeitsverhältnissen befinden, nämlich:

• innerhalb einer betrieblichen Ausbildung (z. B. Auszubildende und Praktikanten),
• im Rahmen des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres,
• im Rahmen des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen ökologischen Jahres,
• im Rahmen des Gesetzes zum Bundesfreiwilligendienst,
• als behinderte Menschen in geschützten Einrichtungen,
• in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Berufsbildungswerken oder ähnlichen

Einrichtungen für behinderte Menschen,
• aufgrund stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben nach § 74 SGB

V bzw. § 28 SGB IX, wegen Kurzarbeit oder witterungsbedingten Arbeitsausfalls.

10.1.2 Formen der geringfügigen Beschäftigung
Nach § 7 SGB V, § 5 Abs. 2 SGB VI und § 27 Abs. 2 SGB III sind geringfügig Be-
schäftigte in allen Sozialversicherungszweigen versicherungsfrei.

Hinweis

Bei einer geringfügigen Beschäftigung kann es sich sowohl um eine geringfügig
entlohnte Beschäftigung als auch um eine kurzfristige Beschäftigung handeln.

10.1.2.1 Geringfügig entlohnte Beschäftigung
Nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV liegt eine geringfügig entlohnte Beschäftigung dann
vor, wenn das regelmäßige Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze nicht über-
steigt.

Beispiel 1

Die familienversicherte Raumpflegerin Berta Saubermann arbeitet an 17 Stunden
in der Woche gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 600 €.

Die Raumpflegerin ist versicherungsfrei, da das Arbeitsentgelt 603 € nicht über-
schreitet. Auf die Wochenstundenzahl kommt es nicht mehr an.

Beginnt oder endet eine auf Dauer angelegte bzw. regelmäßig wiederkehrende ge-
ringfügige Beschäftigung im Laufe eines Kalendermonats, gilt für diesen Kalender-
monat ebenfalls die Geringfügigkeitsgrenze für den Monat. Das Arbeitsentgelt aus
einer im selben Kalendermonat zuvor beendeten bzw. danach beginnenden gering-
fügig entlohnten Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber bleibt beim neuen Ar-
beitgeber unberücksichtigt.
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10.1 Minijobs
Ist die Beschäftigung auf weniger als einen Kalendermonat befristet, ist von keinem
anteiligen Monatswert auszugehen. Die Geringfügigkeitsgrenze ist ein Monatswert,
der auch dann gilt, wenn die Beschäftigung nicht während des gesamten Kalendermo-
nats besteht. Die Geringfügigkeitsrichtlinie vom 16.08.2022 wurde diesbezüglich unter
Punkt 2.2 an die BSG-Rechtsprechung vom 05.12.2017 (B 12 R 10/15) angepasst.

Hinweis

Die Geringfügigkeitsrichtlinie wurde zuletzt am 05.01.2026 überarbeitet und veröf-
fentlicht und kann u. a. auf der Internetseite der Minijobzentrale heruntergeladen
werden.

Beispiel 2

Ein Arbeitnehmer nimmt am 10.04. eine befristete geringfügige Beschäftigung bis
zum 08.05. auf. Sein Arbeitsentgelt für April beträgt 550 €.

Keine anteilige Umrechnung der Geringfügigkeitsgrenze. Obwohl die Beschäfti-
gung im Laufe des Monats April beginnt, gilt die Geringfügigkeitsgrenze auch in
diesem Monat. Der Arbeitnehmer ist im April geringfügig entlohnt beschäftigt.

Wichtig

Im Zusammenhang mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns wurden
auch besondere Aufzeichnungspflichten für geringfügig entlohnte Beschäftigun-
gen normiert. Bei geringfügig Beschäftigten sind seit dem 01.01.2015 der Beginn,
das Ende und die Summe der täglichen Arbeitszeit zu erfassen. Die Aufzeichnun-
gen sind täglich, spätestens am siebten Tag zu führen und müssen zwei Jahre
aufbewahrt werden.

Die Geringfügigkeitsgrenze ist dynamisch und orientiert sich am Mindestlohn. Sie
soll eine geringfügig entlohnte Beschäftigung mit einer Wochenarbeitszeit von bis zu
zehn Stunden zum Mindestlohn auch dann unverändert ermöglichen, wenn der Min-
destlohn steigt. Die Formel zur Berechnung der Geringfügigkeitsgrenze lautet:

Mindestlohn x 130 : 3 (auf volle € aufgerundet)

Die Zahl 130 entspricht dabei der Arbeitszeit in 13 Wochen (= drei Monate) mit einer
Wochenarbeitszeit von zehn Stunden. Die Geringfügigkeitsgrenze wird jeweils vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Bundesanzeiger bekannt gegeben.

Seit dem 01.01.2026 beträgt die Geringfügigkeitsgrenze 603 €:

13,90 € Mindestlohn je Zeitstunde x 130 : 3 = 603 € (auf volle € aufgerundet)
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10 Besondere Arbeitnehmerformen
10.1.2.2 Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts
Zur Feststellung, ob die Geringfügigkeitsgrenze eingehalten wird, ist auf das regel-
mäßige Arbeitsentgelt abzustellen. Dabei sind Einmalzahlungen, die mit hinrei-
chender Sicherheit bezahlt werden, z. B. weil der Tarifvertrag dies so vorschreibt, mit
zu berücksichtigen.

Durch die Einführung des Zuflussprinzips für Einmalbezüge in der Sozialversiche-
rung seit dem 01.01.2003 findet eine Berücksichtigung allerdings nur dann statt,
wenn die Einmalbezüge (z. B. Weihnachtsgeld) auch tatsächlich dem Arbeitnehmer
ausbezahlt werden. Verzichtet ein Arbeitnehmer auf einen ihm zustehenden Einmal-
bezug, ist dieser für die Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts nicht mehr
maßgeblich. Dies gilt ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zulässigkeit der Verzichtser-
klärung.

Für laufende Bezüge gilt jedoch in der Sozialversicherung weiterhin das sogenannte
Entstehungsprinzip. Aufgrund dessen werden Beiträge bereits dann fällig, wenn
der Arbeitnehmer einen Anspruch (z. B. durch Tarifvertrag) auf Gewährung eines
laufenden Bezugs hat. Beiträge werden daher auf das geschuldete Arbeitsentgelt er-
hoben. Der tatsächliche Zufluss, d. h., ob der Arbeitnehmer die Bezüge überhaupt
erhalten hat, spielt keine Rolle.

Diese Regelung führt in der Praxis bei Betriebsprüfungen immer wieder zu Proble-
men, insbesondere dann, wenn ein allgemein verbindlich erklärter Tarifvertrag be-
stimmte Leistungen vorsieht, die dem geringfügig Beschäftigten nicht vergütet wer-
den. In diesem Zusammenhang kommt es häufig zur Beitragserhebung auf
sogenannte Phantomlöhne.

Tipp

Verzichtet der Arbeitnehmer auf Leistungen, auf die er einen grundsätzlichen An-
spruch hat, wird dies von den Sozialversicherungsträgern nur anerkannt, wenn die
Verzichtsvereinbarung schriftlich verfasst wurde. Außerdem muss es sich um
einen arbeitsrechtlich zulässigen Verzicht handeln. Der Verzicht kann nur für künf-
tig fällig werdende Entgeltansprüche gelten. Ein rückwirkender Verzicht wirkt sich
sozialversicherungspflichtig nicht aus.

Beispiel – Einmalzahlung

Eine Raumpflegerin erhält ein tarifliches monatliches Entgelt von 603 €. Laut Ta-
rifvertrag steht ihr ein Weihnachtsgeld in Höhe von 200 € zu. Darauf verzichtet sie
jedoch schriftlich bei Unterzeichnung des Arbeitsvertrags.

Durch den Verzicht auf das Weihnachtsgeld handelt es sich um eine geringfügige
Beschäftigung. Die arbeitsrechtliche Zulässigkeit des Verzichts spielt bei Einmal-
bezügen keine Rolle, wohl aber bei laufenden Bezügen.
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Beispiel – laufender Bezug

Eine Angestellte arbeitet monatlich 25 Stunden. Der Arbeitsplatz hat die Zuord-
nung zu einem Tarifentgelt von 23,35 €/Stunde. Dies entspricht einem monatli-
chen Verdienst von 603 €.

Der Tarifabschluss von 5 % ergibt ein neues Tarifentgelt von 24,52 €/Std. Wenn
die Angestellte weiter 25 Stunden arbeitet, wird die Sozialversicherung folgende
Berechnung vornehmen:

25 x 24,42 € = 613,00 €/Monat und damit nicht mehr geringfügig. Das Arbeitsver-
hältnis müsste in ein voll SV-pflichtiges umgewandelt werden, mit allen finanziel-
len Belastungen.

Der Arbeitgeber muss daher die Arbeitszeit reduzieren:

603 € (Monat) : 24,52 € (Std.) = 24,50 Stunden/Monat.

10.1.2.3 Gelegentliches Überschreiten der Grenze
Überschreitet das Arbeitsentgelt nicht regelmäßig, sondern nur ausnahmsweise und
unvorhersehbar in einzelnen Kalendermonaten die Geringfügigkeitsgrenze, ohne
dauerhaft beabsichtigt zu sein, wirkt sich das unter bestimmten Voraussetzungen
nicht auf die geringfügig entlohnte Beschäftigung aus. Überschreitungen der Gering-
fügigkeitsgrenze in einzelnen Kalendermonaten sind generell unschädlich, solange
dadurch die Jahresentgeltgrenze von 7.236 € (12 x 603 €) in dem vom Arbeitgeber
für die Ermittlung des regelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelts gewählten Jahres-
zeitraum nicht überschritten wird. Dies gilt nur dann nicht, wenn eine regelmäßige
geringfügig entlohnte Beschäftigung auszuschließen ist, weil deren Umfang erhebli-
chen Schwankungen unterliegt.

Als unvorhersehbar gilt die Zahlung eines Arbeitsentgelts, dass der Arbeitgeber im
Rahmen seiner vorausschauenden Jahresbetrachtung zur Ermittlung des regelmäßi-
gen Arbeitsentgelts nicht mit hinreichender Sicherheit berücksichtigen konnte, weil
es zu diesem Zeitpunkt nicht bekannt war. Darunter fallen beispielsweise Mehrarbeit
aus unvorhersehbarem Anlass (z. B. Krankheitsvertretung) sowie Einmalzahlungen,
die dem Grunde und der Höhe nach vom Geschäftsergebnis oder einer individuellen
Arbeitsleistung des Vorjahres abhängen.

Wichtig

Bis zum 30.09.2022 galt nach der Geringfügigkeits-Richtlinie aus dem Jahr 2021
im Rahmen der Auslegung in Anlehnung an die kurzfristige Beschäftigung ein
dreimaliges nicht vorhersehbares Überschreiten der monatlichen Entgeltgrenze
innerhalb eines Zeitjahres, unabhängig von der Höhe des Arbeitsentgelts, als zu-
lässig.
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Beispiel – gelegentliches unvorhersehbares Überschreiten

Die familienversicherte Raumpflegerin Susanne Reinlich ist geringfügig entlohnt
beschäftigt und verdient seit dem 01.01.2026 ein monatliches Arbeitsentgelt von
603 €. Sie hat sich von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. Ende Juli
2026 bittet der Arbeitgeber sie wider Erwarten, vom 01.08. bis zum 30.09.2026
zusätzlich eine Krankheitsvertretung zu übernehmen. Dadurch erhöht sich das Ar-
beitsentgelt in den Monaten August und September 2026 auf monatlich 1.206 €.

Lösung:

Aufgrund der Krankheitsvertretung übersteigt das regelmäßige monatliche Ar-
beitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2026 bis 31.12.2026)
die für die Annahme einer geringfügig entlohnten Beschäftigung maßgebende Ge-
ringfügigkeitsgrenze von 603 €. Die Raumpflegerin bleibt dennoch auch für die
Zeit vom 01.08. bis 30.09.2026 weiterhin geringfügig entlohnt beschäftigt, da es
sich innerhalb des jeweils maßgebenden Zeitjahres (01.09.2024 bis 31.08.2026
bzw. 01.10.2025 bis 30.09.2026) nur um ein gelegentliches (maximal zweimali-
ges) und unvorhersehbares Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze handelt.
Das vereinbarte monatliche Arbeitsentgelt von 603 € hat sich in dem jeweiligen
Kalendermonat des Überschreitens maximal auf das Doppelte der Geringfügig-
keitsgrenze (1.206 €) erhöht. Der Arbeitgeber hat (auch in der Zeit vom 01.08. bis
zum 30.09.2026) weiterhin Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversiche-
rung aufgrund der durchgehend geringfügig entlohnten Beschäftigung zu zahlen.

• Personengruppenschlüssel: 109
• Beitragsgruppenschlüssel: 6-5-0-0

Beispiel – Kombination Arbeitsentgelt ohne Überschreiten der Jahresent-
geltgrenze in Verbindung mit gelegentlichem unvorhersehbarem Über-
schreiten

Der gesetzlich krankenversicherte Student Peter Lernfix arbeitet seit dem
01.01.2026 gegen ein Arbeitsentgelt von 530 € in der Werkstatt eines Fahrrad-
Geschäfts. Er hat sich von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. Es
kommt immer mal wieder vor, dass unvorhersehbare Mehrarbeit in einzelnen Ka-
lendermonaten wie folgt zu einem höheren Arbeitsentgelt oberhalb der Geringfü-
gigkeitsgrenze führt:

Februar 2026 650 €
Mai 2026 700 €
Juli 2026 850 €
Oktober 2026 920 €
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Lösung:

Aufgrund der unvorhersehbaren Mehrarbeit im Februar 2026 übersteigt das regel-
mäßige monatliche Arbeitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung
(01.01.2026 bis 31.12.2026) nicht die jährliche Geringfügigkeitsgrenze in Höhe
von 7.236 € (Beurteilung im Februar 2026: 11 x 530 € + 650 € = 6.480 €).

Aufgrund der unvorhersehbaren Mehrarbeit im Mai 2026 übersteigt das regel-
mäßige monatliche Arbeitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung
(01.01.2026 bis 31.12.2026) nicht die jährliche Geringfügigkeitsgrenze in Höhe
von 7.236 € (Beurteilung im Mai 2026: 10 x 530 € + 650 € + 700 € = 6.650 €).

Aufgrund der unvorhersehbaren Mehrarbeit im Juli 2026 übersteigt das regelmä-
ßige monatliche Arbeitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung
(01.01.2026 bis 31.12.2026) immer noch nicht die jährliche Geringfügigkeits-
grenze in Höhe von 7.236 € (Beurteilung im Juli 2026: 9 x 530 € + 650 € + 700 € +
850 € = 6.970 €).

Die Überschreitungen der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze in den Monaten
Februar, Mai und Juli 2025 sind zulässige Überschreitungen. Sie bleiben unbe-
rücksichtigt, weil die zulässige Jahresentgeltgrenze von 7.236 € in dem vom
Arbeitgeber für die Ermittlung des regelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelts ge-
wählten Jahreszeitraum (01.01.2026 bis 31.12.2026) in den jeweiligen Monaten
nicht überschritten wird.

Aufgrund der unvorhersehbaren Mehrarbeit übersteigt das regelmäßige monatli-
che Arbeitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2026 bis
31.12.2026) erstmalig im Oktober 2026 die für die Annahme einer geringfügig
entlohnten Beschäftigung maßgebliche jährliche Geringfügigkeitsgrenze in Höhe
von 7.236 € (Beurteilung im Oktober 2026: 8 x 530 € + 650 € + 700 € + 850 € +
920 € = 7.360 €).

Der Student bleibt auch für die Zeit vom 01.10. bis zum 31.10.2026 weiterhin
geringfügig entlohnt beschäftigt, da es sich innerhalb des maßgebenden Zeit-
jahres (01.11.2025 bis 31.10.2026) zum einen nur um ein gelegentliches und
unvorhersehbares Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze handelt (im Okto-
ber 2026 die erste von maximal zwei möglichen Überschreitungen innerhalb des
Zeitjahres). Das vereinbarte monatliche Arbeitsentgelt von 530 € hat sich im Okto-
ber 2024 zum anderen maximal auf das Doppelte der Geringfügigkeitsgrenze
(1.206 €) erhöht.

Der Arbeitgeber hat auch für Oktober 2026 weiterhin Pauschalbeiträge zur Kran-
ken- und Rentenversicherung aufgrund der durchgehend geringfügig entlohnten
Beschäftigung zu zahlen.

• Personengruppenschlüssel: 109
• Beitragsgruppenschlüssel: 6-5-0-0
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10.1.2.4 Schwankende Bezüge
Die Geringfügigkeitsgrenze muss nicht jeden Monat exakt eingehalten werden. So
kann z. B. bei saisonal bedingten Beschäftigungen das monatliche Arbeitsentgelt
schwanken. Voraussetzung für die Geringfügigkeit ist nur, dass der Jahreswert von
7.236 € (12 x 603 €) nicht überschritten wird. Die Ausführungen zum gelegentlichen
unvorhersehbaren Überschreiten der Entgeltgrenze finden hier keine Anwendung.

Bei Beschäftigungsbeginn ist, auf ein Jahr vorausblickend, nach den zu diesem Zeit-
punkt vorliegenden Bedingungen und Einschätzungen das regelmäßige Arbeitsent-
gelt zu ermitteln. Dabei ist das regelmäßige Arbeitsentgelt nach denselben Grund-
sätzen zu bilden, die für die Schätzung des Jahresarbeitsentgelts in der
Krankenversicherung gelten.

Beispiel – unvorhersehbar schwankendes Arbeitsentgelt

Der gesetzlich krankenversicherte Kellner Karten Schnell erzielt in den Monaten
Januar 2026 bis Juni 2026 monatlich 670 € und in den Monaten Juli 2026 bis De-
zember 2026 monatlich 550 €.

Das für die versicherungsrechtliche Beurteilung maßgebende Arbeitsentgelt ist
wie folgt zu ermitteln:

Lösung:

Ein Zwölftel dieses Betrages beläuft sich auf (7.200 € : 12 =) 600 € und übersteigt
die Geringfügigkeitsgrenze nicht, sodass der Kellner geringfügig entlohnt beschäf-
tigt ist.

• Personengruppenschlüssel: 109
• Beitragsgruppenschlüssel: 6-1-0-0

Obwohl bei Beginn der Beschäftigung die Geringfügigkeitsgrenze überschritten
wird, liegt von Beginn an eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor, da bei der
Beurteilung zu Beginn der Beschäftigung zu erwarten ist, dass der Arbeitnehmer
ab Juli nur noch 540 € an Arbeitsentgelt erzielen wird.

Hinweis

Dies gilt jedoch dann nicht, wenn eine regelmäßige geringfügig entlohnte Be-
schäftigung auszuschließen ist, weil deren Umfang erheblichen Schwankungen
unterliegt (siehe nachfolgendes Beispiel).

Januar – Juni 6 x 660 € = 3.960 €
Juli – Dezember 6 x 540 € = 3.240 €
Summe 7.200 €
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Beispiel – erhebliche Schwankungen des Arbeitsentgelts

Ein gesetzlich krankenversicherter Abiturient überbrückt die Zeit bis zum nächst-
möglichen Studienbeginn im Wintersemester mit einer Aushilfsbeschäftigung als
Kellner in einem Ausflugslokal. Die Beschäftigung ist von vornherein für die Zeit
vom 01.06.2026 bis zum 31.12.2026 bei einem Arbeitseinsatz von mehr als 70 Ar-
beitstagen befristet. Das Arbeitsentgelt wird wie folgt gezahlt:

Juni bis August = 970 € monatlich

September bis Dezember = 60 € monatlich

Lösung:

Die Beschäftigung ist nicht kurzfristig, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie län-
ger als drei Monate bzw. 70 Arbeitstage dauern wird.

Es handelt sich auch nicht um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung mit
schwankendem Arbeitsentgelt. Der Charakter der regelmäßigen geringfügig ent-
lohnten Beschäftigung ist nicht gegeben, weil der Beschäftigungsumfang einer er-
heblichen Schwankung unterliegt. Der Schwerpunkt der Beschäftigung liegt in den
Monaten Juni bis August. Die Schwankungen in der Arbeitszeit verändern den
Charakter der Beschäftigung derart, dass es sich nicht durchgehend um dieselbe
regelmäßige Beschäftigung handelt, die einheitlich zu beurteilen ist. Die Beschäf-
tigung ist in den Monaten Juni bis August nicht geringfügig entlohnt und in den
Monaten September bis Dezember geringfügig entlohnt. Dabei ist unerheblich,
dass der Gesamtverdienst im Zeitraum vom 01.06. bis zum 31.12.2026 die zuläs-
sige anteilige Entgeltgrenze von 3.766 € nicht übersteigt.

Bis 31. August:

Personengruppenschlüssel: 101 Beitragsgruppenschlüssel: 1-1-1-1

Ab 1. September:

• Personengruppenschlüssel: 109
• Beitragsgruppenschlüssel: 6-1-0-0

Wie bereits im ersten Beispiel erläutert, ist das Überschreitungen der Geringfügig-
keitsgrenze in einzelnen Kalendermonaten generell unschädlich, solange dadurch
die Jahresentgeltgrenze von 7.236 € in dem vom Arbeitgeber für die Ermittlung
des regelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelts gewählten Jahreszeitraum nicht
überschritten wird.

Ein darüberhinausgehendes nur gelegentliches und nicht vorhersehbares Über-
schreiten der Geringfügigkeitsgrenze bis zum Doppelten der Geringfügigkeits-
grenze (1.206 €) führt nicht zur Beendigung der geringfügig entlohnten Beschäfti-
gung.

Als gelegentlich ist dabei ein Zeitraum von bis zu zwei Kalendermonaten in-
nerhalb eines Zeitjahres anzusehen.
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Der Jahreszeitraum ist in der Weise zu ermitteln, dass vom letzten Tag des zu be-
urteilenden Beschäftigungsmonats ein Jahr zurückgerechnet wird. Monate, in de-
nen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze vorhersehbar überschritten
wird, sind hierbei unberücksichtigt zu lassen.

10.1.2.5 Berücksichtigung von Einmalbezügen
Einmalzahlungen, die z. B. aufgrund eines für allgemein verbindlich erklärten Tarif-
vertrags mit hinreichender Sicherheit zu erwarten sind, müssen bei der Berechnung
des maßgeblichen Arbeitsentgelts anteilig berücksichtigt werden.

Solche Einmalbezüge sind jedoch nur dann zu berücksichtigen, wenn sie dem Ar-
beitnehmer auch tatsächlich zufließen, d. h. ausbezahlt werden.

Diese für die betriebliche Praxis wesentliche Erleichterung resultiert daraus, dass für
Einmalbezüge in der Sozialversicherung inzwischen auch das steuerliche Zufluss-
prinzip und nicht mehr das Entstehungsprinzip gilt.

Tipp

Verzichtet der Arbeitnehmer im Voraus schriftlich auf die Zahlung des Einmalbe-
zugs, wird dieser bei der Berechnung des maßgeblichen Arbeitsentgelts nicht be-
rücksichtigt.

Beispiel

Die Raumpflegerin Johanna Reinweiss verdient in einem Minijob 600 € pro Monat.
Im Dezember erhält sie ein tariflich vereinbartes Weihnachtsgeld in Höhe von
300 €.

Für die Beurteilung des Versicherungsverhältnisses ist das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt zu berechnen:

Das durchschnittliche monatliche Arbeitsentgelt liegt über der Geringfügigkeits-
grenze. Die Raumpflegerin ist deshalb versicherungspflichtig.

Damit Johanna Reinweiss geringfügig bleibt, könnte sie auf einen Teil des Weih-
nachtsgeldes verzichten (264 €) und erhielte damit wieder ein durchschnittliches
Arbeitsentgelt von 603 €.

Arbeitsentgelt (600 € x 12) =
Weihnachtsgeld
Summe
7.500 € geteilt durch 12 Monate =

7.200,00 €
300,00 €

7.500,00 €
625,00 €
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10.1.2.6 Abgaben für geringfügig entlohnte Beschäftigte
Für den Arbeitgeber fallen folgende Abgaben an:

Die pauschale Lohnsteuer von 2 % ist optional vom Arbeitgeber abzuführen. Alterna-
tiv könnte auch nach individuellen ELStAM versteuert werden. Eine Abwälzung der
pauschalen Lohnsteuer auf den Arbeitnehmer im Innenverhältnis ist grundsätzlich
zulässig. Eine Abwälzung der pauschalen Sozialversicherungsbeiträge auf den Ar-
beitnehmer verbietet das Gesetz jedoch ausdrücklich. Der Krankenversicherungs-
beitrag entfällt, wenn der geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer weder selbst noch
als Familienmitglied in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig oder pflicht-
versichert ist.

Beispiel

Marion Schnell ist bei ihrem Mann, der Beamter ist, in der Krankenversicherung
privat versichert. Sie übt eine geringfügige Beschäftigung als Kursleiterin gegen
ein monatliches Entgelt von 500 € aus.

In diesem Fall hat der Arbeitgeber lediglich den Rentenversicherungsbeitrag von
15 % zu tragen. In der Krankenversicherung fällt kein Beitrag an. Bei Verzicht auf
die individuelle Versteuerung fallen 2 % pauschale Lohnsteuer zusätzlich an.

10.1.2.7 Rentenversicherungspflicht
Um die soziale Absicherung von geringfügig Beschäftigten zu erhöhen, ist seit dem
01.01.2013 die Rentenversicherungspflicht in Kraft. Aus diesem Grund muss bei je-
dem Neueintritt seit dem 01.01.2013 der pauschale Beitrag zur Rentenversicherung
(15 % vom Arbeitgeber) vom Arbeitnehmer auf den Regelbeitrag (2026 = 18,6 %)
aufgestockt werden. 

Den geringfügig Beschäftigten steht es frei, sich auf Antrag von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreien zu lassen. Dann bleibt es bei
dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers zur Rentenversicherung und es tritt Versiche-
rungsfreiheit ein.

freie Wirtschaft Privathaushalt

Rentenversicherung (pauschal)
Krankenversicherung (pauschal)
Steuerpauschale (inklusive Kirchen-
steuer und Solidaritätszuschlag)

Insgesamt

15 %
13 %

2 %

30 %

5 %
5 %
2 %

12 %
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Tipp

Rentner sollten sich von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen, da sie
von der Aufstockung keine Vorteile haben. Alle nachfolgend genannten Vorteile
können aufgrund des Rentenstatus nicht wahrgenommen werden.

Tipp

Ebenso sollten sich alle Arbeitnehmer befreien lassen, die eine voll versiche-
rungspflichtige Hauptbeschäftigung ausüben, da sie alle nachfolgend genannten
Vorteile bereits durch ihre Hauptbeschäftigung erhalten haben.

10.1.2.7.1 Vorteile der vollen Beitragszahlung zur Rentenversicherung
Die Vorteile der Versicherungspflicht für den Arbeitnehmer ergeben sich aus dem Er-
werb von Pflichtbeitragszeiten in der Rentenversicherung. 

Das bedeutet, dass die Beschäftigungszeit in vollem Umfang für die Erfüllung der
verschiedenen Wartezeiten (Mindestversicherungszeiten) berücksichtigt wird.
Pflichtbeitragszeiten sind beispielsweise Voraussetzung für

• einen früheren Rentenbeginn,
• Ansprüche auf Leistungen zur Rehabilitation (sowohl im medizinischen Bereich

als auch im Arbeitsleben),
• den Anspruch auf Übergangsgeld bei Rehabilitationsmaßnahmen der gesetzli-

chen Rentenversicherung,
• die Begründung oder Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine Rente wegen Er-

werbsminderung,
• den Anspruch auf Entgeltumwandlung für eine betriebliche Altersversorgung und
• die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen für eine private Altersvorsorge mit

staatlicher Förderung (zum Beispiel die sogenannte Riester-Rente) für den Ar-
beitnehmer und gegebenenfalls sogar für den Ehepartner.

Darüber hinaus wird das Arbeitsentgelt nicht nur anteilig, sondern in voller Höhe bei
der Berechnung der Rente berücksichtigt.

10.1.2.8 Mindestbeitragsbemessungsgrundlage
Liegt das Arbeitsentgelt unter 175 €, werden die Pflichtbeiträge auf mindestens
175 € erhoben. Dies gilt nicht für Arbeitsentgelte aus einer nach § 230 Abs. 8 Satz 1
SGB VI weiterhin rentenversicherungsfreien geringfügig entlohnten Beschäftigung.
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Vorsicht

Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage in der Rentenversicherung liegt 
bei 175 €.

Die Aufteilung der RV-Beiträge zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zeigt nach-
folgendes Beispiel:

Beispiel

Der Arbeitnehmer Otto Klein arbeitet geringfügig entlohnt als Buchhalter. Sein
Entgelt beträgt 130 €.

Er macht von seiner Aufstockungsoption in der Rentenversicherung Gebrauch.

Berechnung der RV-Beiträge:

10.1.2.9 Verzicht auf die Rentenversicherungspflicht
Geringfügig entlohnte Beschäftigte können auf die Versicherungspflicht in der Ren-
tenversicherung verzichten, mit der Folge, dass sie dadurch auch auf die vorgenann-
ten Vorteile verzichten.

Hierzu ist dem Arbeitgeber ein schriftlicher Antrag auf Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht zu übergeben, den dieser zu seinen Lohnunterlagen nimmt. Der
Arbeitgeber meldet den Antrag auf Befreiung an die Minijobzentrale (Knappschaft-
Bahn-See) im Rahmen des DEÜV-Verfahrens. 

Sofern die Minijobzentrale diesem Antrag nicht innerhalb eines Monats widerspricht,
ist die Befreiung rückwirkend zum ersten Tag des Monats wirksam, in dem der Mini-
jobber den Antrag gegenüber dem Arbeitgeber gestellt hat (siehe Abbildungen auf
den nächsten Seiten).

Mindestbeitrag aus 175,00 € x 18,6 % = 32,55 €
Anteil des Arbeitgebers: 130,00 € x 15,0 % = 19,50 €
Anteil des Arbeitnehmers: 32,55 € – 19,50 € = 13,05 €
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Merkblatt über die möglichen Folgen einer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Allgemeines 

Seit dem 1. Januar 2013 unterliegen Arbeitnehmer, die eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (450-Euro-
Minijob) ausüben, grundsätzlich der Versicherungs- und vollen Beitragspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil am Rentenversicherungsbeitrag beläuft sich auf 
3,9 Prozent (bzw. 13,9 Prozent bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen in Privathaushalten) des 
Arbeitsentgelts. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers (15 Prozent bei 
geringfügig entlohnten Beschäftigungen im gewerblichen Bereich/ bzw. 5 Prozent bei solchen in 
Privathaushalten) und dem vollen Beitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 18,9 Prozent. Zu beachten ist, 
dass der volle Rentenversicherungsbeitrag mindestens von einem Arbeitsentgelt in Höhe von 175 Euro zu zahlen 
ist.

Vorteile der vollen Beitragszahlung zur Rentenversicherung 

Die Vorteile der Versicherungspflicht für den Arbeitnehmer ergeben sich aus dem Erwerb von 
Pflichtbeitragszeiten in der Rentenversicherung. Das bedeutet, dass die Beschäftigungszeit in vollem Umfang für 
die Erfüllung der verschiedenen Wartezeiten (Mindestversicherungszeiten) berücksichtigt wird. 
Pflichtbeitragszeiten sind beispielsweise Voraussetzung für 

einen früheren Rentenbeginn,  
Ansprüche auf Leistungen zur Rehabilitation (sowohl im medizinischen Bereich als auch im 
Arbeitsleben),  
den Anspruch auf Übergangsgeld bei Rehabilitationsmaßnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung,  
die Begründung oder Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine Rente wegen Erwerbsminderung,  
den Anspruch auf Entgeltumwandlung für eine betriebliche Altersversorgung und  
die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen für eine private Altersvorsorge mit staatlicher Förderung 
(zum Beispiel die so genannte Riester-Rente) für den Arbeitnehmer und gegebenenfalls sogar den 
Ehepartner. 

Darüber hinaus wird das Arbeitsentgelt nicht nur anteilig, sondern in voller Höhe bei der Berechnung der Rente 
berücksichtigt. 

Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

Ist die Versicherungspflicht nicht gewollt, kann sich der Arbeitnehmer von ihr befreien lassen. Hierzu muss er 
seinem Arbeitgeber - möglichst mit dem beiliegenden Formular - schriftlich mitteilen, dass er die Befreiung von 
der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung wünscht. Übt der Arbeitnehmer mehrere geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen aus, kann der Antrag auf Befreiung nur einheitlich für alle zeitgleich ausgeübten 
geringfügigen Beschäftigungen gestellt werden. Über den Befreiungsantrag hat der Arbeitnehmer alle weiteren - 
auch zukünftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübt. Die 
Befreiung von der Versicherungspflicht ist für die Dauer der Beschäftigung(en) bindend; sie kann nicht widerrufen 
werden.  

Die Befreiung wirkt grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs beim Arbeitgeber, frühestens ab 
Beschäftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur 
nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Befreiungsantrages bei ihm 
meldet. Anderenfalls beginnt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des 
Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. 

Konsequenzen aus der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

Geringfügig entlohnt Beschäftigte, die die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragen, verzichten 
freiwillig auf die oben genannten Vorteile. Durch die Befreiung zahlt lediglich der Arbeitgeber den Pauschalbeitrag 
in Höhe von 15 Prozent (bzw. 5 Prozent bei Beschäftigungen in Privathaushalten) des Arbeitsentgelts. Die 
Zahlung eines Eigenanteils durch den Arbeitnehmer entfällt hierbei. Dies hat zur Folge, dass der Arbeitnehmer 
nur anteilig Monate für die Erfüllung der verschiedenen Wartezeiten erwirbt und auch das erzielte Arbeitsentgelt 
bei der Berechnung der Rente nur anteilig berücksichtigt wird. 

Hinweis: Bevor sich ein Arbeitnehmer für die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht entscheidet, 
  wird eine individuelle Beratung bezüglich der rentenrechtlichen Auswirkungen der Befreiung bei 
  einer Auskunfts- und Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung empfohlen. Das 
  Servicetelefon der Deutschen Rentenversicherung ist kostenlos unter der 0800 10004800 zu 
  erreichen. Bitte nach Möglichkeit beim Anruf die Versicherungsnummer der Rentenversicherung 
  bereithalten. 
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Abbildung 10.1: Befreiungsantrag Rentenversicherungspflicht für 
geringfügig Beschäftigte

Versicherungspflicht in der Rentenversicherung bei einer geringfügig entlohnten 
Beschäftigung nach § 6 Absatz 1b Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI)

Arbeitnehmer:

Name:  _____________________________________ 

Vorname: _____________________________________ 

Rentenversicherungsnummer:     

Hiermit beantrage ich die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung 
im Rahmen meiner geringfügig entlohnten Beschäftigung und verzichte damit auf den 
Erwerb von Pflichtbeitragszeiten. Ich habe die Hinweise auf dem „Merkblatt über die 
möglichen Folgen einer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht“ zur Kenntnis 
genommen. 

Mir ist bekannt, dass der Befreiungsantrag für alle von mir zeitgleich ausgeübten geringfügig 
entlohnten Beschäftigungen gilt und  für die Dauer der Beschäftigungen bindend ist; eine 
Rücknahme ist nicht möglich. Ich verpflichte mich, alle weiteren Arbeitgeber, bei denen ich 
eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübe, über diesen Befreiungsantrag zu 
informieren.

_____________________   __________________________________ 
(Ort, Datum)     (Unterschrift des Arbeitnehmers) 

Arbeitgeber:

Name: ___________________________________________   

Betriebsnummer: 

Der Befreiungsantrag ist am bei mir eingegangen. 
T T M M J J J J

Die Befreiung wirkt ab .
T T M M J J J J

_____________________   __________________________________ 
(Ort, Datum)     (Unterschrift des Arbeitgebers) 

Hinweis für den Arbeitgeber: 

Der Befreiungsantrag ist nach § 8 Absatz 4a Beitragsverfahrensverordnung (BVV) zu den 
Entgeltunterlagen zu nehmen und nicht an die Minijob-Zentrale zu senden. 
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10.1.2.10 Steuerliche Behandlung
10.1.2.10.1 Pauschale Versteuerung
Seit 01.04.2003 kann das Arbeitsentgelt für geringfügig Beschäftigte vom Arbeitge-
ber mit 2 % pauschal versteuert werden. Dieser Pauschalbetrag beinhaltet nicht nur
die Lohnsteuer, sondern auch die Kirchensteuer und den Solidaritätszuschlag (§ 40a
Abs. 2 EStG). Gehört der Arbeitnehmer keiner kirchensteuerberechtigten Konfession
an, fällt der Pauschalsteuersatz in gleicher Höhe an.

Hinweis

Die 2%ige Pauschalsteuer besitzt Abgeltungscharakter und bleibt bei der Veranla-
gung zur Einkommensteuer bzw. beim Lohnsteuerjahresausgleich außer Ansatz.
Eine Anrechnung auf die Einkommensteuer oder Jahreslohnsteuer findet nicht
statt.

Eine Verpflichtung durch den Arbeitgeber auf Anwendung des Pauschalsteuersatzes
besteht grundsätzlich nicht. Ersatzweise könnte er auch nach den individuellen EL-
StAM versteuern. Die Pauschalierung in Höhe von 2 % in der Lohnsteuer setzt die
Pauschalierung in der Rentenversicherung voraus.

Kommt es in der Rentenversicherung nicht zur Anwendung des Pauschalsteuersat-
zes, weil z. B. durch eine Zusammenrechnung von zwei Beschäftigungsverhältnis-
sen die Geringfügigkeitsgrenze überschritten wurde, kommt keine Lohnsteuerpau-
schalierung von 2 % in Betracht. In diesem Fall könnte allerdings jedes
Beschäftigungsverhältnis mit 20 % in der Lohnsteuer pauschaliert werden. Bei
einer Pauschalierung mit 20 % fallen zusätzlich noch Kirchensteuer und Solidaritäts-
zuschlag an.

10.1.2.10.2 Abführung der Pauschalsteuer
Die Abführung der Pauschalsteuer in Höhe von 2 % erfolgt für alle geringfügig be-
schäftigten Arbeitnehmer zusammen mit den Pauschalbeiträgen für KV und RV an
die Minijobzentrale. Firmenarbeitgeber weisen den Betrag im Beitragsnachweis an
die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See aus und führen die pau-
schale Lohnsteuer gemeinsam mit den Pauschalbeiträgen für KV und RV an die
diese ab.

10.1.2.10.3 Pauschalsteuer in Höhe von 20 % und normale Lohnsteuer
Die pauschale Lohnsteuer in Höhe von 20 %, die eventuell innerhalb der oben be-
schriebenen Mehrfachbeschäftigung anfällt, wird in einer Summe zusammen mit der
normalen Lohnsteuer an das Betriebsstättenfinanzamt abgeführt.

Hinweis

Gemäß den „Gemeinsamen Grundsätzen für die DEÜV“ in der vom 01.01.2022
an geltenden Fassung müssen Arbeitgeber bei geringfügig entlohnten Beschäftig-
330



10.1 Minijobs
ten den Steuerbaustein mit den Angaben zur Steuer-ID des Arbeitnehmers, der
Steuernummer des Arbeitgebers und dem Kennzeichen zur Art der Versteuerung
füllen.

10.1.2.11 Haupt- und Nebenbeschäftigungen

Wichtig

Ein Arbeitnehmer kann neben seiner sozialversicherungspflichtigen Hauptbe-
schäftigung eine Nebenbeschäftigung unter Einhaltung der Geringfügigkeits-
grenze sozialversicherungsfrei ausüben.

Natürlich dürfen Hauptbeschäftigung und Nebenbeschäftigung nicht innerhalb der-
selben Firma stattfinden (Arbeitgeberidentität). Der Arbeitgeber, bei dem die Neben-
beschäftigung ausgeübt wird, übernimmt die Pauschalabgaben zur Sozialversiche-
rung und optional die pauschale Lohnsteuer in Höhe von 2 %. Der Arbeitnehmer
bleibt in der Nebenbeschäftigung sozialversicherungsfrei.

Wichtig

Werden neben einer Hauptbeschäftigung mehrere Nebenbeschäftigungen ausge-
übt, ist diejenige Nebenbeschäftigung, die zeitlich zuerst begonnen wurde, von
der Zusammenrechnung ausgenommen.

Alle weiteren Nebenbeschäftigungen müssen weiterhin mit der Hauptbeschäftigung
zusammengerechnet werden und unterliegen somit normaler Sozialversicherungs-
pflicht. In der Arbeitslosenversicherung gilt eine Ausnahme. Solange eine versiche-
rungspflichtige Hauptbeschäftigung besteht, findet hier generell keine Zusammen-
rechnung von Nebenbeschäftigungen statt.

Eine Zusammenrechnung von geringfügig entlohnten Beschäftigungen mit einer
Hauptbeschäftigung ist nur dann vorzunehmen, wenn die Hauptbeschäftigung an
sich versicherungspflichtig ist. Diese Voraussetzung ist bei Beamten nicht gegeben.
Daher muss der Arbeitgeber für Beamte, die eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung ausüben, keine pauschalen Beiträge für die Krankenversicherung zahlen,
wenn diese privat krankenversichert sind. Ist der Beamte freiwillig in der gesetzlichen
Krankenversicherung versichert, muss der Arbeitgeber den pauschalen Beitrag zur
Krankenversicherung zahlen. Da Beamte über die Beamtenversorgung abgesichert
sind, werden sich diese i. d. R. von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen.
Der Arbeitgeber zahlt dennoch den pauschalen Beitrag zur Rentenversicherung.

Arbeitnehmer, die eine Nebenbeschäftigung ausüben, sind in dieser sozialversiche-
rungspflichtig, wenn die Grenze der geringfügig entlohnten Beschäftigung überschrit-
ten wird. Beamte sind i. d. R. privat krankenversichert und somit in der Kranken- und
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Pflegeversicherung auch in der Nebenbeschäftigung versicherungsfrei. In der Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung besteht hingegen Versicherungspflicht.

Wenn der Beamte neben der Hauptbeschäftigung mehrere geringfügige Nebenbe-
schäftigungen ausübt, müssen alle diese Nebenbeschäftigungen addiert werden.

10.1.2.11.1 Hauptbeschäftigung und eine Nebenbeschäftigung

Beispiel

Die Buchhalterin Silke Schulz arbeitet bei Arbeitgeber A in einer Hauptbeschäfti-
gung für monatlich 2.000 €. Nebenbei erledigt sie für einen kleinen Handwerksbe-
trieb (Arbeitgeber B) die Buchhaltung. Sie erhält dafür 603 €.

Beim Arbeitgeber A ist Frau Schulz normal versicherungspflichtig. Beim Arbeitge-
ber B besteht eine geringfügig entlohnte Beschäftigung, da das Entgelt 603 €
nicht übersteigt.

Da es sich nur um eine Nebenbeschäftigung handelt, findet eine Zusammenrech-
nung mit der Hauptbeschäftigung nicht statt. Die Nebenbeschäftigung ist versi-
cherungsfrei. Der Arbeitgeber zahlt die Pauschalabgaben in der Sozialversiche-
rung für KV und RV, bei Verzicht auf die individuelle Versteuerung zusätzlich die
Pauschalsteuer von 2 %.

10.1.2.11.2 Hauptbeschäftigung und mehrere Nebenbeschäftigungen

Beispiel

Die Raumpflegerin Frau Sauber arbeitet bei:

Frau Sauber ist in ihrem ersten Arbeitsverhältnis versicherungspflichtig. Bei Ar-
beitgeber B und C liegt jeweils eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor, da
das Arbeitsentgelt 603 € nicht übersteigt.

Das früher aufgenommene Arbeitsverhältnis bei Arbeitgeber B (01.05.) wird nicht
mit der Hauptbeschäftigung zusammengerechnet und bleibt somit für die Arbeit-
nehmerin versicherungsfrei. Der Arbeitgeber zahlt die Pauschalabgaben in Höhe
von 13 % zur KV und 15 % zur RV.

Das später eingegangene Arbeitsverhältnis mit Arbeitgeber C wird zur Hauptbe-
schäftigung addiert. Somit fallen bei Arbeitgeber C normale Beiträge in der Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherung an.

Arbeitgeber A und erhält ein Entgelt von 900 €
Arbeitgeber B seit 01.05. für 450 €
Arbeitgeber C seit 01.07. für 500 €
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In der Arbeitslosenversicherung findet allerdings auch bei mehreren Nebenbe-
schäftigungen keine Zusammenrechnung statt, so dass Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung weder vom Arbeitgeber B noch vom Arbeitgeber C zu leisten sind.

10.1.2.11.3 Beamter mit einer Nebenbeschäftigung

Beispiel

Der Beamte Jakob Fleißig, der privat krankenversichert ist, arbeitet nebenberuf-
lich bei Arbeitgeber B und C als Buchhalter. B bezahlt ihm 500 € monatlich. Für
seine Tätigkeit bei C erhält er 200 € pro Monat.

Herr Fleißig ist bei Arbeitgeber B und C in der Kranken- und Pflegeversicherung
versicherungsfrei. In der Renten- und Arbeitslosenversicherung sind die Neben-
beschäftigungen zusammenzurechnen. Da mit der Summe der Entgelte die Ge-
ringfügigkeitsgrenze überschritten wird, entsteht Sozialversicherungspflicht in der
Renten- und Arbeitslosenversicherung.

10.1.2.11.4 Freiwillig versicherter Arbeitnehmer

Beispiel

Der Berater Jochen Bit arbeitet bei Arbeitgeber A und bezieht ein Gehalt von
6.600 €. Da sein Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt,
ist er freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert. Ab 01.06. übt
er eine Nebenbeschäftigung als Dozent für 450 € bei Arbeitgeber B aus. Ab 01.10.
nimmt er eine weitere Nebenbeschäftigung bei Arbeitgeber C als Programmierer
für ein Entgelt von 150 € auf.

Die Hauptbeschäftigung bei Arbeitgeber A ist in der Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung normal versicherungspflichtig. Die beiden Nebenbeschäftigungen sind
beide geringfügig entlohnt, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Beschäfti-
gungen (auch insgesamt) die Geringfügigkeitsgrenze nicht übersteigt.

Die zuerst aufgenommene Nebenbeschäftigung bei Arbeitgeber B bleibt in der Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung frei. Der Arbeitgeber übernimmt die Pauschalab-
gaben. Eine Zusammenrechnung mit der Hauptbeschäftigung findet nicht statt.

Die zweite Nebenbeschäftigung bei Arbeitgeber C ist allerdings in der Rentenver-
sicherung mit der versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung zu addieren. Da-
durch entsteht Rentenversicherungspflicht.

In der Arbeitslosenversicherung findet auch bei mehreren Nebenbeschäftigungen
und einer Hauptbeschäftigung keine Zusammenrechnung statt. Es besteht somit
Versicherungsfreiheit. Auch in der Kranken- und Pflegeversicherung findet keine Zu-
sammenrechnung statt, weil die Hauptbeschäftigung in diesen Zweigen keine Versi-
cherungspflicht begründet.
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10.1.2.12 Mehrere Nebenbeschäftigungen

Wichtig

Bei mehreren nebeneinander ausgeübten Nebenbeschäftigungen sind die einzel-
nen Arbeitsentgelte zusammenzurechnen.

Beispiel

Herbert Vielfach arbeitet bei Arbeitgeber A als Taxifahrer für 320 € monatlich. Au-
ßerdem erledigt er für Arbeitgeber B für 200 € einfache Bürotätigkeiten.

Herr Vielfach ist in beiden Arbeitsverhältnissen sozialversicherungsfrei, da die Ad-
dition beider Arbeitsentgelte die Geringfügigkeitsgrenze nicht übersteigt. Beide Ar-
beitgeber führen jeweils 13 % KV-Beiträge und 15 % RV-Beiträge ab. Bei Verzicht
auf die individuelle Versteuerung fallen zusätzlich je 2 % Pauschalsteuer an.

10.1.2.13 Geringfügig entlohnte und kurzfristige 
Beschäftigung

Eine Zusammenrechnung ist grundsätzlich nicht vorzunehmen, wenn es sich um
eine geringfügig entlohnte und eine kurzfristige Beschäftigung handelt.

Beispiel

Die familienversicherte Raumpflegerin Ilona Feldbusch arbeitet beim Arbeitgeber
A befristet vom 02.05 bis zum 22.05. im Rahmen einer kurzfristigen Beschäfti-
gung.

Sie erhält dafür ein Arbeitsentgelt in Höhe von 900 €. Außerdem übt sie bei Arbeit-
geber B eine dauerhaft geringfügig entlohnte Beschäftigung als Buchhalterin ab
dem 01.04. aus. Dort verdient sie 500 € monatlich.

Frau Feldbusch bleibt in beiden Beschäftigungsverhältnissen sozialversiche-
rungsfrei, da es sich bei Arbeitgeber A um eine kurzfristige Beschäftigung handelt.
Bei Arbeitgeber B liegt ein geringfügig entlohntes Arbeitsverhältnis vor. Kurzfris-
tige und geringfügig entlohnte Beschäftigungen sind nicht zu addieren.

10.1.2.14 Jahresarbeitsentgeltgrenze in der KV
Arbeitnehmer, deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgelt-
grenze übersteigt, bleiben in der Krankenversicherung versicherungsfrei.

Erstmalig gelten in der Krankenversicherung ab dem 01.01.2003 zwei ungleiche
Jahresarbeitsentgeltgrenzen. Die Grenze von 69.750 € gilt für diejenigen Arbeitneh-
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mer, die bereits am 31.12.2002 privat krankenversichert waren, für alle anderen Ar-
beitnehmer ist die Grenze von 77.400 € anzuwenden.

Zur Prüfung, ob die Jahresarbeitsentgeltgrenze überschritten wird, ist das regelmä-
ßige Jahresarbeitsentgelt zu ermitteln. Dabei sind Hauptbeschäftigungen und even-
tuelle Nebenbeschäftigungen zu berücksichtigen.

Beispiel

Der Berater Hugo Flechsig arbeitet bei Arbeitgeber A. Er bezieht ein Jahresgehalt
von 73.800 €. Ab dem 01.07. beginnt er eine Nebenbeschäftigung als Berater bei
Arbeitgeber B, wofür er monatlich 200 € erhält. Ab dem 01.09. übt Herr Flechsig
eine weitere Nebenbeschäftigung bei Arbeitgeber C als Programmierer aus. C be-
zahlt ihm ein monatliches Entgelt von 600 € bzw. 7.200 € jährlich.

In der Hauptbeschäftigung ist Herr Flechsig in allen Zweigen versicherungspflich-
tig.

Die beiden anderen Beschäftigungen sind geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse, da das Arbeitsentgelt jeweils nicht höher als Geringfügigkeitsgrenze istt.
Die zuerst aufgenommene Nebenbeschäftigung bei B bleibt versicherungsfrei. Es
findet keine Zusammenrechnung mit der Hauptbeschäftigung statt. Der Arbeitge-
ber zahlt Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung in Höhe von
13 % bzw. 15 %.

Jede weitere Nebenbeschäftigung (hier bei Arbeitgeber C) ist mit der versicherungs-
pflichtigen Hauptbeschäftigung zu addieren. In der Folge wird jede weitere Nebenbe-
schäftigung versicherungspflichtig. Es fallen Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherung an. In der Arbeitslosenversicherung findet generell keine
Zusammenrechnung mit der Hauptbeschäftigung statt.

Durch das Nebenarbeitsverhältnis C verdient Herr Flechsig insgesamt 81.000 €
im Jahr und überschreitet die JAEG. Dies ist bei der Prüfung am Jahresende zu
berücksichtigen. Herr Flechsig könnte somit krankenversicherungsfrei wer-
den.

10.1.2.15 Meldepflichten
Geringfügig Beschäftigte unterliegen den normalen Meldepflichten nach der DEÜV,
d. h., es sind An- und Abmeldungen, Jahresmeldungen, Meldungen über einmalig
gezahltes Entgelt und Unterbrechungsmeldungen durchzuführen.

Es gelten folgende Personen- und Beitragsgruppenschlüssel:

Personengruppenschlüssel:

109 geringfügig entlohnte Beschäftigte

110 kurzfristig Beschäftigte
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Beitragsgruppenschlüssel:

10.1.2.16 Knappschaft-Bahn-See als Einzugsstelle
Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See dient als zentrale Ein-
zugsstelle für alle geringfügig Beschäftigten. Die Knappschaft erhält somit alle Pau-
schalbeiträge zur Renten- und Krankenversicherung. Ebenso gehen die Pflichtbei-
träge zur Rentenversicherung derjenigen Arbeitnehmer, die auf die Versicherungs-
freiheit verzichtet haben, an die Knappschaft-Bahn-See.

Wichtig

Alle Meldungen für geringfügig und kurzfristig Beschäftigte sind an die Deutsche
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zu richten. Dies gilt auch für die Mel-
dungen, die per Haushaltsscheck für geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten
vorzunehmen sind.

Ferner ist die Knappschaft für das Umlage- und Erstattungsverfahren der Entgeltfort-
zahlungsversicherung zuständig, unabhängig davon, bei welcher Krankenkasse der
Arbeitnehmer tatsächlich versichert ist.

Findet ein Wechsel von einer versicherungsfreien zu einer versicherungspflichtigen
Beschäftigung oder umgekehrt innerhalb einer Firma statt, ändern sich nicht nur die
Beitragsgruppe und der Personengruppenschlüssel, sondern auch die Einzugsstelle.
Für den versicherungspflichtigen Arbeitnehmer bleibt weiterhin seine persönliche
Krankenkasse zuständig.

Stellt die Knappschaft bei einem Arbeitnehmer Versicherungspflicht fest, informiert
sie die Arbeitgeber. Diese sind dann verpflichtet, die notwendigen An- und Abmel-
dungen bei der Knappschaft-Bahn-See bzw. den persönlichen Krankenkassen der
Arbeitnehmer vorzunehmen.

10.1.2.17 Meldungen bei Hauptbeschäftigung und 
Nebenbeschäftigung

Wird neben einer versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung eine geringfügige
Beschäftigung ausgeübt, ist die jeweils zuständige Einzugsstelle:

• für die Hauptbeschäftigung die gewählte Krankenkasse,
• für die erste geringfügige Beschäftigung die Knappschaft-Bahn-See,

6000 AG-Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung

0500 AG-Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung (bei Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht)

0100 AG-Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung plus Aufstockung durch den 
Arbeitnehmer
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• für jede weitere geringfügige Beschäftigung, die trotz Zusammenrechnung ge-
ringfügig bleibt, die Knappschaft-Bahn-See,

• für jede weitere geringfügige Beschäftigung, die durch Zusammenrechnung ver-
sicherungspflichtig wird, die für den Arbeitnehmer zuständige gesetzliche Kran-
kenkasse.

10.1.3 Geringfügige Beschäftigung in 
Privathaushalten

Eine geringfügige Beschäftigung in privaten Haushalten ist in § 8a Satz 2 SGB IV als
eigenständige Form der geringfügigen Beschäftigung definiert. Es handelt sich dabei
um Tätigkeiten, die sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erle-
digt werden.

Typischerweise fallen darunter Tätigkeiten wie die Betreuung von Kindern und ande-
ren Personen, Wohnungsreinigung und Gartenpflege, die Zubereitung von Mahlzei-
ten und die Versorgung von Haustieren.

Für in Privathaushalten beschäftigte Personen gelten grundsätzlich die gleichen Be-
stimmungen. Der private Arbeitgeber zahlt jedoch lediglich 5 % pauschalen Renten-
versicherungsbeitrag und 5 % Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung. Optional
kann der Arbeitgeber auf die individuelle Versteuerung verzichten und dafür 2 %
pauschale Lohnsteuer abführen.

Für bei privaten Arbeitgebern geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer ist ebenso die
Knappschaft-Bahn-See als zentrale Melde- und Einzugsstelle zuständig.

Hinweis

Neben der Hauptbeschäftigung kann wie bei anderen geringfügig Beschäftigten
auch eine Nebenbeschäftigung bei einem privaten Arbeitgeber versicherungsfrei
ausgeübt werden. Weitere Nebenbeschäftigungen sind zu der Hauptbeschäfti-
gung zu addieren.

10.1.4 Kurzfristige Beschäftigung
Eine kurzfristige Beschäftigung unterliegt im Gegensatz zur geringfügig entlohnten
Beschäftigung keiner Entgelthöchstgrenze. Auf die Höhe des Arbeitslohns kommt es
nicht an. Vielmehr sind bei einer kurzfristigen Beschäftigung bestimmte Zeitgrenzen
einzuhalten.

10.1.4.1 Beiträge für eine kurzfristige Beschäftigung
Liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, besteht Sozialversicherungsfreiheit. We-
der Arbeitgeber noch Arbeitnehmer zahlen Beiträge. Eine kurzfristige Beschäftigung
ist grundsätzlich steuerpflichtig, kann jedoch unter bestimmten Umständen mit 25 %
pauschal versteuert werden.
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Um eine kurzfristige Beschäftigung handelt es sich nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV
dann, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

• Die Beschäftigung muss nach Art oder Vertrag im Voraus auf längstens drei Mo-
nate bzw. 70 Arbeitstage innerhalb eines Kalenderjahres begrenzt sein.

• Bei einer kurzfristigen Beschäftigung in einem landwirtschaftlichen Betrieb der
Selbstversorgung mit landwirtschaftlichen Produkten (Obst, Gemüse, Weinbau,
Ernährung und Umwelt) gilt ab 01.01.2026 eine zeitliche Grenze von 15 Wochen
oder 90 Arbeitstagen. Für alle anderen kurzfristigen Beschäftigungen bleibt es
bei den Zeitgrenzen von 3 Monaten bzw. 70 Arbeitstagen

Landwirtschaftliche Betriebe nach Definition des statistischen Bundesamts haben
ihren Schwerpunkt:

• Im Anbau von Pflanzen, auch Gemüse-, Wein- und Obstanbau
• Tierhaltung
• Landwirtschaftlichen Dienstleistungen

• Jagd

Es darf sich um keine berufsmäßige Ausübung der Beschäftigung handeln.

10.1.4.2 Zeitraum von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen
Für die Berechnung des Zeitraums von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen gilt das
Kalenderjahr.
Die Zeitgrenze von drei Monaten und die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen sind gleich-
wertige Alternativen zur Begründung einer kurzfristigen Beschäftigung; eine Anwen-
dung der jeweiligen Zeitgrenze in Abhängigkeit von der Anzahl der wöchentlichen Ar-
beitstage erfolgt nicht (vgl. Urteil des BSG vom 24.11.2020, Aktenzeichen B 12 KR
34/19 R, USK 2020-57). Die zeitlichen Voraussetzungen für eine kurzfristige Be-
schäftigung sind demzufolge unabhängig von der arbeitszeitlichen Ausgestaltung
der Beschäftigung immer erfüllt, wenn die Beschäftigung entweder auf längstens drei
Monate oder, bei einem darüber hinaus gehenden Zeitraum, auf längstens 70 Ar-
beitstage befristet ist

Wichtig
Die Zeitgrenzen von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen werden nach der Gering-
fügigkeitsrichtlinie vom 26.07.2021 gleichwertig behandelt.

Beispiel 1
Susanne Müller arbeitet in mehreren Beschäftigungen immer drei bis fünf Tage in
der Woche, und zwar insgesamt im:

Januar 15 Arbeitstage

Februar 15 Arbeitstage
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Alle Beschäftigungen sind zusammenzuzählen. Dass Frau Müller auch teilweise
weniger als fünf Tage in der Woche gearbeitet hat, ist für die Beurteilung nicht
mehr von Bedeutung, vielmehr gilt die Grenze von drei Monaten oder 70 Arbeits-
tagen gleichwertig. Die Grenze von 70 Arbeitstagen wird nicht überschritten, da
sie bis einschließlich September nur 64 Arbeitstage gearbeitet hat.

Somit liegt jedes Mal ein versicherungsfreies kurzfristiges Arbeitsverhältnis vor.
Wird die Beschäftigung im September z. B. auf 25 Tage angesetzt, besteht in die-
ser letzten Beschäftigung von Anfang an Versicherungspflicht, wenn zu Beginn der
Beschäftigung klar ist, dass die Grenze von 70 Arbeitstagen überschritten wird.

Beispiel 2

Die Hausfrau Susanne Kurz beginnt am 12.09. eine Beschäftigung, die bis zum
20.01. des nächsten Jahres befristet ist. Sie arbeitet fünf Tage in der Woche und
verdient 2.000 €. Im Frühjahr hatte sie bereits vom 01.03. bis zum 13.05. durchge-
hend kurzfristig gearbeitet.

Frau Kurz ist von Anfang an versicherungspflichtig, weil zu Beginn der Beschäftigung
feststeht, dass die Beschäftigungsdauer unter Anrechnung der Vorbeschäftigung
insgesamt drei Monate bzw. 70 Arbeitstage übersteigt. Die Beschäftigung bleibt auch
über den Jahreswechsel hinaus weiterhin versicherungspflichtig, weil bei Kalender-
jahr überschreitender Beschäftigung eine getrennte versicherungsrechtliche Be-
urteilung nicht in Betracht kommt. Hätte bei Beginn der Beschäftigung am 01.03.
bereits festgestanden, dass am 12.09. eine weitere Beschäftigung aufgenommen
wird, wäre bereits die Vorbeschäftigung versicherungspflichtig gewesen.

Beispiel 3

Die familienversicherte Lehrerin Ursula Schlau arbeitet im Frühjahr befristet 50
Kalendertage bei Arbeitgeber A für 2.000 €. Im Sommer arbeitet sie bei Arbeitge-
ber B 70 Kalendertage für monatlich 400 €.

Die zweite Beschäftigung ist keine kurzfristige Beschäftigung, weil zu ihrem Beginn
feststeht, dass die Grenze von 70 Kalendertagen überschritten wird. Allerdings
handelt es sich um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung, da das Arbeitsentgelt
die Geringfügigkeitsgrenze nicht überschreitet. Auf die Wochenstundenzahl kommt
es dabei nicht an. Der Arbeitgeber zahlt Pauschalbeiträge zur Kranken- und Ren-
tenversicherung in Höhe von 13 % bzw. 15 %.

August 18 Arbeitstage

September 16 Arbeitstage
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Überschreitet eine kurzfristige Beschäftigung entgegen der ursprünglichen Planung
die entsprechende Zeitdauer, entsteht Versicherungspflicht vom Tag des Über-
schreitens bzw. ab dem Zeitpunkt, ab dem die Überschreitung ersichtlich wird. Dies
trifft nicht zu, wenn die Beschäftigung als geringfügig entlohnt einzustufen ist.

10.1.4.3 Berufsmäßigkeit
Eine kurzfristige Beschäftigung darf nicht berufsmäßig ausgeübt werden.

Eine berufsmäßige Ausübung liegt vor, wenn:

• die Beschäftigung nicht von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist,
• Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis aufgrund von Bundesfreiwilligendienst un-

terbrochen ist, eine befristete Tätigkeit bis zu 70 Arbeitstage bzw. drei Monate
ausüben und mehr als 603 € verdienen,

• Personen während der Elternzeit oder während eines unbezahlten Urlaubs eine
Beschäftigung ausüben, sofern sie nicht geringfügig entlohnt ist,

• Personen, die arbeitslos gemeldet sind und Leistungen nach SGB III beziehen,
eine mehr als geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben.

Vorsicht

Bei berufsmäßiger Ausübung kann es sich also nie um eine kurzfristige Beschäfti-
gung, sondern ggf. um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung handeln.

Wird die maßgebende Zeitgrenze nicht überschritten, erfüllt eine kurzfristige Be-
schäftigung jedoch dann nicht die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäfti-
gung, wenn die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Arbeitsentgelt
603 € im Monat übersteigt. Die Prüfung der Berufsmäßigkeit ist mithin nicht erforder-
lich, wenn das aufgrund dieser Beschäftigung erzielte Arbeitsentgelt die Arbeitsent-
geltgrenze von 603 € im Monat nicht überschreitet. Die Arbeitsentgeltgrenze von
603 € ist ein Monatswert, der auch dann gilt, wenn die Beschäftigung nicht während
des gesamten Kalendermonats besteht.

Hinweis

Die Geringfügigkeitsrichtlinie vom 14.12.2023 enthält unter Punkt 2.3.3 weitere
wichtige Ausführungen zur Prüfung der Berufsmäßigkeit.

10.1.4.4 Pauschalierung der Lohnsteuer bei kurzfristig 
Beschäftigten

Grundsätzlich entsteht bei kurzfristiger Beschäftigung steuerpflichtiger Arbeitslohn.
Unter bestimmten Umständen ist eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 %
möglich. Falls der Arbeitgeber die Lohnsteuer pauschaliert, wozu er nicht verpflichtet
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ist, dürfen für den Arbeitnehmer keine ELStAM abgerufen werden. Eine Pauschalie-
rung ist möglich, wenn:

• die Beschäftigung gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend ausgeübt
wird,

• die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht über-
schreitet,

• der Arbeitslohn während der Beschäftigung 150 € durchschnittlich je Arbeitstag
nicht überschreitet oder die Beschäftigung zu einem unvorhergesehenen Zeit-
punkt sofort erforderlich wird,

• der durchschnittliche Stundenlohn nicht höher als 19 € ist (Ausnahme: unvor-
hersehbarer Bedarf an Arbeitskräften).

10.2 Niedriglohnsektor
10.2.1 Allgemeines
Mit dem zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurde ein
Niedriglohnbereich (Übergangsbereich) eingeführt. Durch diese Regelungen sol-
len Anreize zur Aufnahme einer Beschäftigung in unteren Lohngruppen geschaffen
werden. In den letzten Jahren wurde dieser Niedriglohnbereich in der Anwendbarkeit
immer mehr erweitert.

Für Arbeitnehmer, deren Entgelt über 603,00 € bis maximal 2.000,00 € liegt, gelten
besondere Regelungen in der Sozialversicherung:

Der Niedriglohnbereich erstreckt sich von 603,01 € bis 2.000,00 €. Vom 01.01.2025
bis 31.12.2025 erstreckte sich der Niedriglohnbereich von 556,01 € bis 2.000,00 €.

Die bereits 2023 erfolgte Ausweitung beim oberen Rahmen des Übergangsbereichs
(bis 2.000 €) führt dazu, dass noch mehr Beschäftigte als bisher von den besonderen
Regeln für die Beitragsberechnung erfasst werden.

Wie bisher ist bei mehreren versicherungspflichtigen Beschäftigungen für die Prü-
fung der Frage, ob die Beiträge nach den Regelungen zum Übergangsbereich abzu-
rechnen sind, das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend.

Bei Auszubildenden finden die Regelungen zum Übergangsbereich auch zukünftig
keine Anwendung; § 20 Abs. 2a Satz 9 SGB IV schließt dies ausdrücklich aus.

Nach der bis zum 30.09.2022 geltenden Rechtslage setzen die Regelungen zum
Übergangsbereich ein, wenn die Geringfügigkeitsgrenze auch nur minimal über-
schritten wird, also bspw. bereits bei einem Bruttoentgelt von 451 € monatlich. Durch
den dann in allen Versicherungszweigen zwingend anfallenden Arbeitnehmeranteil
entsteht eine Beitragsbelastung, die am unteren Rand des Übergangsbereichs ca.
10 Prozent beträgt. Insoweit sinkt nach dem bisherigen Beitragsrecht der Nettolohn
um rund 45 €, sodass ein Nettolohn von mehr als 450 € erst wieder ab einem Brutto-
lohn von etwa 510 € erreicht wird (Belastungssprung).
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10 Besondere Arbeitnehmerformen
Die Formel zur Entlastung der Beschäftigten im Übergangsbereich wurde ab dem
01.10.2022 angepasst, damit der Belastungssprung im Beitragsrecht beim Übergang
in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung entfällt.

Wie bisher ist bei mehreren versicherungspflichtigen Beschäftigungen für die Prü-
fung der Frage, ob die Beiträge nach den Regelungen zum Übergangsbereich abzu-
rechnen sind, das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend.

Wichtig:

Bei Auszubildenden finden die Regelungen zum Übergangsbereich keine Anwen-
dung; § 20 Abs. 2a Satz 9 SGB IV schließt dies ausdrücklich aus.

10.2.2 Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts
Die Sonderregelungen zum Übergangsbereich greifen dann, wenn das regelmäßige
monatliche Arbeitsentgelt aus einem bzw. mehreren Beschäftigungsverhältnissen
zwischen 603,01 € bis 2.000,00 € beträgt.

Die Regelungen kommen z. B. nicht zum Tragen bei:

• Teilmonatsentgelten wegen Arbeitsunfähigkeit und Unterbrechungen,
• Teilmonatsentgelten wegen Beginn und Ende der Beschäftigung während des

Monats.

Entscheidend ist das regelmäßige Arbeitsentgelt, wobei zur Ermittlung nach den
gleichen Grundsätzen wie bei den geringfügig entlohnten Beschäftigungen vorzuge-
hen ist.

Ob die maßgebenden Entgeltgrenzen regelmäßig im Monat oder nur gelegentlich
unter- oder überschritten werden, ist bei Beginn der Beschäftigung und erneut bei je-
der dauerhaften Veränderung in den Verhältnissen (z. B. Erhöhung oder Reduzie-
rung des Arbeitsentgelts) im Wege einer vorausschauenden Betrachtung zu beurtei-
len. Dabei dürfen Änderungen des Arbeitsentgelts (z. B. eine Entgelterhöhung aus
Anlass einer bereits feststehenden Tariferhöhung) erst von dem Zeitpunkt an be-
rücksichtigt werden, von dem an der Anspruch auf das neue Entgelt besteht (vgl.
BSG-Urteil vom 07.12.1989, Aktenzeichen 12 RK 19/87 -, USK 89115). Die hiernach
erforderliche Prognose erfordert keine alle Eventualitäten berücksichtigende genaue
Vorhersage, sondern lediglich eine ungefähre Einschätzung, welches Arbeitsentgelt
– ggf. nach der bisherigen Übung – mit hinreichender Sicherheit zu erwarten ist. Im
Prognosezeitpunkt muss davon auszugehen sein, dass sich das Arbeitsentgelt bei
normalem Ablauf der Dinge nicht relevant verändert. Grundlage der Prognose kön-
nen dabei lediglich Umstände sein, von denen in diesem Zeitpunkt anzunehmen ist,
dass sie das Arbeitsentgelt bestimmen werden. Solche Umstände können die versi-
cherungs- und beitragsrechtliche Beurteilung dann nicht in die Vergangenheit hinein
verändern. Stimmt diese Prognose mit dem späteren Verlauf infolge nicht sicher vor-
aussehbarer Umstände nicht überein, bleibt die für die Vergangenheit getroffene
Feststellung maßgebend. Allerdings kann die nicht zutreffende Prognose Anlass für
eine neue Prüfung und – wiederum vorausschauende – Betrachtung sein.
342



10.2 Niedriglohnsektor
10.2.3 Ausnahmen vom Übergangsbereich
Für folgende Arbeitnehmergruppen gelten die besonderen Regelungen zum Über-
gangsbereich unabhängig von der Höhe ihres Entgelts ausdrücklich nicht:

• Personen, die zur Berufsausbildung beschäftigt sind (Auszubildende, Praktikan-
ten usw.),

• Personen die ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr
ableisten,

• Beschäftigte, für deren Beitragsberechnung fiktive Beitragsentgelte zugrunde ge-
legt werden (z. B. bei Beschäftigung behinderter Menschen, für Mitglieder geistli-
cher Genossenschaften),

• wenn im Rahmen flexibler Arbeitszeiten reduziertes Gehalt in den Übergangsbe-
reich fällt,

• für Arbeitsentgelte aus Wiedereingliederungsmaßnahmen,
• für Arbeitsentgelte, die normalerweise oberhalb des Übergangsbereichs liegen,

aber nur aufgrund von Kurzarbeit oder Winterausfallgeld gemindert wurden und
dadurch in den Übergangsbereich fallen.

Hinweis

Nach einem Urteil des Bundessozialgerichts vom 15.08.2018 (B 12 R 4/18) ist die
Gleitzonenregelung (Altregelung bis 30.06.2019) auch bei Arbeitsentgelten anzu-
wenden, die sich aufgrund einer Altersteilzeitvereinbarung auf einen Betrag inner-
halb der Gleitzone verringert haben.

Das bedeutet, dass in diesem Fall der Beitragsanteil des Arbeitnehmers nach An-
wendung der Gleitzonenformel ausgehend von einem fiktiven Arbeitsentgelt zu
berechnen ist. Das Gesetz sieht weder in der Legaldefinition der Gleitzone noch in
den entsprechenden Vorschriften über die Beitragstragung Ausnahmen von der
Gleitzonenregelung für bestimmte Personengruppen oder Sachverhalte vor. In
der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur Frage
des gemeinsamen Meldeverfahrens am 28.02.2019 ist das Verfahren angepasst
worden. Somit ist seit dem 01.07.2019 mit dem Übergangsbereich die Möglichkeit
geschaffen, Meldungen mit der Personengruppe 103 auch mit den Kennzeichen 1
und 2 (Anwendung Übergangsbereich oder keine Anwendung Übergangsbereich)
abzusetzen.

10.2.4 Beitragsberechnung im Übergangsbereich
Für die Beitragsberechnung und Beitragstragung bei Beschäftigungen mit einem re-
gelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelt innerhalb des Übergangsbereichs gelten in
der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung besondere Regelun-
gen. Im Ergebnis haben die Arbeitnehmer nur einen reduzierten Beitragsanteil zu
den einzelnen Versicherungszweigen zu tragen, der bei einem Arbeitsentgelt in
Höhe der unteren Entgeltgrenze des Übergangsbereichs (ab 01.10.2022: 520,01 €)
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10 Besondere Arbeitnehmerformen
0,00 € beträgt und mit zunehmendem Arbeitsentgelt gleitend ansteigt bis er bei
einem Arbeitsentgelt in Höhe von 2.000,00 € seine reguläre Höhe von derzeit rund
20 Prozent des Arbeitsentgelts erreicht. Der verringerte Arbeitnehmerbeitragsanteil
ergibt sich durch die der Berechnung zugrunde zu legende reduzierte beitragspflich-
tige Einnahme und die besonderen Regelungen über die Beitragstragung.

Die Arbeitgeber haben bei einem Arbeitsentgelt in Höhe der unteren Entgeltgrenze
des Übergangsbereichs einen Beitragsanteil von insgesamt rund 28 Prozent zu tra-
gen, der den von ihnen für einen geringfügig entlohnt Beschäftigten zu leistenden
Pauschalbeträgen entspricht. Mit zunehmendem Arbeitsentgelt nimmt der Beitrag-
santeil des Arbeitgebers gleitend ab bis er bei einem Arbeitsentgelt in Höhe der obe-
ren Entgeltgrenze des Übergangsbereichs von 2.000,00 € seine reguläre Höhe von
derzeit rund 20 Prozent erreicht.

Hinweis

Für vor dem 01.10.2022 aufgenommene Beschäftigungen galten Übergangsrege-
lungen, die spätestens zum 31.12.2023 ausgelaufen sind.

10.2.5 Beitragspflichtige Einnahme
Für Arbeitnehmer im Übergangsbereich dient als Bemessungsgrundlage zur Sozial-
versicherung nicht das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt, sondern eine sogenannte
beitragspflichtige Einnahme, die sich nach der folgenden Formel ermitteln lässt:

Berechnungsformel Übergangsbereich für Gesamtbeitrag

Vereinfachte Berechnungsformel: 1,145937223 x AE – 291,874445240

AE ist dabei das Arbeitsentgelt, F ist ein Faktor.

F = Faktor, wird jährlich vom Gesetzgeber festgelegt.

Ausgehend von der reduzierten Bemessungsgrundlage (v. g. Punkt) werden in
einem zweiten Schritt die zu zahlenden Gesamtbeiträge ermittelt; die konkrete Vor-
gehensweise wird in § 2 Abs. 2 Satz 1 BVV beschrieben. Danach wird je Versiche-
rungszweig der halbe Beitragssatz auf die reduzierte Bemessungsgrundlage ange-
wendet und das so ermittelte Ergebnis zunächst gerundet und anschließend
verdoppelt.

Der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz und somit der Faktor
F wird immer bis zum 31.12. des laufenden Jahres vom Bundesministerium für Ge-
sundheit und Soziale Sicherung für das folgende Kalenderjahr im Bundesanzeiger
bekannt gegeben. Der Prozentsatz errechnet sich aus der Summe der Beitrags-
sätze zum 01.01. des laufenden Jahres für die KV, RV, AV und PV.

F G 2.000
2.000 G–
----------------- G

2.000 G–
------------------ F�– ��

�� AE G–� ��+�
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10.2 Niedriglohnsektor
Für das Jahr 2026 ergibt sich demnach:

Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz beträgt für das Jahr 2026 daher 42,3 %.
Der Faktor F beträgt 0,6619 (28 : 42,3).

Neu ist nun, dass für die Ermittlung des Arbeitnehmeranteils eine separate redu-
zierte beitragspflichtige Einnahme zu ermitteln ist. Als Nächstes ist nun der Arbeit-
nehmeranteil zu ermitteln; die hierfür gültige Formel ist in § 20 Abs. 2a Satz 6 SGB
IV niedergelegt:

Berechnungsformel Übergangsbereich Beitragsanteil Arbeitnehmer

Vereinfachte Berechnungsformel: 1,431639227 x AE – 863,278453830

Auf diese reduzierte beitragspflichtige Einnahme ist je Versicherungszweig der halbe
Beitragssatz anzuwenden; das Ergebnis ist auf zwei Nachkommastellen kaufmän-
nisch zu runden (vgl. § 2 Abs. 2 Satz 3 BVV).

Im letzten Schritt berechnet sich nun der Arbeitgeberanteil – statt bei der alten Be-
rechnung der Arbeitnehmeranteil. Der Abzug des Beitragsanteils des Beschäftigten
vom Gesamtbeitrag ergibt den Beitragsanteil des Arbeitgebers (vgl. § 2 Abs. 2
Satz 4 BVV).

Wichtig

Diese Formeln sind auch dann anzuwenden, wenn der Arbeitnehmer nicht in allen
Zweigen sozialversicherungspflichtig ist.

Die Berechnung der Beiträge und die Verteilung der Beitragslast für Arbeitgeber und
Arbeitnehmende erfolgt gesondert für jeden Versicherungszweig wie folgt in drei
Schritten::

Allgemeiner Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversicherung 
(inkl. durchschnittlicher Zusatzbeitrag)

17,5 %

Rentenversicherung 18,6 %

Arbeitslosenversicherung 2,6 %

Pflegeversicherung 3,6 %

Beitragssatz 42,30 %

2.000
2.000 G–-------------------� �

� � AE G–� ��
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Beispiel

Ein Arbeitnehmer (zwei Kinder) bezieht ein monatliches Gehalt von 800 €.

Das Gehalt des Arbeitnehmers liegt innerhalb des Übergangsbereich. Für die Be-
rechnung der Sozialversicherungsbeiträge sind zunächst einmal die beitrags-
pflichtigen Einnahmen nach den v. g. Formeln zu ermitteln:

Berechnung der Beiträge innerhalb des Übergangsbereichs:

Dieser Bezug liegt innerhalb des Übergangsbereichs bis 2.000,00 €. Für die Er-
mittlung der Sozialversicherungsbeiträge muss zuerst einmal die beitragspflich-
tige Einnahme nach der Formel im Übergangsbereich ermittelt werden.

1. 624,88 € (1,145937223 x 800 – 291,874445240)

2. 282,03 € (1,431639227 x 800 – 863,278453830)

3. 246,20 € – 55,57 € = 190,63 €

Die beitragspflichtige Einnahme (BE1) von 624,88 € ist die Grundlage für die Be-
rechnung der Gesamtbeiträge im Übergangsbereich. Der Arbeitnehmer zahlt sei-
nen Beitragsanteil auf die beitragspflichtige Einnahme (BE2) und der Arbeitgeber
trägt die Differenz zwischen den beiden Beitragsberechnungen.

Schritt 1: Berechnung des Gesamtbeitrags ausgehend von der reduzierten 
beitragspflichtigen Einnahme, die über die Formel 1,145937223 x 
AE  - 291,874445240 ermittelt wird.

Schritt 2: Berechnung des Beitragsanteils des Arbeitnehmers oder der Abreit-
nehmerin ausgehend von der reduzierten beitragspflichtigen Einnahme, 
die über die Formel 1,431639227 x AE  –  863,278453830 ermittelt wird.

Schritt 3: Berechnung des Arbeitgeberbeitragsanteils durch Abzug des Ar-
beitnehmerbeitragsanteils vom Gesamtbeitrag.

Beitragssatz Gesamtbeitrag AN-Anteil AG-Anteil

(BE1: 624,88 € x 
Beitragssatz)

(BE2: 282,03 € x 
halber Beitragssatz)

(Gesamtbeitrag 
abzgl. AN-Anteil)

KV* 14,6 % 91,24 € 20,59 € 70,65 €

PV 3,6 % 22,50 € 5,08 € 17,42 €

RV 18,6 % 116,22 € 26,23 € 89,99 €

AV 2,6 % 16,24 € 3,67 € 12,57 €

Summen 246,20 € 55,57 € 190,63 €

* ohne kassenindividuellen Zusatzbeitrag
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10.2 Niedriglohnsektor
Beispiel mit Zusatzbeitrag

Alle Angaben wie im vorherigen Beispiel, allerdings erhebt die Krankenkasse
einen Zusatzbeitrag von 2,5 %.

10.2.6 Arbeitsentgelt bei schwankenden Bezügen
Bei schwankenden Bezügen kann es zu Arbeitsentgelten kommen, die außerhalb
des Übergangsbereichs liegen. Unterschreitet das Arbeitsentgelt die untere Über-
gangsbereichsgrenze von 603,01 €, ist folgende Formel zu verwenden:

tatsächliches AE x F = beitragspflichtige Einnahme

Beispiel

Der Arbeitnehmer Hubert Wankel erhält ein durchschnittliches regelmäßiges mo-
natliches Arbeitsentgelt in Höhe von 650 €. Über einen Zeitraum von 12 Monaten
schwanken seine Bezüge aber sehr stark. In einem Monat unterschreitet er die
untere Verdienstgrenze im Übergangsbereich, weil sein Entgelt nur 300 € beträgt.

In diesem Monat werden die Beiträge folgendermaßen berechnet:

- beitragspflichtige Einnahme:

tatsächliches AE (300,00 €) x 0,6619 = 198,57 €

In Monaten, in denen die obere Übergangsgrenze von 2.000 € überschritten wird,
erfolgt die Berechnung der Beiträge zur Sozialversicherung nach den allgemeinen
Grundsätzen. Als beitragspflichtige Einnahme ist das tatsächlich erzielte Arbeitsent-
gelt heranzuziehen. Arbeitnehmer und Arbeitgeber tragen die Beiträge je zur Hälfte.

tatsächliches AE = beitragspflichtige Einnahme

Beitragssatz Gesamtbeitrag AN-Anteil AG-Anteil

(BE1: 624,88 € x 
Beitragssatz)

(BE2: 282,03 € x 
halber Beitragssatz)

(Gesamtbeitrag 
abzgl. AG-Anteil)

KV* 16,2 % 106,86 € 24,12 € 82,74 €

PV 3,6 % 22,50 € 5,08 € 17,42 €

RV 18,6 % 116,22 € 26,23 € 89,99 €

AV 2,6 % 16,24 € 3,67 € 12,57 €

Summen 261,82 € 59,10 € 202,72 €

* inkl. eines kassenindividuellen Zusatzbeitrags von 2,5 %
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Beispiel

Der Fließbandarbeiter Rudolf Kurz arbeitet vom 01.04. bis 31.12. des Jahres für
ein monatliches Gehalt von 1.500 €. Im November erhält er eine zusätzliche Ein-
malzahlung in Höhe von 900 €.

Zunächst ist zu ermitteln, ob Herr Kurz mit seinem regelmäßigen Arbeitsentgelt in-
nerhalb des Übergangsbereichs liegt:

regelmäßiges AE = (1.500 € x 9 Mon. + 900,00 €) : 9 Mon. = 1.600,00 €

Da das regelmäßige Arbeitsentgelt innerhalb des Übergangsbereichs liegt, finden
die besonderen Regelungen Anwendung.

Zeitraum 01.04. bis 30.10. und Zeitraum 01.12. bis 31.12.

- beitragspflichtige Einnahme:

tatsächliches AE (1.500,00 €) x 0,6619 = 992,85 €

Zeitraum 01.11. bis 30.11.

- beitragspflichtige Einnahme:

Bei Beschäftigungen im Übergangsbereich, in denen im Entgeltabrechnungszeit-
raum das tatsächliche monatliche Arbeitsentgelt dessen Obergrenze überschrei-
tet (z. B. durch Einmalzahlungen), kann die für die Beitragsberechnung zu ermit-
telnde beitragspflichtige Einnahme nicht nach der Berechnungsformel nach § 20
Absatz 2a Satz 1 SGB IV berechnet werden.

In den Monaten des Überschreitens der oberen Entgeltgrenze des Übergangsbe-
reichs von 2.000,00 € sind die Beiträge nach den allgemeinen Regelungen zu be-
rechnen. Das heißt, der Beitragsberechnung ist das tatsächliche Arbeitsentgelt als
beitragspflichtige Einnahme zugrunde zu legen und der Beitrag vom Arbeitgeber
und Arbeitnehmer nach den für den jeweiligen Versicherungszweig geltenden Be-
stimmungen zu tragen:

tatsächliches AE = beitragspflichtige Einnahme = 2.400,00 €

10.2.7 Meldungen und Abführung der Beiträge
Arbeitnehmer, die innerhalb des Übergangsbereichs arbeiten, unterliegen grundsätz-
lich der Sozialversicherungspflicht in allen Zweigen. Als meldepflichtiges Arbeitsent-
gelt nach der DEÜV ist das in der Rentenversicherung pflichtige Entgelt anzugeben.

Innerhalb der DEÜV-Meldungen sind für Beschäftigte im Übergangsbereich be-
stimmte Kennzeichen zu setzen:
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10.3 Studenten
Der Personengruppenschlüssel für Arbeitnehmer innerhalb des Übergangsbereichs
lautet „101“, wie bei sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten ohne besondere
Merkmale. Wechselt ein Arbeitnehmer von einer Beschäftigung innerhalb des Über-
gangsbereichs in eine „normale“ versicherungspflichtige Beschäftigung oder umge-
kehrt, wird dadurch kein meldepflichtiger Tatbestand ausgelöst. Die Meldungen und
die Beiträge bzw. Beitragsnachweise sind an die jeweiligen Krankenkassen der Ar-
beitnehmer zu richten.

Die in dem Übergangsbereich niedrigeren Rentenversicherungsbeiträge führen je-
doch nicht mehr zu geringeren Rentenansprüchen, sondern werden wie voll verbei-
tragtes Arbeitsentgelt auf dem Rentenkonto berücksichtigt. Dazu wird im DEÜV-Ver-
fahren neben dem RV-pflichtigen Brutto auch das tatsächliche, normalerweise RV-
pflichtige Entgelt gemeldet, d. h. als leistungsrelevantes Entgelt.

10.3 Studenten
10.3.1 Lohnsteuerrechtliche Behandlung
In der Steuer sind für diese Personengruppen keine Besonderheiten zu beachten.
Schüler, Studenten und Praktikanten, die nicht als geringfügig Beschäftigte arbeiten,
müssen aufgrund der ELStAM versteuert werden.

Häufig erhalten diese Personen aufgrund ihres geringen Jahreseinkommens eventu-
ell abgeführte Lohnsteuer im Rahmen ihrer persönlichen Steuerveranlagung wieder
zurückerstattet.

10.3.2 Versicherungspflicht von Studenten
10.3.2.1 Allgemeines
Grundsätzlich gilt, dass auch für Studenten die Regelungen der geringfügig entlohn-
ten und kurzfristigen Beschäftigung anzuwenden sind. Sofern das monatliche regel-
mäßige Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze nicht übersteigt, fallen für Studen-
ten 13 % Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung sowie 15 % Pauschalbeitrag zur
Rentenversicherung an.

Gehören Studenten keiner gesetzlichen Krankenversicherung an, entfällt der Pau-
schalbeitrag zur Krankenversicherung. Wird auf die individuelle Versteuerung ver-
zichtet, kann das Arbeitsentgelt des Studenten mit 2 % in der Lohnsteuer pauscha-
liert werden.

0 = kein Übergangsbereich

1 = Übergangsbereich mit Arbeitsentgelten zwischen 603,01 € und 2.000,00 €

2 = Übergangsbereich mit Arbeitsentgelten, die auch außerhalb des Über-
gangsbereichs (unter 603,01 € und/oder über 2.000,00 €) liegen
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10 Besondere Arbeitnehmerformen
Liegt das regelmäßige Entgelt über der Geringfügigkeitsgrenze, gelten für Studenten
Sonderbestimmungen in der Sozialversicherung. Die entsprechenden Regelungen
sind von Fall zu Fall unterschiedlich und hängen z. B. davon ab, wann und in wel-
chem Umfang die Beschäftigung ausgeübt wird.

10.3.2.2 Werkstudentenprivileg in der KV, AV und PV
Üben Studenten (sogenannte Werkstudenten) neben ihrem Studium eine Beschäfti-
gung von nicht mehr als 20 Stunden wöchentlich aus, fallen grundsätzlich keine Bei-
träge in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung an. Es wird davon aus-
gegangen, dass bei einer Beschäftigung, welche diese Stundengrenze nicht
übersteigt, das Studium noch im Vordergrund steht (§ 6 Abs. 3 SGB V, § 27 Abs. 4
Nr. 2 SGB III).

Die 20-Stunden-Grenze kann überschritten werden, wenn die Beschäftigung in der
vorlesungsfreien Zeit bzw. überwiegend am Wochenende und in den Abendstunden
befristet ausgeübt wird. Voraussetzung ist, dass der Student nicht zu den berufsmä-
ßig Beschäftigten zählt.

Er muss als sogenannter ordentlicher Studierender an einer Hochschule oder
einer der fachlichen Ausbildung dienenden Schule immatrikuliert sein (z. B. Universi-
tät, Fachhochschule, Technische Hochschule usw.). Ordentlicher Studierender ist
man nur bis zum im jeweiligen Studiengang erworbenen Erstabschluss. Die Zugehö-
rigkeit zu der Gruppe der ordentlichen Studierenden ist dem Arbeitgeber durch eine
Immatrikulationsbescheinigung nachzuweisen.

Ist der Student danach weiterhin eingeschrieben, um sich z. B. noch einige Vorlesun-
gen anzuhören, fällt er nicht mehr unter die Sonderbestimmungen der Sozialversi-
cherung. Auch für Studenten, die im Anschluss an ihren erworbenen Studienab-
schluss ein sogenanntes Promotionsstudium anhängen, gelten die Sonderbestim-
mungen nicht mehr.

Hinweis

Laut Ansicht der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger kann von einem
ordentlichen Studierenden im Sinne der Sozialversicherung grundsätzlich nur dann
ausgegangen werden, wenn die Studienzeit 25 Fachsemester nicht überschreitet.

Findet mehrmals eine Beschäftigung von über 20 Stunden pro Woche statt, ist da-
rauf zu achten, dass die Summe der Beschäftigungszeiten nicht mehr als 26 Wo-
chen (182 Tage) innerhalb eines Zeitjahres umfasst. In einem Besprechungsergeb-
nis der Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger vom 23.03.2017 wurden
Hinweise zur Anwendung der 26-Wochen-Regelung veröffentlicht.

Vorsicht
Anders als für die Beurteilung der Einhaltung der 70-Tage-Grenze bei den kurz-
fristig Beschäftigten gilt hier noch das Zeitjahr und nicht das Kalenderjahr.
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Beschäftigungen, die innerhalb eines Zeitjahres bei anderen Arbeitgebern oder in
den Semesterferien stattgefunden haben, sind dazuzurechnen. Beim Überschreiten
von 26 Wochen entsteht ab dem Zeitpunkt der Überschreitung Sozialversicherungs-
pflicht. Zurückliegende Zeiträume bleiben davon unberührt.

Eine kurzfristige Beschäftigung zwischen dem Schulabschluss und der Aufnahme
eines Studiums gilt generell nicht als berufsmäßig ausgeübt und bleibt daher in der
Sozialversicherung beitragsfrei.

Beansprucht der Student ein Urlaubssemester, um z. B. in Vollzeit zu arbeiten, be-
steht in dieser Zeit normale Versicherungspflicht. Wird danach das Studium wieder
aufgenommen und nebenher im Rahmen der 20-Stunden-Grenze eine Beschäftigung
ausgeübt, bleibt diese wieder in den drei genannten Zweigen versicherungsfrei.

Voraussetzung dafür ist, dass bereits vor dem Urlaubssemester nach den genannten
Vorschriften Versicherungsfreiheit bestanden hat.

Studenten, die bei ihrem bisherigen Arbeitgeber ihre Arbeitszeit entsprechend redu-
ziert haben, fallen aufgrund der Rechtsprechung auch unter die Sonderregelungen
der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Für sie besteht ebenso Sozial-
versicherungsfreiheit in diesen drei Zweigen.

10.3.2.3 Teilzeitstudenten und ausländische Studenten
Studenten, die aufgrund beruflicher Tätigkeit nur in der Lage sind, ihr Studium im
Rahmen eines Teilzeitstudiums auszuüben, fallen nicht unter das Werkstudentenpri-
vileg. Eine Beschäftigung wird somit sozialversicherungspflichtig behandelt. Ebenso
trifft dies auf Studenten zu, die an einer Fernuniversität studieren. Ausländische Stu-
denten, die an einer Hochschule im Ausland studieren, aber eine Beschäftigung im
Inland unter Beachtung der genannten Bedingungen ausüben, sind dagegen sozial-
versicherungsfrei.

10.3.2.4 SV-rechtliche Behandlung von dualer Ausbildung
Mit dem vierten Gesetz zur Änderung des SGB IV wurde eine generelle Versiche-
rungspflicht für Teilnehmer an allen Formen dualer Studiengänge ab dem
01.01.2012 eingeführt. Diese sind dann einheitlich in der KV, PV, RV und AV für die
gesamte Dauer des Studiengangs versicherungspflichtig. Sie werden den zur Be-
rufsausbildung Beschäftigten gleichgestellt.

10.3.2.5 Rentenversicherung
Studenten sind seit dem 01.01.1996 generell pflichtig in der Rentenversicherung. Die
Versicherungspflicht gilt unabhängig davon, ob die Tätigkeit während oder außerhalb
der Semesterferien ausgeübt wird.

Wurde die Beschäftigung allerdings bereits vor dem 01.01.1996 aufgenommen,
bleibt diese weiterhin rentenversicherungsfrei, sofern die sonstigen Voraussetzun-
gen (Studium muss im Vordergrund stehen) zutreffen.
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Beispiel 1

Der Student Willi Ohnesorg übt neben seinem Studium eine Beschäftigung als
Tankwart mit einer Dauer von 18 Wochenstunden aus.

Da die Beschäftigung 20 Stunden nicht übersteigt, ist sie in der KV, PV und AV
versicherungsfrei.

Beispiel 2

Der Student Oskar Fröhlich übt neben dem Studium eine Beschäftigung als Pro-
duktionshelfer aus. Die Tätigkeit findet tagsüber von Montag bis Freitag statt und
umfasst 22 Wochenstunden.

Da die Beschäftigung 20 Stunden übersteigt und die Ausübung nicht am Wochen-
ende oder in den Abendstunden erfolgt, ist das Arbeitsentgelt in allen Zweigen der
Sozialversicherung versicherungspflichtig.

Beispiel 3

Die Studentin Angela Hübsch übt in den Semesterferien eine befristete Beschäfti-
gung als Bürohelferin aus. Die wöchentliche Arbeitszeit ist auf 30 Stunden ange-
setzt.

Weil die befristete Beschäftigung in den Semesterferien ausgeübt wird, spielt die
Arbeitszeit keine Rolle. Das Arbeitsentgelt bleibt in der KV, PV und AV versiche-
rungsfrei.

Beispiel 4

Die Studentin Jutta Engelen übt eine auf zwei Monate befristete Tätigkeit als Bier-
gartenkellnerin aus. Ihre Arbeitszeit beträgt wöchentlich 25 Stunden.

Diese Beschäftigung wird kurzfristig ausgeübt. Somit tritt die Versicherungsfreiheit
für kurzfristig Beschäftigte ein.

Beispiel 5

Eine Medizinstudentin arbeitet neben dem Studium zeitlich befristet als Kranken-
helferin in der Nachtwache und im Wochenenddienst. Die Arbeitszeit beträgt 24
Stunden.

Obwohl die 20-Stunden-Grenze überschritten wird, bleibt die befristete Tätigkeit in
der KV, PV und AV versicherungsfrei. Hier geht man davon aus, dass das Stu-
dium dennoch im Vordergrund steht, da die Arbeitszeiten außerhalb der üblichen
Studienzeiten liegen.
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Beispiel 6

Ein Student arbeitet unbefristet als Lagerhelfer für monatlich 700 €. Die wöchentli-
che Arbeitszeit liegt bei 18 Stunden in der Woche.

Die Beschäftigung ist weder kurzfristig angelegt noch geringfügig entlohnt – das
bedeutet Beitragspflicht in der Rentenversicherung. Da die Arbeitszeit 20 Stunden
pro Woche nicht überschreitet, steht das Studium im Vordergrund. Die Werkstu-
dentenprivilegien greifen somit. Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung fallen nicht an.

Beispiel 7

Ein Student hilft unbefristet bei einem Taxiunternehmen als Taxifahrer aus. Die
wöchentliche Arbeitszeit beträgt 19 Stunden. Er bezieht ein Arbeitsentgelt in Höhe
von 500 €. Während der Semesterferien arbeitet er 40 Stunden in der Woche und
verdient dabei 1.500 €.

Der Student ist kranken-, pflege- und arbeitslosenversicherungsfrei, da die Arbeits-
zeit nicht mehr als 20 Stunden pro Woche beträgt. Die längere Arbeitszeit in den
Semesterferien ist zulässig. Eine geringfügige Beschäftigung liegt nicht vor. Bei
durchgehender Beschäftigung kommt es auf das durchschnittliche Arbeitsentgelt
an. Dieses liegt durch den höheren Verdienst in den Semesterferien über der Ge-
ringfügigkeitsgrenze. Es sind Beiträge zur Rentenversicherung abzuführen. Die Be-
schäftigung ist sowohl während der Vorlesungszeit als auch in den Semesterferien
nicht geringfügig. Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung sind wegen der An-
nahme eines einheitlichen Beschäftigungsverhältnisses und durchgehender Versi-
cherungsfreiheit auch in der Zeit außerhalb der Semesterferien nicht zu zahlen.

Beispiel 8

Ein Student arbeitet während seines Studiums als Angestellter für 520 € monat-
lich. Seine Arbeitszeit beträgt 20 Stunden wöchentlich. Auch in den Semesterfe-
rien wird das Entgelt von 520 € im Monat nicht überschritten.

Der Student ist als Werkstudent versicherungsfrei in der Kranken-, Pflege- und Ar-
beitslosenversicherung, da die Arbeitszeit nicht über 20 Stunden pro Woche liegt.
In der Rentenversicherung liegt ein geringfügig entlohntes Beschäftigungsverhält-
nis vor, weil das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt die Geringfügigkeits-
grenze nicht übersteigt. Aufgrund der Geringfügigkeit fallen für den Arbeitgeber
pauschale Beiträge zur Krankenversicherung in Höhe von 13 % und 15 % in der
Rentenversicherung an.
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Beispiel 9

Ein Student arbeitet bei Arbeitgeber A wöchentlich 11 Stunden gegen ein Arbeits-
entgelt in Höhe von 700 €. Daneben übt er eine weitere Beschäftigung bei Arbeit-
geber B aus. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt hier 7 Stunden, das Entgelt liegt
bei 500 €.

Arbeitgeber A

Der Student unterliegt in der Hauptbeschäftigung der Rentenversicherungspflicht,
da sein Entgelt über der Geringfügigkeitsgrenze liegt. In den anderen Sozialversi-
cherungszweigen besteht Beitragsfreiheit, weil die Beschäftigung nicht mehr als
20 Stunden in der Woche ausgeübt wird.

Arbeitgeber B

Im Falle einer Nebenbeschäftigung liegt ein geringfügig entlohntes Beschäfti-
gungsverhältnis vor, da sein Entgelt nicht mehr als 603 € beträgt. Das erste ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnis bleibt neben einer rentenversiche-
rungspflichtigen Hauptbeschäftigung versicherungsfrei. Der Student zahlt keine
Rentenversicherungsbeiträge. Insgesamt liegt die Arbeitszeit immer noch inner-
halb der 20-Stunden-Grenze. Somit fällt der Student in der Kranken-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung unter das Werkstudentenprivileg. Beiträge fallen für ihn
keine an. Der Arbeitgeber B muss allerdings 13 % und 15 % Pauschalbeiträge zur
Kranken- und Rentenversicherung abführen.

10.4 Praktikanten
10.4.1 Allgemeines
Praktikanten sind Studenten, die sich im Zusammenhang mit einer hoch- oder fach-
schulischen Ausbildung Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen aneignen, die der
Vorbereitung und Unterstützung für die Ausübung ihres späteren Berufs dienen.

10.4.2 Lohnsteuerrechtliche Behandlung
Für Praktikanten gelten keine lohnsteuerrechtlichen Besonderheiten. Wie andere Ar-
beitnehmer auch müssen Praktikanten nach ihren individuellen ELStAM versteuert
werden.

Übt der Praktikant eine geringfügige Beschäftigung aus, kann die Lohnsteuer mit
2 % pauschaliert werden.
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10.4.3 Sozialversicherungsrechtliche Behandlung
Die beitragspflichtige Behandlung ist davon abhängig, zu welchem Zeitpunkt das
Praktikum absolviert wird (Vor-, Nach- oder Zwischenpraktikum), und davon, ob es
sich um ein vorgeschriebenes oder ein freiwilliges Praktikum handelt.

10.4.3.1 Vorgeschriebenes Praktikum
Ein vorgeschriebenes Praktikum liegt vor, wenn eine Ausbildungs-, Prüfungs- oder
Studienordnung ein solches im Rahmen der Gesamtausbildung verpflichtend vor-
schreibt. Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen.

10.4.3.1.1 Zwischenpraktikum
Übt der Student im Rahmen seines Studiums ein Zwischenpraktikum aus, welches
nach der Studienordnung vorgeschrieben und Bestandteil des Studiums ist, bleibt er
in der Krankenversicherung nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V frei. Die Pflegeversiche-
rung folgt der Krankenversicherung. In der Arbeitslosenversicherung besteht ebenso
Beitragsfreiheit (§ 27 Abs. 4 Nr. II SGB III). Durch § 3 Abs. 3 SGB VI wird der ein
Zwischenpraktikum ausübende Student auch in der Rentenversicherung beitragsfrei
gestellt.

Die Höhe des Arbeitsentgelts und der zeitliche Umfang der Beschäftigung spielen für
die Sozialversicherungsfreiheit keine Rolle. Es fallen weder Beiträge für den Prakti-
kanten an, noch muss der Arbeitgeber irgendwelche Beiträge abführen. Dies gilt
auch dann, wenn das Entgelt die die Geringfügigkeitsgrenze nicht übersteigt, d. h.,
es entstehen keine Pauschalbeiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für eine
geringfügig entlohnte Beschäftigung.

10.4.3.2 Vorpraktikum
Kranken- und Pflegeversicherung

Praktikanten, die ein vorgeschriebenes Vorpraktikum ableisten, sind kranken- und
pflegeversicherungspflichtig, wenn die Tätigkeit ohne Arbeitsentgelt ausgeübt wird
(§ 5 Abs. 1 Nr. 10 SGB V bzw. § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10, in Verb. mit Satz 1 SGB XI).

Bei Zahlung von Arbeitsentgelt besteht Versicherungspflicht in der Kranken- und
Pflegeversicherung „als zur Berufsausbildung Beschäftigte“ (Geringverdienerrege-
lung), d. h., der Arbeitgeber übernimmt die Beiträge in voller Höhe allein, wenn das
Arbeitsentgelt nicht über 325 € monatlich liegt (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V bzw. § 20
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 in Verb. mit Satz 1 SGB XI). Die Bestimmungen für geringfügig
entlohnte Beschäftigungen kommen nicht zum Tragen. Sofern allerdings eine Famili-
enversicherung in der Kranken- und Pflegeversicherung besteht, geht diese vor.
Eine Familienversicherung kommt in Betracht, wenn das regelmäßige Gesamtein-
kommen des Praktikanten 565 € (1/7 der Bezugsgröße) nicht überschreitet.
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Renten- und Arbeitslosenversicherung

In der Renten- und Arbeitslosenversicherung werden Personen, die ein vorgeschrie-
benes Vorpraktikum ableisten, wie „als zur Berufsausbildung beschäftigte Arbeitneh-
mer“ betrachtet (§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, § 25 Abs. 1 SGB III), d. h., bis zur Gering-
verdienergrenze von derzeit 325 € übernimmt der Arbeitgeber die Beiträge in voller
Höhe allein.

Solche Praktikanten unterliegen nicht den Bestimmungen zur Geringfügigkeit, unab-
hängig davon, wie hoch der Verdienst oder der zeitliche Umfang der Beschäftigung
ist. Das heißt, dass auch bei einem Praktikum, das nicht länger als zwei Monate dau-
ert, Versicherungspflicht eintritt.

In der Renten- und Arbeitslosenversicherung sind selbst dann Beiträge abzuführen,
wenn kein Arbeitsentgelt erzielt wird. Sofern dies zutrifft, wird ein fiktives Entgelt als
monatliche Bemessungsgrundlage herangezogen. Diese Bemessungsgrundlage er-
rechnet sich aus 1 % der monatlichen Bezugsgröße (2026 = 1 % aus 3.955 € =
39,55 €).

10.4.3.3 Nachpraktikum
Für Personen, die ein laut Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes Nach-
praktikum absolvieren, also nicht mehr immatrikuliert sind, gelten die gleichen sozial-
versicherungsrechtlichen Regelungen wie für Vorpraktikanten.

10.4.3.4 Nicht vorgeschriebenes Praktikum
Ein nicht vorgeschriebenes Praktikum, welches freiwillig aus Zweckmäßigkeitsgrün-
den absolviert wird, unterscheidet sich in der Ausgestaltung nicht von einem vorge-
schriebenen Praktikum. Da zur Ableistung jedoch keine Verpflichtung besteht, wird
ein solches nicht im Rahmen der betrieblichen Berufsausbildung ausgeübt.

10.4.3.4.1 Zwischenpraktikum
Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung

In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung besteht grundsätzlich nor-
male Versicherungspflicht. Allerdings gelten die Sonderregelungen für Studenten
(Werkstudentenprivileg). Sind Arbeitnehmer während der Ableistung ihres Prakti-
kums als ordentliche Studierende an einer Hochschule oder einer der fachlichen
Ausbildung dienenden Schule eingeschrieben, besteht Beitragsfreiheit in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung. Voraussetzung ist, dass das Studium im Vordergrund
steht (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V, § 27 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB III). Solange für die Stu-
denten eine Familienversicherung besteht, hat diese Vorrang (§ 5 Abs. 7 SGB V).

Rentenversicherung

In der Rentenversicherung besteht, anders als in der Kranken-, Pflege- und Arbeits-
losenversicherung keine Sonderregelung mehr. Durch das RV-Nachhaltigkeitsge-
setz wurde klargestellt, dass Personen, die ein nicht vorgeschriebenes Zwischen-
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praktikum ableisten, nicht zu den zur Berufsausbildung Beschäftigten (Geringverdie-
nern) gehören. Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung kann demnach nur
noch im Falle einer geringfügigen Beschäftigung vorliegen.

10.4.3.4.2 Vor- und Nachpraktikum
Im Gegensatz zu den vorgeschriebenen Vor- oder Nachpraktika bestehen für nicht
vorgeschriebene Vor- oder Nachpraktika keine Besonderheiten in der Sozialversi-
cherung. Praktikanten, die solche nicht vorgeschriebenen Vor- oder Nachpraktika
ausüben, gehören nicht zu den Beschäftigten im Rahmen betrieblicher Berufsausbil-
dung. Daher besteht Versicherungsfreiheit nur, wenn Geringfügigkeit nach §§ 8 oder
8a SGB IV gegeben ist.

Beispiel 1

Vorgeschriebenes Zwischenpraktikum

Ein krankenversicherter Student absolviert während seines Studiums ein halbjäh-
riges vorgeschriebenes Zwischenpraktikum bei Arbeitgeber A. Sein monatliches
Arbeitsentgelt beträgt 500 € bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 38 Stunden.

Der Student ist in allen Zweigen der Sozialversicherung versicherungsfrei. Er ist
mit dem Personengruppenschlüssel 190 und dem Beitragsgruppenschlüssel 0000
bei der zuständigen Krankenkasse anzumelden.

Beispiel 2

Vorgeschriebenes Vorpraktikum

Thorsten Müller leistet vor der Aufnahme seines Studiums zur BWL in der Zeit
vom 01.02. bis zum 31.08. ein vorgeschriebenes Praktikum bei Arbeitgeber A ab.
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 35 Stunden. Arbeitsentgelt wird nicht bezahlt.
Herr Müller erfüllt nicht die Voraussetzungen für eine Familienversicherung in der
Kranken- und Pflegeversicherung.

Der Vorpraktikant ist versicherungspflichtig in der Kranken- und Pflegeversiche-
rung in einer speziell zu diesem Zweck abzuschließenden Versicherung für Prakti-
kanten. Die Beiträge zahlt der Praktikant allein. Der Arbeitgeber muss keinen An-
teil dafür tragen.

Auch in der Renten- und Arbeitslosenversicherung besteht Versicherungspflicht.
Die Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung werden von einem fiktiven
monatlichen Arbeitsentgelt in Höhe von 1 % der monatlichen Bezugsgröße in der
Rentenversicherung berechnet (2026: 1 % von 3.955 € = 39,55 €). Da dieser Be-
trag unterhalb der Geringverdienergrenze von 325 € liegt, trägt der Arbeitgeber
die Beiträge in voller Höhe allein.

Der Student ist mit dem Personengruppenschlüssel 105 und dem Beitragsgrup-
penschlüssel 0110 bei der zuständigen Krankenkasse anzumelden.
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Beispiel 3

Nicht vorgeschriebenes Zwischenpraktikum (kurzfristige Beschäftigung)

Ein krankenversicherter Student übt während seines Studiums ein vierwöchiges
Praktikum aus, welches nicht in der Studien- und Prüfungsordnung vorgeschrie-
ben ist. Sein Arbeitsentgelt beträgt 1.350 € bei einer wöchentlichen Arbeitszeit
von 22 Stunden.

Der Student unterliegt während des nicht vorgeschriebenen Praktikums der Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung,
da die Beschäftigung auf nicht mehr als zwei Monate befristet ist (kurzfristige Be-
schäftigung). Pauschalbeiträge fallen nicht an.

Der Student ist bei der Knappschaft-Bahn-See mit dem Personengruppenschlüs-
sel 110 und dem Beitragsgruppenschlüssel 0000 anzumelden.

Beispiel 4

Nicht vorgeschriebenes Praktikum (geringfügig entlohnte Beschäftigung)

Ein krankenversicherter Student übt während seines Studiums in den Semesterfe-
rien vom 01.07. bis zum 15.09. ein Praktikum aus, welches nicht in der Studien-
und Prüfungsordnung vorgeschrieben ist. Sein Arbeitsentgelt beträgt 1.380 € bei
einer wöchentlichen Arbeitszeit von 22 Stunden.

Der Student ist in allen Zweigen der Sozialversicherung beitragsfrei. Da das regel-
mäßige Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze nicht übersteigt, sind Pauschal-
beiträge zur Krankenversicherung und zur Rentenversicherung zu zahlen.

Der Student ist bei der Knappschaft-Bahn-See mit dem Personengruppenschlüs-
sel 109 und dem Beitragsgruppenschlüssel 6100 anzumelden.

10.5 Schüler
10.5.1 Allgemeines
Auch bei diesen Personen ist die versicherungsrechtliche Beurteilung differenziert zu
betrachten. Steuerlich bestehen wie bei den Praktikanten und Studenten keine Be-
sonderheiten.

10.5.2 Schüler allgemeinbildender Schulen
Schüler allgemeinbildender Schulen (z. B. Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien)
sind in einer Beschäftigung, die neben dem Schulbesuch ausgeübt wird, grundsätz-
lich versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Bei-
tragsfreiheit besteht dagegen in der Arbeitslosenversicherung (§ 27 Abs. 4 Satz 1
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Nr. 1 SGB III). Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung kommt jedoch
nur in Betracht, wenn die Person eine schulische Einrichtung besucht, die nicht der
Fortbildung außerhalb der üblichen Arbeitszeit dient. Arbeitnehmer, die beispiels-
weise eine Abendschule besuchen, um einen allgemeinen Schulabschluss zu erlan-
gen, sind versicherungspflichtig in der Arbeitslosenversicherung.

Hinweis

Auf Schüler treffen die normalen Bestimmungen für geringfügige Beschäftigungen
zu. Erfüllen sie die Voraussetzungen für eine geringfügig entlohnte bzw. kurzfris-
tige Beschäftigung, besteht Versicherungsfreiheit in allen Zweigen der Sozialver-
sicherung.

10.5.3 Fachoberschüler und Fachschüler
Fachoberschüler sind im Rahmen ihrer fachpraktischen Ausbildung sozialversiche-
rungsfrei. Fachschüler, die während des Schulbetriebs eine praktische Ausbildung
absolvieren, sind ebenso versicherungsfrei. Anders verhält es sich, wenn das Prakti-
kum vor oder nach dem Schulbesuch und im Rahmen eines Beschäftigungsverhält-
nisses ausgeübt wird. In diesem Fall besteht normale Sozialversicherungspflicht.

10.5.4 Überbrückungsbeschäftigungen
Eine Beschäftigung, die zwischen dem Abitur und der Aufnahme eines Studiums
ausgeübt wird, bleibt im Rahmen der Kurzfristigkeitsgrenzen (drei Monate oder 70
Arbeitstage) versicherungsfrei.

Personen, die nach der Schulentlassung ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis oder ein
Ausbildungsverhältnis anstreben, werden unabhängig von der Dauer des Beschäfti-
gungsverhältnisses sofort normal sozialversicherungspflichtig. Eine kurzfristige Be-
schäftigung zwischen Schulabschluss und Beginn eines Ausbildungsverhältnisses
kommt somit nicht infrage.

Eine geringfügig entlohnte Tätigkeit wäre dagegen möglich. In diesem Fall würden
die üblichen Pauschalbeiträge in Höhe von 13 % in der Krankenversicherung und
15 % in der Rentenversicherung anfallen.

10.6 Geschäftsführer
10.6.1 Geschäftsführer einer GmbH
Um die Vorschriften, die für den Geschäftsführer einer GmbH gelten, zu verstehen,
ist es notwendig, die Arbeitnehmereigenschaft in steuerlicher, sozialversicherungs-
rechtlicher und arbeitsrechtlicher Hinsicht zu untersuchen.
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10.6.2 Sozialversicherungsrecht
Ein Geschäftsführer, der mindestens 50 % des Stammkapitals hält oder aufgrund an-
derer Umstände (z. B. Sperrminorität) die Gesellschaft beherrscht, steht nicht in
einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis im Sinne der Sozialversicherung. Ein
solches Beschäftigungsverhältnis liegt nicht vor, da er maßgeblichen Einfluss auf die
Willensbildung der Gesellschaft hat und gegen seinen Willen keine Beschlüsse ge-
fasst werden können. Daher unterliegt er nicht der Sozialversicherungspflicht.

Ein Geschäftsführer, der weniger als 50 % des Stammkapitals hält und keinen maß-
geblichen Einfluss auf die Gesellschaft ausüben kann, kann in einem abhängigen
und damit sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis stehen. Dies ist
der Fall, wenn er funktionsgerecht dienend am Arbeitsprozess der GmbH teilnimmt,
ein entsprechendes Arbeitsentgelt erhält und keinen maßgeblichen Einfluss auf die
Gesellschaft ausübt. Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts hat bestätigt,
dass auch Geschäftsführer mit Anteilen von 45,6 % oder 12 % am Stammkapital so-
zialversicherungspflichtig sein können, wenn sie keine rechtlich durchsetzbare Ein-
flussmöglichkeit auf die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung haben.

Ein beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer kann aufgrund des fehlenden
abhängigen Beschäftigungsverhältnisses nicht als geringfügig Beschäftigter im sozi-
alversicherungsrechtlichen Sinne eingestuft werden. Daher erübrigt sich die Frage
nach der Entrichtung von Pauschalabgaben für einen Minijob.

Wenn ein Gesellschafter-Geschäftsführer zu Unrecht als sozialversicherungspflichtig
eingestuft wurde, können die gezahlten Beiträge zurückerstattet werden. Dies betrifft
insbesondere Fälle, in denen ein beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer
fälschlicherweise als sozialversicherungspflichtig behandelt wurde.

Hinweis

Für die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung eines Gesellschafter-Ge-
schäftsführers einer GmbH sollte ein Statusfeststellungsverfahren eingeleitet wer-
den, um die Frage der Sozialversicherungspflicht eindeutig zu klären. Nach § 7a
Abs. 1 Satz 2 SGB IV ist ein solches Verfahren obligatorisch, wenn ein geschäfts-
führender Gesellschafter einer GmbH angemeldet wird. Der Arbeitgeber ist ver-
pflichtet, bei der Anmeldung anzugeben, ob es sich um einen geschäftsführenden
Gesellschafter handelt, und das entsprechende Statuskennzeichen ("2") zu set-
zen. Dies löst das Statusfeststellungsverfahren aus, bei dem die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund den versicherungsrechtlichen Status prüft und eine ver-
bindliche Entscheidung trifft.

10.6.3 Meldepflicht für Gesellschafter-
Geschäftsführer einer GmbH

Bei Zweifeln hinsichtlich der richtigen sozialversicherungsrechtlichen Einordnung
eines Gesellschafter-Geschäftsführers konnte der Arbeitgeber schon immer eine
verbindliche Rechtsauskunft beim Rentenversicherungsträger einholen.
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Wichtig

Dieses sogenannte Statusfeststellungsverfahren ist seit dem 01.01.2005 auto-
matisiert worden. Gesellschafter-Geschäftsführer, die neu eintreten, müssen ab
diesem Zeitpunkt bei einer zuständigen Krankenkasse angemeldet werden. Im
Rahmen der DEÜV-Anmeldung ist das Feld (Statuskennzeichen) auszufüllen. Für
Gesellschafter-Geschäftsführer ist in dieses Feld die Ziffer 2 zu setzen. Dadurch
leitet der Rentenversicherungsträger automatisch ein Statusfeststellungsverfah-
ren ein.

10.6.4 Lohnsteuerrecht
Lohnsteuerrechtlich gesehen entsteht dagegen fast immer ein Arbeitsverhältnis.
Dies gilt bei entsprechend klaren Vereinbarungen auch dann, wenn es sich um einen
Gesellschafter-Geschäftsführer oder um einen Geschäftsführer einer Ein-Mann-
GmbH handelt. Es ist also davon auszugehen, dass das Gehalt eines Geschäftsfüh-
rers im Normalfall Lohnsteuerpflicht auslöst. Zu beachten ist, dass bei beherrschen-
den Gesellschafter-Geschäftsführern die besondere Lohnsteuertabelle zum Ein-
satz kommt.

10.6.5 Arbeitsrecht
Ein Geschäftsführer einer GmbH wird, unabhängig von seinen Gesellschaftsantei-
len, nicht als Arbeitnehmer im Sinne des Arbeitsrechts angesehen. Daher finden für
ihn die Regelungen über die Entgeltfortzahlung, Urlaub, Kündigung usw. keine An-
wendung.

10.7 Rentner
10.7.1 Lohnsteuer und Aktivrente
Mit Wirkung ab dem 01.01.2026 hat der Gesetzgeber einen neuen steuerlichen Frei-
betrag für weiterarbeitende Arbeitnehmer nach Erreichen der Regelaltersgrenze ein-
geführt. Durch die Einfügung des § 3 Nr. 21 EStG werden sozialversicherungspflich-
tige Einnahmen aus einer aktiven Beschäftigung bis zu 2.000 € monatlich steuerfrei
gestellt. Es handelt sich ausdrücklich um einen monatlichen Freibetrag, nicht um
einen Jahresbetrag.

Beispiel
Erzielt ein Arbeitnehmer nach Erreichen der Regelaltersgrenze beispielsweise ein
monatliches Arbeitsentgelt von 2.100 €, bleiben 2.000 € steuerfrei. Der überstei-
gende Betrag von 100 € unterliegt dem regulären Lohnsteuerabzug.
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10 Besondere Arbeitnehmerformen
Pflichten des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, diesen Freibetrag im Lohnsteuerabzug zu berück-
sichtigen. Ob und wann die Entgeltabrechnungsprogramme entsprechend ange-
passt werden, ist abhängig vom jeweiligen Softwareanbieter. In der Praxis wird re-
gelmäßig eine Lohnart erforderlich sein, die keine Lohnsteuer auslöst, jedoch
weiterhin sozialversicherungspflichtig ist.

Steuerfrei aber Beitragspflichtig

Denn eines stellt der Gesetzgeber klar: Die Steuerbefreiung ändert nichts an der So-
zialversicherungspflicht. Weiterarbeitende Arbeitnehmer zahlen weiterhin Beiträge
zur Kranken und Pflegeversicherung. Arbeitgeber haben zusätzlich Beiträge zur
Renten und Arbeitslosenversicherung zu entrichten. Für Arbeitgeber ergeben sich
daraus keine finanziellen Entlastungen.

Der steuerfreie Arbeitslohn unterliegt nicht dem Progressionsvorbehalt. Damit erhöht
er im Rahmen der verpflichtenden Einkommensteuerveranlagung bei Rentenbezug
nicht den Steuersatz auf andere Einkünfte, insbesondere auf Renteneinnahmen.

Nicht erfasst sind geringfügig Beschäftigte. Ebenfalls ausgeschlossen sind Beamte,
die eine Pension statt einer gesetzlichen Altersrente beziehen. Der Freibetrag steht
hingegen auch Personen zu, die vorzeitig in den Ruhestand eingetreten sind und
erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze eine neue Beschäftigung aufnehmen.

Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist allein, dass das Regelrentenalter erreicht
wurde, eine aktive Beschäftigung ausgeübt wird und auf den gezahlten Arbeitslohn
Rentenversicherungsbeiträge abgeführt werden. Ein tatsächlicher Rentenbezug ist
nicht erforderlich und vom Arbeitgeber weder zu prüfen noch zu dokumentieren.

Nicht begünstigt sind Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 EStG, etwa Wartegelder, Ruhegelder sowie Witwen und Waisengelder.

Diese stehen nicht im Zusammenhang mit einer aktuellen aktiven Tätigkeit. Eben-
falls ausgeschlossen sind laufende Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung ein-
schließlich Sonderzahlungen nach § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG.

Der Freibetrag kann ausschließlich für ein Dienstverhältnis in Anspruch genommen
werden. Eine Aufteilung auf mehrere Arbeitgeber ist unzulässig. Daraus ergeben
sich neue Dokumentationspflichten. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber schrift-
lich zu bestätigen, dass der Freibetrag nicht bereits in einem anderen Dienstverhält-
nis berücksichtigt wird. Diese Erklärung ist zum Lohnkonto zu nehmen.

Dies ist insbesondere für Fälle relevant, in denen eine Betriebsrente bezogen wird
und hierfür bereits eine Steuerklasse I bis V vergeben ist. Wird bei Aufnahme einer
Beschäftigung deshalb die Steuerklasse VI zugeteilt, kann der Freibetrag dennoch
berücksichtigt werden, sofern kein weiteres aktives Dienstverhältnis besteht und eine
entsprechende Bestätigung vorliegt.

Bestehen hingegen mehrere aktive Beschäftigungsverhältnisse, kann der Freibetrag
nur bei einem Arbeitgeber angewendet werden. Eine Bescheinigung zugunsten
eines weiteren Arbeitgebers darf dann nicht ausgestellt werden. Erfolgt dies dennoch
und wird keine Lohnsteuer einbehalten, ist der Arbeitgeber aufgrund der Erklärung
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10.7 Rentner
des Arbeitnehmers von der Haftung befreit. Die Korrektur erfolgt im Rahmen der Ein-
kommensteuerveranlagung.

Die Steuerbefreiung ist bereits im laufenden Lohnsteuerabzug zu berücksichtigen.
Der Freibetrag gilt ab dem Folgemonat nach Erreichen der Regelaltersgrenze. Eine
zeitanteilige Aufteilung im Geburtstagsmonat ist nicht vorgesehen.

Der steuerfreie Arbeitslohn ist in der Jahreslohnsteuerbescheinigung auszuweisen.
Dies dient insbesondere statistischen und evaluativen Zwecken.

Bescheinigungspflicht im Jahr 2026

Für das Kalenderjahr 2026 wird die Jahreslohnsteuerbescheinigung nicht mehr
nachträglich geändert werden können. Die Erfassung des Freibetrags erfolgt daher
über einen bestehenden Zusatzwert mit der Bezeichnung SteuerfreibetragAktivrente.

Berücksichtigung der Sozialversicherungsbeiträge

Besondere Bedeutung kommt der Behandlung der Sozialversicherungsbeiträge zu.
Grundsätzlich sind vom Arbeitnehmer gezahlte Beiträge als Sonderausgaben ab-
ziehbar, jedoch nur insoweit, als sie aus steuerpflichtigen Einnahmen stammen.

Bei der Aktivrente ist der Arbeitslohn ganz oder teilweise steuerfrei. Entsprechend
dürfen die darauf entfallenden Sozialversicherungsbeiträge nicht als Sonderausga-
ben berücksichtigt werden. Maßgeblich sind § 3c EStG und § 10 Absatz 2 EStG.

Die Sozialversicherungsbeiträge aus dem steuerfreien Arbeitslohn sind daher ge-
sondert zu bescheinigen und dürfen nicht in den bisher bekannten Nummern 22 bis
27 der Jahreslohnsteuerbescheinigung ausgewiesen werden. Beiträge, die auf steu-
erpflichtige Entgeltbestandteile entfallen, bleiben hingegen abzugsfähig und sind
weiterhin in den bekannten Feldern zu bescheinigen.

Die Steuerbefreiung gilt erstmals für Arbeitslohn ab dem 01.01.2026.

Hinweis

Die Finanzverwaltung hat angekündigt, ergänzend eine FAQ-Liste zu veröffentli-
chen, um offene Praxisfragen zeitnah zu klären.

Beispiel 1
Weiterarbeit beim bisherigen Arbeitgeber
Arbeitnehmer A erreicht im März 2026 die Regelaltersgrenze und arbeitet ab April
2026 unverändert bei seinem bisherigen Arbeitgeber weiter. Das monatliche Brut-
toentgelt beträgt 1.800 €.

Ab April 2026 bleibt der gesamte Arbeitslohn steuerfrei, da er unterhalb des mo-
natlichen Freibetrags von 2.000 € liegt. Die Beiträge zur Kranken und Pflegever-
sicherung werden weiterhin einbehalten. Der Arbeitgeber zahlt zusätzlich Beiträge
zur Renten und Arbeitslosenversicherung. Eine Lohnsteuer fällt nicht an.
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Beispiel 2
Überschreiten des Freibetrags
Arbeitnehmerin B erreicht die Regelaltersgrenze und erzielt ab dem Folgemonat
ein monatliches Arbeitsentgelt von 2.600 €.

2.000 € bleiben steuerfrei. Die verbleibenden 600 € sind steuerpflichtig und unter-
liegen dem regulären Lohnsteuerabzug.

Die Sozialversicherungsbeiträge auf den steuerfreien Teil dürfen später nicht als
Sonderausgaben geltend gemacht werden. Die Beiträge auf den steuerpflichtigen
Teil sind hingegen abzugsfähig.

Beispiel 3
Aufnahme einer neuen Beschäftigung ohne Rentenbezug
Arbeitnehmer C erreicht die Regelaltersgrenze, bezieht jedoch noch keine Alters-
rente. Er nimmt bei einem neuen Arbeitgeber eine Beschäftigung mit einem mo-
natlichen Entgelt von 2.000 € auf.

Der Freibetrag greift vollständig, obwohl kein Rentenbezug besteht. Der Arbeitge-
ber muss weder prüfen noch dokumentieren, ob eine Rente gezahlt wird. Ent-
scheidend ist allein das Erreichen der Regelaltersgrenze und die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung.

Beispiel 4
Mehrere Beschäftigungen
Arbeitnehmer D hat das Regelrentenalter erreicht und arbeitet bei Arbeitgeber X
für 1.200 € monatlich. Zusätzlich nimmt er eine weitere Beschäftigung bei Arbeit-
geber Y mit 900 € monatlich auf.

Der Freibetrag darf nur bei einem Dienstverhältnis berücksichtigt werden. Arbeit-
geber X wendet den Freibetrag an. Arbeitgeber Y führt den Arbeitslohn vollständig
steuerpflichtig ab. Eine Aufteilung des Freibetrags ist nicht zulässig.

Beispiel 5

Betriebsrentner mit Steuerklasse VI

Arbeitnehmer E erhält eine laufende Betriebsrente, für die der ehemalige Arbeit-
geber die Steuerklasse IV verwendet. Nach Erreichen der Regelaltersgrenze
nimmt E eine Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf. Dieser erhält bei
ELStAM Abruf die Steuerklasse VI.
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Da kein weiteres aktives Dienstverhältnis besteht, kann der neue Arbeitgeber den
Freibetrag von 2.000 € monatlich anwenden, sofern E schriftlich bestätigt, dass kein
anderes Dienstverhältnis vorliegt. Die Erklärung ist zum Lohnkonto zu nehmen.

Beispiel 6

Sozialversicherungsbeiträge bei teilweiser Steuerfreiheit

Arbeitnehmer F erzielt nach Erreichen der Regelaltersgrenze ein monatliches Ent-
gelt von 3.000 €.

2.000 € sind steuerfrei. Die darauf entfallenden Sozialversicherungsbeiträge von
rund 220 € sind gesondert zu bescheinigen und nicht als Sonderausgaben ab-
zugsfähig.

Die verbleibenden 1.000 € sind steuerpflichtig. Die darauf entfallenden Sozialver-
sicherungsbeiträge von rund 110 € werden regulär in der Jahreslohnsteuerbe-
scheinigung ausgewiesen und können als Sonderausgaben geltend gemacht wer-
den.

10.7.2 Sozialversicherung
Die beitragsrechtliche Behandlung von Rentnern ist je nach Rentenart und Versiche-
rungszweig unterschiedlich geregelt.

10.7.2.1 Geringfügige Beschäftigung
Wird ein Rentner als geringfügig entlohnter Arbeitnehmer beschäftigt, gelten die
diesbezüglichen grundsätzlichen Regelungen wie bei anderen geringfügig Beschäf-
tigten auch. Der Arbeitgeber muss pauschale Arbeitgeberbeiträge zur Kranken- und
Rentenversicherung in Höhe von 13 % bzw. 15 % abführen. Der Pauschalbeitrag zur
Rentenversicherung fällt selbst dann an, wenn der Rentner aufgrund Erreichens sei-
ner Regelaltersgrenze nicht mehr rentenversicherungspflichtig ist.

Tipp

Rentner sollten prüfen, ob sich eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
lohnt, da seit dem 01.01.2017 auch Altersvollrentner freiwillig Beiträge in die Ren-
tenversicherung einzahlen können. Somit können auch Altersvollrentner die in
Kap. 10.1.2.7.1 genannten Vorteile nutzen und weiterhin in die Rentenversiche-
rung einzahlen. Sollte der Rentner sich nicht von der Versicherungspflicht befreien
lassen, müssen zusätzlich 3,6 % Aufstockung abgeführt werden. Die gezahlten
Beiträge wirken sich auch während des Bezugs der Altersvollrente erhöhend auf
den laufenden Rentenbezug aus.
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10.7.2.2 Krankenversicherung
Für die Versicherungspflicht in der Krankenversicherung spielt es keine Rolle, wel-
che Art von Rente gewährt wird. Handelt es sich um eine mehr als geringfügige Be-
schäftigung, tritt immer Versicherungspflicht ein. Es wird jedoch bei Alters- und vol-
len Erwerbsminderungsrenten sowie im Falle einer Rente wegen voller
Erwerbsunfähigkeit nur der ermäßigte Beitrag erhoben. Bei Bezug einer Rente we-
gen teilweiser Erwerbsminderung bzw. einer Berufsunfähigkeitsrente fällt der allge-
meine Beitragssatz an.

10.7.2.3 Pflegeversicherung
In der Pflegeversicherung besteht normale Versicherungspflicht, sofern es sich um
eine mehr als geringfügige Beschäftigung handelt.

10.7.2.4 Arbeitslosenversicherung
Mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Altersvollrente
erwirbt, besteht in der Arbeitslosenversicherung Beitragsfreiheit.

Vorsicht

In der Zeit vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2021 ist auch der Arbeitgeber von sei-
nem Beitragsanteil (1,2 %) an der Arbeitslosenversicherung freigestellt.

Seit dem 01.01.2022 müssen Arbeitgeber den halben Beitrag in die Arbeitslosen-
versicherung zahlen. Davon sind auch die Bestandsfälle betroffen.

Der Beitragsanteil des Arbeitgebers fällt auch dann nicht an, wenn der Rentner noch
aus einem anderen Grund versicherungsfrei ist. Dies wäre z. B. im Falle einer ge-
ringfügigen Beschäftigung gegeben.

10.7.2.5 Rentenversicherung
Bezieht der Rentner eine Altersvollrente mit Erreichen der Regelaltersgrenze, bleibt
er in der Rentenversicherung beitragsfrei. Falls der Rentner noch keinen Anspruch
auf Altersvollrente hat bzw. die Regelaltersgrenze noch nicht erreicht hat, müssen
bestimmte Hinzuverdienstgrenzen beachtet werden. Die Rentenversicherungspflicht
endet mit Ablauf des Monats, in dem die Regelaltersgrenze erreicht wird (65 bis 67
Jahre).

Mit dem Gesetz zur Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhe-
stand und zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation im Erwerbsleben (kurz
Flexirentengesetz) vom 08.12.2016 führt der Gesetzgeber die Möglichkeit der freiwil-
ligen Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen auch für Bezieher einer Altersvoll-
rente nach Erreichen der Regelaltersgrenze ein. Somit können Arbeitnehmer, die
über den Bezug der Regelaltersgrenze weiterarbeiten, seit dem 01.01.2017 freiwillig
Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung zahlen (Option zur RV). In einem sol-
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10.7 Rentner
chen Fall zahlen Arbeitgeber und Arbeitnehmer weiterhin ihren Beitragsanteil in die
Rentenversicherung ein (jeweils 9,3 %). Die sich aus der weiteren Beitragszahlung
ergebene Erhöhung der bereits laufenden Regelaltersrente erfolgt dann jährlich zum
01.07. eines Jahres automatisch durch die Deutsche Rentenversicherung Bund.

Macht der Regelaltersrentner von der freiwilligen Beitragszahlung keinen Gebrauch,
zahlt der Arbeitgeber auch weiterhin seinen Beitragsanteil in Höhe von 50 % des
Rentenversicherungsbeitrags (derzeit 9,3 %).

Vorsicht

Altersvollrentner ohne freiwillige Beitragszahlung in die Rentenversicherung: Der
Arbeitgeber bleibt mit seinem Beitragsanteil pflichtig, sofern der Rentner nicht aus
einem anderen Grund von der Rentenversicherung befreit ist (z. B. aufgrund einer
geringfügigen Beschäftigung). Beitragsgruppe: 3321.

Altersvollrentner mit freiwilliger Beitragszahlung in die Rentenversicherung: Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer sind mit ihrem Beitragsanteil pflichtig. Beitragsgruppe
3121.

10.7.2.6 Versicherungspflicht nach Rentenarten
In der Praxis stellt sich meist die Frage, wie eine bestimmte Rentenart sozialversi-
cherungsrechtlich zu behandeln ist. Die nachfolgende Tabelle zeigt die unterschied-
liche sozialversicherungsrechtliche Behandlung der einzelnen Rentenarten auf:

KV RV PV AV
Altersvollrente
ohne Option in 
die RV

normale Ver-
sicherungs-
pflicht, aber 
ermäßigter 
Beitrag

Arbeitnehmer 
ist versiche-
rungsfrei, Ar-
beitgeber leis-
tet nur den 
AG-Anteil

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

Arbeitnehmer ist 
versicherungsfrei, 
Arbeitgeber leistet 
nur den AG-Anteil

Altersvollrente
mit Option in 
die RV

normale Ver-
sicherungs-
pflicht, aber 
ermäßigter 
Beitrag

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

Arbeitnehmer ist 
versicherungsfrei, 
Arbeitgeber leistet 
nur den AG-Anteil

Berufsunfähig-
keitsrente

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Versiche-
rungspflicht

Tabelle 10.1: Versicherungspflicht nach Rentenarten
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* Die Versicherungspflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Regelalters-
grenze erreicht wird.

10.7.3 Hinzuverdienst bei Rentenbezug
Altersrenten können ab 01.01.2023 unabhängig von der Höhe des Hinzuverdienstes
in voller Höhe bezogen werden. Die bisher geltende Hinzuverdienstgrenze für vorge-
zogene Altersrenten wird aufgehoben. Die neuen Hinzuverdienstregelungen gelten
für alle Rentnerinnen und Rentner, unabhängig vom Zeitpunkt des Rentenbeginns.

Die neuen Hinzuverdienstregelungen gelten unbefristet.

Bis 31.12.2022 galt:
Wird die Altersrente als Vollrente bereits vor dem Erreichen der Altersgrenze für
Altersvollrente gezahlt, gilt eine Hinzuverdienstgrenze von 6.300 € im Kalender-
jahr. Wird diese Grenze überschritten, werden 40 % des übersteigenden Betrags
von der Vollrente abgezogen.

Im Jahr 2022 beträgt die Hinzuverdienstgrenze das 14-fache der Bezugsgröße
der RV-West (14 x 3.290 €) = 46.060 € (Corona-bedingte Änderung).

Erwerbsminde-
rungsrente/
Erwerbsunfä-
higkeitsrente

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

Versicherungsfrei-
heit unabhängig 
vom Lebensalter, 
auch kein Arbeit-
geberbeitrag zu 
entrichten

Teilrente normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Versiche-
rungspflicht bis zu 
Altersgrenze für 
die Regelalters-
rente*

Hinterbliebe-
nenrente

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Ver-
sicherungs-
pflicht

normale Versiche-
rungspflicht

Geringfügige 
Beschäftigung 
(unabhängig 
von der Ren-
tenart)

13 %
Pauschalbei-
trag

15 %
Pauschal-
beitrag
+ ggf. 3,6 % 
Aufstockungs-
beitrag

kein Beitrag kein Beitrag

KV RV PV AV

Tabelle 10.1: Versicherungspflicht nach Rentenarten (Forts.)
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10.7.4 Wegfall des Anschlussverbots
Der Gesetzgeber schafft zum 01.01.2026 mit der Änderung des § 41 SGB VI eine er-
weiterte Möglichkeit zur befristeten Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern nach
Erreichen der Regelaltersgrenze. Ziel ist es, den Verbleib erfahrener Beschäftigter
im Erwerbsleben zu erleichtern und zugleich rechtssichere Rahmenbedingungen für
Arbeitgeber zu schaffen.

Wegfall des Anschlussverbots
Kern der Neuregelung ist, dass für Arbeitnehmer, die die Regelaltersgrenze erreicht
haben, die bisherige Einschränkung des § 14 Absatz 2 Satz 2 TzBfG nicht mehr gilt.
Damit wird das sogenannte Anschlussverbot bei sachgrundlosen Befristungen für
diesen Personenkreis aufgehoben. Arbeitgeber können mit denselben Arbeitneh-
mern auch nach einem vorangegangenen Arbeitsverhältnis erneut sachgrundlos be-
fristete Verträge abschließen.

Diese Öffnung ist jedoch klar begrenzt. Voraussetzung ist zunächst, dass die allge-
meinen Bedingungen für eine sachgrundlose Befristung nach § 14 Absatz 2 Satz 1
TzBfG eingehalten werden. Zusätzlich dürfen zwei Höchstgrenzen nicht überschrit-
ten werden. Die Gesamtdauer der befristeten Arbeitsverhältnisse beim selben Ar-
beitgeber ist auf maximal acht Jahre begrenzt. Außerdem darf die Anzahl der befris-
teten Arbeitsverträge insgesamt zwölf nicht überschreiten.

Mit dieser doppelten Begrenzung verhindert der Gesetzgeber eine zeitlich unbe-
grenzte Kettenbefristung, eröffnet aber zugleich einen deutlich erweiterten Hand-
lungsspielraum gegenüber der bisherigen Rechtslage. Arbeitgeber erhalten damit
Planungssicherheit, während Arbeitnehmer nach Erreichen der Regelaltersgrenze
flexibler weiterbeschäftigt werden können.

Unverändert bleiben die Regelungen des § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 TzBfG. Insbe-
sondere bleiben die Vorgaben zur Verlängerung befristeter Arbeitsverhältnisse so-
wie zur Unzulässigkeit von Änderungen der Vertragsbedingungen bei einer Verlän-
gerung weiterhin bestehen.

Die Neuregelung schafft damit einen eigenständigen Befristungsrahmen für Arbeit-
nehmer im Rentenalter. Für die Praxis bedeutet dies, dass befristete Weiterbeschäf-
tigungen nach Erreichen der Regelaltersgrenze künftig einfacher, planbarer und
rechtssicher gestaltet werden können, ohne die grundsätzlichen Schutzmechanis-
men des Befristungsrechts aufzugeben.

10.8 Mehrfachbeschäftigte
Seit dem 01.01.2015 müssen Arbeitgeber von Mehrfachbeschäftigten aufgrund von
§ 28a Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 SGB IV keine besondere Meldung an die Krankenkassen
abgeben. Die generelle Meldeverpflichtung für die GKV-Monatsmeldung entfällt.
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Wichtig

Die GKV-Monatsmeldung für Mehrfachbeschäftigte im Übergangsbereich wird
komplett abgeschafft.

10.8.1 Betroffene Personengruppen
Für Mehrfachbeschäftigte mit Entgelten oberhalb der Beitragsbemessungsgren-
zen wird ein nachgelagertes Verfahren eingeführt. Diese Meldung kann durch
mehrere Tatbestände initialisiert werden:

• mehrere beitragspflichtige Arbeitsverhältnisse,
• Arbeitnehmer mit zusätzlicher Einnahme durch einen beitragspflichtigen Versor-

gungsbezug,
• unständig Beschäftigte,
• Arbeitnehmer mit Anspruch auf Sozialausgleich.

Folgende Arbeitnehmergruppen sind davon nicht betroffen:

• geringfügig Beschäftigte,
• Geringverdiener,
• Übergangsbereich,
• ausschließlich in der UV Versicherte,
• Arbeitnehmer, die Mitglied der Landwirtschaftlichen Krankenkasse sind.

Der Arbeitnehmer ist aufgrund von § 28o Abs. 1 SGB IV verpflichtet, seinem Arbeit-
geber weitere Beschäftigungen zu melden. Erhält die Krankenkasse Kenntnis von
einer weiteren Beschäftigung, wird diese den Arbeitgeber unterrichten.

Sobald für einen Arbeitnehmer sämtliche Entgeltmeldungen aller Arbeitgeber bei der
Krankenkasse des Arbeitnehmers vorliegen, prüft die Krankenkasse, ob aufgrund
der Höhe der gemeldeten Entgelte ein Prüfverfahren einzuleiten ist. Wird die Bei-
tragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung überschritten, leitet die Kranken-
kasse des Arbeitnehmers das nachgelagerte Verfahren zur Monatsmeldung ein.

Die Krankenkasse nimmt die Prüfung anhand der DEÜV-Jahresmeldung (Melde-
grund 50) oder nach einer DEÜV-Abmeldung aufgrund der Beendigung einer Mehr-
fachbeschäftigung vor.

Wird festgestellt, dass die Beitragsbemessungsgrenze in der Krankenversicherung
überschritten wurde, erhalten alle beteiligten Arbeitgeber eine Aufforderung der Kran-
kenkasse zur Abgabe der GKV-Monatsmeldung (maximal 12 DEÜV-Meldungen).
Nach dem Erhalt der Meldungen von allen beteiligten Arbeitgebern prüft die Kranken-
kasse des Arbeitnehmers für jeden Monat einzeln die jeweilige Beitragsbemessungs-
grundlage und übermittelt an alle beteiligten Arbeitgeber das Ergebnis pro einzelnen
Monat zurück.
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Dieses Vorgehen führt automatisch zu Rückrechnungen, die u. a. auch die März-
klausel berühren können. Steuerlich ist keine Änderung notwendig, da die Lohn-
steuer auf Basis des steuerpflichtigen Bruttos erfolgt. Allerdings können sich bei dem
Arbeitgeberzuschuss zur freiwilligen KV oder zur PKV Änderungen ergeben.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer hat bei Arbeitgeber A und bei Arbeitgeber B jeweils eine SV-
pflichtige Beschäftigung. Die Beschäftigung bei Arbeitgeber B endet am 30.04. Ar-
beitgeber B erstellt im Monat Mai eine DEÜV-Abmeldung zum 30.04. Arbeitgeber
A erstellt im Februar des Folgejahres die Jahres-DEÜV-Meldung.

Die Krankenkasse prüft diesen Fall im März des Folgejahres und fordert bei Ar-
beitgeber A und bei Arbeitgeber B für den Zeitraum 01.01. bis 30.04. Monatsmel-
dungen an. Danach ermittelt sie die anteiligen Beitragsbemessungsgrenzen und
meldet sie den beiden Arbeitgebern zurück.

Das löst bei beiden Arbeitgebern entsprechende Rückrechnungen aus, bei Arbeit-
geber B also für einen bereits ausgeschiedenen Mitarbeiter.

Bei Teillohnzahlungszeiträumen ist die anteilige Beitragsbemessungsgrenze in der
Krankenversicherung maßgebend und somit wird auch das gemeldete Entgelt ent-
sprechend gekürzt.

Besteht keine Versicherungspflicht, unterbleibt eine Rückmeldung der Kranken-
kasse. Allerdings erfolgt bei der Kranken- und Pflegeversicherung immer eine Rück-
meldung der Krankenkasse – somit wird sichergestellt, dass der Arbeitgeber ggf.
seine Beitragszuschüsse korrigieren kann.

Hinweis

Die Differenzbeträge der Sozialversicherungsbeiträge werden in der Lohnsteuer-
bescheinigung des Kalenderjahres berücksichtigt, in dem die Rückrechnungen
durchgeführt werden. Die Lohnsteuerbescheinigung des Kalenderjahres, in das
die Rückrechnungen erfolgen, wird nicht geändert.

Tipp

Die Rückrechnungen betreffen nur Beiträge zur Sozialversicherung bzw. den AG-
Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung. Wurde ursprünglich mit den all-
gemeinen Beitragsbemessungsgrenzen abgerechnet, ergeben sich durch die
Rückrechnungen mit anteiligen Beitragsbemessungsgrenzen an den Arbeitneh-
mer zu zahlende Differenzen.

Hat der Arbeitgeber jedoch bereits anteilige Beitragsbemessungsgrenzen berück-
sichtigt und stellt sich durch die nachgelagerte GKV-Monatsmeldung heraus, dass
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diese zu niedrig angesetzt waren, können sich durch die Rückrechnungen Über-
zahlungen ergeben.

Deshalb sollte die Möglichkeit, schon vorab in Rücksprache mit dem Arbeitneh-
mer die anteiligen Beitragsbemessungsgrenzen anzusetzen, mit Vorsicht genutzt
werden.

10.8.2 Rückmeldung der Krankenkasse
Die Krankenkassen werden aufgrund dieser Meldungen beim Überschreiten der Bei-
tragsbemessungsgrenzen das Gesamtentgelt an die Arbeitgeber zurückmelden. Die
Arbeitgeber können dann das bei ihnen beitragspflichtige Entgelt ermitteln und an-
schließend eine Rückrechnung mit dem richtigen zu verbeitragenden Entgelt vorneh-
men. In diesem Fall wird es zu einer Beitragsrückerstattung kommen.

Die Beitragsberechnung durch die Krankenkassen wird vorwiegend bei Arbeitneh-
mern erfolgen, deren Gesamtentgelt die Beitragsbemessungsgrenze überschreitet.

Beispiel 1

Ein Arbeitnehmer führt Mehrfachbeschäftigungen bei unterschiedlichen Arbeitge-
bern aus:

AG A: monatlich 3.900 €

AG B: monatlich 2.000 €

Beide Arbeitgeber melden im Februar des Folgejahres eine DEÜV-Jahresmel-
dung (Meldegrund 50) mit einem beitragspflichtigen Bruttoentgelt von:

AG A: 46.800 €

AG B: 24.000 €

Die Krankenkasse des Arbeitnehmers fordert bei AG A und AG B jeweils 12 GKV-
Monatsmeldungen an und übermittelt beiden Arbeitgebern im März des Folgejah-
res die Beitragsbemessungsgrundlage pro Monat zurück.

AG A = 3.900 € x 5.812,50 € : 5.900 € = 3.842,16 €

AG B = 2.000 € x 5.812,50 € : 5.900 € = 1.970,34 €

Beide Arbeitgeber müssen nunmehr eine Rückrechnung vornehmen.
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Beispiel 2

Ein privat versicherter Arbeitnehmer führt Mehrfachbeschäftigungen bei unter-
schiedlichen Arbeitgebern aus:

AG A: monatlich 5.900 €

AG B: monatlich 2.700 €

Beide Arbeitgeber melden im Februar des Folgejahres eine DEÜV-Jahresmel-
dung (Meldegrund 50) mit einem beitragspflichtigen Bruttoentgelt von:

AG A: 70.800 €

AG B: 32.400 €

Die Krankenkasse des Arbeitnehmers fordert als Einzugsstelle bei AG A und
AG B jeweils 12 GKV-Monatsmeldungen an und übermittelt beiden Arbeitgebern
im März des Folgejahres die Beitragsbemessungsgrundlage pro Monat zurück.

AG A = 5.900 € x 8.450 € : 8.600 € = 5.797,09 €

AG B = 2.700 € x 8.450 € : 8.600 € = 2.652,91 €

Beide Arbeitgeber müssen nunmehr eine Rückrechnung vornehmen.
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 11 Betriebliche Altersversorgung

11.1 Allgemeines
Die betriebliche Altersversorgung kennt fünf verschiedene Durchführungswege:

• Direktzusagen,
• Unterstützungskassen,
• Pensionskassen,
• Pensionsfonds,
• Direktversicherungen.

Der Arbeitgeber garantiert seinen Arbeitnehmern bestimmte Leistungen im Versor-
gungsfall und haftet für deren Einhaltung selbst dann, wenn die Durchführung nicht
direkt über ihn erfolgt (§ 1 Abs. 1 Betriebsrentengesetz).

Betriebliche Altersversorgung nach dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG) liegt nur
dann vor, wenn der Arbeitgeber mindestens ein biometrisches Risiko (Alter, Tod,
Invalidität) abdeckt. Außerdem dürfen die Ansprüche auf Leistungen erst mit dem
Eintritt dieses biometrischen Risikos fällig werden. Für betriebliche Altersversor-
gungsleistungen gilt im Regelfall das Erreichen des 60. Lebensjahres. Für Neuzusa-
gen ab dem 01.01.2012 gilt das Erreichen des 62. Lebensjahres.

Leistungen zur betrieblichen Altersversorgung können vom Arbeitgeber zusätzlich
zum Arbeitsentgelt oder durch den Arbeitnehmer durch Gehaltsverzicht aufgebracht
werden.

11.2 Umwandlung von Arbeitsentgelt

Wichtig

Nach § 1a BetrAVG hat der Arbeitnehmer seit dem 01.01.2002 das einseitige
Recht, bis zu 4 % der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze West in der Ren-
tenversicherung, also im Jahr 2026 4.056 € (4 % von 101.400 €), mindestens je-
doch jährlich ein Hundertsechzigstel der Bezugsgröße in der Rentenversicherung
(2026: 47.460 € : 160 = 296,63 €) durch Entgeltumwandlung seiner künftigen Ent-
geltansprüche zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung einzuzahlen.

Der Arbeitgeber kann die Durchführung des Anspruchs auf betriebliche Altersversor-
gung auf einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse beschränken. In den ande-
ren Fällen hat der Arbeitnehmer das Recht, einen Direktversicherungsabschluss zu
verlangen.
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Dabei steht ihm jedoch keine Wahlfreiheit eines bestimmten Versicherungsunterneh-
mens zu, da es dem Arbeitgeber nicht zugemutet werden kann, mit vielen unter-
schiedlichen Versicherungsinstituten in Geschäftsbeziehungen zu treten (§ 1a
Abs. 1 BetrAVG).

Vorsicht

Der Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung beschränkt sich auf Arbeitnehmer,
die in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind.

Aufgrund der seit dem 01.01.2013 geltenden Pflicht zur Aufstockung der RV-Bei-
träge sind geringfügig Beschäftigte in der gesetzlichen Rentenversicherung versi-
chert und haben somit auch einen Entgeltumwandlungsanspruch. Bei Verzicht auf
die Rentenversicherungspflicht erlischt allerdings der Rechtsanspruch auf eine Ent-
geltumwandlung für diese Arbeitnehmer.

11.3 Bindung an einen Tarifvertrag
Soweit das Entgelt auf Tarifvertragsregelungen beruht, ist eine Entgeltumwandlung
nur dann möglich, wenn der Tarifvertrag dies auch vorsieht. Grundsätzlich kann der
Entgeltumwandlungsanspruch des BetrAVG ausgeschlossen oder modifiziert wer-
den (Tarifvorrang, § 17 Abs. 3 und 5 Betriebsrentengesetz).

Dies gilt jedoch nicht für den Teil des Gehalts, welcher über- oder außertariflich ge-
zahlt wird. Der Tarifvorrang gilt im Übrigen auch nur für Entgeltumwandlungsverein-
barungen, die nach dem 29.06.2001 eingegangen sind (§ 30h BetrAVG).

In der Praxis ist daher davon auszugehen, dass früher abgeschlossene Entgeltum-
wandlungsvereinbarungen selbst dann Bestand haben, wenn Tarifentgelt betroffen
war und ist.

Tipp

Der Tarifvorrang eröffnet die Chance, die betriebliche Altersversorgung für ganze
Branchen flächendeckend zu bündeln und Betriebe von Einzelvereinbarungen zu
entlasten.

11.4 Direktzusage/Pensionszusage
Direktzusagen, auch Pensionszusagen genannt, sind weit verbreitet. Der Arbeitge-
ber übernimmt selbst unmittelbare Versorgungsverpflichtungen. Ein externes Versor-
gungsunternehmen wird nicht eingeschaltet.

Der Arbeitgeber sichert die Versorgungsansprüche durch Pensionsrückstellungen in
der Steuerbilanz und entsprechende Rückdeckungsversicherungen ab.
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11.5 Unterstützungskasse
11.4.1 Steuerrechtliche Auswirkungen
Ansparleistungen im Rahmen einer Direktzusage lösen – unabhängig von ihrer Höhe
– keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn aus. Steuerpflichtiger Arbeitslohn entsteht erst
durch die späteren Rentenzahlungen des Arbeitgebers. Für diese Betriebsrenten
(Versorgungsbezüge) sind altersabhängige Versorgungsfreibeträge zu beachten.

In der Beitragsphase erfolgt kein Zufluss von Arbeitslohn beim Arbeitnehmer. Das
bedeutet, dass die Gewährung einer Direktzusage und die damit verbundene Bil-
dung einer Pensionsrückstellung in der Bilanz des Unternehmens keine Lohnsteuer-
pflicht beim Arbeitnehmer auslöst. Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitnehmer sich
an der Finanzierung beteiligt.

Der Arbeitgeber bildet Pensionsrückstellungen, die steuerlich den Gewinn des Unter-
nehmens mindern und somit die Liquidität des Unternehmens erhöhen.

In der Leistungsphase sind die Zahlungen aus Direktzusagen beim Arbeitnehmer als
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit voll steuerpflichtig. Dabei können ggf. Ver-
sorgungsfreibeträge in Anspruch genommen werden (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
EStG).

11.4.2 Sozialversicherung
Neben der Steuerfreiheit besteht Sozialversicherungsfreiheit vor Eintritt des Versor-
gungsfalles. Der Aufwand des Arbeitgebers, der nicht aus einer Entgeltumwandlung
stammt, ist in vollem Umfang beitragsfrei. Wenn der Aufwand aus einer Entgeltum-
wandlung stammt, ist er bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Renten-
versicherung (2026: 4.056 €) beitragsfrei (§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV).

Die Versorgungsleistungen aus Direktzusagen sind beitragspflichtig in der Kranken-
und Pflegeversicherung der Rentner (KVdR). Sie werden als Versorgungsbezüge
behandelt und unterliegen somit der Beitragspflicht.

11.5 Unterstützungskasse
Die Unterstützungskasse ist ein vom Arbeitgeber unabhängiger externer Versor-
gungsträger, der dem Arbeitnehmer bzw. seinen Hinterbliebenen keinen Rechtsan-
spruch auf zukünftige Leistungen gewährt. Leistet die Unterstützungskasse im Ver-
sorgungsfall nicht, muss nach § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG der Arbeitgeber die
Leistung erbringen.

11.5.1 Lohnsteuerrechtliche Behandlung
Wie bei der Direktzusage unterliegen Ansparleistungen in eine Unterstützungskasse
nicht der Lohnsteuerpflicht, sondern erst die späteren Rentenleistungen stellen steu-
erpflichtigen Arbeitslohn dar.
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In der Beitragsphase erfolgt kein Zufluss von Arbeitslohn beim Arbeitnehmer, auch
nicht bei einer Entgeltumwandlung. Das bedeutet, dass die Beiträge des Arbeitge-
bers an die Unterstützungskasse steuerfrei sind (§ 4d EStG). Dies gilt unabhängig
davon, ob die Beiträge arbeitgeberfinanziert oder durch Entgeltumwandlung des Ar-
beitnehmers finanziert werden.

Die Versorgungsleistungen, die der Arbeitnehmer aus der Unterstützungskasse er-
hält, sind als Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit steuerpflichtig (§ 19 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 EStG). Dabei können gegebenenfalls Versorgungsfreibeträge in An-
spruch genommen werden.

11.5.2 Sozialversicherung
Der Aufwand des Arbeitgebers, der nicht aus einer Entgeltumwandlung stammt, ist in
vollem Umfang beitragsfrei. Beiträge, die aus einer Entgeltumwandlung stammen,
sind bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung (2026:
4.056 €) beitragsfrei (§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV).

Die Versorgungsleistungen aus einer Unterstützungskasse gelten als Versorgungs-
bezüge und sind bei gesetzlich Krankenversicherten beitragspflichtig in der Kranken-
und Pflegeversicherung (§ 229 SGB V).

11.5.3 Versorgungsbezüge
Versorgungsbezüge sind Bezüge, die aufgrund eines früheren Dienstverhältnisses
gewährt werden. Gesetzliche Sozialversicherungsrenten gehören nicht zu den Ver-
sorgungsbezügen.

Versorgungsbezüge sind dagegen Betriebsrenten, da diese nicht auf eigenen Bei-
tragsleistungen des Arbeitnehmers, sondern auf einer Versorgungszusage des Ar-
beitgebers beruhen. Auch Rentenleistungen aufgrund einer Direktzusage oder aus
einer Unterstützungskasse zählen zu Versorgungsbezügen.

11.5.4 Berücksichtigung von 
Versorgungsfreibeträgen

Versorgungsempfänger müssen mit den individuellen ELStAM versteuert werden,
andernfalls greift die Lohnsteuerklasse VI. Unter Umständen gibt es Freibeträge zu
berücksichtigen. Die Versorgungsfreibeträge sind nicht in den ELStAM enthalten.
Der Arbeitgeber muss individuell prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Gewäh-
rung vorliegen. Seit 2005 gibt es zwei unterschiedliche Freibeträge.

Der „normale“ Versorgungsfreibetrag beträgt 40 % der Versorgungsbezüge, maxi-
mal jedoch 3.000 € im Kalenderjahr bzw. 250 € monatlich bei laufenden Zahlun-
gen. Durch das Alterseinkünftegesetz wurde aufgrund des Absenkens der Arbeitneh-
merpauschale für Versorgungsbezüge auf 102 € (früher 920 €) ein zusätzlicher
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Versorgungsfreibetrag in Höhe von 900 € für das Jahr 2005 eingeführt. Die beiden
Versorgungsfreibeträge werden bis zum Jahr 2040 sukzessive abgebaut. Im Jahr
2040 wird es keine Versorgungsfreibeträge mehr geben. Es gelten im Einzelnen fol-
gende Regelungen:

Bemessungsgrundlage ab 2005:

• ab 2005 40 % der Versorgungsbezüge, max. 3.000 € jährlich.

Ab 2006 erfolgt eine schrittweise Verringerung des Prozentsatzes in den Jahren

• 2006 bis 2020 um jeweils 1,6 %,
• 2021 bis 2040 um jeweils 0,8 %.

Der Höchstbetrag vermindert sich in den Jahren

• 2006 bis 2020 um jeweils 120 €,
• 2021 bis 2040 um jeweils 60 €.

Auch der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag wird schrittweise abgesenkt,
und zwar in den Jahren

• 2006 bis 2020 um jeweils 36 €,
• 2021 bis 2040 um jeweils 18 €.

Für alle bereits gezahlten Versorgungsbezüge und für ab 2005 neu gewährte Versor-
gungsbezüge gelten die Werte für das Jahr 2005, also 40 %, maximal 3.000 € bzw.
900 € als zusätzlicher Versorgungsfreibetrag.

Hinweis

Die einem Betriebsrentner zugewiesenen Versorgungsfreibeträge gelten vom
Grundsatz her lebenslang weiter (Kohortenversteuerungsprinzip). Das heißt,
ein Arbeitnehmer, der z. B. 2024 zum ersten Mal eine Betriebsrente (Versor-
gungsbezug) erhält und das 63. Lebensjahr vollendet hat, erhält einen Versor-
gungsfreibetrag in Höhe von 12,8 % des Versorgungsbezugs, max. 960 € bzw.
einen zusätzlichen Versorgungsfreibetrag von 288 €.

Nach § 19 Abs. 2 EStG bleiben von Versorgungsbezügen ein nach einem Pro-
zentsatz ermittelter und auf einen Höchstbetrag begrenzter Versorgungsfreibetrag
sowie ein Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag (Freibeträge für Versorgungsbe-
züge) steuerfrei. Beginnend mit dem Jahr 2023 ist der anzuwendende Prozent-
wert zur Bemessung des Versorgungsfreibetrags nicht mehr in jährlichen Schrit-
ten von 0,8 Prozentpunkten, sondern nur noch in jährlichen Schritten von 0,4
Prozentpunkten verringert. Der Höchstbetrag wird seit dem Jahr 2023 um jährlich
30 Euro und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag um jährlich 9 Euro abge-
senkt.
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Diese so im ersten vollen Monat der Betriebsrentenauszahlung ermittelten Freibe-
träge gelten auch für die Folgejahre weiter. Anpassungen des Versorgungsbezugs
führen zu keiner Neuberechnung.

Beispiel 1

Beginn Firmenrente im Jahr 2003, monatlich 150 €, Erhöhung im Jahr 2006 auf
170 €.

Versteuerung im Jahr 2004:

Versteuerung im Jahr 2005:

Versteuerung im Jahr 2006:

Firmenrente 12 x 150 € = 1.800,00 €

abzgl. WK-Pauschale – 920,00 €

abzgl. VB-Freibetrag 40 % 
(max. 3.072 €)

– 720,00 €

steuerpflichtig: = 160,00 €

Firmenrente 12 x 150 € = 1.800,00 €

abzgl. WK-Pauschale – 102,00 €

abzgl. Zusatzversorgungsfreib. – 900,00 €

abzgl. VB-Freibetrag 40 % 
(max. 3.000 €)

– 720,00 €

steuerpflichtig: = 78,00 €

Firmenrente 12 x 170 € = 2.040,00 €

abzgl. WK-Pauschale – 102,00 €

abzgl. Zusatzversorgungsfreib. 
(wie 2005 festgelegt)

– 900,00 €

abzgl. VB-Freibetrag 40 % 
(wie 2005 festgelegt)

– 720,00 €

steuerpflichtig: = 318,00 €
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Beispiel 2

Beginn Firmenrente im Jahr 2007, monatlich 500 €

Versteuerung im Jahr 2007:

Beide Freibeträge gelten unverändert für die Dauer des Betriebsrentenbezugs
weiter.

Hinweis

Wenn ein Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft eine Betriebsrente vor dem 63. Le-
bensjahr erhält, sind noch keine Versorgungsfreibeträge zu berücksichtigen. Dies
ist erst ab dem Monat der Vollendung des 63. Lebensjahres vorzunehmen. Für die
Bemessung der Versorgungsfreibeträge ist die Kohorte des Jahres maßgeblich, in
dem der Arbeitnehmer 63 Jahre alt wird.

Ein Arbeitnehmer erhält 2024 ab dem 62. Lebensjahr eine Betriebsrente wegen
Erreichens der Altersgrenze. Die Versorgungsfreibeträge werden erst im Jahr
2026 ab dem Monat, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet, berücksichtigt. Es
gelten die Kohorten des Jahres 2026 (12,8 %, max. 960 €, Zuschlag 288 €).

11.5.5 Gewährung von mehreren 
Versorgungsbezügen

Erhält ein Arbeitnehmer von unterschiedlichen Arbeitgebern mehrere Versorgungs-
bezüge, berechnet jeder Arbeitgeber auf Basis seiner Zahlungen die jeweiligen Ver-
sorgungsfreibeträge ganz normal. Das Finanzamt nimmt dann im Rahmen des Ver-
anlagungsverfahrens die Gesamtbetrachtung und ggf. die Begrenzung der Freibe-
träge vor.

Beispiel

Zwei Ehegatten beziehen jeweils eigene Betriebsrenten von einem Arbeitgeber.
Der Mann erhält den Versorgungsbezug ab dem Jahr 2005 in Höhe von 500 €,
seine Frau ihren ab dem Jahr 2006 in Höhe von 400 € monatlich. Im Jahr 2010
verstirbt der Ehemann, der bereits seit 2005 seine Betriebsrente erhalten hatte.
Die Witwe erhält ab 2010 zusätzlich zu ihrem eigenen Versorgungsbezug einen
Hinterbliebenenbezug für ihren Mann von monatlich 250 €.

Firmenrente 12 x 500 € = 6.000,00 €
abzgl. WK-Pauschale – 102,00 €
abzgl. VB-Freibetrag 36,8 % 
(max. 2.760 €)

– 2.208,00 €

abzgl. Zusatzversorgungsfreib. – 828,00 €
steuerpflichtig: 2.862,00 €
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11 Betriebliche Altersversorgung
Folgende Berechnung der Versorgungsfreibeträge ist vorzunehmen:

Ehemann:

Eigener Versorgungsbezug, erste Zahlung im Jahr 2005

Ehefrau:

1. Eigener Versorgungsbezug

Erste Zahlung im Jahr 2006

2. Hinterbliebenenbezug

Erste Zahlung im Jahr 2010, aber erste Zahlung der Rente des verstorbenen
Ehemannes war im Jahr 2005, daher sind für die Berechnung der Witwenrente
die Versorgungsfreibeträge des Jahres 2005 maßgebend (Kohortenversteue-
rungsprinzip)

Die Summe der Versorgungsfreibeträge ab 2010 beträgt für die Witwe 3.044 €
(1.844 € + 1.200 €).

Der insgesamt zu berücksichtigende Versorgungsfreibetrag richtet sich nach dem
Jahr 2005, weil zu diesem Zeitpunkt das erste Mal die Betriebsrente des Mannes
gezahlt wurde, aus der sich nun die Witwenrente errechnet. Der Höchstbetrag des
Jahres 2005 beträgt 3.000 €. Dieser Versorgungsfreibetrag wird ab 2010 festge-
schrieben und für die gesamte Laufzeit des Hinterbliebenenbezugs gewährt.

Auch die Summe der Zuschläge zum Versorgungsfreibetrag (864 € + 900 € =
1.764 €) ist auf die Höhe des Freibetrags des Jahres 2005 (= 900 €) zu begren-
zen. Der Zuschlag wird somit ab 2010 lebenslang in Höhe von 900 € gewährt. 

11.5.6 Sterbegeld
Unter Sterbegeld versteht man die in der Praxis oft üblichen Weiterzahlungen des
Gehalts eines verstorbenen Arbeitnehmers für weitere zwei oder drei Monate an
seine Hinterbliebenen. Dabei ist in Bezug auf die lohnsteuerrechtliche Behandlung
Folgendes zu unterscheiden:

500 € x 12 Monate 6.000,00 € Jahresbezug
davon 40 %, max. 3.000 € (Basis 2005) 2.400,00 € VFB
plus Zuschlag (Basis Jahr 2005) 900,00 € Zuschlag VFB

400 € x 12 Monate 4.800,00 € Jahresbezug
davon 38,4 %, max. 2.880 € (Basis 2006) 1.844,00 € VFB
plus Zuschlag (Basis 2006) 864,00 € Zuschlag VFB

250 € x 12 Monate 3.000,00 € Jahresbezug
davon 40 %, max. 3.000 € (Basis 2005) 1.200,00 € VFB
plus Zuschlag (Basis 2005) 900,00 € Zuschlag VFB
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11.5 Unterstützungskasse
• Wird das laufende Gehalt für einen während des Monats verstorbenen Arbeitneh-
mer weitergezahlt, darf dieses aus Vereinfachungsgründen noch nach den indivi-
duellen Steuermerkmalen des Verstorbenen versteuert werden (LStR 19.9). Der
Arbeitslohn und die daraus resultierenden steuerlichen Abzüge sind jedoch auf
der Lohnsteuerbescheinigung des Erben auszuweisen. Ein Versorgungsfreibe-
trag ist für diesen Monat nicht zu berücksichtigen.

• Über den Todesmonat hinaus gezahltes Sterbegeld ist als sonstiger Bezug zu
versteuern. Die Zahlungen stellen Versorgungsbezüge dar. Die Versteuerung er-
folgt nach den steuerlichen Merkmalen des sterbegeldberechtigten Hinterbliebe-
nen.

• Beim Sterbegeld handelt es sich um einen eigenen Versorgungsbezug. Es beein-
flusst nicht etwaige andere Hinterbliebenenbezüge. Die Basis für die Berechnung
der Versorgungsfreibeträge ergibt sich aus dem Todesjahr des verstorbenen Ar-
beitnehmers. Eine Zwölftelung, das heißt eine anteilige Berechnung der Freibe-
träge, findet bei der Zahlung von Sterbegeld nicht statt.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer erhält bereits seit 2004 Versorgungsbezüge in Höhe von
1.500 €. Er verstirbt im April 2007. Die Witwe erhält ab Mai 2007 Hinterbliebenen-
bezüge in Höhe von 1.200 € und zuzüglich ein Sterbegeld in Höhe von 3.000 €.
Folgende Berechnung der Versorgungsfreibeträge ist vorzunehmen:

Ehefrau laufender Versorgungsbezug:

Erste Zahlung Mai 2007, Basisjahr zur Berechnung der Versorgungsbezüge ist
das Jahr 2005, weil in diesem Jahr die erstmalige Festsetzung der Freibeträge für
den Versorgungsbezug des Ehemannes stattgefunden hatte.

Da der laufende Hinterbliebenenbezug nur für acht Monate gezahlt wurde, wird
der Versorgungsfreibetrag auch nur anteilig für acht Monate gewährt. Der monatli-
che Versorgungsfreibetrag beträgt 250 € (3.000 € : 12 Monate = 250 €), der antei-
lige jährliche somit 2.000 € (8 Monate x 250 €).

Sterbegeld:

Zahlung 2007, aber Basisjahr zur Berechnung der Versorgungsfreibeträge ist
ebenso das Jahr 2005.

1.200 € x 12 Monate 14.400,00 € Jahresbezug
davon 40 %, max. 3.000 € (Basis 2005) 3.000,00 € VFB
plus Zuschlag (Basis 2005) 900,00 € Zuschlag VFB

Gesamtbetrag 2007 3.000,00 €
davon 40 %, max. 3.000 € (Basis 2005) 1.200,00 € VFB
plus Zuschlag (Basis 2005) 900,00 € Zuschlag VFB
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11 Betriebliche Altersversorgung
Beide Versorgungsfreibeträge ergeben zusammen einen Betrag von 4.200 €, auf
den der insgesamt berücksichtigungsfähige Höchstbetrag nach dem maßgeben-
den Jahr 2005 anzuwenden ist. Der Versorgungsfreibetrag für den laufenden Hin-
terbliebenenbezug und das Sterbegeld zusammen beträgt damit 3.000 €. Dazu
kommt der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag von insgesamt 900 €.

11.5.7 Kapitalauszahlung/Abfindung
Wird anstelle eines monatlichen Versorgungsbezugs eine Kapitalauszahlung/Abfin-
dung an den Versorgungsempfänger gezahlt, so handelt es sich um einen sonstigen
Bezug.

Für die Ermittlung der Freibeträge für Versorgungsbezüge ist das Jahr des Versor-
gungsbeginns zugrunde zu legen, die Zwölftelungsregelung ist für diesen sonstigen
Bezug nicht anzuwenden. Bemessungsgrundlage ist der Betrag der Kapitalauszah-
lung/Abfindung im Kalenderjahr.

Beispiel

Dem Versorgungsempfänger wird im Jahr 2026 eine Abfindung in Höhe von
10.000 € gezahlt. Der Versorgungsfreibetrag beträgt 12,8 % von 10.000 € =
1.280 €, höchstens 960 €; der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag beträgt 288 €.

Beim Zusammentreffen mit laufenden Bezügen darf der Höchstbetrag, der sich
nach dem Jahr des Versorgungsbeginns bestimmt, nicht überschritten werden.

Die gleichen Grundsätze gelten auch, wenn Versorgungsbezüge in einem späte-
ren Kalenderjahr nachgezahlt oder berichtigt werden.

11.6 Pensionskassen
Eine Pensionskasse ist eine vom Arbeitgeber unabhängige rechtsfähige Versor-
gungseinrichtung (externer Träger), die dem Arbeitnehmer oder seinen Hinterbliebe-
nen einen unmittelbaren Rechtsanspruch auf künftige Leistungen einräumt (vgl. § 1b
Abs. 3 BetrAVG).

Pensionskassen unterliegen der Versicherungsaufsicht nach dem Versicherungsauf-
sichtsgesetz, d. h., die Anlage der Kapitalmittel ist aus Gründen der Anlagesicherheit
und Risikominimierung in qualitativer und quantitativer Hinsicht reglementiert.

Die Mittel für die den Arbeitnehmern zugesagten Leistungen aus der Pensionskasse
können durch Arbeitgeber- oder auch Arbeitnehmerbeiträge finanziert werden.
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11.6 Pensionskassen
11.6.1 Steuerliche Behandlung der Beiträge
Die Einzahlungen des Arbeitnehmers oder Arbeitgebers in die Pensionskasse gehö-
ren grundsätzlich zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. Seit 01.01.2002 stellt § 3 Nr. 63
EStG Beiträge in eine Pensionskasse in bestimmtem Umfang steuerfrei.

Die Höhe der Steuerfreiheit beschränkt sich seit dem 01.01.2018 auf 8 % der aktuel-
len Beitragsbemessungsgrenze (Rechtskreis West) in der Rentenversicherung. Für
2026 ergibt das einen Betrag von 8.112 € jährlich. Die Steuerfreiheit zieht Beitrags-
freiheit in der Sozialversicherung nach sich, allerdings nur bis zu 4 % der aktuellen
Beitragsbemessungsgrenze (Rechtskreis West) in der Rentenversicherung.

Wichtig

Seit dem 01.01.2018 ist die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG von 4 % auf 8 %
der Beitragsbemessungsgrenze Rentenversicherung (West) erhöht worden. Der
bis 31.12.2017 anzuwendende zusätzliche steuerfreie Betrag in Höhe von 1.800 €
ist gestrichen.

11.6.2 Voraussetzungen für die Steuerfreiheit
Sowohl die Steuerfreiheit als auch die Pauschalierungsmöglichkeit setzen ein beste-
hendes erstes Dienstverhältnis voraus. Für Arbeitnehmer mit Steuerklasse VI ist kein
erstes Dienstverhältnis gegeben. Ein erstes Dienstverhältnis kann auch im Rahmen
einer geringfügigen Beschäftigung vorliegen. Der Arbeitgeber muss sich vergewis-
sern, dass es sich um das erste Dienstverhältnis handelt.

Die Steuerfreiheit gilt nur für Versorgungszusagen, die eine Auszahlung der späte-
ren Leistungen in Form einer lebenslangen Rente oder eines Auszahlungsplans mit
anschließender lebenslanger Teilkapitalverrentung vorsehen (§ 3 Nr. 63 EStG). Eine
einmalige Kapitalauszahlung schließt die Steuerfreiheit aus.

Beiträge, die auf einer Entgeltumwandlung beruhen, können ebenfalls steuerfrei
sein, sofern sie die genannten Höchstbeträge nicht überschreiten. Der arbeitgeberfi-
nanzierte Anteil wird dabei vorrangig berücksichtigt.

Beiträge zu Pensionskassen, die auf einer Durchschnittsfinanzierung im Kapitalde-
ckungsverfahren beruhen, sind nicht steuerfrei, da keine individuelle Zuordnung der
Beiträge zum einzelnen Arbeitnehmer erfolgt.

Für Beiträge zu Pensionskassen, die bereits vor 2005 bestanden, können zusätzlich
zur Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG auch pauschal besteuerte Beiträge nach §
40b EStG a. F. berücksichtigt werden.

Die späteren Versorgungsleistungen aus Pensionskassen werden in vollem Umfang
als sonstige Einkünfte nach § 22 Nr. 5 EStG besteuert, soweit sie auf steuerfreien
Beiträgen beruhen. Dies gilt unabhängig davon, ob die Beiträge arbeitgeber- oder ar-
beitnehmerfinanziert waren.
385



11 Betriebliche Altersversorgung
Beruhen die Versorgungsleistungen teilweise auf steuerpflichtigen (ggf. pauschal be-
steuerten) Beiträgen, ist eine Aufteilung erforderlich. Der steuerpflichtige Anteil wird
dann entsprechend reduziert.

Kapitalauszahlungen aus Pensionskassen sind grundsätzlich nicht steuerfrei, es sei
denn, sie erfüllen die Voraussetzungen für eine begünstigte Besteuerung, wie z. B.
eine Mindestlaufzeit von 12 Jahren. Andernfalls erfolgt eine Besteuerung der Erträge
(Leistung abzüglich Beiträge).

11.6.3 Personenkreis für die Steuerfreiheit
Die Steuerfreiheit auf Einzahlungen in eine Pensionskasse erstreckt sich auf alle Ar-
beitnehmer im Sinne des Steuerrechts. Darunter fallen z. B. auch Gesellschafter-Ge-
schäftsführer, geringfügig Beschäftigte und Ehegattenarbeitsverhältnisse.

Bei der Ermittlung der steuerfreien Höchstbeträge (8 % der Beitragsbemessungs-
grenze Rentenversicherung West) sind auch steuerfreie Beitragszahlungen an einen
Pensionsfonds und ggf. Direktversicherungen in die Berechnung mit einzubeziehen.
Die Jahreshöchstbeträge sind somit bei Einzahlungen in einen Pensionsfonds und in
eine Pensionskasse sowie in Direktversicherungen nur insgesamt einmal pro Arbeit-
geber auszuschöpfen.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer arbeitet von Januar bis Juni 2026 bei Arbeitgeber A. Er wandelt
von seinem Gehalt 4.056 € in eine Pensionskasse sowie 1.200 € in eine ab 2005
neu abgeschlossene Direktversicherung um. Sonstige Formen der betrieblichen
Altersversorgung hat er nicht.

Von Juli bis Dezember 2026 ist derselbe Arbeitnehmer bei Arbeitgeber B beschäf-
tigt. Auch in diesem Zeitraum wandelt er die jeweils gleichen Beträge in eine Pen-
sionskasse und seine neu abgeschlossene Direktversicherung um. Zusätzlich
sagt ihm der neue Arbeitgeber eine Direktzusage in Höhe von 20 € pro Dienstjahr
in Form einer späteren Betriebsrente zu.

Sowohl die Beiträge bei Arbeitgeber A als auch die Beiträge bei Arbeitgeber B in
die Pensionskasse bzw. Direktversicherung sind steuerfrei. Die Sozialversiche-
rung lässt allerdings in beiden Arbeitsverhältnissen nur jeweils die 4.056 € sozial-
versicherungsfrei.

Beim Arbeitgeber B bleibt darüber hinaus auch die Direktzusage des Arbeitgebers
steuer- und sozialversicherungsfrei. Es handelt sich hierbei um den sogenannten
internen Durchführungsweg (Direktzusage bzw. Unterstützungskasse). Dieser
kann unabhängig vom externen Durchführungsweg (Direktversicherungen, Pensi-
onskassen und Pensionsfonds) zusätzlich gefördert werden.
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11.6 Pensionskassen
11.6.4 Sozialversicherungsrechtliche Behandlung
Steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen sind bis zu 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der Rentenversicherung (2026: 4.056 €) sozialversicherungsfrei (§ 1
Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV). Pauschal besteuerte Beiträge an Pensionskassen sind
ebenfalls bis zur steuerlichen Pauschalierungsgrenze beitragsfrei, sofern die Entgel-
tumwandlung nicht das regelmäßige Entgelt betrifft (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV i.
V. m. § 40b EStG).

Für Pensionskassen-, Pensionsfonds- und Direktversicherungszusagen beträgt die
Steuerfreiheit 8 %. Der 4 % übersteigende Teil ist aber nur steuerfrei und nicht bei-
tragsfrei.

Die Versorgungsleistungen aus Pensionskassen gelten als Versorgungsbezüge und
sind beitragspflichtig in der Kranken- und Pflegeversicherung der Rentner (§ 229
SGB V).

11.6.5 Pauschalierung der Beiträge
Ab dem 01.01.2005 wurde bei der kapitalgedeckten betrieblichen Altersvorsorge die
Möglichkeit der Pauschalbesteuerung (§ 40b EStG) für Beiträge an eine Pensions-
kasse und in eine Direktversicherung aufgehoben. Beiträge können allerdings wei-
terhin pauschal versteuert werden, wenn sie auf Grundlage einer Versorgungszu-
sage geleistet werden, die vor dem 01.01.2005 erteilt wurde (sog. Altzusage).

In der Praxis führte diese Abgrenzung zwischen Alt- und Neuvertrag häufig zu Pro-
blemen. Daher hat der Gesetzgeber mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz ab dem
01.01.2018 eine Vereinfachung zur Pauschalierung eingeführt. Die Regelung sieht
vor, dass eine Beitragsleistung vor dem 01.01.2018 einmal nach § 40b EStG a. F.
pauschal besteuert wurde. Ist die Voraussetzung erfüllt und hat der Arbeitgeber vor
dem 01.01.2018 mindestens einen Beitrag nach § 40b EStG a. F. pauschal versteu-
ert, liegen anschließend für diesen Arbeitnehmer die Voraussetzungen der Pauscha-
lierung der Lohnsteuer ein Leben lang vor.

Im Falle eines Arbeitgeberwechsels genügt es künftig auch, wenn der Arbeitnehmer
dem Arbeitgeber gegenüber nachweist, dass mindestens ein Beitrag nach § 40b
EStG a. F. pauschal versteuert wurde.

Wichtig

Dies muss zwingend in den Lohnunterlagen und im Lohnkonto dokumentiert wer-
den (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 LStDV). Dazu reicht eine Gehaltsabrechnung, aus der die
Pauschalierung hervorgeht, oder eine Bescheinigung des bisherigen Arbeitgebers
oder des Versorgungsträgers aus.

Somit ist es ab 2018 nicht mehr entscheidend, ab welchem Zeitpunkt die Erteilung
der Versorgungszusage erfolgte. Die Möglichkeit der Pauschalierung kann vom
Arbeitnehmer auch für einen neuen Vertrag beim neuen Arbeitgeber genutzt wer-
den.
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11 Betriebliche Altersversorgung
Beispiel

Dem Arbeitnehmer A wurde vom Arbeitgeber B im Jahr 2000 eine Versorgungs-
zusage über eine Pensionskasse und im Jahr 2010 in Form einer Direktversiche-
rung erteilt. 

Die Beiträge für die Pensionskasse wurden – soweit sie die Steuerfreiheit nach
§ 3 Nr. 63 EStG überstiegen – bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses am
30.06.2017 nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert. Die Beiträge für die Direkt-
versicherung wurden aus individuell versteuertem Arbeitslohn geleistet. Nach
einer Zeit der Arbeitslosigkeit (01.07.2017 bis zum 31.03.2018) nimmt A zum
01.04.2018 ein neues Beschäftigungsverhältnis bei Arbeitgeber C auf. C erteilt A
eine neue Versorgungszusage über einen Pensionsfonds und übernimmt die Di-
rektversicherung. A weist C nach, dass die Beiträge für die Pensionskasse 2017
nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert wurden (Vorlage einer Gehaltsabrech-
nung). Arbeitgeber C kann die Beiträge für die Direktversicherung bis zur Höhe
von maximal 1.752 € nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuern. Der Zeitpunkt
der Erteilung der Versorgungszusage für die Direktversicherung ist ohne Bedeu-
tung. Die Beiträge an den Pensionsfonds sind nach Maßgabe des § 3 Nr. 63 EStG
steuerfrei.

Beispiel

Dem Arbeitnehmer A wurde vom Arbeitgeber B im Jahr 2006 eine Versorgungs-
zusage in Form einer Direktversicherung erteilt. Die Beiträge für die Direktversi-
cherung waren bis zum 30.06.2017 steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG. Nach einer
Zeit der Arbeitslosigkeit (01.07.2017 bis zum 31.03.2018) nimmt A zum
01.04.2018 ein neues Beschäftigungsverhältnis bei Arbeitgeber C auf. C über-
nimmt die Direktversicherung und führt sie fort. Arbeitgeber C kann die Beiträge
für die Direktversicherung nicht nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuern, da vor
dem 01.01.2018 kein Beitrag nach § 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. pauschal be-
steuert wurde.

Pauschal besteuerte Beiträge zu Direktversicherungen und Pensionskassen sind so-
zialversicherungsfrei, wenn der Arbeitgeber die Beiträge zusätzlich zum laufenden
Arbeitsentgelt zahlt oder sie ausschließlich aus Einmalzahlungen finanziert werden
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV). Für Beiträge, die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei ge-
stellt werden, gilt eine Sozialversicherungsfreiheit bis zu 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der Rentenversicherung (2026: 4.056 € jährlich).

11.6.6 Nachgelagerte Versteuerung der Beiträge
Rentenleistungen aus einer Pensionskasse begründen keinen Arbeitslohn, sondern
sonstige Einkünfte nach § 22 EStG. Somit müssen die Rentenzahlungen nicht nur
mit ihrem Ertragsanteil, sondern voll versteuert werden, soweit sie auf Beitragsleis-
tungen beruhen, die nach dem Altersvermögensgesetz steuerfrei gefördert wurden.
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11.7 Pensionsfonds
Leistungen aus der Pensionskasse, die auf Einzahlungen beruhen, welche nicht
steuerfrei gefördert wurden, wie z. B. die pauschal versteuerten Beitragszahlungen,
werden nur mit ihrem Ertragsanteil versteuert.

Das führt dazu, dass spätere Versorgungsleistungen, die aus geförderten und nicht
begünstigten Beitragsaufwendungen gebildet wurden, entsprechend aufgeteilt wer-
den müssen. Die Pensionskasse nimmt diese Aufteilung vor und unterrichtet den Ar-
beitnehmer. Damit die Pensionskasse ihrer Aufgabe nachkommen kann, muss der
Arbeitgeber mitteilen, wie die einzelnen Beiträge steuerlich behandelt wurden.

11.7 Pensionsfonds
Pensionsfonds wurden seit dem 01.01.2002 als fünfter Durchführungsweg der be-
trieblichen Altersversorgung eingeführt. Sie ähneln am stärksten der Pensionskasse
und sollen ein neues modernes und flexibles Instrument für eine gewagtere Kapital-
anlagepolitik darstellen.

Es handelt sich dabei um eine selbständige Versorgungseinrichtung, die lebens-
lange Altersrenten zahlt und auch das Invaliditäts- und Hinterbliebenenrisiko abde-
cken kann. Kapital- und Einmalzahlungen sind hier anders als bei den Direktversi-
cherungen und Pensionskassen nicht möglich.

Pensionsfonds unterliegen der Versicherungsaufsicht durch das Bundesaufsicht-
samt für das Versicherungswesen. Arbeitnehmer erwerben gegenüber Pensions-
fonds einen Rechtsanspruch und können ihre Ansprüche bei einem Arbeitgeber-
wechsel mitnehmen.

11.7.1 Steuerliche Behandlung der Beiträge
Die steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung entspricht den Regelun-
gen zur Pensionskasse.

Beiträge des Arbeitgebers an einen Pensionsfonds sind bis zu 8 % der Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung steuerfrei (§ 3 Nr. 63
EStG). Für das Jahr 2026 beträgt dieser Betrag 8.112 € jährlich.

Das steuerfreie Volumen von bis zu 8 % gilt für die Summe der Beiträge an Pensi-
onsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen. Zusätzlich kann ein Arbeitge-
berbeitrag von bis zu 960 € für Geringverdiener (§ 100 EStG) steuerfrei gewährt wer-
den.

Eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 20 % ist bei Beiträgen an einen Pensions-
fonds nicht möglich (§ 40b EStG).

Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen Pensions-
fonds zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder -anwartschaf-
ten sind steuerfrei, wenn die Voraussetzungen des § 3 Nr. 66 EStG erfüllt sind.
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11 Betriebliche Altersversorgung
11.7.2 Verzicht auf Steuerfreiheit
Ebenso wie bei der Pensionskasse kann der Arbeitnehmer auf die Steuerfreiheit der
Einzahlungen zugunsten der sogenannten Riesterförderung verzichten, mit der
Folge, dass normale Steuer- und Beitragspflicht entsteht. Spätere Rentenleistungen
daraus müssten dann nur mit ihrem niedrigeren Ertragsanteil versteuert werden.

11.7.3 Nachgelagerte Versteuerung der Beiträge
Die Versorgungsleistungen aus einem Pensionsfonds werden in voller Höhe als
sonstige Einkünfte nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG besteuert, soweit sie auf steuerfreien
Beiträgen beruhen. Beruhen die Leistungen teilweise auf steuerpflichtigen Beiträgen,
erfolgt eine Aufteilung in einen voll steuerpflichtigen und einen mit dem Ertragsanteil
zu besteuernden Anteil (§ 22 Nr. 5 Satz 2 EStG). Diese Aufteilung wird vom Pensi-
onsfonds vorgenommen und dem Versorgungsberechtigten mitgeteilt (§ 22 Nr. 5
Satz 7 EStG).

11.8 Direktversicherungen
Unter einer Direktversicherung versteht man grundsätzlich eine Lebensversicherung,
die Arbeitgeber auf die Namen ihrer Arbeitnehmer vereinbaren, d. h., die Arbeitneh-
mer bzw. ihre Hinterbliebenen sind bezugsberechtigt. Die Beiträge werden vom Ar-
beitgeber abgeführt (vgl. § 1b Abs. 2 BetrAVG).

11.8.1 Voraussetzungen für die Steuerfreiheit
Beiträge zu einer Direktversicherung können bis zu 8 % der Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeinen Rentenversicherung steuerfrei gestellt werden (§ 3 Nr. 63
EStG). Für das Jahr 2026 beträgt dieser Betrag 8.112 € jährlich.

Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist, dass die späteren Leistungen in Form einer
lebenslangen Rente oder eines Auszahlungsplans mit anschließender Teilkapitalver-
rentung erfolgen. Ein Wahlrecht zwischen Rentenzahlung und Kapitalauszahlung ist
für die Steuerfreiheit unschädlich.

Beiträge, die über die steuerfreie Grenze hinausgehen, sind individuell nach den
Lohnsteuerabzugsmerkmalen des Arbeitnehmers zu versteuern.

Versorgungsleistungen aus einer Direktversicherung, die auf steuerfreien Beiträgen
nach § 3 Nr. 63 EStG beruhen, werden in voller Höhe als sonstige Einkünfte nach §
22 Nr. 5 Satz 1 EStG besteuert. Dies gilt sowohl für Rentenzahlungen als auch für
Kapitalauszahlungen. Kapitalauszahlungen, die auf steuerfreien Beiträgen beruhen,
unterliegen ebenfalls der vollen Besteuerung als sonstige Einkünfte. Eine ermäßigte
Besteuerung nach der Fünftelregelung (§ 34 EStG) ist nicht möglich.
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Wurden die Beiträge in der Ansparphase individuell versteuert, erfolgt die Besteue-
rung der späteren Leistungen nur auf den Ertragsanteil (bei Rentenzahlungen) oder
auf die Erträge (bei Kapitalauszahlungen). Die Erträge berechnen sich als Differenz
zwischen der Versicherungsleistung und den eingezahlten Beiträgen (§ 22 Nr. 5 Satz
2 Buchstabe b i. V. m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG).

11.8.2 Pauschalierung von Beträgen
Für Direktversicherungen, die vor dem 01.01.2005 abgeschlossen wurden (sog. Alt-
fälle), können Beiträge pauschal mit 20 % Lohnsteuer besteuert werden (§ 40b EStG
a. F.). Diese Möglichkeit besteht für nach dem 31.12.2004 abgeschlossene Verträge
nicht mehr.

Für Altfälle, bei denen die Beiträge pauschal mit 20 % besteuert wurden, werden die
späteren Rentenzahlungen nur mit dem Ertragsanteil besteuert. Der Ertragsanteil
richtet sich nach dem Alter des Rentenempfängers bei Rentenbeginn (z. B. 18 % bei
Rentenbeginn mit 65 Jahren) (§ 22 Nr. 5 Satz 2 Buchstabe a EStG).

Kapitalauszahlungen aus pauschal besteuerten Verträgen sind nach Ablauf von 12
Jahren grundsätzlich steuerfrei, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind (§ 22 Nr. 5
Satz 2 Buchstabe b EStG).

Regelung bis zum 31.12.2017 und Änderungen zum 01.01.2018
Für Direktversicherungszusagen ab 2005 war die Pauschalversteuerung aufgrund
des Alterseinkünftegesetzes nicht mehr möglich. Direktversicherungsbeiträge
konnten demnach nur noch steuerfrei behandelt werden.

Seit dem 01.01.2005 wurde bei der kapitalgedeckten betrieblichen Altersvorsorge
die Möglichkeit der Pauschalbesteuerung (§ 40b EStG) für Beiträge an eine Pen-
sionskasse und in eine Direktversicherung aufgehoben. Beiträge können aller-
dings weiterhin pauschal versteuert werden, wenn sie auf Grundlage einer Versor-
gungszusage geleistet werden, die vor dem 01.01.2005 erteilt wurde (Altzusage).
Siehe dazu Kap. 11.6.5.

Somit fallen Verträge ab 01.01.2018 unter die Bestimmungen des § 3 Nr. 63 EStG.
Sie werden steuerlich genauso behandelt wie Pensionskassen und Pensionsfonds.
Die Steuerfreiheit der Beiträge in Höhe von 8 % der Beitragsbemessungsgrenze
Rentenversicherung (West) zieht Sozialversicherungsfreiheit in Höhe von 4 % der
Beitragsbemessungsgrenze Rentenversicherung (West) nach sich. Die Rentenleis-
tungen (auch Einmalzahlungen) sind in voller Höhe als sonstige Einkünfte zu ver-
steuern.

Steuerfreie Beiträge haben zur Folge, dass spätere Rentenleistungen in voller Höhe
als sonstige Einkünfte nach § 22 EStG zu versteuern sind (sogenannte nachgela-
gerte Versteuerung).
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In der Praxis erfüllten jedoch die wenigsten „alten“ Direktversicherungsverträge die
entsprechenden Voraussetzungen der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG. Als Vo-
raussetzungen für die Steuerfreiheit sind in erster Linie zu nennen:

• Rentenleistungen in Form monatlicher Rentenzahlungen,
• Option auf Kapitalzahlung ist möglich,
• als Hinterbliebene können nur Ehegatten oder frühere Ehegatten, namentlich be-

nannte Lebenspartner oder Kinder bis 27 Jahre eingesetzt werden. Bei bestehen-
den Direktversicherungen vor 2005 dürfen auch die Eltern als Hinterbliebene ein-
gesetzt sein, um die Kriterien der Steuerfreiheit noch zu erfüllen. Neue Direktversi-
cherungszusagen ab 2005, die Eltern als Hinterbliebene beinhalten, erfüllen die
Fördervoraussetzungen allerdings nicht mehr. Sind andere als die genannten Per-
sonen als Hinterbliebene vorgesehen, führt dies dazu, dass die Beiträge nicht steu-
erfrei sind. Handelt es sich um Neuzusagen, ist auch eine Pauschalierung generell
nicht mehr möglich.

Da in der Praxis die allermeisten „alten“ Direktversicherungen diese Voraussetzun-
gen zur Steuerfreiheit nicht erfüllten, blieb auch nur die Möglichkeit der Pauschalver-
steuerung.

Erfüllten „alte“ Direktversicherungen die Voraussetzungen für Steuerfreiheit, waren
Beiträge dafür ab 01.01.2005 vorrangig steuerfrei abzurechnen. Allerdings konnten
Arbeitnehmer bis zum 30.06.2005 auf die Anwendung der Steuerfreiheit verzichten.
Sofern dieser (schriftliche) Verzicht erfolgt ist, war eine Pauschalversteuerung der
Beiträge weiterhin möglich. Wird bei einem Arbeitgeberwechsel nachgewiesen, dass
bis zum 31.12.2017 Beiträge pauschal versteuert wurden (weil nach damaligem
Rechtsstand die Vorrausetzungen erfüllt waren), kann dieser auch weiterhin die Pau-
schalierung vornehmen. Dies ist auch für einen neuen Vertrag möglich.

Hinweis

Bringen neue Arbeitnehmer ihre bereits abgeschlossenen Direktversicherungen in
das neue Arbeitsverhältnis mit ein (Übernahme der Versicherungspolice) oder
wird eine Altzusage im Rahmen des Übertragungsabkommens der Versiche-
rungswirtschaft übertragen, so handelt es sich vom Grundsatz her immer noch um
eine Altzusage.

Im Falle eines Arbeitgeberwechsels genügt es künftig, wenn der Arbeitnehmer
dem Arbeitgeber gegenüber nachweist, dass mindestens ein Beitrag nach § 40b
EStG a. F. vor dem 01.01.2018 pauschal versteuert wurde.

11.8.3 Pauschalversteuerung von 
„alten“ Direktversicherungen

Laufende Beiträge zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an eine Pen-
sionskasse, einen Pensionsfonds und eine Direktversicherung, die nach § 40b EStG
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a. F. (bis 31.12.2004) pauschal besteuert werden, werden auf das neue steuerfreie
Volumen von bis zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Renten-
versicherung (West) angerechnet (§ 52 Abs. 4 Satz 13 EStG). Im Fall der Durch-
schnittsberechnung nach § 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F. sind beim Arbeitnehmer die
auf ihn entfallenden Leistungen auf das steuerfreie Volumen anzurechnen.

11.8.3.1 Pauschalierungshöchstbetrag
Die Pauschalierungsmöglichkeit ist bis maximal 1.752 € jährlich begrenzt. Beim Ab-
schluss von Gruppenversicherungen erhöht sich dieser Betrag auf 2.148 € pro Ar-
beitnehmer, wobei im Durchschnitt die 1.752 € nicht überschritten werden dürfen.
Bei einem Arbeitgeberwechsel können die Höchstbeträge im Laufe des Kalenderjah-
res mehrmals ausgeschöpft werden.

Vorsicht

Nur Arbeitnehmer, die beim Arbeitgeber in einem ersten Dienstverhältnis stehen,
dürfen in die Pauschalierung mit einbezogen werden. Bei Arbeitnehmern mit der
Steuerklasse VI ist eine Pauschalierung ausgeschlossen.

11.8.4 Sozialversicherungsrechtliche Behandlung
Die sozialversicherungsrechtliche Behandlung einer Direktversicherung richtet sich
nach der Art der Versicherung bzw. nach dem Datum des Vertragsabschlusses.

11.8.4.1 Direktversicherung durch den Arbeitgeber
Beiträge zu Direktversicherungen sind bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in
der allgemeinen Rentenversicherung (2026: 4.056 € jährlich) sozialversicherungsfrei
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV),

Für sogenannte Altfälle, bei denen die Beiträge vor dem 01.01.2005 zugesagt wur-
den, können Beiträge pauschal mit 20 % Lohnsteuer besteuert werden (§ 40b EStG
a. F.). Diese pauschal besteuerten Beiträge sind ebenfalls sozialversicherungsfrei,
wenn der Arbeitgeber die Beiträge zusätzlich zum laufenden Arbeitsentgelt zahlt
oder sie ausschließlich aus Einmalzahlungen finanziert.

Beiträge, die über die sozialversicherungsfreie Grenze hinausgehen, sind beitrags-
pflichtig in der Sozialversicherung.

11.8.4.2 Direktversicherung mit Entgeltumwandlung
Der Arbeitnehmer hat einen gesetzlichen Anspruch auf Entgeltumwandlung bis zu 4
% der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung (§ 1a Abs. 1
BetrAVG). Diese Beiträge sind ebenfalls sozialversicherungsfrei, solange sie die ge-
nannte Grenze nicht überschreiten.
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11 Betriebliche Altersversorgung
11.8.4.3 Verzicht auf Einmalbezug
Werden Direktversicherungsbeiträge ausschließlich durch Verzicht auf Einmalzah-
lungen finanziert, bleiben sie unabhängig vom Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in
Höhe der vorgenommenen Pauschalierung beitragsfrei in der Sozialversicherung.

11.8.5 Zulagenförderung der Beiträge (Riesterförderung)
Entsprechend § 82 Abs. 2 EStG können zu den mit Zulage und Sonderausgabenab-
zug begünstigten Altersvorsorgebeiträgen auch Zahlungen in eine Direktversiche-
rung gehören.

Als Voraussetzungen hierfür gelten:

• lebenslange Rentenzahlung,
• keine Pauschalversteuerung, sondern individuelle Versteuerung. Bei einer Ent-

geltumwandlung kann der Arbeitnehmer daher auf die Pauschalversteuerung
verzichten und die Zulagenförderung wählen.

Anwendungsbeispiele Direktversicherungen

Beispiel 1

Monatlicher Gehaltsverzicht, Arbeitnehmer trägt die Pauschalsteuer:

Für den Angestellten Wilhelm Klug mit einem monatlichen Gehalt von 3.000 €
wurde 1985 eine Direktversicherung mit Gehaltsverzicht abgeschlossen.

Die Firma Muster überweist hierfür monatlich 100 €. Es wurde vereinbart, dass die
pauschale Lohnsteuer im Innenverhältnis auf den Arbeitnehmer abgewälzt wird.

Der Arbeitgeber berechnet folgende Pauschalsteuer:

Abrechnungsergebnis:

20 % von 100 € (pausch. Lohnsteuer): 20,00 €

7 % von 20 € (z. B. pausch. Kirchensteuer): 1,40 €

5,5 % von 20 € (Solidaritätszuschlag): 1,10 €

Gesamtaufwand Pauschalierung: 22,50 €

Gehalt: 3.000,00 €

Entgeltumwandlung zugunsten Direktversicherung: 
(Minderung des Steuerbruttos)

– 100,00 €

Gesamtbrutto: 3.000,00 €

Steuerbrutto: 2.900,00 €
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Beispiel 2

Verzicht auf Einmalbezug durch den Arbeitnehmer:

Die Angestellte Lore Wut verzichtet im Juli auf ihr Urlaubsgeld von 1.500 € zu-
gunsten einer Direktversicherung. Ihr Gehalt beträgt 3.000 €. Der Arbeitgeber
übernimmt die pauschale Lohnsteuer.

Abrechnungsergebnis:

KV/PV-Brutto: 3.000,00 €

RV/AV-Brutto: 3.000,00 €

gesetzliche Abzüge (angenommen): – 600,00 €

Nettobetrag: 2.400,00 €

Abführung Beitrag Direktversicherung: – 100,00 €

Abwälzung Pauschalsteuer: – 22,50 €

Auszahlungsbetrag: 2.277,50 €

Gehalt: 3.000,00 €

Urlaubsgeld: 1.500,00 €

Entgeltumwandlung zugunsten Direktversicherung: 
(Minderung von Steuer- und SV-Brutto)

– 1.500,00 €

Gesamtbrutto: 4.500,00 €

Steuerbrutto: 3.000,00 €

KV/PV-Brutto: 3.000,00 €

RV/AV-Brutto: 3.000,00 €

gesetzliche Abzüge (angenommen): – 700,00 €

Nettobetrag: 3.800,00 €

Abführung Beitrag Direktversicherung: – 1.500,00 €

Auszahlungsbetrag: 2.300,00 €
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11.8.6 Alte Vervielfältigungsregelung bei 
Direktversicherungen

Zahlt der Arbeitgeber bei Beendigung des Dienstverhältnisses für den Arbeitnehmer
Beiträge für eine Direktversicherung oder Pensionskasse, so vervielfältigt sich der
Betrag von 1.752 € mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhältnis
bestanden hat. Angefangene Kalenderjahre können dabei voll angerechnet werden.

Diese vervielfältigte Pauschalierungsgrenze vermindert sich um die pauschal ver-
steuerten Beiträge und Zuwendungen, die der Arbeitgeber im Jahr der Beendigung
des Dienstverhältnisses und in den vorangegangenen sechs Jahren erbracht hat.
Bei der Anwendung der Vervielfältigungsregel kommt es nicht auf den Grund der Be-
endigung des Dienstverhältnisses an (§ 40b EStG a. F.).

Beispiel

Ein Arbeitnehmer scheidet im Jahr 2009 nach 20 Dienstjahren aus seinem Ar-
beitsverhältnis aus. Er war mit anderen Arbeitnehmern seit 15 Jahren in einer ge-
meinsamen Direktversicherung versichert. 1992 bis 1997 hat der Arbeitgeber jähr-
lich 1.500 € und ab 1998 jährlich 1.752 € bezahlt und pauschal versteuert. Zur
Versorgung des Arbeitnehmers schließt der Arbeitgeber eine zusätzliche Direkt-
versicherung gegen Rentenleistung ab. Er zahlt eine Einmalprämie von 25.000 €.

Berechnung:

11.8.7 Neue Vervielfältigungsregelung

Vorsicht

Beiträge, die im Zusammenhang mit der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses in
Pensionsfonds, Pensionskassen oder neue Direktversicherungen eingezahlt wer-
den, bleiben bis 4 % der Beitragsbemessungsgrenze Rentenversicherung (West)
steuerfrei.

Pauschalierungsgrenze

(1.752 € x 20 Jahre) = 35.040,00 €

Minderung um:

Austrittsjahr (1 x 1.752 €) = – 1.752,00 €

vorangegangene sechs Jahre (6 x 1.752 €) = – 10,512,00 €

Betrag, der noch pauschaliert werden kann: 22.776,00 €
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Einige Arbeitnehmer verwenden ihre Abfindung, die aus Anlass der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses gezahlt wird, auch zur Einzahlung einer (Ausgleichs-)Zahlung in
die betriebliche Altersvorsorge. Bereits nach den bisherigen gesetzlichen Regelun-
gen wurde dies lohnsteuerlich unterstützt (§ 3 Nr. 63 Satz 4 EStG).

Mit der Änderung des Gesetzes werden ab dem 01.01.2018 bei Auflösung des Ar-
beitsverhältnisses gezahlte Beiträge in einen Pensionsfond, eine Pensionskasse
oder eine Direktversicherung bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der Ren-
tenversicherung (West) steuerfrei, vervielfältigt mit der Anzahl der Kalenderjahre, in
denen das jeweilige Arbeitsverhältnis bestanden hat, begrenzt auf maximal zehn Ka-
lenderjahre (§ 3 Nr. 63 Satz 3 EStG).

Pauschal besteuerte Zuwendungen aus Anlass der Beendigung des Dienstverhält-
nisses (§ 40b Abs. 1 und Abs. 2 Sätze 3 und 4 EStG in der am 31.12.2004 geltenden
Fassung) werden allerdings weiterhin auf das steuerfreie Volumen angerechnet
(§ 52 Abs. 4 Satz 14 EStG). Eine Gegenüberstellung der alten und neuen Vervielfäl-
tigungsregel zeigt, dass die Beschränkung auf zehn Kalenderjahre zu keiner Ver-
schlechterung nach heutigem Rechtstand führt:

Altes Recht:

maximales steuerfreies Volumen: 23.400 €
(1.800,00 € x max. 13 Kalenderjahre für den Zeitraum 2005 als Erstjahr der Gel-
tung des Alterseinkünftegesetzes bis zum Jahr 2017)

Neues Recht:

maximales steuerfreies Volumen: 40.560 €
(101.400,00 € x 4 % = 4.056 € x 10 Kalenderjahre)

11.8.8 Verbesserte Portabilität
Arbeitsrechtlich besteht die Möglichkeit der Mitnahme der betrieblichen Altersvor-
sorge im Fall eines Arbeitgeberwechsels (§ 4 BetrAVG). Diese sog. Portabilität ist
durch die Regelungen des § 3 Nr. 55 EStG flankiert. Allerdings waren auf Grundlage
der bisherigen gesetzlichen Regelungen nur gesetzlich unverfallbare Anwartschaften
von der Steuerfreiheit erfasst. In der Praxis kommt es immer wieder vor, dass An-
wartschaften aus einer betrieblichen Altersvorsorge auch ohne den Wechsel des Ar-
beitgebers von einem externen Versorgungsträger (Pensionskasse, Pensionsfond,
Lebensversicherung) auf einen anderen externen Versorgungsträger übertragen
werden. Ab dem 01.01.2018 sind auch Übertragungen zwischen externen Versor-
gungsträgern bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis steuerfrei. Allerdings darf im Zu-
sammenhang mit der Übertragung keine unmittelbare Zahlung des Arbeitnehmers
erfolgen (§ 3 Nr. 55c Satz 1 Buchstabe a EStG). Erst eine spätere Auszahlung an
den Arbeitnehmer wird im Rahmen der sonstigen Einkünfte erfasst, so als ob die
Übertragung nicht stattgefunden hätte (§ 22 Nr. 5 EStG).
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11.8.8.1 Übernahme der Zusage
Die (Schuld-)Übernahme im neuen § 4 Abs. 2 Nr. 1 Betriebsrentengesetz entspricht
dem geltenden Recht im alten § 4 Betriebsrentengesetz. Danach wird die Versor-
gungszusage des alten Arbeitgebers unverändert, d. h. mit völlig gleichem Leis-
tungsinhalt, auf den neuen Arbeitgeber übertragen. Voraussetzung ist, dass sich alle
Beteiligten einig sind.

Beispiel

Ein Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer eine Leistungszusage in der Form erteilt,
dass er pro Jahr der Betriebszugehörigkeit 15 € Monatsrente nach Vollendung
des 65. Lebensjahres bekommt. Der neue Arbeitgeber schuldet dem Arbeitneh-
mer nach Übernahme der Zusage genau diese Leistung von 15 € pro Beschäfti-
gungsjahr.

Der Arbeitnehmer kann beim Erreichen des entsprechenden Alters alle beim alten
und neuen Arbeitgeber geleisteten Dienstjahre geltend machen. Der neue Arbeitge-
ber schuldet die Leistung einheitlich für alle geltend gemachten Dienstjahre.

Diese Möglichkeit der Übernahme der Zusage kann nur durchgeführt werden, wenn
sich alle daran beteiligten Parteien einig sind. Der Arbeitnehmer hat keinen Rechts-
anspruch darauf.

11.8.8.2 Übertragung des Übertragungswertes
Eingeführt wurde im Rahmen des Alterseinkünftegesetzes die Übertragung des
Übertragungswertes. Im Gegensatz zur Übernahme der arbeitsrechtlichen Zusage
wird hier lediglich der Wert der alten Versorgungszusage übertragen. Der neue Ar-
beitgeber ist aber an die Ausgestaltung der alten Versorgungszusage nicht mehr ge-
bunden.

Nach Feststellung des Wertes der alten Anwartschaft und der erfolgten Kapitalüber-
tragung besteht gegenüber dem alten Arbeitgeber kein Anspruch mehr. Die neue
Anwartschaft beim neuen Arbeitgeber ist sofort unverfallbar und gegen Insolvenz ge-
schützt.

11.8.8.3 Recht auf Übertragung
Der Arbeitnehmer hat somit einen Rechtsanspruch auf die Übertragungsmöglichkeit
des Übertragungswertes, und zwar sowohl gegenüber seinem alten Arbeitgeber als
auch gegenüber dem neuen Arbeitgeber. Allerdings gibt es Einschränkungen:

• Der Übertragungsanspruch ist begrenzt auf Neuzusagen, die ab dem 01.01.2005
erteilt werden.

• Die betriebliche Altersvorsorge muss extern, also über eine Direktversicherung,
eine Pensionskasse oder einen Pensionsfonds erfolgen.
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• Der Anspruch auf Übertragung ist begrenzt auf einen Übertragungswert in Höhe
der Beitragsbemessungsgrenze Rentenversicherung West.

• Der Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres nach Ausscheiden geltend ge-
macht werden.

Beansprucht der Arbeitnehmer sein neues Übertragungsrecht, wird in der Praxis
wohl der Übertragungswert zwischen den Versorgungsträgern des neuen und alten
Arbeitgebers vollzogen werden.

Vorsicht

Der neue Arbeitgeber ist verpflichtet, einen externen Durchführungsweg anzubie-
ten, damit der Arbeitnehmer auch im Falle eines erneuten Arbeitgeberwechsels
den Übertragungsanspruch geltend machen kann.

Im Rahmen der Portabilitätsmöglichkeiten erwirbt der Arbeitnehmer einen Auskunfts-
anspruch gegenüber seinem alten und neuen Arbeitgeber über die Höhe der voraus-
sichtlichen Altersrente und des Übertragungswertes. Dieser Anspruch besteht auch
für ausgeschiedene Arbeitnehmer.

In § 8 Abs. 3 BetrAVG ist dem Arbeitnehmer das Recht eingeräumt, im Fall der Insol-
venz des Arbeitgebers eine für ihn abgeschlossene Rückdeckungsversicherung fort-
zuführen. Nach den steuerlichen Grundsätzen fließt einem Arbeitnehmer, der im In-
solvenzfall von diesem Recht Gebrauch macht, ein steuerpflichtiger geldwerter
Vorteil aus dem aktiven Arbeitsverhältnis zu. Allerdings widerspricht dieser steuer-
pflichtige geldwerte Vorteil dem Grundsatz der nachgelagerten Besteuerung.

Das Betriebsrentenstärkungsgesetz sieht daher ab dem 01.01.2018 vor, dass der
Erwerb solcher Ansprüche aus einer Rückdeckungsversicherung im Insolvenzfall
des Arbeitgebers steuerfrei ist (§ 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe d EStG). Auch Ansprü-
che, die auf nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erbrachten Beiträgen beru-
hen, sind von den steuerfreien Ansprüchen erfasst. Die Einkünfte werden insgesamt
umqualifiziert von § 19 EStG zu § 22 Nr. 5 EStG. Dadurch muss das Versicherungs-
unternehmen keinen Lohnsteuerabzug durchführen, sondern im Leistungsfall eine
Rentenbezugsmitteilung erstellen. Aus diesem Grund entfällt hierfür der Versor-
gungsfreibetrag.

11.8.8.4 Steuerrechtliche Auswirkung der Übertragung
Die steuerlichen Auswirkungen bei der Übertragung von Versorgungsverpflichtungen
oder -anwartschaften im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung unterscheiden
sich je nach Durchführungsweg und den konkreten Umständen der Übertragung. Im
Folgenden werden die Regelungen für Direktversicherungen, Pensionskassen und
Pensionsfonds dargestellt:
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Direktversicherung und Pensionskasse:
Die Übertragung von Versorgungsanwartschaften aus einer Direktversicherung oder
Pensionskasse auf einen neuen Arbeitgeber oder dessen Versorgungseinrichtung ist
steuerfrei, wenn die betriebliche Altersversorgung sowohl beim alten als auch beim
neuen Arbeitgeber über einen externen Versorgungsträger (z. B. Direktversicherung,
Pensionskasse) durchgeführt wird (§ 3 Nr. 55 Satz 1 EStG).

Die Steuerfreiheit gilt unabhängig davon, ob die Übertragung im Rahmen eines Ar-
beitgeberwechsels erfolgt oder ob die Anwartschaften aufgrund einer Neuausrich-
tung der betrieblichen Altersversorgung auf einen anderen Versorgungsträger über-
tragen werden.

Der Übertragungswert, der vom bisherigen Arbeitgeber oder dessen Versorgungs-
einrichtung an den neuen Arbeitgeber oder dessen Versorgungseinrichtung gezahlt
wird, führt nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn für den Arbeitnehmer. Es handelt
sich nicht um Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung (§ 1 Abs. 1 SvEV).

Die späteren Versorgungsleistungen, die auf den übertragenen Anwartschaften be-
ruhen, werden im Zeitpunkt der Auszahlung in vollem Umfang als sonstige Einkünfte
nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG besteuert, soweit sie auf steuerfreien Beiträgen beru-
hen.

Pensionsfonds:
Die Übertragung von Versorgungsverpflichtungen oder -anwartschaften aus Direkt-
zusagen oder Unterstützungskassen auf einen Pensionsfonds führt grundsätzlich zu
steuerpflichtigem Arbeitslohn, da der Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Übertragung
einen unentziehbaren Rechtsanspruch auf die spätere Versorgungsleistung erwirbt
(§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG). Dies gilt insbesondere, wenn die für die Übertra-
gung gezahlten Beiträge die steuerfreie Grenze von 8 % der Beitragsbemessungs-
grenze in der Rentenversicherung (2026: 8112 €) übersteigen.

Die Übertragung bleibt jedoch steuerfrei, wenn die beim Arbeitgeber entstehenden
zusätzlichen Betriebsausgaben auf die folgenden zehn Wirtschaftsjahre gleichmäßig
verteilt werden (§ 3 Nr. 66 EStG i. V. m. § 4d Abs. 3 und § 4e Abs. 3 EStG). Diese
Regelung gilt auch für Übertragungen von Versorgungsverpflichtungen eines Gesell-
schafter-Geschäftsführers oder von Bestandsrentnern.

Die späteren Versorgungsleistungen aus dem Pensionsfonds werden in voller Höhe
als sonstige Einkünfte nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG besteuert, soweit sie auf steuer-
freien Beiträgen beruhen. Kapitalauszahlungen sind ebenfalls voll steuerpflichtig und
unterliegen nicht der Fünftelregelung (§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG).

11.8.9 Weiterführung der betrieblichen 
Altersversorgung

Häufig führen sog. gebrochene Erwerbsbiografien zu einer lückenhaften Beitrags-
zahlung in eine Versorgungseinrichtung. Dies kann z. B. bei langer Krankheit, Eltern-
zeit, unbezahltem Urlaub und Auslandsaufenthalt der Fall sein. Ab dem 01.01.2018
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11.9 bAV-Förderbetrag – § 100 EStG
sind Nachzahlungen von Beiträgen an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse
und eine Direktversicherung möglich. Eine solche Nachzahlung kann für maximal
zehn Kalenderjahre, in denen das erste Dienstverhältnis ruhte und in Deutschland
kein steuerpflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde (§ 3 Nr. 63 Satz 4 EStG), erfolgen.

Dabei werden nur Kalenderjahre berücksichtigt, in denen vom Arbeitgeber des ers-
ten Dienstverhältnisses im Inland für ein komplettes Kalenderjahr kein steuerpflichti-
ger Arbeitslohn bezogen wurde. Arbeitslöhne aus einem anderen als dem ersten
Dienstverhältnis, z. B. nach Steuerklasse VI versteuerter oder pauschal besteuerter
Arbeitslohn, werden nicht berücksichtigt. Die Neuregelung umfasst auch Kalender-
jahre vor 2018, sofern die Nachzahlung nach dem 31.12.2017 erfolgt.

Hinweis

Zum Zeitpunkt des Ruhens des Arbeitsverhältnisses und zum Zeitpunkt der Nach-
zahlung der Beiträge muss das erste Dienstverhältnis beim Arbeitgeber vorliegen.
Das erste Dienstverhältnis (Steuerklassen I bis V) ist dem Arbeitgeber durch Abruf
der Lohnsteuerabzugsmerkmale bekannt.

Für die Berechnung des steuerfreien Betrags werden ebenfalls 8 % der Beitragsbe-
messungsgrenze Rentenversicherung (West) nach dem jeweiligen Kalenderjahr be-
rücksichtigt, maximal jedoch für zehn Kalenderjahre. Maßgeblich ist die Beitragsbe-
messungsgrenze des Jahres, in dem die Nachzahlung erfolgt. Damit ergibt sich auf
Grundlage der Beitragsbemessungsgrenze für 2026 ein steuerfreier Nachzahlungs-
betrag von maximal 81.120 € (8 % von 101.400 € x 10 Kalenderjahre).

11.9 bAV-Förderbetrag – § 100 EStG
Seit dem 01.01.2018 wird erstmals ein Förderbetrag zur kapitalgedeckten betriebli-
chen Altersvorsorge für Geringverdiener in ihrem ersten Dienstverhältnis eingeführt
(§ 100 EStG). Die Förderung erhalten somit Arbeitnehmer mit Steuerklasse I bis V
oder mit einem ersten Dienstverhältnis mit pauschal versteuertem Arbeitslohn. Keine
Begünstigung erhalten Arbeitnehmer mit der Steuerklasse VI (§ 100 Abs. 1 EStG).
Ein erstes Arbeitsverhältnis stellt auch ein weiterbeschäftigtes Arbeitsverhältnis ohne
Anspruch auf Arbeitslohn dar, wie z. B. Zeiten während der Schutzfristen nach dem
Mutterschutzgesetz, der Elternzeit, der Pflegezeit und des Bezugs von Krankengeld.

Die Begrenzung auf das erste Dienstverhältnis soll sicherstellen, dass der Förderbe-
trag zur betrieblichen Altersvorsorge für einen Arbeitnehmer, der mehrere Beschäfti-
gungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausführt, durch die Arbeitgeber nicht auch
mehrfach in Anspruch genommen werden kann. Allerdings kann ein Arbeitgeber-
wechsel im laufenden Kalenderjahr dazu führen, dass der Förderbetrag für das erste
Dienstverhältnis auch nacheinander mehrfach in Anspruch genommen wird. Der Ge-
setzgeber hat ausdrücklich auf eine Begrenzung des Förderbetrags aus Vereinfa-
chungsgründen für die Arbeitgeber verzichtet.
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11 Betriebliche Altersversorgung
Vom Förderbetrag sollen somit Arbeitnehmer profitieren, die keine ausreichenden ei-
genen Finanzmittel zur Verfügung haben bzw. für die sich keine Gehaltsumwandlung
zugunsten einer betrieblichen Altersvorsorge steuerlich rechnet.

Nach dem Gesetz (§ 100 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 EStG) ist jemand Geringverdiener,
wenn der laufende Arbeitslohn im Zeitpunkt der Beitragsleistung monatlich nicht
mehr als 2.575 € beträgt. Unberücksichtigt bleiben beim laufenden Arbeitslohn:

• steuerfreier Arbeitslohn wie z. B. Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschläge,
• sonstige Bezüge wie z. B. Urlaubs- und Weihnachtsgeld,
• Sachbezüge, die unter die 50-€-Freigrenze fallen (§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG) und
• pauschal versteuerter Arbeitslohn (§§ 37a, 37b, 40, 40b EStG).

Bei Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn im Rahmen einer Teilzeit- und geringfügigen
Beschäftigungen nicht individuell, sondern pauschal versteuert wird, gibt es keinen
laufenden Arbeitslohn nach den v. g. Regelungen. Es wird deshalb in den Fällen, in
denen der Arbeitslohn pauschal versteuert wird (Teilzeit- und geringfügig Beschäf-
tigte) auf den pauschal besteuerten Arbeitslohn oder das pauschal besteuerte Ar-
beitsentgelt für den entsprechenden Lohnzahlungszeitraum abgestellt. Sonstige Be-
züge (z. B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) bleiben unberücksichtigt.

Hinweis

Die Grenze von 2.575 € (bis zum 31.12.2019: 2.200 €) ist insbesondere zu beach-
ten, wenn der Arbeitnehmer nach Beendigung der Ausbildung übernommen wird,
bei einer Änderung der Arbeitszeit bzw. gerade beim Beginn der Altersteilzeit.

Der zum Lohnsteuerabzug verpflichtete Arbeitgeber muss zur Inanspruchnahme des
Förderbetrags zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn einen Beitrag zur ka-
pitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung von mindestens 240 € jährlich leisten.
Somit tritt der Arbeitgeber in Vorkasse. Er erhält dafür im Rahmen der nächsten Lohn-
steuer-Anmeldung vom Finanzamt einen Förderbetrag i. H. von 30 %, höchstens
288 € p. a. auf seine Lohnsteuerzahllast angerechnet. Die Inanspruchnahme des För-
derbetrags setzt zudem voraus, dass Vertriebskosten beim Abschluss des Vertrags
über die betriebliche Altersversorgung nicht zulasten der ersten Beiträge einbehalten
werden (sog. „Zillmerung“). Vielmehr dürfen die Vertriebskosten nur als fester Anteil
der laufenden Beiträge einbehalten werden (§ 100 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG).

Fällt bei der Höhe des Arbeitslohns beim Arbeitnehmer keine Lohnsteuer an oder ist
die Höhe der Lohnsteuer niedriger als der Förderbetrag, erstattet das Finanzamt
dem Arbeitgeber den Minusbetrag (auch Rotbetrag genannt). Der Beitragszuschuss
des Arbeitgebers für jeden Geringverdiener beträgt somit zwischen 240 € (Mindest-
betrag) und 960 € (Höchstbetrag). Je nach Höhe des Arbeitgeberbeitrags richtet sich
auch die Höhe des bAV-Förderbetrags, der jeweils 30 % des Arbeitgeberbeitrags be-
trägt und zwischen 72 € (30 % von 240 €) und 288 € (30 % von 960 €) liegt. Die be-
triebliche Altersvorsorge für Geringverdiener wird nach der Einführung des bAV-För-
derbetrags zu 70 % vom Arbeitgeber und bis zu 30 % vom Staat finanziert.
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11.9 bAV-Förderbetrag – § 100 EStG
Hinweis

Mit dem Gesetz zur Einführung der Grundrente1 wurde der Höchstbetrag für die
Anwendung des § 100 EStG von 480 € auf 960 € erhöht. Die Erhöhung ist ab dem
Jahr 2020 anzuwenden.

Arbeitgeber können tarifvertraglich, durch Betriebsvereinbarung oder auch in einem
Arbeitsvertrag die zusätzlichen Beiträge festlegen. Bei Gehaltsumwandlungen ist
wegen der Zusätzlichkeitsvoraussetzung eine Förderung ausgeschlossen. Auch ist
eine Förderung bei umlagefinanzierter betrieblicher Altersvorsorge nicht möglich.

Beispiel

Ein Arbeitgeber zahlt ab dem 01.01.2018 monatlich eine zusätzlichen Arbeitge-
berbeitrag i. H. von 40 € für einen Arbeitnehmer mit einem laufenden monatlichen
Arbeitslohn i. H. von 2.050 € in eine externe betriebliche Altersvorsorge.

Nach § 100 EStG ist dieser Betrag komplett steuerfrei. Die Sozialversicherung
folgt der Steuerfreiheit mit Beitragsfreiheit. Der Förderbetrag pro Monat beträgt
12 € (30 % von 40 €) und übersteigt somit den jährlichen Maximalbetrag i. H. von
288 € (12 x 24 €) nicht.

Der zusätzliche Arbeitgeberbeitrag zur betrieblichen Altersversorgung für Gering-
verdiener ist bis zum förderfähigen Höchstbetrag von 960 € jährlich steuer- und
beitragsfrei (§ 100 Abs. 5 Satz 1 EStG).

Der Arbeitgeberbeitrag (§ 100 EStG) wird nicht auf das daneben bestehende
steuerfreie Volumen des § 3 Nr. 63 EStG angerechnet. Es kann somit ein über
den förderungsfähigen Höchstbetrag hinaus gezahlter zusätzlicher Arbeitgeber-
beitrag nach den Regelungen des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei sein, wenn das Volu-
men des § 3 Nr. 63 EStG nicht bereits durch andere Beträge ausgeschöpft wor-
den ist.

Beispiel

Ein Arbeitgeber zahlt ab dem 01.01.2018 vierteljährlich einen zusätzlichen Arbeit-
geberbeitrag i. H. von 150 € für einen Arbeitnehmer mit einem laufenden monatli-
chen Arbeitslohn i. H. von 2.050 € in eine externe betriebliche Altersvorsorge.

Lösung 01.01.2018 bis 31.12.2019:

Im ersten, zweiten und dritten Quartal beträgt der bAV-Förderbetrag 45 € im
Quartal (30 % von 150 €). Im vierten Quartal beträgt der bAV-Förderbetrag nicht
mehr die volle Höhe, weil der maximale Arbeitgeberbeitrag zum bAV-Förderbe-

1 Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Versicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung mit unterschiedlichen Einkommen und für weitere Maßnahmen zur Erhöhung 
des Alterseinkommens vom 12.08.2020 (BGBl 2020 Teil I Nr. 38 vom 18.08.2020, Seite 1879)
403



11 Betriebliche Altersversorgung
trag bei 480 € p. a. gedeckelt ist. Somit kann der Arbeitgeber noch eine Förderung
im vierten Quartal von 9 € erhalten (144 € – (3 x 45 €)). Der Arbeitgeberbeitrag
i. H. von 600 € (4 x 150 €) ist bis 480 € steuer- und beitragsfrei. Der übersteigende
Betrag i. H. von 120 € (600 € – 480 €) ist ggf. nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei und
somit auch beitragsfrei, wenn diese Vorschrift nicht bereits durch andere Beiträge
ausgeschöpft ist. Ansonsten besteht für diesen übersteigenden Betrag Steuer-
und Beitragspflicht.

Lösung ab 01.01.2020:

Nach § 100 EStG ist der Betrag in Höhe von 600 € komplett steuerfrei. Die Sozial-
versicherung folgt der Steuerfreiheit mit Beitragsfreiheit. Der Förderbetrag pro
Quartal beträgt 45 € (30 % von 150 €) und übersteigt somit den jährlichen Maxi-
malbetrag i. H. von 288 € (30 % von 960 €) nicht.

Der zusätzliche Arbeitgeberbeitrag zur betrieblichen Altersversorgung für Gering-
verdiener ist bis zum förderfähigen Höchstbetrag von 960 € jährlich steuer- und
beitragsfrei (§ 100 Abs. 5 Satz 1 EStG).

Der Arbeitgeberbeitrag (§ 100 EStG) wird nicht auf das daneben bestehende steu-
erfreie Volumen des § 3 Nr. 63 EStG angerechnet. Es kann somit ein über den för-
derungsfähigen Höchstbetrag hinaus gezahlter zusätzlicher Arbeitgeberbeitrag
nach den Regelungen des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei sein, wenn das Volumen des
§ 3 Nr. 63 EStG nicht bereits durch andere Beträge ausgeschöpft worden ist.

Bei am 01.01.2018 bereits bestehenden Vereinbarungen einer betrieblichen Alters-
versorgung kann der Arbeitgeber den staatlichen Förderbetrag nicht in Anspruch
nehmen, ohne dass zusätzliche Mittel mindestens in Höhe des staatlichen Zuschus-
ses für die betriebliche Altersversorgung des Arbeitnehmers zur Verfügung gestellt
werden. Dies gilt entsprechend bei geringfügigen Beitragserhöhungen (§ 100 Abs. 2
Satz 2 EStG). Mit dieser gesetzlichen Regelung wird das Ziel verfolgt, den Arbeitge-
ber mit dem Förderbetrag zu motivieren, zusätzliche Arbeitgeberbeiträge für die Al-
tersversorgung seiner Arbeitnehmer aufzubringen. Bezugsjahr für die Höhe der zu-
sätzlich aufzubringenden Mittel ist dabei allerdings das Jahr 2016. Wird somit
erstmalig 2017 eine arbeitgeberfinanzierte betriebliche Altersversorgung vereinbart,
ist diese voll förderfähig.

Beispiel

Ein Arbeitgeber zahlt seit dem 01.01.2016 jährlich einen zusätzlichen Arbeitgeber-
beitrag i. H. von 200 € für einen Arbeitnehmer mit einem laufenden monatlichen
Arbeitslohn i. H. von 2.050 € in eine externe betriebliche Altersvorsorge. Ab dem
01.01.2018 erhöht der Arbeitgeber den jährlichen Beitrag auf 240 €.

Der Mindestbetrag nach § 100 EStG ist mit den 240 € erstmals erreicht. Der Ar-
beitgeberbeitrag ist deshalb nicht mehr nach den steuerrechtlichen Regelungen
des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei, sondern nach den steuerrechtlichen Regelungen
des § 100 EStG. Der bAV-Förderbetrag bezieht sich allerdings auch nur auf den
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Erhöhungsbetrag ab dem Jahr 2018 und beträgt somit nicht 72 € (30 % von
240 €), sondern ist begrenzt auf den Erhöhungsbetrag, also auf nur 40 €.

Beispiel (Abwandlung)

Ein Arbeitgeber zahlt seit dem 01.01.2016 jährlich einen zusätzlichen Arbeitgeber-
beitrag i. H von 210 € für einen Arbeitnehmer mit einem laufenden monatlichen
Arbeitslohn i. H von 2.050 € in eine externe betriebliche Altersvorsorge. Ab dem
01.01.2018 erhöht der Arbeitgeber den jährlichen Beitrag auf 300 €.

Der Mindestbetrag nach § 100 EStG ist mit den 240 € erstmals erreicht. Der Ar-
beitgeberbeitrag ist deshalb nicht mehr nach den steuerrechtlichen Regelungen
des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei, sondern nach den steuerrechtlichen Regelungen
des § 100 EStG. Der bAV-Förderbetrag bezieht sich auch nur auf den Erhöhungs-
betrag ab dem Jahr 2018 und beträgt somit 90 € (30 % von 300 €), was wiederum
dem Erhöhungsbetrag (300 € – 210 €) entspricht. Es erfolgt somit keine Begren-
zung des bAV-Förderbetrags und dieser wird i. H von 90 € gezahlt.

Beispiel (Abwandlung)

Ein Arbeitgeber zahlt seit dem 01.01.2016 jährlich einen zusätzlichen Arbeitgeber-
beitrag i. H von 200 € für einen Arbeitnehmer mit einem laufenden monatlichen
Arbeitslohn i. H von 2.050 € in eine externe betriebliche Altersvorsorge. Ab dem
01.01.2018 erhöht der Arbeitgeber den jährlichen Beitrag auf 300 €.

Der Mindestbetrag nach § 100 EStG ist mit den 240 € erstmals erreicht. Der Ar-
beitgeberbeitrag ist deshalb nicht mehr nach den steuerrechtlichen Regelungen
des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei, sondern nach den steuerrechtlichen Regelungen
des § 100 EStG. Der bAV-Förderbetrag bezieht sich allerdings auch nur auf den
maximalen bAV-Förderbetrag ab dem Jahr 2018 und beträgt somit 90 € (30 %
von 300 €). Die Differenz in Höhe von 10 € wird nicht gefördert.

Für die Inanspruchnahme des Förderbetrags ist unbeachtlich, ob der zusätzliche Ar-
beitgeberbeitrag monatlich, unregelmäßig oder nur einmal im Kalenderjahr gezahlt
wird. Für die Inanspruchnahme des Förderbetrags sind stets die Verhältnisse im
Zeitpunkt der Beitragsleistung maßgeblich (§ 100 Abs. 3 Satz 2 EStG n. F.). Dies gilt
auch bei schwankenden oder steigenden Arbeitslöhnen. Hierdurch kann der Arbeit-
geber den Förderbetrag für die betriebliche Altersversorgung in einfacher Weise und
vor allen Dingen rechtssicher geltend machen.

Beispiel

Ein Arbeitgeber zahlt ab dem 01.01.2018 monatlich eine zusätzlichen Arbeitge-
berbeitrag i. H von 40 € für einen Arbeitnehmer mit einem laufenden monatlichen
Arbeitslohn i. H von 2.150 € in eine externe betriebliche Altersvorsorge. Ab
01.07.2018 erhöht sich der laufende Arbeitslohn auf 2.214,50 €. Der Arbeitgeber
zahlt weiterhin den zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag.
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11 Betriebliche Altersversorgung
Ab dem 01.07.2018 kann der Arbeitgeber den bAV-Förderbetrag nicht mehr in An-
spruch nehmen. Der Arbeitnehmer überschreitet ab Juli 2018 die Geringverdie-
nergrenze i. H von 2.200 €. Die Monate Januar bis Juni 2018 bleiben unberück-
sichtigt, dass heißt zu diesem Zeitpunkt war die Geringverdienergrenze nicht
überschritten. Daher erfolgt auch keine Rückforderung der Förderung.

Ab dem 01.01.2020 ist die Grenze für das laufende steuerpflichtige Brutto auf
2.575 € erhöht. Somit kann der Arbeitgeber ab dem 01.01.2020 die Förderung nach
§ 100 EStG und die damit verbundene Steuerfreiheit erneut wieder anwenden.

Eine spätere Versorgungsleistung auf Grundlage von Beiträgen, für die der bAV-För-
derbetrag in Anspruch genommen wurde, wird zu den sonstigen steuerpflichtigen
Einkünften (§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG) hinzugerechnet.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, für die Inanspruchnahme des bAV-Förderbetrags die
jeweiligen Voraussetzungen für jeden einzelnen Arbeitnehmer in deren Lohnkonto
zu dokumentieren. Zusätzlich muss der Arbeitgeber der Versorgungseinrichtung die
steuerfreien Beträge mitteilen, damit diese bei der nachgelagerten Besteuerung be-
rücksichtigt werden. Die Versorgungseinrichtung hat diese Daten der Finanzverwal-
tung im Rahmen einer Rentenbezugsmitteilung (§ 22a EStG) zu übermitteln.

Wird im Zuge einer Lohnsteuer-Außenprüfung festgestellt, dass bei einem Arbeitge-
ber die Voraussetzungen für den bAV-Förderbetrag nicht vorgelegen haben, werden
die für die Lohnzahlungszeiträume entsprechenden Lohnsteuer-Anmeldungen durch
den Betriebsprüfer geändert. Verfahrensrechtlich ist eine solche Änderung unproble-
matisch, da Lohnsteuer-Anmeldungen als Steueranmeldungen einer Steuerfestset-
zung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleichstehen (§ 168 i. V. mit § 164 AO).
Auch die Vorschriften aus der Abgabenordnung für Steuervergütungen sowie die
Straf- und Bußgeldvorschriften sind entsprechend anzuwenden (§ 100 Abs. 4 Nrn. 2
und 3 EStG). Allerdings finden auch für den bAV-Förderbetrag die Vorschriften für
die lohnsteuerrechtliche Anrufungsauskunft (§ 42e EStG) Anwendung. In strittigen
Fällen sollten Arbeitgeber wie auch steuerliche Berater von dieser Möglichkeit Ge-
brauch machen.

11.10 Bescheinigung mehrerer 
Versorgungsbezüge

Im amtlichen Programmablaufplan ist nicht berücksichtigt, dass bei einem Arbeitneh-
mer mindestens zwei Versorgungsbezüge mit unterschiedlichem Kohortenjahr vor-
liegen können (z. B. Witwe erhält neben ihren eigenen Versorgungsbezügen aus
2006 noch die Witwenrente ihres 2005 verstorbenen Ehegatten).

Wichtig

In diesen Fällen werden sämtliche Versorgungsbezüge mit den Werten des Ver-
sorgungsfreibetrags und des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag der ältesten
Kohorte abgerechnet.
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Allerdings müssen die Beträge der verschiedenen Kohorten im Lohnkonto getrennt
aufgezeichnet (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 LStDV/BMF-Schreiben vom 24.02.2005, Rz. 79) und
in der Lohnsteuerbescheinigung getrennt bescheinigt werden. Nur so ist das Finanz-
amt in der Lage, im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung die richtige Berech-
nung des Versorgungsfreibetrags und des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag je
Kohorte berechnen zu können.

Hinweis

Bei Zahlungen von zwei oder mehreren Versorgungsbezügen mit unterschiedli-
chen Kohorten sind die Eintragungen in den Zeilen 29 bis 32 mehrfach vor-zuneh-
men und für den Arbeitnehmer ggf. auf einem gesonderten Blatt auszudrucken.

11.10.1 Aufzeichnungspflichten Versorgungsbezüge
Zur besseren Nachprüfbarkeit der ermittelten Freibeträge für Versorgungsbezüge
wurden neue Bescheinigungspflichten eingeführt.

In Zeile 29 bzw. Zeile 30 der Lohnsteuerbescheinigungen ab 2005 müssen die Be-
messungsgrundlage (Jahresversorgungsbezug) bzw. der Monat und das Jahr des
Versorgungsbeginns eingetragen werden.

In Zeile 31 ist der erste und letzte Monat bei unterjährigem Zahlungsbeginn anzuge-
ben.

Die Zeile 32 enthält Angaben bei Versorgungsbezügen in Form einer Kapitalzahlung
und bei Sterbegeldern. Ausführlich sind die Bescheinigungspflichten in Kap. 4.9 zum
Thema Elektronische Lohnsteuerbescheinigung beschrieben.

11.10.2 Sozialversicherungsrechtliche Behandlung
Krankenversicherungspflichtige Rentner und versicherungspflichtige Beschäftigte
müssen für die Betriebsrenten Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung bezah-
len.

In der Krankenversicherung ist seit dem 01.01.2004 der volle Beitragssatz vom Rent-
ner zu übernehmen (bis 2003 war es nur der halbe Satz). In der Pflegeversicherung
war von Anfang an der volle Satz anzuwenden.

Für privat versicherte Rentner sind keine Beiträge abzuführen, ebenso wenig für Be-
triebsrenten an gesetzlich pflichtversicherte Betriebsrentner, die einen Freibetrag
von 197,75 € monatlich nicht übersteigen. Dies entspricht 1/20 der monatlichen Be-
zugsgröße, 2026 = 3.955 €.

Freiwillig krankenversicherte Rentner zahlen ab dem 01.01.2004 den vollen allge-
meinen Beitragssatz ihrer Krankenkasse (bis 2003 wurde nur der ermäßigte Bei-
tragssatz erhoben). Die Beiträge sind von den sogenannten Zahlstellen (ehemalige
Arbeitgeber bzw. deren Versorgungskassen) an die Krankenkassen abzuführen.
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11 Betriebliche Altersversorgung
Der Arbeitgeber kann beantragen, dass die Arbeitnehmer ihre Beiträge selbst abfüh-
ren, wenn er für weniger als 30 beitragspflichtige Empfänger Zahlungen leistet.

Auch Kapitalzahlungen, die seit 2004 zur Auszahlung kommen, sind beitragspflichtig
in der Kranken- und Pflegeversicherung mit dem vollen Beitragssatz. Dabei ist die
Kapitalzahlung für die Beitragsberechnung durch 120 Monate zu teilen (zehn Jahre).
Somit unterliegt der 120. Teil der Kapitalzahlung der monatlichen Beitragspflicht.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer erhält eine Kapitalauszahlung aus seiner Direktversicherung in
Höhe von 60.000 €. Pro Monat müssen zehn Jahre lang 500 € der vollen Beitrags-
pflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung unterworfen werden. Die Beiträge
sind allerdings von der Krankenkasse direkt einzuziehen. Die Zahlstelle hat ledig-
lich die Kapitalzahlung der zuständigen Krankenkasse des Arbeitnehmers zu mel-
den.

Die betriebliche Altersversorgung in Form einer Direktzusage kann nicht mit einer Al-
tersvorsorgezulage oder einem Sonderausgabenabzug gefördert werden, da in der
Anwartschaftsphase kein steuerpflichtiger Lohnzufluss entsteht.

11.11 Arbeitgeberzuschuss bei 
Entgeltumwandlung

Der Gesetzgeber änderte bestehende Regelungen bei Entgeltumwandlung und den
vom Arbeitgeber eingesparten Sozialversicherungsbeiträgen. Bei einer Entgeltum-
wandlung des Arbeitnehmers zugunsten einer externen betrieblichen Altersvorsorge
muss der Arbeitgeber die eingesparten Sozialversicherungsbeiträge zugunsten der
betrieblichen Altersvorsorge verwenden. Der Anteil der eingesparten Sozialversiche-
rungsbeiträge ist dabei nicht individuell für jeden einzelnen Arbeitnehmer zu ermit-
teln, sondern ist pauschal zu zahlen.

Bei jeder Entgeltumwandlung des Arbeitnehmers zugunsten einer externen bAV, die
nicht eine reine Beitragszusage ist (§ 1a Abs. 1a BetrAVG), also bei den bisherigen
Modellen einer bAV (meist beitragsorientierte Leistungszusage), muss der Arbeitge-
ber – soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart
– mindestens die ersparten Sozialversicherungsbeiträge zusätzlich auf den exter-
nen bAV-Vertrag des Arbeitnehmers zahlen, maximal 15 % des Umwandlungsbe-
trags. Das gilt gemäß § 26a BetrAVG

• ab dem 01.01.2019 für neue Entgeltumwandlungsvereinbarungen,
• ab dem 01.01.2022 auch für bis zum 31.12.2018 geschlossene Entgeltumwand-

lungsvereinbarungen,
• sowohl i. V. m. § 40b EStG a. F. als auch i. V. m. § 3 Nr. 63 EStG,
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11.11 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung
soweit bedeutet, dass der Arbeitgeberzuschuss genauso hoch ist wie die eingespar-
ten AG-Beiträge zur SV, also auch niedriger als 15 % sein kann, jedoch höchstens
15 % des Umwandlungsbetrags beträgt (Deckelung). Die Zuschusszahlung ist eine
gesetzliche Regelung, jedoch tarifdispositiv (§ 19 BetrAVG). In einem Tarifvertrag
kann hierfür auch ein anderer (z. B. niedrigerer) Arbeitgeberzuschuss oder eine an-
dere kompensierende Arbeitgeberzahlung geregelt werden.

Ausnahmen gelten bei einer Direktversicherung oder einer Umlagekasse. Da dieser
Arbeitgeberanteil als Erhöhung des Arbeitnehmerbeitrags gilt, ist dieser Anspruch
unverfallbar.

Zusätzlich wurde gesetzlich geregelt, dass dieser Arbeitgeberbeitrag steuerfrei nach
§ 3 Nr. 63 EStG ist. Für bestehende Entgeltumwandlungsvereinbarungen ist eine
Bestandsschutzregelung (§ 26a BetrAVG) eingeführt, die vorsieht, dass für diese
Verträge der pauschalierte Arbeitgeberzuschuss ab 01.01.2022 gezahlt werden
muss. Die Bundesregierung begründet diese Regelung mit den notwendigen Schrit-
ten der Tarifvertragsparteien bei bestehenden Regelungen.
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 12 Jahresabschlussarbeiten

12.1 Allgemeines
In der Entgeltabrechnung fallen am Jahresende noch eine Reihe von abschließen-
den Tätigkeiten an. Als Beispiele wichtiger Aktivitäten sind zu nennen:

• Lohnsteuerjahresausgleich des Arbeitgebers,
• Abschluss der Lohnkonten,
• Erstellen der elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen,
• Jahresmeldungen an die Krankenkassen,
• Prüfen der Jahresarbeitsentgeltgrenzen,
• Rückstellungen für Urlaub bilden.

12.2 Lohnsteuerjahresausgleich
Arbeitgeber, die am Jahresende mindestens zehn Arbeitnehmer (individuell ver-
steuert) beschäftigen, sind zur Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleichs nach
§ 42b EStG gesetzlich verpflichtet.

Auch wenn weniger als zehn Arbeitnehmer am Jahresende beschäftigt sind, kann
der Lohnsteuerjahresausgleich freiwillig durchgeführt werden. Dies ist durchaus im
Interesse der Arbeitnehmer, weil ihnen dadurch eventuell zu viel gezahlte Lohn-
steuer z. B. bereits mit der Dezemberabrechnung zurückerstattet werden kann.

Der Lohnsteuerjahresausgleich durch den Arbeitgeber dient der zutreffenden Einbe-
haltung und Abführung der Lohnsteuer für das laufende Kalenderjahr. Die Lohn-
steuer ist von ihrem Wesen her eine Jahressteuer. Die monatlichen Lohnsteuerer-
mittlungen stellen lediglich eine vorläufige Vorauszahlung dar.

Insbesondere durch stark schwankende Einkünfte (z. B. bei auf Provisionsbasis be-
zahlten Verkäufern), Steuerklassenänderungen oder Fehlzeiten während des Jahres
kann die Jahressteuer mehr oder weniger stark von den monatlichen, im Voraus be-
zahlten Beträgen abweichen.

Um diese Differenzen zu bereinigen, wird der Lohnsteuerjahresausgleich durchge-
führt, der nicht mit der persönlichen Veranlagung des Arbeitnehmers verwechselt wer-
den darf.

Beispiel

Bei einem Arbeitnehmer sind im laufenden Jahr Werbungskosten in Höhe von
2.000 € angefallen. Da die Werbungskosten den Pauschbetrag von 1.230 € über-
steigen, kann der Arbeitnehmer die höheren Kosten nur bei seiner persönlichen
Einkommensteuer-Veranlagung geltend machen.
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12 Jahresabschlussarbeiten
12.2.1 Erstattung der Lohnsteuer
Während des Jahres zu viel abgeführte Lohnsteuer kann dem Arbeitnehmer im Zuge
des Lohnsteuerjahresausgleichs erstattet werden. Die Erstattung wird sofort mit der
Lohnsteuerschuld in dem Monat der Durchführung des Ausgleichs mit der normal
angefallenen Lohnsteuer verrechnet.

Wichtig

Ergibt der Lohnsteuerjahresausgleich, dass zu wenig Steuer während des Jahres
einbehalten wurde, so darf der Arbeitgeber diese nicht im Zuge des Ausgleichs
nachfordern, es sei denn, dass die Lohnsteuer fehlerhaft berechnet wurde.

Bei während des Jahres richtig abgelesener Lohnsteuer kann eine eventuelle Nach-
forderung nur im Rahmen der persönlichen Steuerveranlagung des Arbeitnehmers
durch das Finanzamt vorgenommen werden.

Hinweis

Der Lohnsteuerjahresausgleich kann frühestens mit der Dezemberabrechnung
des laufenden Jahres, spätestens mit der Februarabrechnung des Folgejahres
durchgeführt werden.

12.2.2 Verbot des Lohnsteuerjahresausgleichs
In den folgenden Fällen verbietet der Gesetzgeber die Durchführung des Lohnsteu-
erjahresausgleichs:

• wenn der Arbeitnehmer es beantragt,
• wenn die Lohnsteuerbescheinigung Fehlzeiten aufweist, d. h. der Arbeitnehmer

nicht das gesamte Kalenderjahr beschäftigt war bzw. unter Nutzung der ELStAM
abgerechnet wurde,

• wenn der Arbeitnehmer für das ganze oder für einen Teil des Kalenderjahres
nach Steuerklasse V oder VI zu besteuern war,

• wenn der Arbeitnehmer für einen Teil des Kalenderjahres nach Steuerklasse III
oder IV zu besteuern war,

• wenn der Arbeitnehmer mit Steuerklasse IV und Faktor zu besteuern war,
• wenn der Arbeitnehmer im Kalenderjahr folgende Lohnersatzleistungen bezogen

hat:
– (Saison-)Kurzarbeitergeld,
– Winterausfallgeld,
– Zuschuss zum Mutterschaftsgeld,
– Zuschuss nach § 4a Mutterschutzverordnung des Bundes,
– Aufstockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz,
– Entschädigungen für Verdienstausfall nach dem Infektionsschutzgesetz.
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12.2 Lohnsteuerjahresausgleich
• wenn der Buchstabe „U“ für Unterbrechung im Lohnkonto vorhanden ist,
• wenn der Arbeitnehmer im Kalenderjahr Arbeitslohn bezogen hat, der nach einem

Doppelbesteuerungsabkommen bzw. Auslandstätigkeitserlass von der Lohnsteuer
befreit war,

• wenn dem Arbeitgeber die steuerliche ID nicht genannt wurde und somit kein
ELStAM-Abruf möglich war,

• wenn ein Freibetrag oder Hinzurechnungsbetrag in den ELStAM eingetragen ist,
• wenn der Großbuchstabe „S“ auf der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesen ist.

Dies ist dann der Fall, wenn dem Arbeitgeber beim Neueintritt eines Arbeitneh-
mers keine Lohnsteuerbescheinigung vom früheren Arbeitgeber vorliegt (da elek-
tronisch durchgeführt) und der Arbeitnehmer keine Vorarbeitgeberwerte mitteilt,

• wenn sich bei einem Arbeitnehmer der individuelle Zusatzbeitrag zur Krankenver-
sicherung während des Jahres ändert.

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2024 wurden die Ausschlussgründe für den
Lohnsteuer-Jahresausgleich erweitert und die bestehende Verwaltungsauffassung
gesetzlich konkretisiert. Da die Änderungen rückwirkend ab dem 01.01.2024 gelten,
hat der Arbeitgeber die Ausschlussgründe bereits im Rahmen des betrieblichen Er-
stattungsverfahrens für das Jahr 2024 zu beachten.

Danach ist ein Lohnsteuer-Jahresausgleich ab dem Jahr 2024 ausgeschlossen,
wenn

• der Arbeitnehmer im Ausgleichsjahr Qualifizierungsgeld bezogen hat,
• für den Arbeitnehmer im Ausgleichsjahr im Rahmen der Vorsorgepauschale im

Zusammenhang mit der Pflegeversicherung unterschiedliche Abschläge wegen
der Anzahl der Kinder berücksichtigt wurden,

• der Arbeitnehmer im Ausgleichsjahr ausländische Einkünfte aus nichtselbststän-
diger Arbeit bezogen hat, von denen keine inländische Lohnsteuer einbehalten
wurde.

Beispiel

Ein Arbeitnehmer hat im Laufe des Kalenderjahres geheiratet und sich somit die
Steuerklasse I auf III abändern lassen. Für ihn darf kein Lohnsteuerjahresausgleich
durchgeführt werden.

Ein Arbeitnehmer war längere Zeit krank und hat während des Kalenderjahres
Krankengeld von seiner Krankenkasse erhalten. Dieser Tatbestand wurde auf der
Lohnsteuerbescheinigung in der Zeile 2 „Zeiten ohne Anspruch auf Arbeitslohn“
durch den Buchstaben „U“ für Unterbrechung bescheinigt. Somit kann kein Lohn-
steuerjahresausgleich stattfinden.
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12 Jahresabschlussarbeiten
12.2.3 Durchführung des 
Lohnsteuerjahresausgleichs

Zur Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleichs wird der maßgebliche Jahresar-
beitslohn herangezogen. Dabei handelt es sich um das steuerpflichtige Bruttojahres-
entgelt (inklusive Sachbezügen und Einmalbezügen), welches dem Arbeitnehmer im
Laufe des Kalenderjahres zugeflossen ist.

Vorsicht

Entscheidend für die Durchführung des Lohnsteuerjahresausgleichs sind immer die
zuletzt gemeldeten ELStAM (Steuerklasse, Konfession, Kinderfreibeträge usw.).

12.2.4 Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag
Wird für einen Arbeitnehmer ein Lohnsteuerjahresausgleich durchgeführt, sind stets
auch der Solidaritätszuschlag und die Kirchensteuer auszugleichen. Grundlage für
die steuerrechtlichen Abzüge ist die Jahreslohnsteuertabelle.

12.2.5 Aufzeichnungs- und 
Bescheinigungspflichten

Im Rahmen des Lohnsteuerjahresausgleichs erstattete Beträge müssen im Lohn-
konto gesondert aufgezeichnet werden.

Im Rahmen der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung sind allerdings die tatsäch-
lich verbleibenden Beträge (nach Verrechnung mit einer Erstattung) zu bescheinigen.

12.3 Abschluss der Lohnkonten
Am Ende des Kalenderjahres werden die einzelnen Monatswerte in den Lohnkonten
addiert und die Lohnkonten abgeschlossen. Die Lohnkonten müssen bis zum Ablauf
des sechsten Kalenderjahres, welches auf die zuletzt eingetragene Lohnzahlung folgt,
aufbewahrt werden.

12.4 Lohnsteuerbescheinigung
Nach Ablauf des Jahres bzw. bei Beendigung des Dienstverhältnisses hat der Arbeit-
geber aufgrund der Angaben in den Lohnkonten verschiedene Einträge auf der Lohn-
steuerbescheinigung vorzunehmen. Nach dem Steueränderungsgesetz dürfen die
Lohnsteuerbescheinigungen ab 2005 nur noch elektronisch an die Finanzverwaltung
übermittelt werden. Dem Arbeitnehmer selbst ist eine Bescheinigung nach amtli-
chem Muster im DIN-A4-Format auszuhändigen.
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12.5 Jahresmeldungen
12.5 Jahresmeldungen
Für alle versicherungspflichtigen Arbeitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis über
den Jahreswechsel hinaus andauert, sind vom Arbeitgeber zum 31.12. sogenannte
Jahresmeldungen auszustellen. Die Jahresmeldungen werden mit dem Meldegrund
50 durchgeführt.

Es werden das beitragspflichtige Entgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze der
Rentenversicherung sowie die (noch nicht gemeldeten) Beschäftigungszeiten im ab-
gelaufenen Kalenderjahr bescheinigt.

Für geringfügig entlohnte Arbeitnehmer sind seit dem 01.04.1999 auch Jahresent-
geltmeldungen durchzuführen (allerdings nicht für die kurzfristig Beschäftigten).

Wichtig

Die Jahresmeldungen sind der zuständigen Krankenkasse bis spätestens 15.02.
des folgenden Jahres zu übermitteln.

Seit dem 01.01.2016 muss zusätzlich bis zum 16.02. die UV-Jahresmeldung er-
stellt werden (erstmals für das Jahr 2015).

Die Krankenkassen leiten die Meldungen dann an den zuständigen Rentenversiche-
rungsträger weiter. Dort wird aufgrund der Angaben in den Jahresmeldungen ein
Rentenkonto für jeden Arbeitnehmer aufgebaut.

Die folgende Checkliste gibt einen Überblick über die wichtigsten am Jahresende
vorzunehmenden Jahresabschlussarbeiten.

Tätigkeiten des Arbeitgebers am Jahresende Frist

Lohnsteuerjahresausgleich des Arbeitgebers Dezember bis Februar

Lohnkonten abschließen Dezember

Elektronische Lohnsteuerbescheinigungen an das Finanz-
amt (Clearingstelle) übermitteln

spätestens bis 28.02. 
Folgejahr

Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung an 
Arbeitnehmer aushändigen

spätestens bis 28.02. 
Folgejahr

Jahresarbeitsentgelt mit Jahresarbeitsentgeltgrenzen ab-
gleichen, ggf. Abmeldung als Pflichtversicherter, Anmel-
dung als freiwillig Versicherter

Dezember/Januar

DEÜV-Jahresmeldungen an die Krankenkassen über-
mitteln

spätestens bis 15.02. 
Folgejahr

Tabelle 12.1: Jahresendarbeiten
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12 Jahresabschlussarbeiten
UV-Jahresmeldung spätestens bis 15.02. 
Folgejahr

Meldung der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabe an 
die Agentur für Arbeit

spätestens bis 
Dezember

Meldungen an die Berufsgenossenschaft für die Unfall-
versicherung

spätestens bis 15.02. 
Folgejahr

Jahresmeldungen an das statistische Landesamt spätestens bis 15.02. 
Folgejahr

Verschiedene Rückstellungen bilden, z. B. für Urlaub, 
Provisionen, Überstunden, Jubiläen usw.

Dezember

Überprüfung der 4-%-Grenze (SV) bzw. 8-%-Grenze (LSt) 
für die betriebliche Altersversorgung

Dezember

Beitragsgruppenschlüssel, Personengruppenschlüssel, 
Tätigkeitsmerkmale für DEÜV überprüfen

Januar

Prüfen, ob Betrieb umlagepflichtig (U1) wird (Grenzzahl 
30 Arbeitnehmer beachten)

Januar

Beitrag für Arbeitgeberverband überweisen Januar

Abstimmung der Finanzbuchhaltungskonten Januar

Kostenstellenzuordnung überprüfen Januar

Gehälter und sonstige Zulagen überprüfen Januar

Vermögensbildung überprüfen Januar

Tätigkeiten des Arbeitgebers am Jahresende Frist

Tabelle 12.1: Jahresendarbeiten (Forts.)
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 13 Anlagen

13.1 Arbeitslohn von A bis Z
Art der Arbeitgeberleistung Lohn-

steuerfei
Sozial-

abgabenfrei

Abfindungen (§ 3 Nr. 9 EStG)
wegen Auflösung des Dienstverhältnisses
ohne betragsmäßige Grenze

nein ja

Aktienüberlassung
kostenlose oder verbilligte Überlassung an den Arbeit-
nehmer, höchstens 1.440 € im Kalenderjahr (§ 3 Nr. 39 
EStG)

ja ja

Altersrenten
Abzug des Versorgungsfreibetrags (2026 in Höhe von 
12,8 % der Rente, max. 960 €, zzgl. 288 € Zuschlag zum 
Versorgungsfreibetrag pro Jahr) (§ 19 Abs. 2 EStG). 

ja ja

Altersteilzeit
Aufstockungsbeträge und Beiträge zur Höherversiche-
rung nach dem Altersteilzeitgesetz, auch soweit sie über 
die gesetzlichen Mindestbeträge hinausgehen; s. a. Auf-
stockungsbeträge (§ 3 Nr. 28 EStG)

ja ja

Altersübergangsgeld gem. § 249e Arbeitsförderungs-
gesetz (AFG)

ja ja

Antrittsgebühren
im grafischen Gewerbe, wenn sie aufgrund tariflicher 
Regelung gewährt werden, bis zur Höhe der Sonn- und 
Feiertagszuschläge (§ 3b EStG)

ja ja

Arbeitgeberanteile
zur gesetzlichen Sozialversicherung

ja ja

Arbeitskleidung, s. Berufskleidung

Arbeitsmittel, s. Werkzeuggeld

Aufmerksamkeiten
wenn deren Wert 60 € nicht übersteigt (z. B. Blumen, 
Buch, Genussmittel aus persönlichem Anlass des Arbeit-
nehmers oder Mahlzeiten während außergewöhnlicher 
Arbeitseinsätze) (LStR 19.6 Abs. 1 Satz 2 LStR) 

ja ja
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13 Anlagen
Aufstockungsbeträge (siehe Altersteilzeit)

Auslagenersatz
durch den Ausgaben des Arbeitnehmers für den Arbeit-
geber ersetzt werden (§ 3 Nr. 50 EStG)

ja ja

Autotelefon
• im Firmenwagen
• im Pkw des Arbeitnehmers, wie beim Telefon in der 

Wohnung; ohne Einzelnachweis maximal 20 € pro 
Monat, s. Telefon

ja ja

Berufskleidung
falls es sich um typische Berufskleidung handelt, die 
dem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt überlas-
sen wird (z. B. Uniform bei Stewardessen, Pförtnern; 
Schutzbekleidung) (§ 3 Nr. 31 EStG)

ja ja

Betriebsrenten
Alters- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, die von früheren 
Arbeitgebern oder aus einer betrieblichen Versorgungs-
kasse gezahlt werden. Bei Altersrenten, wenn der Arbeit-
nehmer das 63. Lebensjahr oder – wenn er Schwerbe-
hinderter ist – das 60. Lebensjahr vollendet hat, und bei 
Erwerbsunfähigkeitsrenten bleiben 2026: 12,8 % der Be-
züge, höchstens 960 €, plus Zuschlag zum Versorgungs-
freibetrag von maximal 288 € jährlich steuerfrei (§ 19 
Abs. 2 EStG).

nein ja

Betriebsveranstaltungen
• übliche Zuwendungen bei Ausflügen, Feiern, Festen 

u. Ä., falls die Aufwendungen pro teilnehmendem Ar-
beitnehmer 110 € nicht überschreiten (Freibetrag).

ja ja

• die Zuwendungen bei lohnsteuerpflichtigen Ver-
anstaltungen werden pauschal versteuert

nein ja

Bewirtung
falls an der Bewirtung Geschäftspartner oder Geschäfts-
freunde teilnehmen, z. B. Bewirtungsleistungen im Rah-
men von Konzernunternehmen; dasselbe gilt für die 
reine Arbeitnehmerbewirtung bei außergewöhnlichen 
Arbeitseinsätzen bis zum Wert von 60 €

ja ja

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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13.1 Arbeitslohn von A bis Z
Dienstwohnung, s. Werkswohnung

Direktversicherung, s. a. Zukunftssicherung
Arbeitgeberbeiträge zu Direktversicherungen mit lebens-
langer Rentenzahlung frühestens ab dem 60. Lebensjahr 
(§ 3 Nr. 63 EStG)
• bis zu 4 % der BBG RV/West (2026: 4.056 €)

ja ja

• weitere bis zu 4 % der BBG RV/West (2026: 4.056 €) ja nein

Doppelte Haushaltsführung
soweit der Arbeitgeber keine höheren Mehraufwendun-
gen ersetzt, als der Arbeitnehmer ansonsten als 
Werbungskosten geltend machen könnte (§ 9 EStG, 
LStR 9.11) 

ja ja

Erholungsbeihilfen
• wenn die Zahlung dem Anlass nach gerechtfertigt ist, 

z. B. in Krankheits- oder Unglücksfällen, bis 600 € 
jährlich, darüber hinaus nur bei besonderem Notfall 
(dabei sind Einkommensverhältnisse und der Fami-
lienstand zu berücksichtigen) (LStR 3.11)

ja ja

• sonstige Leistungen, z. B. Urlaub in Betriebserho-
lungsstätten oder Barzuschüsse zum Erholungs-
urlaub

nein nein

• die Beihilfen werden pauschal versteuert (bis zu 
156 € zzgl. 104 € für den Ehegatten und 52 € für 
jedes Kind) (§ 40 Abs. 2 Nr. 3 EStG)

nein ja

Essenszuschüsse (LStR 8.1)
• die zur Verbilligung von Mahlzeiten für die Arbeitneh-

mer unmittelbar an eine Kantine, Gaststätte usw. ge-
geben werden, soweit der vom Arbeitnehmer noch zu 
entrichtende Eigenanteil den amtlichen Sachbezugs-
wert der Mahlzeit nicht unterschreitet (2026: Mittag- 
und Abendessen: 4,57 €, Frühstück: 2,37 €)

ja ja

• der Eigenanteil überschreitet den amtlichen Sach-
bezugswert nicht und der geldwerte Vorteil wird pau-
schal versteuert

nein ja

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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13 Anlagen
Fahrtkostenersatz
• für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln

nein nein

• bei Benutzung des eigenen Pkws nein nein

• der Zuschuss wird pauschal versteuert (§ 40 Abs. 2 
EStG)

nein ja

Fehlgeldentschädigung
soweit der Betrag 16 € mtl. nicht überschreitet 
(LStR 19.3) 

ja ja

Feiertagszuschläge (§ 3b EStG)
für tatsächlich geleistete Feiertagsarbeit, soweit sie für 
Arbeiten am 31.12. ab 14:00 Uhr sowie an gesetzlichen 
Feiertagen – mit Ausnahme der Weihnachtsfeiertage 
und des 1. Mai – 125 % und für Arbeiten am 24.12. ab 
14:00 Uhr sowie an den Weihnachtsfeiertagen und am 
1. Mai 150 % des Grundlohns von max. 50 € pro Stunde 
(Steuer) bzw. 25 € pro Stunde (SV) nicht übersteigen. 
Als Feiertagsarbeit gilt auch die Arbeit von 0 Uhr bis 
4 Uhr des auf den Feiertag folgenden Tages

ja ja

Fernsprechgebühren, s. Telefon

Fortbildungsleistungen
soweit sie der Beschäftigungsfähigkeit des Arbeitneh-
mers dienen und keinen Belohnungscharakter haben

ja ja

Getränke und Genussmittel (LStR 19.6)
die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unentgeltlich oder 
verbilligt zum Gebrauch im Betrieb überlässt (z. B. 
Kaffee, Süßigkeiten)

ja ja

Heimarbeiterzuschläge (LStR 9.13)
soweit sie 10 % des Grundlohns nicht übersteigen

ja ja

Insolvenzgeld nach dem SGB III ja ja

Jahreswagenrabatt, s. Personalrabatte

Jobtickets
geldwerte Vorteile aus der unentgeltlichen oder verbillig-
ten Überlassung von Jobtickets

ja ja

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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13.1 Arbeitslohn von A bis Z
Kindergartenzuschüsse (§ 3 Nr. 33 EStG)
Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung und Be-
treuung von nicht schulpflichtigen Kindern in betriebs-
fremden oder betriebseigenen Kindergärten und in ähnli-
chen Einrichtungen

ja ja

Konkursausfallgeld nach AFG ja ja

Mehrarbeitszuschläge nein nein

Mutterschaftsgeldzuschüsse nach dem MuSchG ja ja

Nachtarbeitszuschläge (§ 3b EStG )
die für tatsächlich geleistete Nachtarbeit neben dem 
Grundlohn gezahlt werden, soweit sie 25 % des Grund-
lohns von max. 50 € pro Stunde (Steuer) bzw. 25 € pro 
Stunde (SV) nicht übersteigen. Wenn die Nachtarbeit vor 
0 Uhr beginnt, ist für die Zeit von 0 Uhr bis 4 Uhr ein Zu-
schlag bis zu 40 % steuer- und beitragsfrei

ja ja

Nebentätigkeit (§ 3 Nr. 26 EStG)
Einnahmen hieraus als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher 
oder für die nebenberufliche Pflege alter, kranker oder 
behinderter Menschen in einer nach dem Körperschafts-
steuergesetz steuerbefreiten Einrichtung bis zur Höhe 
von insgesamt 3.000 € pro Jahr

ja ja

Pensionsfonds
Arbeitgeberbeiträge zu Pensionsfonds, s. Pensionskas-
senbeiträge ohne Pauschalbesteuerungsmöglichkeit

siehe 
nächste 

Zeile

siehe 
nächste 

Zeile

Pensionskassenbeiträge (§ 3 Nr. 63 EStG)
• bis zu 4 % der BBG RV/West (2026: 4.056 €)

ja ja

• weitere bis zu 4 % der BBG RV/West (2026: 4.056 €) ja nein

Personalrabatte (§ 8 Nr. Abs. 3 EStG)
beim Bezug von Waren oder Dienstleistungen, die vom 
Arbeitgeber nicht überwiegend für den Bedarf seiner Ar-
beitnehmer hergestellt, vertrieben oder erbracht werden, 
soweit der Nachlass insgesamt 1.080 € im Kalenderjahr 
(Rabattfreibetrag) nicht übersteigt. Dabei sind die um 
4 % geminderten Endpreise zugrunde zu legen, zu de-
nen der Arbeitgeber die Waren oder Dienstleistungen 
fremden Letztverbrauchern anbietet

ja ja

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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Reisekostenvergütung (§ 3 Nr. 13 und 16 EStG)
soweit der Arbeitgeber keine höheren Beträge ersetzt, 
als der Arbeitnehmer ansonsten als Werbungskosten ab-
ziehen könnte

ja ja

Sachprämien (§ 3 Nr. 38 EStG)
aus Kundenbindungsprogrammen (z. B. Miles and More) 
bis 1.080 € im Kalenderjahr

ja ja

Sammelbeförderung (§ 3 Nr. 32 EStG)
der Arbeitnehmer zwischen Wohnung und Arbeitsstelle 
mit einem vom Arbeitgeber eingesetzten Beförderungs-
mittel (Omnibus, Kleinbus oder für mehrere Arbeitneh-
mer zur Verfügung gestellter Pkw), wenn dies betrieblich 
notwendig ist

ja ja

Sonntagsarbeitszuschläge (§ 3b EStG)
die für tatsächlich geleistete Sonntagsarbeit neben dem 
Grundlohn gezahlt werden, soweit sie 50 % des Grund-
lohns von max. 50 € pro Stunde (Steuer) bzw. 25 € pro 
Stunde (SV) nicht übersteigen, als Sonntagsarbeit gilt 
auch die von 0 Uhr bis 4 Uhr des auf den Sonntag fol-
genden Tages geleistete Arbeit

ja ja

Sterbegeld
das der frühere Arbeitgeber gewährt, als Versorgungs-
bezug 2026 mit 12,8 %, max. 960 € pro Jahr, zzgl. 288 € 
(§ 19 Abs. 2 EStG); s. Betriebsrenten

nein ja

Telefon
• Privatgespräche am Arbeitsplatz (§ 3 Nr. 45 EStG)

ja ja

• Telefonanschluss in der Wohnung Gesprächsgebüh-
ren für betriebliche Telefonate, wenn der Arbeitneh-
mer Aufzeichnungen führt, zumindest für drei Monate

ja ja

• ohne Nachweis bei einem Arbeitnehmer, für den be-
trieblich veranlasste Telefongespräche in der Woh-
nung glaubhaft gemacht werden (z. B. Außendienst-
mitarbeiter), maximal 20 € pro Monat

ja ja

Trinkgelder (§ 3 Nr. 5 EStG)
freiwillige Trinkgelder, die ohne Rechtsanspruch gewährt 
werden, in unbegrenzter Höhe 

ja ja

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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13.1 Arbeitslohn von A bis Z
Umsatzprovision nein nein

Umzugskostenvergütung
• aus öffentlichen Kassen (§ 3 Nr. 13 EStG)

ja ja

• im privaten Dienst bei dienstlich veranlasstem Umzug 
bis zur Höhe der Beträge, die nach dem Bundesum-
zugsrecht als höchstmögliche Umzugskostenvergü-
tung gezahlt werden könnten (§ 3 Nr. 16 EStG)

ja ja

Verbesserungsvorschläge-Prämien nein nein

Vermögensbeteiligung, s. Aktienüberlassung

Verpflegungskostenzuschüsse
• 28 € bei 24-stündiger Abwesenheit
• 14 € bei über achtstündiger Abwesenheit
die Beträge gelten einheitlich für Dienstreisen, Einsatz-
wechsel- und Fahrtätigkeit sowie für die berufliche dop-
pelte Haushaltsführung (§ 3 Nr. 16 EStG); bei Auslands-
reisen siehe Auslandsreisekostentabelle (BMF-
Schreiben 02.12.2024).

ja ja

Vorruhestandsleistungen (§ 3 Nr. 9 EStG)
bis zur Höhe der Abfindungsbeträge

ja nein

Vorsorgeuntersuchungen
die auf Veranlassung des Arbeitgebers überwiegend aus 
betrieblichen Gründen unentgeltlich durchgeführt werden

ja ja

Werkswohnung
wenn die Mietpreisverbilligung 2/3 der ortsüblichen Miete 
nicht übersteigt

ja ja

Werkzeuggeld (§ 3 Nr. 30 EStG)
soweit es die Aufwendungen des Arbeitnehmers für die 
betriebliche Nutzung nicht übersteigt

ja ja

Winterdienstausfallgeld (§ 3 Nr. 2 EStG)
nach dem Arbeitsförderungsgesetz; ebenso Wintergeld

ja ja

Zinsersparnisse (LStR 8.1)
bei zinsverbilligten oder unverzinslichen Arbeitgeberdar-
lehen, soweit der vereinbarte Zinssatz den Vergleichs-
zinssatz der Deutschen Bundesbank nicht unterschreitet 
oder der Restdarlehensbetrag 2.600 € nicht übersteigt

ja ja

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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13.2 Behandlung von Teillohnzahlungs-
zeiträumen

Zukunftssicherung
• die der Arbeitgeber aufgrund gesetzlicher Verpflich-

tungen erbringt

ja ja

• Aufwendungen des Arbeitgebers für die Zukunfts-
sicherung in Form von Direktversicherungsbeiträgen 
oder Leistungen an Pensionskassen, falls diese pau-
schal versteuert werden und vom Arbeitgeber zu-
sätzlich zum Lohn/Gehalt oder vom Arbeitnehmer 
durch Entgeltverzicht aus Einmalzahlungen finan-
ziert werden

nein ja

Tatbestand Steuerliche Auswirkung SV-rechtliche Auswirkung

Beginn der Be-
schäftigung wäh-
rend des Monats

• Kürzung Steuertage
• Anwendung Tagestabelle

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Anmeldung mit Melde-

grund = 10

Ende der Beschäfti-
gung während des 
Monats

• Kürzung Steuertage
• Anwendung Tagestabelle

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Abmeldung mit Melde-

grund = 30

Krankheit/Kur nach 
Ablauf der Entgelt-
fortzahlung

• keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung Monatstabelle
• Bescheinigung von „U“ 

auf Lohnsteuerbescheini-
gung und Lohnkonto 
(U-Nachweis) bei mind. 
fünf aufeinanderfolgenden 
Arbeitstagen

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Unterbrechungsmeldung 

bei vollem Kalendermo-
nat ohne Entgelt (Melde-
grund = 51)

Art der Arbeitgeberleistung Lohn-
steuerfei

Sozial-
abgabenfrei
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13.2 Behandlung von Teillohnzahlungszeiträumen
Akut-Pflegezeit 
bis zu 
zehn Arbeitstage 
und Bezug von 
Pflegeunterstüt-
zungsgeld

• keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung Monatstabelle
• U-Nachweis bei mindes-

tens fünf aufeinanderfol-
genden Arbeitstagen

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der Tages-

tabelle
• keine DEÜV-Meldung, 

aber Kombination mit 
unbezahltem Urlaub be-
achten 

Pflegezeit • keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung Monatstabelle
• U-Nachweis bei mindes-

tens fünf aufeinanderfol-
genden Arbeitstagen

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Abmeldung mit Grund 30
• Anmeldung mit Grund 10

Mutterschutzfrist • keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung Monatstabelle
• kein U-Nachweis, wenn 

Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld vom Arbeitge-
ber gezahlt wird

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Unterbrechungsmeldung 

bei vollem Kalendermo-
nat ohne Entgelt (Melde-
grund = 51)

Elternzeit • keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung Monatstabelle
• U-Nachweis bei mindes-

tens fünf aufeinanderfol-
genden Arbeitstagen

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Unterbrechungsmeldung 

bei vollem Kalendermo-
nat ohne Entgelt, sofern 
nicht bereits durch die 
vorangehende Mutter-
schutzfrist eine U-Mel-
dung vorgenommen 
wurde (Meldegrund „52“)

Wehrdienst/
Zivildienst
die Wehr-/ Zivil-
dienstzeit wird be-
scheinigt

• keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung der Monats-
tabelle

• U-Nachweis bei mindes-
tens fünf aufeinanderfol-
genden Arbeitstagen

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Unterbrechungsmeldung 

bei vollem Kalendermo-
nat ohne Entgelt (Melde-
grund = 53) 

Tatbestand Steuerliche Auswirkung SV-rechtliche Auswirkung
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13 Anlagen
Wehrdienst/ Zivil-
dienst
die Wehr-/Zivil-
dienstzeit wird nicht 
bescheinigt

• Kürzung der Steuertage
• Anwendung der Tages-

tabelle
• kein U-Nachweis

Wehrübung • keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung der Monats-
tabelle

• U-Nachweis bei mindes-
tens fünf aufeinanderfol-
genden Arbeitstagen

• Kürzung der SV-Tage
• Anwendung der 

Tages-BBG
• Unterbrechungsmeldung 

bei vollem Kalendermo-
nat ohne Entgelt (Melde-
grund = 53)

• zusätzliche Meldung von 
Beginn und Ende des 
Wehr- und Zivildienstes 
an die zuständige Kran-
kenkasse

Unbezahlter
Urlaub, unentschul-
digtes Fehlen

• keine Kürzung der Steuer-
tage

• Anwendung der Monats-
tabelle

• U-Nachweis bei mindes-
tens fünf aufeinanderfol-
genden Arbeitstagen

• SV-Tage laufen einen 
Zeitmonat weiter, bei 
Bruchmonaten Anwen-
dung der Tages-BBG

• wenn länger als ein Zeit-
monat, erfolgt die Abmel-
dung mit Meldegrund = 
35, bei Wiederaufnahme 
der Tätigkeit erfolgt die 
Anmeldung mit Melde-
grund = 13

Tatbestand Steuerliche Auswirkung SV-rechtliche Auswirkung
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13.3 Pauschalierung der Lohnsteuer
13.3 Pauschalierung der Lohnsteuer
Pauschalierungs-
fähige 
Zuwendungen

Pauschal-
steuersatz

SolZ aus 
der pau-
schalen 
Lohnsteuer

Rechts-
grundlage

Sozialversiche-
rungsrechtliche 
Behandlung

Gewährung von 
sonstigen Bezügen 
in einer größeren 
Zahl von Fällen von 
nicht mehr als 
1.000 € im Kalen-
derjahr

zu berech-
nen nach 
den steuer-
lichen Ver-
hältnissen 
der Arbeit-
nehmer

5,5 % § 40 Abs. 1 
Satz 1 
Nr. 1 EStG

beitragspflichtig

Nachforderung von 
Lohnsteuer in einer 
größeren Zahl von 
Fällen durch das 
Finanzamt

zu berech-
nen nach 
den steuer-
lichen Ver-
hältnissen 
der Arbeit-
nehmer

5,5 % § 40 Abs. 1 
Satz 1 
Nr. 2 EStG

beitragspflichtig

Gewährung oder 
Bezuschussung von 
arbeitstäglichen 
Mahlzeiten

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 1 EStG

beitragsfrei

Zuwendungen aus 
Anlass von Betriebs-
veranstaltungen

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 2 EStG

beitragsfrei

Gewährung von Er-
holungsbeihilfen, im 
Kalenderjahr 156 € 
für den AN, 104 € 
für Ehegatte und 
52 € für jedes Kind

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 3 EStG

beitragsfrei

Steuerpflichtiger 
Verpflegungskos-
tenersatz bis 100 % 
der steuerfreien 
Pauschbeträge

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 4 EStG

beitragsfrei
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Übereignung von 
Datenverarbei-
tungsgeräten bzw. 
Telekommunika-
tionsgeräten und 
Internetzugang

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 5 EStG

beitragsfrei

Übereignung von 
Ladevorrichtungen 
zum Aufladen von 
Elektro- oder 
Hybridfahrzeugen 
(befristet bis 
31.12.2030)

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 6 EStG

beitragsfrei

Zuschuss eines Ar-
beitgebers an den 
Arbeitnehmer für 
Kosten des Erwerbs 
einer Ladeeinrich-
tung für Elektro- 
oder 
Hybridfahrzeuge 
(befristet bis 
31.12.2030)

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 6 EStG

beitragsfrei

Übereignung von 
betrieblichen Fahr-
rädern

25 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 1 
Nr. 7 EStG

beitragsfrei

Zuschüsse für 
Fahrten Wohnung/
Arbeitsstätte mit 
Pkw sowie Sach-
bezüge aus Firmen-
Pkw für diese 
Fahrten

15 % 5,5 % § 40 Abs. 2 
Satz 2 EStG

beitragsfrei

Arbeitslohn von 
kurzfristig Beschäf-
tigten

25 % 5,5 % § 40a Abs. 1 
EStG

versicherungsfrei, 
wenn Kriterien der 
Kurzfristigkeit er-
füllt

Pauschalierungs-
fähige 
Zuwendungen

Pauschal-
steuersatz

SolZ aus 
der pau-
schalen 
Lohnsteuer

Rechts-
grundlage

Sozialversiche-
rungsrechtliche 
Behandlung
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13.3 Pauschalierung der Lohnsteuer
Geringfügig ent-
lohnte Beschäfti-
gung

2 % § 40a Abs. 2 
EStG

AN versicherungs-
frei in KV, 
AG zahlt 13 %,
AN versicherungs-
pflichtig in RV, 
AG zahlt 15 % und 
AN 3,6 %

Kurzfristig im Inland 
beschäftigte be-
schränkt steuer-
pflichtige Arbeitneh-
mer, die einer 
ausländischen Be-
triebsstätte zuge-
ordnet sind

30 % § 40a Abs. 7 
EStG

beitragspflichtig

Aushilfen in der 
Land- und Forstwirt-
schaft

5 % 5,5 % § 40a Abs. 3 
EStG

siehe oben

Beiträge zu einer 
Direktversicherung 
und Zuwendungen 
in eine Pensions-
kasse bis 
1.752 €/Jahr

20 % 5,5 % § 40b Abs. 1 
EStG a. F.

beitragsfrei, wenn 
zusätzlich zum Ar-
beitslohn oder aus 
Einmalzahlungen, 
sonst beitrags-
pflichtig

Beiträge zu einer 
Gruppenunfallversi-
cherung

20 % 5,5 % § 40b Abs. 3 
EStG

beitragsfrei, wenn 
zusätzlich zum Ar-
beitslohn oder aus 
Einmalzahlungen, 
sonst beitrags-
pflichtig

Sonstige Sachleis-
tungen an Arbeit-
nehmer oder Dritte

30 % 5,5 % § 37b EStG volle Beitrags-
pflicht, wenn an 
eigene Arbeit-
nehmer

Pauschalierungs-
fähige 
Zuwendungen

Pauschal-
steuersatz

SolZ aus 
der pau-
schalen 
Lohnsteuer

Rechts-
grundlage

Sozialversiche-
rungsrechtliche 
Behandlung
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13.4 Übersicht Kirchensteuersätze
123

13.5 Übersicht kirchensteuerberechtigte 
Konfessionen

Bundesland Regel-
kirchen-
steuer

Kirchen-
steuer bei 

Pauschalie-
rung

Aufteilung der 
pauschalen 

Kirchensteuer nach 
Konfessionen

ev rk

Baden-Württemberg 8 % 5 % 50 %1 50 %
Bayern 8 % 7 % 30 % 70 %
Berlin 9 % 5 % 70 % 30 %
Brandenburg 9 % 5 % 70 % 30 %
Bremen 9 % 7 % 80 % 20 %
(Stadt Bremerhaven) 9 % 7 % 90 % 10 %
Hamburg 9 % 4 % 70 % 29,5 %3

Hessen 9 % 7 % 50 %1 50 %
Mecklenburg-Vorpom. 9 % 5 % 90 % 10 %
Niedersachsen 9 % 6 % 73 % 27 %
Nordrhein-Westfalen 9 % 7 % 40,97 %2 58,92 %
Rheinland-Pfalz 9 % 7 % 50 %1 50 %
Saarland 9 % 7 % 25 % 75 %
Sachsen 9 % 5 % 85 % 15 %
Sachsen-Anhalt 9 % 5 % 73 % 27 %
Schleswig-Holstein 9 % 6 % 85 % 15 %
Thüringen 9 % 5 % 73 % 27 %

1 Die Aufteilung ist je nach Region unterschiedlich geregelt. Im Zweifelsfall gilt 50 %/50 %.
2 für die jüdischen Kultusgemeinden 0,07 %, für die altkatholische Kirche 0,04 %
3 für die jüdische Gemeinde 0,5 %

rk = römisch-katholisch
ev = evangelisch, evangelisch-lutherisch, evangelisch-reformiert, französisch-

reformiert
ak = altkatholisch
is = israelitisch, jüdische Kultussteuer
fb = freireligiöse Landesgemeinde Baden
ib = israelitische Religionsgemeinschaft Baden
iw = israelitische Religionsgemeinschaft Württembergs
fg = freireligiöse Landesgemeinde Pfalz
fm = freireligiöse Landesgemeinde Mainz
fs = freireligiöse Gemeinde Offenbach
fa = freie Religionsgemeinschaft Alzey
430



13.6 Übersicht Meldetatbestände DEÜV
13.6 Übersicht Meldetatbestände DEÜV
Meldetatbestände Schlüsselzahl

Anmeldungen

Beginn der Beschäftigung 10

Krankenkassenwechsel 11

Beitragsgruppenwechsel 12

Anmeldung nach Ende der Pflegezeit 13

Anmeldung nach unbezahltem Urlaub oder Streik von mehr als 
einem Monat

13

Anmeldung wegen Rechtskreiswechsel ohne Krankenkassen-
wechsel

13

Anmeldung wegen Wechsel des Entgeltabrechnungssystems 
(optional)

13

Anmeldung wegen Änderung des Personengruppenschlüssels 
ohne Beitragsgruppenwechsel

13

Anmeldung Elternzeit 17

Sofortmeldung bei Aufnahme einer Beschäftigung nach 28a 
Abs. 4 SGB IV

20

Abmeldungen

Ende der Beschäftigung 30

Beginn der Pflegezeit 30

Krankenkassenwechsel 31

Beitragsgruppenwechsel 32

Änderungen im Beschäftigungsverhältnis 33

Ende einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach 
einer Unterbrechung von länger als einem Monat

34

Arbeitskampf von länger als einem Monat 35

Wechsel des Entgeltabrechnungssystems 36

Abmeldung Elternzeit 37

Gleichzeitige An- und Abmeldung wegen Ende der Beschäftigung 40

Abmeldung wegen Tod 49
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13.7 Übersicht Personengruppenschlüssel

Jahres-, Unterbrechungs- und Sondermeldungen

Jahresmeldung 50

Unterbrechung wegen Bezug von bzw. Anspruch auf Entgelt-
ersatzleistungen

51

Unterbrechung wegen Elternzeit 52

Unterbrechung wegen gesetzlicher Dienstpflicht 53

Sondermeldung wegen eines einmalig gezahlten Arbeitsentgelts 
und Märzklausel in den Monaten Februar und März

54

Nicht vereinbarungsgemäß verwendetes Wertguthaben (Störfall) 55

Unterschiedsbetrag bei Entgeltersatzleistungen während Alters-
teilzeitarbeit

56

Entgeltmeldung vor Rentenbeginn 57

GKV-Monatsmeldung 58

Änderungen

Änderung des Aktenzeichens/der Personalnummer des Beschäf-
tigten (optional)

62

Änderung der Staatsangehörigkeit 63

Meldungen in Insolvenzfällen

Jahresmeldung für freigestellte Arbeitnehmer 70

Meldung des Vortages der Insolvenz 71

Entgeltmeldung zum rechtlichen Ende der Beschäftigung 72

Sonstige Meldungen

UV-Jahresmeldung 92

Personengruppen Schlüssel

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne besondere Merkmale 101

Auszubildende ohne besondere Merkmale 102

Beschäftigte in Altersteilzeit 103

Meldetatbestände Schlüsselzahl
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13.7 Übersicht Personengruppenschlüssel
Hausgewerbetreibende 104

Praktikanten (mit einem Entgelt von 0 € oder über 325 €) 105

Werkstudenten 106

Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Werkstätten für 
Behinderte

107

Bezieher von Vorruhestandsgeld 108

Geringfügig entlohnte Beschäftigte 109

Kurzfristig Beschäftigte 110

Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe, Berufsbildungswerken 
oder ähnlichen Einrichtungen für behinderte Menschen

111

Mitarbeitende Familienangehörige in der Landwirtschaft 112

Nebenerwerbslandwirte 113

Nebenerwerbslandwirte, saisonal beschäftigt 114

Ausgleichsgeldempfänger 116

Unständig Beschäftigte – nicht berufsmäßig 117

Unständig Beschäftigte – berufsmäßig 118

Versicherungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher wegen 
Alters

119

Versicherungspflichtige Altersvollrentner 120

Zur Berufsausbildung Beschäftigte (Auszubildende, Praktikanten), 
deren Entgelt die Geringverdienergrenze von 325 € nicht überschreitet

121

Auszubildende in einer außerbetrieblichen Einrichtung 122

Personen, die ein freiwilliges soziales Jahr, ein freiwilliges ökologi-
sches Jahr oder einen Bundesfreiwilligendienst leisten

123

Heimarbeiter ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 124

Behinderte Menschen in einem Integrationsprojekt 127

Seeleute 140

Auszubildende in der Seefahrt 141

Seeleute in Altersteilzeit 142

Seelotsen 143

Personengruppen Schlüssel
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13.8 Übersicht Beitragsgruppenschlüssel

Auszubildende in der Seefahrt, deren Arbeitsentgelt die Geringverdie-
nergrenze nicht überschreitet

144

In der Seefahrt beschäftigte versicherungsfreie Altersvollrentner und 
Versorgungsbezieher wegen Alters

149

In der Seefahrt beschäftigte versicherungspflichtige Altersvollrentner 150

Personen, die in der Unfallversicherung pflichtig sind, aber nicht in 
den anderen SV-Zweigen, z. B. Gesellschafter-Geschäftsführer, 
Praktikanten im vorgeschriebenen Zwischenpraktikum

190

Beitragsgruppen numerisch

Beiträge zur Krankenversicherung
allgemeiner Beitrag

1000

Beiträge zur Krankenversicherung
ermäßigter Beitrag

3000

Beitrag zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung 4000

Arbeitgeberbeitrag zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung 5000

Beiträge zur Krankenversicherung für geringfügig Beschäftigte 6000

Beitrag zur freiwilligen Krankenversicherung (Firmenzahler) 9000

Beiträge zur Rentenversicherung
Beschäftigte, voller Beitrag

0100

Beiträge zur Rentenversicherung
Beschäftigte, halber Beitrag

0300

Beiträge zur Rentenversicherung
für geringfügig Beschäftigte

0500

Beiträge zur Arbeitsförderung
voller Beitrag

0010

Beiträge zur Arbeitsförderung
halber Beitrag

0020

Beiträge zur Insolvenzgeldumlage 0050

Beiträge zur sozialen Pflegeversicherung 0001

Personengruppen Schlüssel
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13.9 Übersicht gesetzliche Feiertage
13.9 Übersicht gesetzliche Feiertage456

4 in den Gemeinden im Landkreis Bautzen und im Westlausitzkreis
5 Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung
6 nur in Augsburg

Feiertage 2026 BW BY B BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
Neujahr (01.01.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Hl. drei Könige (06.01.) X X X

Internationaler Frauentage 
(08.03.)

X X

Karfreitag (03.04.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Ostersonntag (05.04.) X

Ostermontag (06.04.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Tag der Arbeit (01.05.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Christi Himmelfahrt (14.05.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Pfingstsonntag (24.05.) X

Pfingstmontag (25.05.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Fronleichnam (04.06.) X X X X X X 4 5

Friedensfest (08.08.) 6

Mariä Himmelfahrt (15.08.) 5 X

Weltkindertag (20.09.) X

Tag der dt. Einheit (03.10.) X X X X X X X X X X X X X X X X

Reformationstag (31.10.) X X X X X X X X X

Allerheiligen (01.11.) X X X X X

Buß- und Bettag (18.11.) X

1. und 2. Weihnachtstag 
(25. und 26.12.)

X X X X X X X X X X X X X X X X

BW = Baden-Württemberg
BY = Bayern
B = Berlin
BB = Brandenburg
HB = Bremen
HH = Hamburg

HE = Hessen
MV = Mecklenburg-Vorpommern
NI = Niedersachsen
NW = Nordrhein-Westfalen
RP = Rheinland-Pfalz

SL = Saarland
SN = Sachsen
ST = Sachsen-Anhalt
SH = Schleswig-Holstein
TH = Thüringen
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 14 Checklisten für die 
Entgeltabrechnung

14.1 Checkliste – Eintritt von Arbeitnehmern 
(normal) – siehe Kap. 3

Mit „normalen“ Arbeitnehmern werden alle Beschäftigten bezeichnet, die bei einem
Arbeitgeber gegen Arbeitsentgelt beschäftigt sind und nicht zu besonderen Perso-
nengruppen gehören. Zur entsprechenden Feststellung ist zuerst eine Prüfung auf
die Zugehörigkeit vorzunehmen.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung auf besondere Personengruppen (geringfügig, kurzfristig, 
Schüler, Studenten, Praktikanten (eigene Checklisten)

Prüfung auf Mehrfachbeschäftigung (zusätzliche Checkliste)

Unterlagen Steuer-ID und melderechtliches Geburtsdatum

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung 

Prüfung/
Aktion

Sozialversicherungsnummer bzw. Versicherungsnum-
mernnachweis

Unterlagen Mitgliedsbescheinigung der PKV

Unterlagen Bescheinigungen für Befreiung von KV- und PV-Pflicht

Unterlagen Nachweis der Elterneigenschaft

Unterlagen Mitgliedschaft in einem Versorgungswerk

Unterlagen Schulbildung

Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Bildungsurlaubs-Bescheinigung

Unterlagen Bescheinigung über bereits genommene Elternzeit

Unterlagen Vermögenswirksame Leistungen

Unterlagen Vertrag über Altersvorsorge bzw. Nachweis der bisherigen 
Pauschalierung der Lohnsteuer

Aktion Allgemeine Daten erfassen
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14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
Aktion Lohnsteuerdaten erfassen

Aktion Sozialversicherungsdaten erfassen

Aktion Arbeitsrechtliche Daten erfassen

Aktion Meldung an Sozialversicherung

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt
438



14.2 Checkliste – Eintritt von geringfügig Beschäftigten
14.2 Checkliste – Eintritt von geringfügig 
Beschäftigten – siehe Kap. 10.1

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt vor, wenn das regelmäßige monatli-
che Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze nicht überschreitet. Diese Grenze ori-
entiert sich an der Höhe des Mindestlohns bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 10
Stunden und beträgt ab dem 2026 603 € pro Monat (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) 

Für die Prüfung der Geringfügigkeitsgrenze ist das regelmäßige Arbeitsentgelt maß-
geblich, auf das ein Rechtsanspruch besteht (Entstehungsprinzip). Deshalb sind zu-
erst einige Prüfungen vorzunehmen.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung auf besondere Personengruppen, bei denen geringfügige 
Arbeitsverhältnisse nicht zugelassen sind:
• bei einer betrieblichen Ausbildung (z. B. Auszubildende 

und Praktikanten),
• im Rahmen des Gesetzes zur Förderung eines frei-

willigen sozialen Jahres,
• im Rahmen des Gesetzes zur Förderung eines frei-

willigen ökologischen Jahres,
• als behinderte Menschen in geschützten Einrichtungen,
• in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Berufsbil-

dungswerken oder ähnlichen Einrichtungen für behin-
derte Menschen,

• aufgrund stufenweiser Wiedereingliederung in das Er-
werbsleben nach § 74 SGB V bzw. § 28 SGB IX,

• wegen Kurzarbeit oder witterungsbedingten Arbeitsaus-
falls.

Prüfung des Arbeitsentgelts – vorausschauend max. bis zur monat-
lichen Geringfügigkeitsgrenze

Prüfung auf ein weiteres Arbeitsverhältnis – nur ein geringfügiges 
Arbeitsverhältnis erlaubt

Prüfung der Lohnsteuerberechnung – individuell oder pauschal

Prüfung auf Krankenversicherungspflicht – PKV oder GKV-familien-
versichert

Prüfung auf Verzicht der RV-Freiheit

Prüfung auf arbeitsrechtliche Ansprüche – gleiche Ansprüche, wenn 
nicht explizit ausgeschlossen
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14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
Unterlagen Steuer-ID und melderechtliches Geburtsdatum

Unterlagen/
Angabe

Gesetzliche Krankenversicherung (auch bei Familienver-
sicherung)

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung

Prüfung/
Aktion

Sozialversicherungsnummer

Unterlagen Schulbildung

Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Vermögenswirksame Leistungen

Unterlagen Vertrag über Altersvorsorge

Aktion Allgemeine Daten erfassen

Aktion Lohnsteuerdaten erfassen

Aktion Sozialversicherungsdaten erfassen

Aktion Arbeitsrechtliche Daten erfassen 

Aktion Meldung an Sozialversicherung

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt
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14.3 Checkliste – Eintritt von kurzfristig Beschäftigten
441

14.3 Checkliste – Eintritt von kurzfristig 
Beschäftigten – siehe Kap. 10.1.4

Kurzfristig Beschäftigte dürfen im Kalenderjahr nicht mehr 70 Arbeitstage bzw. drei
Monate arbeiten.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung auf Berufsmäßigkeit – berufsmäßig wird eine Beschäfti-
gung dann ausgeübt, wenn sie für die in Betracht kom-
mende Person nicht von untergeordneter wirtschaftlicher 
Bedeutung ist

Prüfung der Dauer – max. 70 Arbeitstage oder drei Monate in einem 
Kalenderjahr

Prüfung der 
Ausnahme-
regelung

eine kurzfristige Beschäftigung liegt dann auch noch vor, 
wenn sie auf 15 Wochen oder 90 Arbeitstage befristet ist 
(Ausnahmen gilt nur für die Landwirtschaft)

Prüfung der Lohnsteuerberechnung – individuell oder pauschal

Prüfung auf arbeitsrechtliche Ansprüche – gleiche Ansprüche, 
wenn nicht explizit ausgeschlossen

Unterlagen Steuer-ID und melderechtliches Geburtsdatum

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung

Prüfung/
Aktion

Sozialversicherungsnummer

Unterlagen Schulbildung

Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Vermögenswirksame Leistungen

Aktion Allgemeine Daten erfassen

Aktion Lohnsteuerdaten erfassen

Aktion Sozialversicherungsdaten erfassen

Aktion Arbeitsrechtliche Daten erfassen

Aktion Meldung an Sozialversicherung



14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
14.4 Checkliste – Eintritt von Arbeitnehmern 
im Übergangsbereich – siehe Kap. 10.2

Beschäftigte im „Übergangsbereich“ verdienen zwischen 603,01 € und 2.000,00 €
pro Monat. Sie genießen eine bevorzugte Abrechnung in der Sozialversicherung und
bezahlen nicht den vollen Arbeitnehmerbeitrag. Der Arbeitnehmerbeitrag wird lang-
sam an die 100 % herangeführt. Aus diesem Grund muss bei der Einstellung der
Status geprüft werden.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung des Arbeitsentgelts – vorausschauend ermitteln, muss zwi-
schen 603,01 und 2.000,00 € liegen

Prüfung auf ein weiteres Arbeitsverhältnis – alle Arbeitsverhältnisse 
sind zusammenzurechnen, bei Überschreiten der 2.000 €-
Grenze sind alle Arbeitsverhältnisse SV-pflichtig

Prüfung auf arbeitsrechtliche Ansprüche – gleiche Ansprüche, wenn 
nicht explizit ausgeschlossen

Unterlagen Steuer-ID und melderechtliches Geburtsdatum

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung

Prüfung/
Aktion

Sozialversicherungsnummer

Unterlagen Mitgliedsbescheinigung der PKV

Unterlagen Bescheinigungen für Befreiung von KV- und PV-Pflicht

Unterlagen Nachweis der Elterneigenschaft 

Unterlagen Mitgliedschaft in einem Versorgungswerk

Unterlagen Schulbildung

Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Bildungsurlaubs-Bescheinigung

Unterlagen Vermögenswirksame Leistungen

Unterlagen Vertrag über Altersvorsorge, bzw. Nachweis der bisherigen 
Pauschalierung der Lohnsteuer

Aktion Allgemeine Daten erfassen
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14.4 Checkliste – Eintritt von Arbeitnehmern im Übergangsbereich
Aktion Lohnsteuerdaten erfassen

Aktion Sozialversicherungsdaten erfassen

Aktion Arbeitsrechtliche Daten erfassen 

Aktion Meldung an Sozialversicherung

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt
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14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
14.5 Checkliste – Eintritt von Studenten 
– siehe Kap. 10.3

Studenten (sogenannte Werkstudenten), die neben ihrem Studium eine Beschäfti-
gung ausüben, haben in der Sozialversicherung besondere Privilegien, wenn die Ar-
beit nachrangig ist und nicht das Studium beeinträchtigt. Dies setzt eine Reihe von
Prüfungen voraus.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung des Status „Student“ – der Student muss als sogenannter 
„ordentlicher Studierender“ an einer Hochschule oder einer 
der fachlichen Ausbildung dienenden Schule immatrikuliert 
sein (z. B. Universität, Fachhochschule, Technische Hoch-
schule usw.)

Prüfung der Art des Studiums – kein Studium im Sinne der SV:
• Überbrückung zwischen Schulabschluss und Studien-

beginn,
• im Urlaubssemester,
• bei einem Teilzeitstudium,
• bei einem dualen Studiengang.

Prüfung der Beschäftigungszeit und des Entgelts – Studenten wer-
den wie „normale“ Arbeitnehmer behandelt, wenn sie die 
Voraussetzungen für geringfügig entlohnte Beschäftigte 
oder kurzfristig Beschäftigte erfüllen

Prüfung auf arbeitsrechtliche Ansprüche

Unterlagen Steuer-ID und melderechtliches Geburtsdatum

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung

Prüfung/
Aktion

Sozialversicherungsnummer

Unterlagen Mitgliedsbescheinigung der GKV

Unterlagen Mitgliedsbescheinigung der PKV

Unterlagen Bescheinigungen für Befreiung von KV- und PV-Pflicht

Unterlagen Nachweis der Elterneigenschaft 

Unterlagen Mitgliedschaft in einem Versorgungswerk

Unterlagen Schulbildung
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14.5 Checkliste – Eintritt von Studenten
Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Bildungsurlaubs-Bescheinigung

Unterlagen Vermögenswirksame Leistungen

Unterlagen Vertrag über Altersvorsorge bzw. Nachweis der bisherigen 
Pauschalierung der Lohnsteuer

Aktion Allgemeine Daten erfassen

Aktion Lohnsteuerdaten erfassen

Aktion Sozialversicherungsdaten erfassen 

Aktion Arbeitsrechtliche Daten erfassen

Aktion Meldung an Sozialversicherung

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt
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14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
14.6 Checkliste – Eintritt von Praktikanten 
– siehe Kap. 10.4

Praktikanten sind Studenten, die sich im Zusammenhang mit einer hoch- oder fach-
schulischen Ausbildung Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen aneignen, die der
Vorbereitung und Unterstützung für die Ausübung ihres späteren Berufs dienen.

Die beitragspflichtige Behandlung ist davon abhängig, zu welchem Zeitpunkt das
Praktikum absolviert wird (Vor-, Nach- oder Zwischenpraktikum), und davon, ob es
sich um ein vorgeschriebenes oder ein freiwilliges Praktikum handelt. Dies setzt eine
Reihe von Prüfungen voraus.

Eine besondere Stellung hat das „Schülerpraktikum“. Dieses wird von allgemeinbil-
denden Schulen angeboten, ist Bestandteil des schulischen Unterrichts und somit
nicht kranken-, pflege-, renten- und arbeitslosenversicherungspflichtig.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung des Status „Student“ – ein Praktikant muss als „ordentlicher 
Studierender“ an einer Hochschule oder einer der fach-
lichen Ausbildung dienenden Schule immatrikuliert sein 
(z. B. Universität, Fachhochschule, Technische Hoch-
schule usw.)

Prüfung auf vorgeschriebenes Zwischenpraktikum

Prüfung auf vorgeschriebenes Vor- oder Nachpraktikum

Prüfung auf nicht vorgeschriebenes (freiwilliges) Praktikum

Prüfung auf arbeitsrechtliche Ansprüche

Unterlagen Immatrikulationsbescheinigung

Unterlagen Nachweis für ein vorgeschriebenes Praktikum

Unterlagen Steuer-ID und melderechtliches Geburtsdatum

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung

Prüfung/
Aktion

Sozialversicherungsnummer

Unterlagen Nachweis der Mitgliedschaft in der GKV

Unterlagen Schulbildung

Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Vermögenswirksame Leistungen
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14.6 Checkliste – Eintritt von Praktikanten
Unterlagen Vertrag über Altersvorsorge bzw. Nachweis der bisherigen 
Pauschalierung der Lohnsteuer

Aktion Allgemeine Daten erfassen

Aktion Lohnsteuerdaten erfassen

Aktion Sozialversicherungsdaten erfassen

Aktion Arbeitsrechtliche Daten erfassen

Aktion Meldung an Sozialversicherung

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt
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14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
14.7 Checkliste – Austritt – siehe Kap. 3
Bei einem Austritt sind diverse Prüfungen vorzunehmen, in deren Rahmen vor allem
der Status des Arbeitnehmers festgestellt werden muss. Hiervon sind Bescheinigun-
gen und Meldungen abhängig. Der Arbeitnehmer muss abschließend abgerechnet
werden, d. h., alle Forderungen sind gegenseitig abzuwickeln.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung der Art der Kündigung (Arbeitnehmer oder Arbeitgeber)

Prüfung ggf. noch ausstehender Zahlungen

Prüfung einer möglichen Abfindung

Unterlagen Lohnsteuerbescheinigung

Unterlagen Urlaubsbescheinigung

Unterlagen Bescheinigung über bereits genommene Elternzeit

Unterlagen Bildungsurlaubs-Bescheinigung

Unterlagen Arbeitszeugnis

Unterlagen Arbeitsbescheinigung nach § 312 SGB III 

Unterlagen Bescheinigung von Wertguthaben

Aktionen Endabrechnung durchführen

Aktionen Rückgabe Firmeneigentum

Aktionen Versorgungsansprüche berechnen

Aktionen Information des Arbeitnehmers zur Meldung bei der 
Agentur für Arbeit

Aktionen Pfändungen – Information des Gläubigers

Aktionen Elektronische Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung

Aktionen DEÜV-Abmeldung

Aktionen UV-Jahresmeldung
448



14.8 Checkliste – Mehrfachbeschäftigungen
14.8 Checkliste – Mehrfachbeschäftigungen 
– siehe Kap. 10.8

Hat ein Arbeitnehmer mehrere Beschäftigungen, so sind diese gemeinsam zu be-
trachten. Es ergeben sich vor allem in der Sozialversicherung Aktivitäten für den Ar-
beitgeber. Bei Arbeitnehmern, die mehrere Arbeitsverhältnisse haben, müssen diese
wegen der korrekten Berechnung der SV-Beiträge dem Arbeitgeber mitgeteilt wer-
den, da die Arbeitsentgelte aller Arbeitgeber zusammenzurechnen sind.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung auf weitere Arbeitsverhältnisse

Prüfung auf selbständige Tätigkeit

Prüfung auf Tätigkeit beim gleichen Arbeitgeber – wenn vorhanden, 
wie ein Arbeitsverhältnis bewerten

Prüfung auf Entgelt – Grenzwerte können durch Addition über-
schritten werden
• bis 603 € – Geringfügigkeit
• 603,01 € bis 2.000 € – Übergangsbereich
• JAEG – evtl. KV-Freiheit 

Prüfung als Geringfügiger mit einem Hauptarbeitsverhältnis

Prüfung als Geringfügiger mit mehreren geringfügigen Arbeitsver-
hältnissen

Prüfung als Gleitzonenbeschäftigter

Prüfung normaler SV-pflichtiger Beschäftigungen

Aktion Beitragsbemessungsgrenze anteilig berechnen

Aktion Jahresarbeitsentgeltgrenze prüfen

Aktion GKV-Monatsmeldung, wenn von der Krankenkasse ange-
fordert
449



14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
14.9 Checkliste – Krankheit/Kur 
– siehe Kap. 8.1

Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz vom 26.05.1994 erwerben alle in Deutschland
beschäftigten Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Krankheit/Kur
für die Dauer von sechs Wochen. Hinweis: Alle nachstehend beschriebenen Punkte
gelten sowohl für Krankheit als auch für Kur.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung auf Anspruch zur Entgeltfortzahlung

Prüfung auf rechtzeitige Meldung

Prüfung auf Gesamtdauer der Erkrankung – 42-Tage-Regelung be-
achten

Unterlagen Meldung der Arbeitsunfähigkeit

Unterlagen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung

Aktionen Grundlage für Entgeltfortzahlung ermitteln 

Aktionen Teilmonatsberechnung

Aktionen DEÜV-Abmeldung
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14.10 Checkliste – Mutterschaft
14.10 Checkliste – Mutterschaft 
– siehe Kap. 8.4

Grundlage für die Beschäftigung von werdenden Müttern ist das Mutterschutzgesetz
(MuSchG). Nach § 5 Abs.1 MuSchG soll die werdende Mutter dem Arbeitgeber ihre
Schwangerschaft und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen, sobald
sie davon Kenntnis erlangt hat. Mit Beginn bzw. Bekanntgabe der Schwangerschaft
können unmittelbare Beschäftigungsverbote verbunden sein. Es ist zwischen indivi-
duellen und generellen Beschäftigungsverboten zu unterscheiden.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Prüfung der maßgeblichen Datumsangaben – Meldetag, Beginn 
Mutterschutzfrist 

Prüfung auf individuelles Beschäftigungsverbot

Unterlagen Bestätigung der Schwangerschaft

Unterlagen Bescheinigung über das Mutterschaftsgeld

Aktionen Arbeitsplatz entsprechend individuellem Beschäftigungs-
verbot anpassen 

Aktionen Gespräch über mögliche Anpassungen des Arbeitsplatzes 
bzw. der Versetzung im Rahmen des MuSchG auf Grund-
lage der Gefahrenbeurteilung des Arbeitgebers

Aktionen Beginn der Mutterschutzfrist ermitteln 

Aktionen Dauer der Mutterschutzfrist ermitteln 

Aktionen Informationspflichten

Aktionen Entgeltbescheinigung für Krankenkasse

Aktionen Grundlage für Mutterschaftslohn ermitteln 

Aktionen Grundlage für Zuschuss zum Mutterschaftsgeld ermitteln 

Aktionen Teilmonatsberechnung 

Aktionen Status in Pflegeversicherung ändern

Aktionen Rückvergütung durch Umlageversicherung (U2)

Aktionen DEÜV-Meldung
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14 Checklisten für die Entgeltabrechnung
14.11 Checkliste – Dienstwagen 
– siehe Kap. 9.6.17

Wenn einem Arbeitnehmer ein Firmenfahrzeug zur Privatnutzung zur Verfügung ge-
stellt wird, entsteht steuer- und sozialversicherungspflichtiger Arbeitslohn. Der ent-
sprechende geldwerte Vorteil wird vom Arbeitgeber im Zuge der Lohnabrechnung er-
mittelt.

Tabelle der notwendigen Maßnahmen erledigt

Unterlagen Kauf- oder Leasingvertrag

Unterlagen Vertragliche Vereinbarung mit Arbeitnehmer (z. B. 
Nutzungsüberlassungsvereinbarung oder Zuzahlungen)

Prüfung der vertraglichen Vereinbarung

Prüfung der genehmigten Privatnutzung

Prüfung auf Pauschalversteuerung

Aktion Geldwerten Vorteil berechnen (Fahrtenbuch)

Aktion Geldwerten Vorteil für Privatfahrten berechnen (Pauschal-
regelung)

Aktion Geldwerten Vorteil für Fahrten Wohnung/Arbeitsstätte be-
rechnen (Pauschalregelung)
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HR & Payroll 
Tools Days 2026
7.–8. Juli 2026 | Köln 
Referent/in: Janette Rosenberg, Markus Stier

Ihr Nutzen:
  kompakter Marktüberblick über aktuelle HR- und Payroll-Tools 

  fachliche Orientierung durch Keynotes und Praxisbeispiele 

  direkter Zugang zu Experten und Anbietern 

  Networking: Neue Kontakte und Austausch auf Augenhöhe 

  kostenfreie Teilnahme für Käufer des Buches „Einmaleins der  
 Entgeltabrechnung 2026“ an der diesjährigen Veranstaltung

Jetzt anmelden: www.datakontext.com

Ihr 
Buchvorteil: 
kostenfrei 

teilnehmen – 
Gutscheincode 
1x12026 jetzt 

einlösen!



Der Wissensvorsprung 
für Ihre Arbeit –  
direkt ins Postfach!
Jetzt den kostenfreien LOHN+GEHALT Newsletter bestellen: 
lohnundgehalt-magazin.de/newsletter
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Werden Sie Teil
unserer Community

ARBEITSGEMEINSCHAFT
IN DER ENTGELTABRECHNUNG:

 persönliches Netzwerk
 vertraulicher, fachlicher Austausch
 Informationen aus erster Hand
 seit über 40 Jahren etabliert
 1.200 Teilnehmer bundesweit

Weitere Infos unter: 
datakontext.com/argen





 Mehr wissen mit 
LOHN+GEHALT Plus

Gratis im Abo: 
die Lohnsteuer- 

Mitteilungen

Jetzt 30 Tage kostenfrei testen:  
www.lohnundgehalt-magazin.de

▪  Abrechnungspraxis verständlich  
auf den Punkt gebracht

▪  Aktueller Überblick der Rechtsprechung  
im Arbeits-, Sozial-, Steuer und Pfändungs-
recht sowie der Verwaltungsanweisungen aus 
 Ministerien und Spitzenverbänden 

▪  Fachzeitschrift LOHN+GEHALT 8x jährlich per Post und digital

▪  Fachzeitschrift LOHNSTEUER-MITTEILUNGEN 12x jährlich digital

▪  Exklusiver Zugriff auf Premium-Inhalte sowie kostenfreier  
On-Demand-Zugriff auf ausgewählte  Online-Schulungen

▪  4x im Jahr exklusives Online-Refreshment  
der Chefredaktion mit vielen wichtigen  
Hintergrund informationen

▪  10 % Rabatt auf alle  
Online-Kompakt kurse  
im Bereich Entgelt-
abrechnung sowie auf  
die Teilnahme gebühr  
zur alga-Regional  tagung 
online

▪  nur 449,— € im Jahr 
(inkl. Mwst. und Versand)
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